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„Die Kirche kann den Liebesdienst so wenig ausfallen lassen wie Sakrament und Wort“1 

                                            
1 Papst Benedict XVI,  Enzyklika Deus Caritas est, Nr. 22. 
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 A) Einleitung 

Das katholisch-kirchliche Leben und Handeln lässt sich theologisch betrachtet in drei 

übergeordneten Kategorien beschreiben: Glauben weitergeben, feiern und leben. Mit an-

deren Worten: Verkündigung2, Liturgie3 und karitative Diakonie4. Diese drei Säulen bilden 

die theologische Grundlage für das christlich-gemeindliche Leben und hier verwirklicht sich 

auch der Sendungsauftrag der katholischen Kirche: die Verkündigung der Botschaft Christi 

durch das Zeugnis des Lebens und das Wort5. Zusammen mit der Glaubensverkündigung 

und dem Gottesdienst zählt die karitative Diakonie zu den drei Grundfunktionen der katho-

lischen Kirche6. 

Karitative Diakonie oder der synonym verwendete Begriff „Caritas“ bedeutet tätige Nächs-

tenliebe. Das in der Lehre Jesu Christi wurzelnde Gebot der Nächstenliebe richtet sich an 

jeden einzelnen Christen ebenso wie an die christliche Gemeinschaft in ihrer Gesamtheit7. 

Die katholische Kirche sieht sich daher verpflichtet, Menschen in materiellen wie seeli-

schen Notlagen helfend zur Seite zu stehen und in der Gesellschaft für Gerechtigkeit ein-

zutreten. Sie existiert ihrem eigenen Selbstverständnis nach nicht für sich selbst, sondern 

trägt eine Verantwortung sowohl für den Einzelnen als auch für die Gesellschaft8. In der 

Ausübung der christlichen Nächstenliebe verwirklicht sich dieses Grundverhältnis der Kir-

che zum Menschen und zur Welt9. Caritas ist Lebensvollzug der Kirche10. 

Als Folge dieses Selbstverständnisses hat sich die christliche Gemeinschaft seit jeher den 

„Armen und Leidenden“ angenommen11. Die erste Erscheinungsform christlicher Nächs-

tenliebe war die noch wenig strukturierte Gemeindecaritas. Aus ihr entwickelte sich aber 
                                            
2
 Buch III. des Codex Iuris Canonici in der Fassung vom 25.01.1983 (nachfolgend CIC). 

3
 Buch IV. CIC. 

4
 Hallermann, Strukturen kirchlicher Caritas im geltenden Recht, AfkKR Bd. 199 (1999), S. 443; Falterbaum, 

Caritas und Diakonie: Struktur- und Rechtsfragen, S. 10; Fischer, Das konfessionelle Krankenhaus, S. 19; 
Völkl, Caritative Diakonie als Auftrag der Kirche, Essener Gespräche Bd. 8 (1974), S. 9; DBK, AH 209, S. 16. 
5
 Lumen Gentium Nr. 35. 

6
 Hierold, Handbuch für Katholisches Kirchenrecht, S. 1027 ff.; Hallermann, Strukturen kirchlicher Caritas im 

geltenden Recht, AfkKR Bd. 199 (1999), S. 443; Falterbaum, Caritas und Diakonie: Struktur- und Rechtsfra-
gen, S. 10; Fischer, Das konfessionelle Krankenhaus, S. 19; Arbeitshilfe Nr. 209 herausgegeben vom Sekre-
tariat der Deutschen Bischofskonferenz, Bonn 2007: Das Profil sozialer Einrichtungen in kirchlicher Träger-
schaft im Kontext von Kooperationen und Fusionen, S. 16, URL: 
http://www.dbk.de/fileadmin/redaktion/veroeffentlichungen/arbeitshilfen/AH_209.pdf (Abruf am 14.05.2010). 
7
 Hierold, HdbKathKR, S. 1028; Völkl, Caritative Diakonie als Auftrag der Kirche, Essener Gespräche Bd. 8 

(1974), S. 9; Isensee, HdBStKR, Bd. II, S. 667. 
8
 Der Rat der evangelischen Kirche in Deutschland und die Deutsche Bischofskonferenz (Hrsg.),Sozialwort 

der Kirchen 1997, Ziff. 3.2.3. 
9
 Völkl, Caritative Diakonie als Auftrag der Kirche, Essener Gespräche Bd. 8 (1974), S. 9. 

10
 S. Präambel der Satzung des Deutschen Caritasverbandes e. V. (DCV) vom 16. Oktober 2003 in der Fas-

sung vom 18. Oktober 2005. 
11

 Völkl, ebd. 

http://www.dbk.de/fileadmin/redaktion/veroeffentlichungen/arbeitshilfen/AH_209.pdf
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bereits nach kurzer Zeit die erste organisierte Kranken- und Armensorge in räumlich ge-

sonderten Einrichtungen12 bis schließlich zahlreiche kirchliche Hospitäler, Anstalten, Klös-

ter und Stiftungen die karitativen Aufgaben und deren Organisation übernahmen13. Diese 

spezifischen Wohltätigkeitsanstalten waren lange Zeit eine rein kirchliche Erscheinung14. 

Erst im 12. Jahrhundert n. Chr. entstanden im Zuge der Verstädterung die ersten auf bür-

gerliche Initiativen zurückgehenden Wohltätigkeitsanstalten15. Ausschließlich staatlich ver-

antwortete Anstalten gab es erstmals in der Reformationszeit16. Der Ursprung der organi-

sierten Wohlfahrtspflege in ihrer heutigen Gestalt liegt damit in der kirchlichen Caritas. 

Heute teilen sich in Deutschland sowohl kirchliche und private als auch öffentliche Träger 

die sozialstaatliche Verantwortung. Das Wohlfahrtswesen der beiden großen christlichen 

Kirchen stellt in der Summe aber noch immer mehr als die Hälfte aller sozialen Einrichtun-

gen17. Die katholisch-kirchlichen Einrichtungen, Dienste und Unternehmen18 sind größten-

teils dem Deutschen Caritasverband e. V. (DCV) angeschlossen. Er organisiert als Dach-

verband der katholischen Wohlfahrtspflege und größter Wohlfahrtsverband in Deutschland 

die soziale Arbeit der katholischen Kirche. In ihrer Gesamtheit werden die katholischen 

Sozialeinrichtungen deshalb auch als „verbandliche“19, „verbandlich organisierte“20 oder 

„organisierte“21 Caritas bezeichnet22. 

Zusammen decken die unzähligen Einrichtungen der organisierten Caritas heute nahezu 

alle sozialen Lebensbereiche ab. Katholische Pflegeheime, Sozialstationen, Krankenhäu-

                                            
12

 Depenheuer, HdBStKR, S. 764. 
13

 Die Gründung der ersten kirchlichen Hospitäler ist aus dem 4. Jahrhundert n. Chr. überliefert, vgl. Borgolte, 
Theologische Realenzyklopädie, Band XXXII, S. 168 m. w. N. Zur Geschichte der Caritas Hammann, Die 
Geschichte der christlichen Diakonie. 
14

 Isensee, HdBStKR, Bd. II., S. 667. 
15

 Borgolte, Theologische Realenzyklopädie, Band XXXII, S. 168; Bauer, die GmbH als Rechtsform karitati-
ver Einrichtungen der Kirche, S. 9. 
16

 Borgolte, Theologische Realenzyklopädie, Band XXXII, S. 171; Bauer, die GmbH als Rechtsform karitati-
ver Einrichtungen der Kirche, S. 10. 
17

 S. unten B) III. 3. 
18

 Die Begriffe „Einrichtung“, „Dienst“ und „Unternehmen“ bezeichnen in vorliegender Arbeit in Anlehnung an 
den betriebsverfassungsrechtlichen Betriebsbegriff die funktionale organisatorische Einheit von Sach- und 
Personalmitteln zur Verwirklichung eines bestimmten Zweckes. Zum betriebsverfassungsrechtlichen Begriff 
vgl. Richardi, BetrVG, § 1 Rn. 17 m. w. N. 
19

 DBK, AH 209, S. 5. 
20

 Gabriel, Caritas und Sozialstaat unter Veränderungsdruck, S. 152. 
21

 Hallermann, Strukturen kirchlicher Caritas im geltenden Recht, AfkKR Bd. 199 (1999), S. 443, 447; Lob-
Hüdepohl, Organisierte Caritas: Lorenz Werthmann und der Mehrwert kirchlicher Sozialarbeit für eine mo-
derne Gesellschaft, S. 1 ff. 
22

 In vorliegender Untersuchung wird fortan die Bezeichnung „organisierte Caritas“ den etwas gebräuchliche-
ren Bezeichnungen „verbandliche“ und „verbandlich organisierte“ Caritas vorgezogen, um auch diejenigen 
sozialkaritativen Einrichtungen der katholischen Kirche begrifflich mit zu erfassen, die nicht dem DCV ange-
schlossen sind. 
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ser, Behinderteneinrichtungen, Obdachlosenunterkünfte, Kindergärten, Frauenhäuser, Be-

ratungsstellen etc. erbringen in annähernd jeder denkbaren sozialen Problemlage oder 

Lebenssituation zielgruppenspezifische und professionalisierte Hilfeleistungen. 

Die Einrichtungen der organisierten Caritas bieten ihre sozialen Dienste konfessionsunab-

hängig jedem an, der sie benötigt23. Zudem beschäftigen sie zahlreiche Mitarbeiter, die 

nicht der katholischen Glaubensgemeinschaft angehören und selbst die Leitungsebene 

wird nicht überwiegend durch Geistliche als Vertreter der katholischen Kirche besetzt. In 

diesen Punkten unterscheidet sich die organisierte Caritas grundlegend von den beiden 

anderen kirchlichen Grundfunktionen Verkündigung und Gottesdienst. Letztere werden 

von Geistlichen geleitet und finden innerhalb der Gemeinschaft der Gläubigen statt. Sie 

verkörpern damit spezifisch-religiöse Aspekte des kirchengemeindlichen Lebens und sind 

ausschließlich und eindeutig kirchliche Erscheinungen. Demgegenüber geht die Caritas 

weit über den spezifisch religiösen Bereich hinaus und erschließt erheblich mehr Bereiche 

des gesellschaftlichen Lebens. In weltlichen Kategorien gesprochen erweist sich die kari-

tative Grundfunktion der katholischen Kirche in diesem Zusammenhang auch als gemein-

nützig anerkannte Förderung der Allgemeinheit24. Dabei spielt es keine Rolle, ob die sozi-

alkaritativen Einrichtungen, ihrer religiösen Begründung folgend, diesen Nutzen überhaupt 

anstreben. Entscheidend ist allein, dass die Wirkungen der staatlichen Allgemeinheit 

zugutekommen25. Die katholische Kirche und ihre Sozialeinrichtungen erfüllen jedenfalls 

öffentliche Aufgaben, für die regelmäßig auch eine staatliche Verantwortung besteht. 

Kirchliche Einrichtungen und Unternehmungen sind – mit Ausnahme von rein wirtschaftli-

chen Unternehmen - aufgrund ihrer Ansiedlung zwischen Staat und Privatwirtschaft ferner 

ein wesentlicher Bestandteil des sogenannten „Dritten Sektors“26 und gestalten diesen 

maßgeblich mit27. Hier zeigt die organisierte Caritas auch ein weltliches Gesicht. 

                                            
23

 DCV (Hrsg.), Leitlinien für unternehmerisches Handeln der Caritas, in: neue Caritas, Ausgabe 20/2008, S. 
31, 32. 
24

 Vgl. hierzu Evangelisch-katholische Arbeitsgruppe, Aktuelle Herausforderungen im Bereich sozialer 
Dienstleistungen in Europa, KuR 2000, S. 13, 15 ff. 
25

 Isensee, HdBStKR, Bd. II, S. 697. 
26

 Der Begriff des „Dritten Sektors“ stammt ursprünglich aus den Sozialwissenschaften und beschreibt einen 
Bereich organisierter Verfolgung ideeller Interessen, der weder dem staatlichen (sog. „Erster Sektor“) noch 
dem wettbewerblich orientierten privatwirtschaftlichen (sog. „Zweiter Sektor“) Bereich zugeordnet werden 
kann. Näher hierzu v. Hippel, Grundprobleme von Nonprofit-Organisationen, S. 9 ff.; Walz, Die Selbstlosig-
keit gemeinnütziger Non-Profit-Organisationen im Dritten Sektor zwischen Staat und Markt, JZ 2002, S. 268, 
269. 
27

 V. Campenhausen, Staatskirchenrecht im Dritten Sektor, Non Profit Law Yearbook 2002, S. 1 ff. 



 
4 

 

Die organisierte Caritas ist trotz ihres im Vergleich zu Verkündigung und Liturgie weniger 

offensichtlich ausgeprägten kirchlichen Charakters eine „Wesens- und Lebensäußerung“28 

der katholischen Kirche. Die katholische Kirche versteht die organisierte Caritas als integ-

ralen Bestandteil der Kirche und missionarisches Zeugnis29. Ihre Einrichtungen weisen 

demnach einen unverwechselbaren kirchlichen Charakter auf, der sie von den Sozialein-

richtungen der weltlichen Wohlfahrtspflege unterscheidet. In erster Linie zeichnet sich die 

Caritas durch ihre religiöse Motivation und Dimension, den Gottesbezug und ihren Ur-

sprung in der katholischen Lehre aus30. Einrichtungen der organisierten Caritas haben sich 

auch stets an der Glaubens- und Sittenlehre sowie der Rechtsordnung der katholischen 

Kirche auszurichten. Die charakterisierenden Wesensmerkmale der spezifischen Kirch-

lichkeit einer karitativen Einrichtung werden im kirchlichen Schrifttum auch unter dem Be-

griff des „kirchlichen Proprium“31 zusammengefasst. 

Obwohl die tätige Nächstenliebe bedingungslos erfolgt und nicht religiös funktionalisiert 

werden darf32 , spielen die sozialkaritativen Einrichtungen in ihrer Funktion als Träger 

christlicher Werte in der Gesellschaft seit jeher eine wichtige und derzeit an Bedeutung 

hinzugewinnende Rolle für die katholische Kirche33. Schließlich genießt die organisierte 

Caritas ein hohes Ansehen in der Öffentlichkeit34, weshalb ihr bisweilen auch die Rolle 

eines „Imageretters“ für die katholische Kirche attestiert wird35. Dies gilt gerade in Zeiten, 

in denen das allgemeine Interesse an spezifisch religiösen Inhalten und Glaubenslehren 

als tendenziell rückläufig bezeichnet werden muss und das Ansehen der katholischen Kir-

che aufgrund der in jüngster Vergangenheit bekannt gewordenen Missbrauchsfälle starken 

Schaden genommen hat. Demgegenüber erreicht die organisierte Caritas mit ihren breit 

gefächerten sozialen Dienstleistungen und Angeboten nahezu alle Bevölkerungsteile. 

Schließlich sind unter den Leistungsempfängern mitunter auch Menschen, die der Kirche 

kritisch oder gar ablehnend gegenüberstehen. Durch den sozialen Dienst auch an eben 

                                            
28

 Siehe nur Völkl, Caritative Diakonie als Auftrag der Kirche, Essener Gespräche Bd. 8 (1974), S. 9. 
29

 DBK, AH Nr. 209, S. 45. 
30

 Leisner, Das kirchliche Krankenhaus im Staatskirchenrecht, Essener Gespräche Bd. 17 (1983), S. 13, 27. 
31

 Eingehend Pree, Zur Frage nach dem Proprium kirchlicher Einrichtungen: Eine kanonistische Perspektive, 
Essener Gespräche Bd. 34 (2000), S. 47 ff. 
32

 DCV (Hrsg.), Leitlinien für unternehmerisches Handeln der Caritas, in: neue Caritas, Ausgabe 20/2008, S. 
31, 32. 
33

 Gabriel, Caritas und Sozialstaat unter Veränderungsdruck, S. 57. 
34

 Lehner, Caritas als Sozialunternehmen und Grundfunktion der Kirche, in: Manderscheid/Hake (Hrsg.), Wie 
viel Caritas braucht die Kirche - wie viel Kirche braucht die Caritas? S. 81. 
35

 Bucher, vom Aschenputtel zum Imageretter, Die Caritas in der Transformationskrise der katholischen Kir-
che, in: Manderscheid/Hake (Hrsg.), Wie viel Caritas braucht die Kirche - wie viel Kirche braucht die Caritas? 
S. 13 ff. 
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diesen Menschen kann die organisierte Caritas den Sendungs- und Wirkungskreis der 

katholischen Kirche erheblich erweitern. 

Das besondere kirchliche Proprium der organisierten Caritas zu fördern und allerlei Ten-

denzen der Verweltlichung entgegenzutreten, ist nicht zuletzt aus vorgenannten Gründen 

ein Hauptanliegen der katholischen Kirche. In erster Linie aber muss die katholische Kir-

che auch zum Schutz ihrer eigenen Glaubwürdigkeit stets darauf bedacht sein, dass Ein-

richtungen und Institutionen, die nach außen als „kirchlich“ oder „katholisch“ auftreten, sich 

nicht in Widerspruch zur kirchlichen Sendung und Rechtsordnung setzen. Dieses Schutz-

interesse ist schließlich auch im Recht der katholischen Kirche verankert. Demnach darf 

sich ohne Zustimmung der zuständigen kirchlichen Autorität „keine Unternehmung“ als 

katholisch bezeichnen36. 

 

 I.  Problemaufriss 

Die kirchliche Identität sozialkaritativer Einrichtungen ist allerdings nicht nur aus theologi-

scher und kirchenrechtlicher Sicht, sondern gerade auch aus Sicht des staatlichen Rechts, 

das Religion und Religionsausübung unter einen besonderen verfassungsrechtlichen 

Schutz stellt37, von erheblicher Bedeutung. Einrichtungen, die „kirchlich“ im rechtlichen 

Sinne sind, unterliegen dem religionsverfassungsrechtlich38 geschützten Bereich der kirch-

lichen Selbstbestimmung39 und können infolgedessen eine Sonderstellung innerhalb der 

staatlichen Rechtsordnung für sich beanspruchen, die anderen Sozialeinrichtungen nicht 

offen steht. Praktisch bedeutsame Sonderrechte kirchlicher Einrichtungen finden sich in 

diesem Zusammenhang beispielsweise im Arbeitsrecht, im Stiftungs- und Vereinsrecht, im 

Datenschutzrecht oder auch im Krankenhausorganisationsrecht40. Diese feste und mitun-

ter weitreichende Verankerung bestimmter Freiheiten und Sonderrechte in der staatlichen 

Rechtsordnung ist die Grundvoraussetzung dafür, dass sich die kirchliche Identität der or-

ganisierten Caritas im Wettstreit mit den vielschichtigen und mitunter auch kirchenfeindli-

chen Interessen in der säkularen und pluralisierten Gesellschaft behaupten kann. Als ge-

                                            
36

 Vgl. bspw. cann. 216, 300, 803 § 3, 808 CIC. 
37

 Eingehend hierzu Kästner in: Stern/Becker (Hrsg.), Art. 4 GG; sowie in: BK, Art. 140 GG. 
38

 Nach einer im Vordringen befindlichen Auffassung, beschreibt der Begriff „Religionsverfassungsrecht“ das 
Verhältnis zwischen Staat und Religionsgemeinschaften treffender und umfassender als der herkömmliche 
Begriff „Staatskirchenrecht“, vgl. hierzu eingehend v. Campenhausen in: Mangoldt/Klein/Starck, GG III, Art. 
140 GG, Rn. 12; Kästner/Couzinet, Der Rechtsstatus kirchlicher Stiftungen staatlichen Rechts des 19. Jahr-
hunderts, S. 7; für die Bezeichnung „Religionsrecht“ hingegen: Classen, Religionsrecht, S. 2 f. 
39

 Kästner, BK, Art. 140 GG, Rn. 296. 
40

 Ausführlich hierzu unten C) V. 
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setzlich gleichgeschaltete Sozialagenturen würden karitative Einrichtungen hingegen Ge-

fahr laufen, ihre kirchliche Identität zu verlieren und damit ihre Besonderheit als christli-

ches Zeugnis in der Welt41. 

Aus dem besonderen kirchlichen Charakter einer Einrichtung ergeben sich demnach in 

einigen Rechtsgebieten ganz konkrete Rechtsfolgen. Daraus folgt zwangsläufig die Not-

wendigkeit, Einrichtungen auch rechtlich in die Kategorien „kirchlich“ oder „nicht kirch-

lich“ einzustufen. Blickt man allerdings auf die rechtliche Organisation der Caritas und der 

ihr angeschlossenen Einrichtungen, ergibt sich ein inhomogenes Bild. Weder die katholi-

sche Kirche noch die Caritas sind Gesamtunternehmen oder Konzerne im juristischen  

Sinne42. Vielmehr setzt sich die organisierte Caritas aus einer Vielzahl von Einrichtungen 

und Diensten zusammen, die jeweils in Trägerschaft von vielen verschiedenen Rechtsper-

sonen stehen. Nur ein vergleichsweise kleiner Teil dieser Einrichtungen steht noch in un-

mittelbarer Trägerschaft der katholischen Kirche selbst, etwa als rechtlich unselbständiger 

Eigenbetrieb einer Diözese oder einer Pfarrei. Die große Mehrheit der katholischen Sozi-

aleinrichtungen ist vielmehr in Rechtsformen des staatlichen Privatrechts und damit au-

ßerhalb der verfassten Kirche organisiert43. Überdies schreitet die rechtliche Verselbstän-

digung kircheneigener Einrichtungen kontinuierlich fort44. Im Rechtsverkehr treten die pri-

vatrechtlich organisierten Einrichtungen und Unternehmen als autonome Rechtspersonen 

auf. Die organisierte Caritas in ihrer Gesamtheit erscheint insoweit als eigener institutionel-

ler Komplex, der organisationsrechtlich betrachtet neben der verfassten katholischen Kir-

che steht. 

Trotz dieser rechtlichen Eigenständigkeit ist die organisierte Caritas ein fester Bestandteil 

der Kirche – nicht nur aus Sicht der katholischen Kirche45 und der Verantwortungstragen-

den der Caritas46, sondern gerade auch aus Sicht des säkularen Rechtsstaats. Schließlich 

wird der Dienst am Nächsten von der staatlichen Rechtsordnung als ureigener Grundauf-

                                            
41

 Depenheuer, HdBStKR Bd. II, S. 758. 
42

 Schmitz-Elsen, HdBStKR, Bd. II, S. 791. Zu den Trägerstrukturen der Caritas ausführlich Falterbaum, Cari-
tas und Diakonie: Struktur- und Rechtsfragen, S. 93 ff. 
43

 Reichold, Europa und das deutsche Arbeitsrecht – Auswirkungen der Antidiskriminierungs-Richtlinie 
2000/78/EG auf kirchliche Arbeitsverhältnisse, NZA 2001, S. 1054, 1056. 
44

 Vgl. hierzu am Beispiel ordenseigener Krankenhäuser eingehend Fischer, Das konfessionelle Kranken-
haus, S. 28 ff. 
45

 S. Fn. 4. 
46

 So ausdrücklich die Präambel der Satzung des DCV vom 16. Oktober 2003 in der Fassung vom 18. Okto-
ber 2005; vgl. ferner auch DCV (Hrsg.), Leitlinien für unternehmerisches Handeln der Caritas, in: neue Cari-
tas, Ausgabe 20/2008, S. 31, 32. 



 
7 

 

trag und Lebensvollzug der Kirche anerkannt47. Die Caritas nimmt „ein Stück Auftrag der 

Kirche in dieser Welt“ wahr, wie es das Bundesverfassungsgericht in seiner für die Thema-

tik grundlegenden „Goch-Entscheidung“ ausgedrückt hat48. Demnach haben gerade auch 

diejenigen karitativen Einrichtungen, die privatrechtlich organisiert sind und nicht unmittel-

bar in Trägerschaft der katholischen Kirche stehen in einem gewissen Umfang an der ver-

fassungsrechtlich garantierten Religions- und Kirchenfreiheit teil und können demzufolge 

auch die besondere Rechtsstellung, welche die staatliche Rechtsordnung für kirchliche 

Einrichtungen vorsieht, für sich beanspruchen. Dies wiederum wirft zwangsläufig die Frage 

auf, woran diese rechtlich selbständigen und außerhalb der verfassten Kirche organisier-

ten Einrichtungen im juristischen Sinne als Einrichtungen „der“ katholischen Kirche zu er-

kennen sind, bzw. welche rechtlichen Anforderungen an die „Kirchlichkeit“ zu stellen sind. 

Während die rechtlich unselbständigen Einrichtungen der katholischen Kirche schon allein 

anhand der Trägerschaft der katholischen Kirche eindeutig als „kirchliche“ Einrichtungen 

identifizierbar sind, greift dieses Erkennungsmerkmal bei den privatrechtlich organisierten 

Einrichtungen gerade nicht. Die große Mehrheit der karitativen Einrichtungen muss der 

katholischen Kirche demzufolge nach noch näher zu untersuchenden Kriterien rechtlich 

erst zugeordnet werden. 

Diese rechtliche Zuordnung der organisierten Caritas zur Kirche rückt zusammen mit der 

Bewahrung ihres kirchlichen Propriums bereits seit einiger Zeit zunehmend ins Blickfeld 

der katholischen Kirche. Infolge schwindender Finanzkraft der sozialstaatlichen Siche-

rungssysteme und eines verstärkten Wettbewerbs im Bereich sozialer Dienstleistungen 

müssen gerade auch die kirchlichen Sozialeinrichtungen zunehmend Maßnahmen zur 

Kostenoptimierung und zur Steigerung ihrer Wirtschaftlichkeit ergreifen, das heißt, ihre 

Geschäftsfeldpolitik und Unternehmensstrukturen nach betriebswirtschaftlichen Kriterien 

neu ordnen49. Viele karitative Einrichtungen sehen einen Weg zur Steigerung ihrer wirt-

schaftlichen Effizienz im Ausbau ihrer Unternehmensstrukturen, beispielsweise indem sie 

sich mit anderen kirchlichen aber auch weltlichen Trägern zusammenschließen oder ein-

zelne Einrichtungen oder Dienste, insbesondere reine Hilfs- und Servicedienste, in Toch-

                                            
47

 Vgl. nur BVerfGE 24, 236, 248 (Lumpensammler) m. w. N.; sowie BVerfGE 46, 73, 86 (Goch);  Käst-
ner/Couzinet, Der Rechtsstatus kirchlicher Stiftungen staatlichen Rechts des 19. Jahrhunderts, S. 32; Hierold, 
HdbKathKR, S. 1028; „Caritas als Lebensvollzug der Kirche und als verbandliches Engagement in Kirche 
und Gesellschaft“, Wort der deutschen Bischöfe vom 23. September 1999; Scheuner, Die karitative Tätigkeit 
der Kirchen im heutigen Sozialstaat, Essener Gespräche Bd. 8 (1974), S.43 ff. 
48

 BVerfGE 46, 73 („Goch“) Leitsatz Ziff. 1. 
49

 DCV (Hrsg.), Leitlinien für unternehmerisches Handeln der Caritas, in: neue Caritas, Ausgabe 20/2008, S. 
31 ff. 
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tergesellschaften ausgliedern. Ein weiterer Ansatz besteht darin, die Geschäftsfeldpolitik 

nach Rentabilitätsgesichtspunkten neu auszurichten oder neue Geschäftsfelder als zusätz-

liche Einnahmequellen zu erschließen50. Bisweilen sind auf Seiten einiger kirchlicher Ein-

richtungen aber auch Bestrebungen zu erkennen, den kirchlichen Rechtskreis ganz oder 

teilweise zu verlassen, etwa um sich aus dem kostspieligen kirchlichen Tarifsystem zu lö-

sen oder auch um sich der kirchlichen Einflussnahme gänzlich zu entziehen. Schließlich 

kann auch insbesondere im Bereich der ordensgeführten Krankenhäuser eine zunehmen-

de rechtliche Verselbständigung der Klinikbetriebe beobachtet werden51, was häufig auf 

eine ungünstige Entwicklung der Altersstruktur im Orden verbunden mit einem Mangel an 

qualifizierten Führungspersonal sowie auch auf Haftungsgesichtspunkte zurückgeführt 

werden kann52. 

Gerade im Kontext von Maßnahmen zur rechtlichen Umstrukturierung53 erlangt die rechtli-

che Zuordnung von Einrichtungen zur katholischen Kirche wesentliche Bedeutung. Wer-

den im Zuge von rechtlichen Umstrukturierungen neue Rechtsträger geschaffen, stellt sich 

die Frage nach deren rechtlicher Zuordnung zur katholischen Kirche stets neu. Schließlich 

geht die Zuordnung einer Einrichtung bei einem Rechtsformwandel nicht von selbst auf 

den neuen Einrichtungsträger über, sondern hängt maßgeblich von den rechtlichen Gege-

benheiten im Einzelfall ab, etwa vom konkreten Satzungsinhalt und von der Stellung in-

nerhalb des Organisationsgefüges der katholischen Kirche. Umstrukturierungsmaßnah-

men zur Steigerung der Effizienz und Wirtschaftlichkeit können daher im Einzelfall nicht 

nur die kirchliche Identität einer karitativen Einrichtung, sondern auch deren rechtliche Zu-

ordnung zur Kirche durchaus beeinträchtigen und im Einzelfall sogar aufheben. 

Die katholische Kirche legt bei rechtlichen Umstrukturierungen daher ein besonderes Au-

genmerk auf den Schutz der katholisch-kirchlichen Identität der Einrichtung und fordert 

stets eine klare rechtliche Zuordnung der neuen Einrichtungsträger zur Kirche54
. Diese 

                                            
50

 Ein umfassender Überblick zu Fusionen im Bereich katholischer Krankenhäuser bei Schmiemann, Rechtli-
che Aspekte bei Fusionen katholischer Krankenhäuser, KuR 2007, S. 196 ff.; siehe ferner Manderscheid, 
Modernisierungsstrategien und Organisationsentwicklung innerhalb der verbandlichen Caritas, in: Mander-
scheid/Hake (Hrsg.), Wie viel Caritas braucht die Kirche – wie viel Kirche braucht die Caritas?, S. 47. 
51

 Eigens zu diesem Zweck wurden bereits diverse Trägerorganisationen ins Leben gerufen, wie beispiels-
weise die Caritasträgergesellschaft Trier e. V, die Malteserwerke e. V mit Sitz in Köln, die Deutsch-Ordens 
Hospitalwerk GmbH in Frankfurt oder die Caritas Trägergesellschaft Saarbrücken mbH. 
52

 Vgl. hierzu am Beispiel ordenseigener Krankenhäuser eingehend Fischer, Das konfessionelle Kranken-
haus, S. 28 ff. 
53

 Mit dem Begriff „rechtliche Umstrukturierung“ werden im Folgenden alle rechtsgeschäftlichen Maßnahmen 
umschrieben, die im Ergebnis einen Wechsel des Rechtsträgers einer Einrichtung im funktionalen Sinne (s. 
Fn. 18) bewirken. 
54

 DBK, AH Nr. 209, S. 6. 
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kirchliche Forderung ist in der Praxis insoweit von wesentlicher Bedeutung, als dass die 

für Umstrukturierungsmaßnahmen regelmäßig notwendigen Rechtsgeschäfte der Einrich-

tungsträger wie etwa Gesellschafts- und Beteiligungsverträge, Satzungsänderungen oder 

Vermögensübertragungen sehr häufig einem rechtlichen Zustimmungsvorbehalt der Kirche 

unterliegen. Für die Erteilung der kirchenbehördlichen Genehmigung einer Umstrukturie-

rungsmaßnahme ist insofern mitentscheidend, dass die als Ergebnis der Umstrukturierung 

neu hervorgehenden Einrichtungsträger stets die Kriterien für die rechtliche Zuordnung zur 

katholischen Kirche erfüllen55. 

Vor allem die zum Teil neuartigen und zunehmend nach wirtschaftlichen Kriterien ausge-

richteten Organisationsstrukturen und Geschäftsfelder sozialkaritativer Einrichtungen wer-

fen in diesem Zusammenhang eine ganze Reihe neuer Rechtsfragen hinsichtlich der 

kirchlichen Zuordnung auf, die durch Rechtsprechung und Literatur bislang nicht abschlie-

ßend geklärt werden konnten. Sogenannte „Mischträgerschaften“ mit Beteiligung weltlicher 

Träger sowie komplexe Konzernstrukturen mit zahlreichen Tochter- und Enkelgesellschaf-

ten stellen vor allem die Frage nach dem für eine rechtliche Zuordnung erforderlichen 

Mindestmaß an institutioneller Verbindung zwischen Einrichtung und Amtskirche in den 

Mittelpunkt. Mit Blick auf die Ausgründung von Servicegesellschaften, die reine Hilfsdiens-

te ohne klaren religiösen Charakter, wie etwa Verwaltungs- oder Cateringdienstleistungen, 

erbringen, ist zu klären, wie weit der religionsverfassungsrechtlich geschützte „Auftrag der 

Kirche in dieser Welt“ reicht. Diese Frage stellt sich schließlich auch für die Erschließung 

neuer, insbesondere wirtschaftlich ausgerichteter Geschäftsfelder. 

 

 II.  Gegenstand der Untersuchung 

Diese Untersuchung behandelt die Kernfrage, unter welchen Voraussetzungen sozialkari-

tative Einrichtungen der katholischen Kirche rechtlich zuzuordnen sind und in der Folge 

die Sonderstellung „kirchlicher“ Einrichtungen in der staatlichen Rechtsordnung beanspru-

chen können. Insbesondere soll unter Einbeziehung der unterschiedlichen rechtlichen Or-

ganisationsformen die Frage beantwortet werden, welche konkreten Anforderungen im 

Einzelnen jeweils erfüllt sein müssen, um eine Zuordnung zur katholischen Kirche zu be-

                                            
55

 Arbeitshilfe Nr. 209 der DBK, Das Profil sozialer Einrichtungen in kirchlicher Trägerschaft im Kontext von 
Kooperationen und Fusionen, S. 48 These Ziff. 5, URL: 
http://www.dbk.de/fileadmin/redaktion/veroeffentlichungen/arbeitshilfen/AH_209.pdf (Abruf am 15.04.2010); 
In diesem Sinne auch Bälz, Die verfassungsrechtliche Zuordnung der Diakonie zur Kirche, KuR 2008, S. 53. 

http://www.dbk.de/fileadmin/redaktion/veroeffentlichungen/arbeitshilfen/AH_209.pdf
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gründen. Ferner sollen in diesem Zusammenhang auch die aus der rechtlichen Zuordnung 

zur katholischen Kirche resultierenden Grenzen für den Auf- bzw. Ausbau von wirtschaft-

lich und konzernartig ausgerichteten Organisationsstrukturen aufgezeigt werden. 

Diese Fragestellung untergliedert sich in verschiedene Fragenkomplexe und gibt damit 

den nachfolgend dargestellten Prüfungsaufbau vor. 

 

 III.  Gang der Untersuchung 

Zu Beginn der Untersuchung werden die besonderen Merkmale der kirchlichen Identität 

karitativer Einrichtungen näher beleuchtet. Schließlich findet die rechtliche Sonderstellung 

kirchlicher Einrichtungen hier ihren faktischen Ursprung. Anschließend soll ein allgemeiner 

Überblick über die organisierte Caritas, ihre Stellung in der Wohlfahrtspflege und im sozi-

alstaatlichen Leistungssystem sowie über ihre aktuelle Situation folgen. Insbesondere soll 

in diesem Zusammenhang auf die jüngsten Entwicklungen im sozialen Sektor, auf die sich 

hieraus für sozialkaritative Einrichtungen konkret ergebenden Problemstellungen, sowie 

auf einige, für die vorliegend zu untersuchende Fragestellung relevanten Lösungsstrate-

gien kirchlicher Einrichtungen näher eingegangen werden56. 

Zu Beginn der sich anschließenden rechtlichen Betrachtung müssen in einem ersten 

Schritt zunächst die maßgeblichen rechtlichen Grundlagen und Rahmenbedingungen für 

die Zuordnung von sozialkaritativen Einrichtungen und Diensten zur katholischen Kirche 

herausgearbeitet und dargestellt werden57. In diesem Zusammenhang wird insbesondere 

sowohl auf die rechtlichen Grundstrukturen der katholischen Kirche und der organisierten 

Caritas als auch auf die rechtliche Sonderstellung kirchlicher Einrichtungen in den einzel-

nen Rechtsgebieten näher einzugehen sein. 

Anschließend werden in einem zweiten Schritt die allgemeinen religionsverfassungsrecht-

lichen Kriterien für die Zuordnung von Einrichtungen zu einer Religionsgemeinschaft zu 

ermitteln und herauszuarbeiten sein58. 

Ausgehend von den allgemeinen religionsverfassungsrechtlichen Zuordnungskriterien wird 

in einem dritten Schritt abschließend untersucht werden, welche konkreten rechtlichen An-

forderungen in den jeweiligen rechtlichen Organisationsformen karitativer Einrichtungen 

                                            
56

 Nachfolgend unter B). 
57

 Nachfolgend unter C). 
58

 Nachfolgend unter D). 
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unter Berücksichtigung der besonderen rechtlichen Gegebenheiten der katholischen Kir-

che an die Satzungsgestaltung und die rechtliche Organisation sozialkaritativer Einrich-

tungen zu stellen sind, um eine rechtliche Zuordnung zur katholischen Kirche zu begrün-

den59. 

Im letzten Abschnitt der Arbeit werden die wesentlichen Erkenntnisse aus der Untersu-

chung noch einmal zusammengefasst60. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                            
59

 Nachfolgend unter E). 
60

 Nachfolgend unter F). 
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 B)  Ausgangslage 

 

 I.  Das kirchliche Proprium sozialkaritativer Einrichtungen 

Wie bereits eingangs erwähnt, weisen karitative Einrichtungen einen besonderen kirchli-

chen Charakter auf, der sie von den Sozialeinrichtungen der weltlichen Wohlfahrtspflege 

unterscheidet und auch als kirchliches Proprium bezeichnet wird. Es geht hierbei in erster 

Linie um die charakterisierenden Wesensmerkmale, die einer Einrichtung ihre katholisch-

kirchliche Identität verleihen. Daneben geht es aber auch um die Anforderungen, die aus 

Sicht der katholischen Kirche an eine Einrichtung zu stellen sind, die sich selbst als „kirch-

lich“ bezeichnet, und schließlich auch um die Abgrenzung zu den rein weltlichen und den-

jenigen Einrichtungen, die trotz einer religiösen Prägung der Kirche jedenfalls nicht mehr 

institutionell zuzuordnen sind. Ohne diese Abgrenzung zu den weltlichen Institutionen 

kann es die „kirchliche Einrichtung“ als eigene Kategorie nicht geben. 

Maßstab für die katholisch-kirchliche Identität einer karitativen Einrichtung sind der kirchli-

che Sendungsauftrag und die katholische Glaubenslehre. Die charakterisierenden Merk-

male karitativer Tätigkeit sind vor allem ihre religiöse Motivation und Dimension, der Got-

tesbezug und der Ursprung in der katholischen Glaubens- und Soziallehre61. Ein Grund-

gedanke der Caritas besteht darin, dass stets der Mensch – Klient wie Mitarbeitender – im 

Mittelpunkt steht. Solidarität, Respekt, Vertrauen, Achtsamkeit sowie Partizipation und 

Transparenz bilden nach dem Verständnis der katholischen Kirche die Fundamente für 

eine karitativ-kirchlich geprägte Unternehmenskultur62. 

Dieses besondere kirchliche Proprium äußert sich sowohl in objektiven als auch in subjek-

tiven Merkmalen. Prägnante objektive Erkennungsmerkmale für den katholisch-kirchlichen 

Charakter einer Einrichtung sind in erster Linie die Selbstbeschreibung und Außendarstel-

lung, wozu etwa ein christliches Leitbild und ein christlicher Namenspatron zählen. Weitere 

objektive Wesensmerkmale kirchlicher Einrichtungen sind beispielsweise die Mitwirkung 

kirchlicher Funktionsträger, Maßnahmen zur Qualifizierung und Förderung der Mitarbeiter 

                                            
61

 Leisner, Das kirchliche Krankenhaus im Staatskirchenrecht, Essener Gespräche Bd. 17 (1983), S. 27. 
62

 DCV (Hrsg.), Leitlinien für unternehmerisches Handeln der Caritas, in: neue Caritas, Ausgabe 20/2008, S. 
31, 32. 
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hinsichtlich der geistlichen Dimension tätiger Nächstenliebe oder das Vorhalten von Räum-

lichkeiten für Gottesdienste, Andachten und seelsorgerische Gespräche. 

Zu diesen objektiven Identifikationsmerkmalen muss als subjektives Element die selbst-

verpflichtende Erklärung des Einrichtungsträgers hinzukommen, katholisch sein zu wollen. 

So wie die Kirche ihre Sozialeinrichtungen als einen ihrer Bestandteile versteht, muss sich 

auch der Einrichtungsträger als Teil der Kirche begreifen63. Das setzt voraus, dass sich der 

Träger zur katholischen Kirche, ihrem Sendungsauftrag und theologischen Selbstver-

ständnis und zu den grundlegenden Werten der katholischen Glaubens- und Sittenlehre 

bekennt. Kirchliche Einrichtungen müssen dem Auftrag Jesu Christi verpflichtet und mit der 

Gemeinschaft der Kirche verbunden sein64. Dementsprechend fordert die katholische Kir-

che auch von Mitarbeitern und Dienstgebern gleichermaßen, dass sie ihre Tätigkeit an der 

Glaubens- und Sittenlehre sowie an der Rechtsordnung der katholischen Kirche ausrich-

ten65. 

Die hieraus resultierenden Unterschiede zwischen kirchlichen und weltlichen Sozialeinrich-

tungen kommen in unterschiedlichen Situationen zum Tragen. Besonders deutlich kommt 

die katholisch-kirchliche Identität einer Einrichtung in der ethischen Einstellung zum 

menschlichen Leben zum Vorschein. Nach dem karitativen Grundgedanken stehen an ers-

ter Stelle stets der Mensch und seine Würde. In den Einrichtungen der katholischen Kirche 

stellt daher der absolute Schutz des menschlichen Lebens das vielleicht wichtigste Erken-

nungszeichen einer kirchlichen Identität dar. Ein Krankenhaus, das Abtreibungen auch 

ohne zwingende medizinische Indikation vornimmt oder ein Hospiz, das indirekte Sterbe-

hilfe durch lebensverkürzende Medikation leistet, kann schwerlich eine Einrichtung der 

katholischen Kirche sein. 

Die Bindung an die katholisch-kirchlichen Grundwerte wirkt sich außerdem maßgeblich auf 

die Belegschaft einer kirchlichen Einrichtung aus. Sie bildet nach theologischem Verständ-

nis eine einheitliche Dienstgemeinschaft, die – unabhängig von den verschiedenen Tätig-

keitsbereichen – gemeinsam zur Verwirklichung des kirchlichen Sendungsauftrags beiträgt. 

Die hieraus resultierenden Besonderheiten des kirchlichen Arbeitsrechts sind an späterer 

Stelle noch zu vertiefen66. 

                                            
63

 DBK, Erklärung der deutschen Bischöfe zum kirchlichen Dienst, S. 9. 
64

 DBK, Erklärung der deutschen Bischöfe zum kirchlichen Dienst, S. 8. 
65

 Art. 1 GrO. 
66

 Ausführlich zum kirchlichen Arbeitsrecht unten C) V. 1. 
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 II. Einrichtungen der organisierten Caritas als Unternehmen im betriebswirt-

schaftlichen Sinne 

Karitative Sozialeinrichtungen sind aber nicht nur Orte, in denen sich die christliche Nächs-

tenliebe verwirklicht, sondern zugleich Unternehmen im betriebswirtschaftlichen Sinne67. 

Nachdem wirtschaftliche Denkweisen und christlich-karitatives Selbstverständnis nur be-

dingt kompatibel sind, hat es eine gewisse Zeit gebraucht, bis sich auf kirchlicher Seite die 

Erkenntnis durchsetzen konnte, dass auch sozialkaritative Einrichtungen wirtschaftliche 

Unternehmen sind68. 

Einrichtungen der organisierten Caritas sind Arbeitgeber und beschäftigen nicht selten ei-

ne große Belegschaft. Sie verfügen über Kapital in Form von Sachmitteln und Rücklagen, 

das es zu erhalten gilt und sie müssen Gewinne erzielen, um ihre eigene wirtschaftliche 

Grundlage erhalten, Wachstum finanzieren und Risikokapital schaffen zu können. Sie ver-

walten nicht nur, sondern unternehmen etwas, indem sie, bezogen auf ein bestimmtes 

Zielkonzept, Entscheidungen treffen und umsetzen und dabei das Risiko für wirtschaftli-

chen Erfolg oder Misserfolg tragen. Sie müssen sowohl die betriebswirtschaftlichen 

Grundsätze als auch die rechtlichen Vorgaben des Wirtschaftslebens beachten. 

Von rein gewerblich ausgerichteten Unternehmen unterscheiden sich die sozialkaritativen 

Einrichtungen gleichwohl darin, dass nicht die Gewinnerzielung vorrangiges Ziel ist, son-

dern stets die Erfüllung des übergeordneten karitativ-kirchlichen Auftrags. Erwirtschaftete 

Gewinne werden daher weder an die katholische Kirche noch an andere Teilhaber ausge-

schüttet, sondern wieder zur Verwirklichung der karitativen Zwecke eingesetzt69. Kirchliche 

Sozialeinrichtungen werden demzufolge auch regelmäßig von der Finanzverwaltung als 

gemeinnützig im Sinne der Abgabenordnung70 anerkannt. 

 

                                            
67

 Gronemann, Die kirchliche Stiftung als mittelbare Unternehmensträgerin sozialcaritativer Einrichtungen, 
KuR 1996, S. 147. 
68

 Vgl. Wiemeyer, Ökonomische Herausforderungen für kirchliche Wohlfahrtsverbände in: Herausforderun-
gen kirchlicher Wohlfahrtsverbände, S. 125, 134; Gronemann, Die kirchliche Stiftung als mittelbare Unter-
nehmensträgerin sozialcaritativer Einrichtungen, KuR 1996, S. 147, 148; Fischer, Das konfessionelle Kran-
kenhaus - Vorwort des Herausgebers, S. 2. 
69

 DCV (Hrsg.), Leitlinien für unternehmerisches Handeln der Caritas, in: neue Caritas, Ausgabe 20/2008, S. 
31, 35. 
70

 Vgl. §§ 52 ff AO. 
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 III.  Die organisierte Caritas in Deutschland 

 

 1.  Der Deutsche Caritasverband 

Der DCV bildet die institutionelle Zusammenfassung und Vertretung der Liebestätigkeit der 

katholischen Kirche in Deutschland71. Die ganz überwiegende Mehrheit der privatrechtlich 

organisierten Sozialeinrichtungen der katholischen Kirche ist dem DCV bzw. den regiona-

len Diözesancaritasverbänden (DiCV) angeschlossen72. Zum Stichtag 31.12.2010 waren 

im DCV insgesamt 24.646 Einrichtungen mit 1.055.992 Betten bzw. Plätzen und 559.526 

hauptamtlich beschäftigten Mitarbeitern zu verzeichnen73. Damit ist er zugleich der größte 

Wohlfahrtsverband in Deutschland. 

In der staatlichen Rechtsordnung tritt der DCV in der Rechtsform eines eingetragenen 

Vereins bürgerlichen Rechts auf. Kirchenrechtlich handelt es sich um einen privaten Verein 

von Gläubigen im Sinne der cann. 299, 321 bis 326 CIC, der unter der Aufsicht der Deut-

schen Bischofskonferenz (DBK) steht74. Als solcher ist der DCV keine Untergliederung der 

verfassten Kirche, sondern eine rechtlich selbständige kirchliche Institution. 

Der DCV wurde am 09. November 1897 durch den Priester Lorenz Werthmann als „Chari-

tasverband für das katholische Deutschland“ ins Leben gerufen und am 31. August 1903 

im Vereinsregister des Amtsgerichtes Freiburg i. Br. eingetragen. Seit dem Jahr 1921 führt 

er den Namen „Deutscher Caritasverband e. V.“. Mit der Gründung des DCV hat die  Cari-

tas ihr auch heute noch prägendes verbindliches Gewand erhalten. 

 

 2.  Die Tätigkeitsfelder der organisierten Caritas 

Die organisierte Caritas der katholischen Kirche hat sich im Laufe ihres Bestehens stets 

den sich wandelnden sozialen Problemlagen in der Gesellschaft angepasst. So vielschich-

tig die sozialen Probleme und Bedürfnisse in der modernen pluralistischen Gesellschaft 

sind, so vielseitig ist auch die Hilfe, die karitative Einrichtungen heute anbieten. Die Ge-

schäftsfelder der Einrichtungen der organisierten Caritas sind zielgruppenspezifisch aus-

                                            
71

 So die Präambel und § 2 Abs. 1 der Satzung des DCV vom 16. Oktober 2003 in der Fassung vom 18. 
Oktober 2005. 
72

 Hierold, HdbKathKR, S. 1033. 
73

 DCV (Hrsg.), „Fact Sheet 2012“, URL: 
http://www.caritas.de/cms/contents/caritasde/medien/dokumente/dcv-zentrale/statistik/factsheet-
unternehme/caritas_factsheet_end.pdf (letzter Abruf am 13.09.2013). 
74

 Vgl. § 3 Abs. 2 der Satzung des DCV. 
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differenziert und auch innerhalb der Einrichtungen findet eine zunehmende Spezialisierung 

statt. Insgesamt umfassen die Einrichtungen und Dienste der organisierten Caritas insbe-

sondere die nachfolgend stichpunktartig aufgeführten Bereiche75: 

 

- Gesundheitshilfe (z. B. Krankenhäuser, Tageskliniken, Tagespflegeeinrichtungen sowie 

Kurheime und Beratungsstellen), 

- Kinder- und Jugendhilfe (z. B. Kindertagesstätten, Erziehungsberatung und Freizeitan-

gebote), 

- Familienhilfe (z. B. Ehe- und Schwangerschaftsberatung, Lebensberatung, Familien-

pflege, Müttergenesung und Frauenhäuser), 

- Altenhilfe (z. B. Alten- und Pflegeheime, Seniorentreffs, Mahlzeiten- und Besuchsdiens-

te, Hospizdienste), 

- Behindertenhilfe und Psychiatrie (z. B. Kindergärten und Schulen, Berufsförderungs- 

und Berufsbildungswerke, Tagesstätten und Wohnheime), 

- Sonstige soziale Hilfen (z. B. Obdachlosenunterkünfte, Schuldnerberatung und Tele-

fonseelsorge, Beratungsdienste für Ausländer, Psychosoziale Zentren für Flüchtlinge 

und Integrationsprojekte). 

 

 3.  Die organisierte Caritas als Bestandteil der freien Wohlfahrtspflege 

Die Einrichtungen der organisierten Caritas sind ein fester Bestandteil der freien Wohl-

fahrtspflege in Deutschland. Unter freier Wohlfahrtspflege wird gemeinhin die planmäßige, 

zum Wohl der Allgemeinheit und nicht des Erwerbs wegen ausgeübte Hilfe für notleidende 

und gefährdete Menschen verstanden. Sie kann sich auf das gesundheitliche, sittliche, 

erzieherische oder wirtschaftliche Wohl erstrecken und sowohl Vorbeugung als auch Abhil-

fe bezwecken76. Beinah wortgleich definiert sich auch die Caritas als Hilfe für Menschen in 

                                            
75

 Vgl. hierzu die Zentralstatistik des Deutschen Caritasverbandes, Stand 31.12.2010, URL: 
http://www.caritas.de/cms/contents/caritasde/medien/dokumente/dcv-zentrale/statistik/caritas-
statistik200/zentralstatistik_deutscher_caritasverband_2008[2].pdf (letzter Abruf am 13.09.2013). 
76

 Vgl. § 1 Abs. 3, 4 der Satzung der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege e. V. (BAGFW) 
sowie § 66 Abs. 2 AO; s. ferner Münder, LPK-SGB XII, § 5 Rn. 6. 
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geistigen, körperlichen, seelischen oder materiellen Notlagen77. Karitative Betätigung und 

Wohlfahrtspflege sind damit in weiten Teilen inhaltlich deckungsgleich. 

Der recht weit und abstrakt gefasste Begriff der freien Wohlfahrtspflege wird durch das 

Gesetz nicht näher konkretisiert und letztlich durch die freigemeinnützigen Einrichtungen 

und Dienste selbst, sowie deren jeweilige Zwecksetzung mit Leben gefüllt78. Die Kernbe-

reiche der freien Wohlfahrtspflege umfassen heute insbesondere die Gesundheits-, Ju-

gend-, Familien-, Alten-, und Behindertenhilfe79. Die vergleichsweise offene Definition der 

Wohlfahrtspflege eröffnet den freigemeinnützigen Einrichtungen dabei einen weiten Hand-

lungsspielraum und versetzt sie in die Lage, auf sich neu herausbildende soziale Notlagen 

schnell zu reagieren, ohne zugleich befürchten zu müssen, dass ihre Anerkennung als 

freigemeinnützige Einrichtung der Wohlfahrtspflege in Frage steht80.  

Wie die Caritas ist auch die freie Wohlfahrtspflege verbandlich organisiert. Ihr gehören so-

wohl kirchliche als auch rein humanitäre oder politisch motivierte private Wohlfahrtsver-

bände an. Der DCV zählt zu den amtlich anerkannten81 Spitzenverbänden der freien Wohl-

fahrtspflege und hat sich zusammen mit fünf weiteren Spitzenverbänden in der „Bundes-

arbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege e. V.“ (BAGFW) zusammengeschlossen82. 

In seiner Funktion als Spitzenverband der freien Wohlfahrtspflege besteht eine seiner 

Kernaufgaben darin, an der Gestaltung des kirchlichen und gesellschaftlichen Lebens mit-

                                            
77

 Deutscher Caritasverband e. V. (Hrsg,), Leitbild des Deutschen Caritasverbandes vom 06.05.1997, Rand-
ziffer 16. 
78

 Grube/Wahrendorf, SGB XII, § 5 Rn. 3. 
79

 Vgl. BAGFW (Hrsg.), Einrichtungen und Dienste der freien Wohlfahrtspflege, Gesamtstatistik 2008, URL:  
http://www.bagfw.de/uploads/media/GS_BAGFW_091221_web_01.pdf (letzter Abruf am 11.05.2012). 
80

 In diesem Sinne auch von Boetticher, Die Förderung des Wohlfahrtswesens, in: Stiftungen in Theorie, 
Recht und Praxis, S. 157. 
81

 Laut § 23 Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Februar 
2005 (BGBl. I S. 434), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 17. März 2009 (BGBl. I S. 550) 
(UstDV), sind amtlich anerkannt: der DCV, das Diakonische Werk der Evangelischen Kirche in Deutschland 
e.V., der Deutsche Paritätische Wohlfahrtsverband – Gesamtverband e.V. (DER PARITÄTISCHE), das Deut-
sche Rote Kreuz e.V. (DRK), der Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e.V. (AWO), die Zentralwohlfahrtsstelle 
der Juden in Deutschland e. V., der Deutsche Blinden- und Sehbehindertenverband e.V., der Bund der 
Kriegsblinden Deutschlands e.V., der Verband deutscher Wohltätigkeitsstiftungen e.V., die Bundesarbeits-
gemeinschaft Selbsthilfe von Menschen mit Behinderung und chronischer Erkrankung und ihren Angehöri-
gen e.V. sowie der Sozialverband VdK Deutschland e.V. 
82

 Neben dem DCV sind außerdem Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege: Das Diakonische Werk der 
Evangelischen Kirche in Deutschland e.V. (DW der EKD), der Deutsche Paritätische Wohlfahrtsverband – 
Gesamtverband e.V. (DER PARITÄTISCHE), das Deutsche Rote Kreuz e.V. (DRK), der Arbeiterwohlfahrt 
Bundesverband e.V. (AWO) und die Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland e. V. 

http://www.bagfw.de/uploads/media/GS_BAGFW_091221_web_01.pdf
http://www.bagfw.de/uploads/media/GS_BAGFW_091221_web_01.pdf
http://www.bagfw.de/uploads/media/GS_BAGFW_091221_web_01.pdf
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zuwirken und zur Glaubwürdigkeit der kirchlichen Verkündigung in der Öffentlichkeit beizu-

tragen83. 

Den sechs Spitzenverbänden der freien Wohlfahrtspflege gehören laut der letzten gesamt-

statistischen Erhebung der BAGFW aus dem Jahr 2008 insgesamt 102.39384 Einrichtun-

gen an, unter denen wiederum die Einrichtungen der beiden christlichen Spitzenverbände 

DCV und DW zahlenmäßig am stärksten vertreten sind. Zusammen zählen der DCV mit 

24.64685 und das DW mit 28.13286 über 52.000 Einrichtungen und stellen damit rund die 

Hälfte aller freigemeinnützigen Einrichtungen. Die freie Wohlfahrtspflege als größter Akteur 

im deutschen Sozialwesen ist damit stark kirchlich geprägt87. 

 

 IV.  Die organisierte Caritas im staatlichen Sozialleistungssystem 

Die soziale Verantwortung des Staates ist in Art. 20 Abs. 1 und 28 GG verfassungsrecht-

lich verankert. Die Versorgung der Allgemeinheit mit sozialen Leistungen ist eine staatliche 

Aufgabe, die in Deutschland sowohl von öffentlichen Trägern als auch von privaten Trä-

gern der freien Wohlfahrtsverbände wahrgenommen wird. Im Verlauf ihres teilweise über 

100-jährigen Bestehens haben die sechs Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege und 

die ihnen angeschlossenen Einrichtungen das Sozialwesen in Deutschland nachhaltig ge-

prägt und dominieren auch heute noch zahlenmäßig den sozialen Bereich88. 

Die freie Wohlfahrtspflege ist demnach fest in das System der staatlichen Sozialleistungen 

integriert, ihre Mitwirkung und ihr Verhältnis zur öffentlichen Wohlfahrtspflege sind gesetz-

lich garantiert89 und durch verfassungsrechtliche Rechtsprechung abgesichert90. Das Ver-

hältnis zwischen den Trägern der freien Wohlfahrtspflege und den öffentlichen Trägern 

                                            
83

 S. Präambel der Satzung des Deutschen Caritasverbandes e. V. (DCV) vom 16. Oktober 2003 in der Fas-
sung vom 18. Oktober 2005. 
84

 BAGFW (Hrsg.), Einrichtungen und Dienste der freien Wohlfahrtspflege, Gesamtstatistik 2008, URL:  
http://www.bagfw.de/uploads/media/GS_BAGFW_091221_web_01.pdf (letzter Abruf am 11.05.2012). 
85

 S. Fn. 73. 
86

 Einrichtungsstatistik des DW der EKD – Stand 01.01.2012, URL: http://www.diakonie.de/media/Texte-
05_2013-Einrichtungsstatistik.pdf (letzter Abruf am 11.09.2013). 
87

 Zur Bedeutung der christlichen Wohlfahrtspflege ausführlich Schmitz-Elsen, HdBStKR, Bd. II, S. 792. 
88

 Münder, LPK-SGB XII, § 5 Rn. 4; Von Boetticher, Die Förderung des Wohlfahrtswesens, Stiftungen in 
Theorie, Recht und Praxis, S. 154. Zu beachten ist aber, dass viele der von den privaten Verbänden angebo-
tenen sozialen Leistungen, wenn überhaupt, statistisch nur schwer erfassbar sind. Hinzu kommt, dass im 
gemeinnützigen Bereich eine mit dem wirtschaftlichen Bereich vergleichbare Datenerhebung bisher nicht 
stattfindet. Schließlich sind die privaten Wohlfahrtsverbände, was statistische Vergleiche betrifft, eher zu-
rückhaltend. Sie wollen eine an Statistiken orientierte Konkurrenz untereinander und zu den staatlichen Trä-
gern offenbar vermeiden. Vgl. hierzu auch Falterbaum, Caritas und Diakonie, S. 119. 
89

 Vgl. §§ 5 SGB XII, 17 Abs. 1 S. 2 SGB II. 
90

 BVerfGE 22, 180 („Sozialhilfeentscheidung“). 

http://www.bagfw.de/uploads/media/GS_BAGFW_091221_web_01.pdf
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wird heute als partnerschaftliche Zusammenarbeit im Sinne eines Korporatismus verstan-

den91. Die Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege sind in der Folge allerdings sowohl in 

rechtlicher und planerischer als auch finanzieller Hinsicht an das staatliche Sozialleis-

tungssystem gebunden92. 

Dies gilt insbesondere auch für die kirchlichen Sozialeinrichtungen, die unter den Leis-

tungsanbietern der freien Wohlfahrtspflege die größte Gruppe bilden93. Nahezu alle Ein-

richtungen der organisierten Caritas finanzieren ihre sozialen Dienstleistungen in erster 

Linie über die Leistungsentgelte der öffentlichen Kostenträger wie die örtlichen und übe-

rörtlichen Sozialhilfeträger sowie die gesetzlichen Pflege- und Krankenkassen. Daneben 

stellen staatliche Zuschüsse wie Investitionshilfen für den Bau von Einrichtungen oder 

sonstige öffentliche Förderungen eine weitere wichtige Finanzierungsquelle dar. Schließ-

lich erfahren karitative Einrichtungen auch große Unterstützung durch die Arbeit der Eh-

renamtlichen und freiwilliges soziales Engagement. Diese Leistungen sind zwar wirtschaft-

lich schwer messbar, ohne sie könnten aber vor allem viele kleinere Einrichtungen kaum 

existieren. Allein mit Eigenmitteln, Spenden- oder Kirchensteuereinnahmen könnten die 

meisten kirchlichen Sozialeinrichtungen ihre Leistungen heutzutage jedenfalls nicht mehr 

finanzieren94. Alternative Einnahmequellen sind für kirchliche Sozialeinrichtungen ebenfalls 

nur schwer zu erschließen. 

Als fester Bestandteil des staatlich verantworteten und gesteuerten Sozialleistungssys-

tems können Einrichtungen der organisierten Caritas zwar eine bedarfsgerechte und an-

gemessene Vergütung ihrer sozialen Dienste und Leistungen gegenüber der öffentlichen 

Hand beanspruchen. Dem steht aber auch eine finanzielle und rechtliche Abhängigkeit von 

der staatlichen Lenkung im Gesundheits- und Sozialwesen gegenüber, die den besonde-

ren kirchlichen Charakter und die Eigenständigkeit der Caritas potentiell gefährden kann95. 

 

                                            
91

 Münder, LPK-SGB XII, § 5 Rn 14 ff. 
92

 V. Campenhausen, Staatskirchenrecht, S. 163. 
93

 S. oben B) III.3. 
94

 Vgl. BAGFW (Hrsg.), Einrichtungen und Dienste der freien Wohlfahrtspflege, Gesamtstatistik 2008, S. 48, 
URL:  http://www.bagfw.de/uploads/media/GS_BAGFW_091221_web_01.pdf (Abruf am 11.05.2012). 
95

 So beispielsweise Isensee, HdBStKR, Bd. II, S. 700, 701; sowie Achilles, Die (Re-) Finanzierung der Arbeit 
von kirchlichen Stiftungen im sozial-karitativen Bereich, Vortrag auf der 61. Jahrestagung 2005 des Bundes-
verband deutscher Stiftungen, URL: http://www.stiftungen.org/jahrestagungen/pdf/Achilles.pdf (Abruf am 
15.04.2010); in diesem Sinne ferner Depenheuer, HdBStKR Bd. II, S. 761. 

http://www.bagfw.de/uploads/media/GS_BAGFW_091221_web_01.pdf
http://www.stiftungen.org/jahrestagungen/pdf/Achilles.pdf
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 V. Die Veränderung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen im sozialen Sektor 

Die äußeren Rahmenbedingungen sozialkaritativer Betätigung unterliegen seit jeher einem 

steten Wandel. Neben neuen sozialen Problemlagen sind es heute aber im besonderen 

Maße die Vorgaben der staatlichen Finanzierungsplanung und die allgemeine Marktent-

wicklung im sozialen Sektor, welche den Handlungsspielraum der organisierten Caritas 

maßgeblich beeinflussen und seit geraumer Zeit auch zunehmend finanziell einengen. 

Die wirtschaftlichen und rechtlichen Rahmenbedingungen im sozialen Dienstleistungssek-

tor haben in der jüngeren Vergangenheit einige tiefgreifende Veränderungen erfahren, die 

sich unmittelbar auf die Einrichtungen der organisierten Caritas auswirken und letztlich auf 

die anhaltende Finanzierungskrise der sozialen Sicherungssysteme zurückzuführen sind. 

Grundlegende Probleme für das auf Sozialversicherungsbeiträgen basierende staatliche 

Finanzierungssystem für Renten- und Pflegeleistungen verursacht vor allem der demogra-

fische Wandel der Bevölkerung96. Schließlich nimmt in der älter werdenden Gesellschaft 

die Zahl der Leistungsbezieher zu und die der Beitragszahler stetig ab. Gleichzeitig steigt 

aber auch der zu finanzierende Pflege- und Hilfebedarf, da Bedürftige immer seltener von 

ihren Angehörigen versorgt werden können und daher zunehmend die Unterstützung von 

sozialen Diensten in Anspruch nehmen müssen97. Neben dem demografischen Wandel 

tragen aber auch weitere Faktoren einen wesentlichen Teil zur Finanzknappheit der öffent-

lichen Hand bei. Beispielhaft seien hier die Auswirkungen der Finanz- und Wirtschaftskrise, 

das anhaltend niedrige Niveau des besteuerbaren Einkommens aber auch Globalisie-

rungseffekte genannt98. Letztlich sind die öffentlichen Haushalte bereits an die Grenzen 

ihrer finanziellen Leistungsfähigkeit gestoßen und gezwungen, ihre Ausgaben gerade auch 

für Sozialleistungen zu reduzieren99. 

Die eben skizzierte „Krise des Sozialstaats“ gefährdet auf lange Sicht die Versorgung der 

Allgemeinheit mit Gesundheits- und Sozialleistungen und gab bereits Anlass für mehrere 

grundlegende Sozialrechtsreformen. Um die Belastung der Beitragszahler möglichst ge-

ring zu halten, zielen die gesetzgeberischen Maßnahmen in erster Linie darauf ab, die 

                                            
96

 Vgl. hierzu Kerschbaumer/Schroeder (Hrsg.), Sozialstaat und demographischer Wandel; sowie Frevel 
(Hrsg.), Herausforderung des demographischen Wandels; ferner Fischer, Das konfessionelle Krankenhaus, 
S. 54. 
97

 Statistische Ämter des Bundes und der Länder (Hrsg.), Demografischer Wandel in Deutschland, Heft 2 
November 2010, S. 21. 
98

 Wiemeyer, Ökonomische Herausforderungen für kirchliche Wohlfahrtsverbände, in: Herausforderungen 
kirchlicher Wohlfahrtsverbände, S. 126. 
99

 So schon die Begründung zum Regierungsentwurf der Sozialrechtsreform von 1996, BT-Drs. 13/2440, 
S.15. 
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Kosteneffizienz im Bereich sozialer Dienstleistungen zu verbessern. Der Gesetzgeber 

setzt hierzu vor allem marktorientierte Instrumente ein, die den Wettbewerb der Leistungs-

anbieter untereinander verstärken bzw. den Druck zu sparsamem Wirtschaften erhöhen 

sollen. Die im Zuge der jüngeren Reformen im Gesundheits- und Sozialwesen im Sozial-

leistungssystem eingeführten marktwirtschaftlichen Elemente werden in diesem Zusam-

menhang auch treffend als „Ökonomisierung des Sozialen“ beschrieben100. Zur Verdeutli-

chung sollen beispielhaft im Folgenden zwei wesentliche Strukturreformen im Gesund-

heits- und Sozialwesen nachgezeichnet werden. 

Eine erste tiefgreifende Strukturreform des sozialen Dienstleistungssektors wurde bereits 

im Jahr 1996 vollzogen, als die gesetzliche Privilegierung der Einrichtungen der freien 

Wohlfahrtsverbände gegenüber gewerblichen Anbietern aufgehoben wurde. Bis dahin 

durften viele öffentliche Aufträge aufgrund von Regelungen im Bundessozialhilfe101- sowie 

dem Kinder- und Jugendhilfegesetz nur an Einrichtungen der anerkannten Wohlfahrtsver-

bände vergeben werden102. Auch die Leistungsvereinbarungen waren vorrangig mit den 

freigemeinnützigen Trägern abzuschließen. Seitdem diese Privilegierung aufgehoben wur-

de, orientieren sich die öffentlichen Kostenträger bei der Bemessung ihrer Leistungen vor-

nehmlich an der Kosteneffizienz der Einrichtungen103. Die bis dato vor Wettbewerb weit-

gehend geschützten Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege müssen seither mit den 

Preisen einer zunehmenden Zahl von gewerblichen Krankenhäusern, Altenheimen oder 

ambulanten Pflegediensten konkurrieren104. 

Eine weitere grundlegende Reform im Krankenhausbereich folgte im Jahr 2003105 mit der 

Umstellung vom Kostendeckungsprinzip auf pauschalierte Leistungsentgelte nach soge-

nannten „Diagnosegruppen“106. Die im Voraus einheitlich festgelegten Vergütungssätze 

sollen mehr Kostentransparenz herstellen und die Wirtschaftlichkeit in der allgemeinen 

Krankenhausversorgung erhöhen. Insbesondere soll vermieden werden, dass die Aufent-

haltsdauer in Krankenhäusern allein aus Abrechnungsgründen über das medizinisch not-

wendige Maß hinaus verlängert wird. Das pauschalierte Abrechnungssystem birgt aller-

                                            
100

 So Hammer, Kirchliches Arbeitsrecht, S. 68 ff.; ferner Fischer, Das konfessionelle Krankenhaus, S. 64. 
101

 Vgl. § 93 Abs. 1 BSHG a. F. 
102

 Wiemeyer, Ökonomische Herausforderungen für kirchliche Wohlfahrtsverbände, in: Herausforderungen 
kirchlicher Wohlfahrtsverbände, S. 130 f. 
103

 Münder, LPK-SGB XII, § 5 Rn. 21; Thüsing, Kirchliches Arbeitsrecht, S. 154. 
104

 Glawatz (-Wellert), Die Zuordnung privatrechtlich organisierter Diakonie zur evangelischen Kirche, S. 33. 
105

 Gesetz zur Einführung eines diagnose-orientierten Fallpauschalensystems für Krankenhäuser (Fallpau-
schalengesetz – FPG) vom 23.04.2002, (BGBl. I S. 1412), zuletzt geändert durch Art. 3 FallpauschalenÄndG 
vom 17.07.2003 (BGBl. I S. 1461). 
106

 Sogenanntes „Diagnostic Related Groups“ -Vergütungssystem. 
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dings auch die Gefahr, dass Patienten aus Kostengründen früher als aus medizinischer 

Sicht angezeigt entlassen werden107. 

Im Ergebnis schlägt sich die „Krise des Sozialstaats“ vor allem bei den Sozialeinrichtungen 

der freien Wohlfahrtspflege nieder108. Die nachlassende Leistungsfinanzierung durch die 

öffentliche Hand, der Einzug marktwirtschaftlicher Elemente sowie die wachsende Konkur-

renz durch gewerbliche Leistungsanbieter stellen gerade auch die Einrichtungen und 

Dienste der organisierten Caritas vor große wirtschaftliche Herausforderungen und bedeu-

ten tiefgreifende Veränderungen für ihre bisherigen Existenz- und Geschäftsgrundlagen109. 

Neben den Auswirkungen der sozialstaatlichen Finanzierungskrise kommt für die wirt-

schaftliche Situation vieler Sozialeinrichtungen erschwerend hinzu, dass diese auch selbst 

stetig wachsende Kosten verzeichnen. Von Seiten der Leistungsanbieter werden als wich-

tige Ursachen für den Kostenanstieg vor allem der medizinisch-technische Fortschritt110, 

steigende Anforderungen an die medizinische Versorgung und Qualitätssicherung111 sowie 

ein zunehmender Verwaltungsaufwand angeführt. Aber auch die finanzielle Unterstützung 

kirchlicher Sozialeinrichtungen durch die Kirche lässt nach, was u. a. auf rückläufige Kir-

chensteuereinnahmen infolge einer zunehmenden Zahl an Kirchenaustritten und ein all-

gemein niedriges Lohnniveau zurückzuführen ist112. Schließlich hat auch die Finanzkrise 

                                            
107

 Kritiker sprechen hier von einer „blutigen Entlassung“, URL: 
http://www.aerzteblatt.de/v4/archiv/artikel.asp?id=55105 (letzter Abruf am 23.05.2012). 
108

 Wiemeyer, Ökonomische Herausforderungen für kirchliche Wohlfahrtsverbände, in: Herausforderungen 
kirchlicher Wohlfahrtsverbände, S. 126. 
109

 Wiemeyer, Ökonomische Herausforderungen für kirchliche Wohlfahrtsverbände, in: Herausforderungen 
kirchlicher Wohlfahrtsverbände, S. 125 ff.; ferner Gronemann, Die kirchliche Stiftung als mittelbare Unter-
nehmensträgerin sozialcaritativer Einrichtungen, KuR 1996, S. 147. 
110

 Fischer, Das konfessionelle Krankenhaus, S. 55; Ulrich, Demographische Alterung und medizinischer 
Fortschritt, in: Soziale Sicherungssysteme und demographische Herausforderungen, S. 23 ff.; Hen-
ke/Reimers, Zum Einfluss von Demographie und medizinisch-technischem Fortschritt auf die Gesundheits-
ausgaben, S. 12 ff. 
111

 Eingehend Fischer, Das konfessionelle Krankenhaus, S. 62 ff.; Wiemeyer, Ökonomische Herausforde-
rungen für kirchliche Wohlfahrtsverbände, in: Herausforderungen kirchlicher Wohlfahrtsverbände, S. 126 ff. 
112

 Wiemeyer, Ökonomische Herausforderungen für kirchliche Wohlfahrtsverbände, in: Herausforderungen 
kirchlicher Wohlfahrtsverbände, S. 126; Ferner Evangelisch-katholische Arbeitsgruppe, Aktuelle Herausfor-
derungen im Bereich sozialer Dienstleistungen in Europa, KuR 2000, S. 15. 

http://www.aerzteblatt.de/v4/archiv/artikel.asp?id=55105
http://www.aerzteblatt.de/v4/archiv/artikel.asp?id=55105
http://www.aerzteblatt.de/v4/archiv/artikel.asp?id=55105
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im Anlagevermögen einiger kirchlicher Träger ihre Spuren hinterlassen und wirkt sich 

überdies negativ auf die Spendenbereitschaft in der Bevölkerung aus113. 

Karitative Einrichtungen werden von den Veränderungen im sozialen Sektor häufig härter 

getroffen als weltliche Sozialeinrichtungen. Ihre Bindung an die kirchliche Werte-, Sitten-, 

und Rechtsordnung sowie die teilweise komplizierten und langwierigen Entscheidungsfin-

dungsprozesse erschweren ein rasches und flexibles Reagieren auf Veränderungen, wie 

es vielen privaten Anbietern mit beweglicheren Organisationsstrukturen möglich ist. Auch 

eine traditionell hohe Mitarbeiterzahl und die Bindung an das kirchliche Tarifsystem 

schränken die Planung und Umsetzung kostenoptimierender Maßnahmen häufig ein. Eini-

ge kirchliche Einrichtungen beklagen insoweit einen klaren Wettbewerbsnachteil. 

Die Caritas steht heute mehr denn je vor dem Dilemma, einerseits ihrem religiösen Grund-

auftrag und dem kirchlichen Selbstverständnis treu zu bleiben und andererseits den Anfor-

derungen an ihre medizinische, soziale und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit gerecht zu 

werden114. Nicht wenige Sozialeinrichtungen der katholischen Kirche standen infolge der 

vorstehend angesprochenen Schwierigkeiten bereits vor ernsthaften wirtschaftlichen Prob-

lemen bis hin zu existenzgefährdenden Krisen115. Letztlich werden sie die von staatlicher 

Seite vorgegebenen Reformlinien aufgreifen und sich dem Wettbewerb stellen müssen, 

um ihre Existenz langfristig gewährleisten zu können. Gleichzeitig müssen sie darauf ach-

ten, ihre kirchliche Identität dabei nicht zu verlieren. 

 

 VI. Maßnahmen und Strategien sozialkaritativer Einrichtungen zur Kostenopti-

mierung und Steigerung der Wirtschaftlichkeit 

Die im sozialen Sektor zu beobachtende „Ökonomisierung des Sozialen“ und die daraus 

resultierenden wirtschaftlichen Schwierigkeiten zwingen kirchliche wie weltliche Sozialein-

richtungen, ihr Handeln zunehmend nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten auszurichten 

                                            
113

 Laut einer von der Wirtschaftsprüfungs- und Unternehmensberatungsgesellschaft PricewaterhouseCoo-
pers im Jahr 2009 durchgeführten Studie beklagen mehr als die Hälfte der in Deutschland ansässigen Stif-
tungen einen Anlageverlust von bis zu 10 %, und jede fünfte Stiftung einen Verlust von bis zu 25 % des Stif-
tungsvermögens. Ferner verzeichnen zumindest 22 % der befragten Stiftungen einen deutlichen Rückgang 
des Spendenaufkommens seit Beginn der Finanzkrise. Die Studie bezieht sich zwar nicht speziell auf kirchli-
che Stiftungen und Einrichtungen, ähnliche Zahlen dürften aber auch dort vorzufinden sein, URL: 
http://www.pwc.de/de/offentliche-unternehmen/studie-auswirkungen-der-finanz-und-wirtschaftskrise-auf-
deutsche-stiftungen.jhtml (Abruf am 11.05.2012). 
114

 So schon das BVerfG in seinem Beschluss vom 25. 3. 1980 - 2 BvR 208/76 - über die staatliche Organi-
sation kirchlicher Krankenhäuser (= BVerfGE 53, 366, 406). 
115

 DBK, AH 182, S. 7. 

http://www.pwc.de/de/offentliche-unternehmen/studie-auswirkungen-der-finanz-und-wirtschaftskrise-auf-deutsche-stiftungen.jhtml
http://www.pwc.de/de/offentliche-unternehmen/studie-auswirkungen-der-finanz-und-wirtschaftskrise-auf-deutsche-stiftungen.jhtml
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und sowohl umsatzsteigernde als auch kostensenkende Maßnahmen zu ergreifen116. Auf 

dem Weg in die Sozialwirtschaft versuchen die Träger und Einrichtungen der verbandli-

chen Wohlfahrtspflege daher den Prozess der Leistungserbringung effizienter und flexibler 

zu organisieren, was insbesondere durch die Einführung von betriebswirtschaftlichen Me-

thoden und Senkung der Selbstkosten erreicht werden soll117. 

Um den neuen Herausforderungen zu begegnen, verfolgen karitative Einrichtungen im 

Einzelfall durchaus unterschiedliche Lösungsansätze und Strategien. Sie reichen von einer 

Neuausrichtung der Geschäftsfeldpolitik, über die Ausgliederung einzelner Unternehmens-

bestandteile, bis hin zu Zusammenschlüssen und sonstigen Formen der Kooperation mit 

anderen Trägern. In diesem Zusammenhang ziehen karitative Einrichtungen zur Kosten-

senkung auch zunehmend eine Flucht aus dem kirchlichen Tarifsystem in Betracht oder 

streben mitunter eine Aufhebung ihrer kirchlichen Zuordnung an. Insoweit werden inner-

halb der organisierten Caritas auch immer wieder Verweltlichungstendenzen erkennbar. 

Letztlich spielen bei den Überlegungen karitativer Einrichtungen neben vielerlei Faktoren 

im Einzelfall vor allem die jeweilige rechtliche und wirtschaftliche Situation eine entschei-

dende Rolle. Einige typische, auch im Schrifttum immer wieder diskutierte Strategien und 

Maßnahmen und die jeweils zugrundeliegenden Motive, sollen im Folgenden näher be-

leuchtet werden. 

 

 1.  Ausbau der Unternehmensstrukturen 

Viele karitative Einrichtungen reagieren auf den Wandel der Rahmenbedingungen im sozi-

alen Sektor – ganz im Sinne der Intention der gesetzgeberischen Reformen – zunehmend 

mit einem Ausbau ihrer Unternehmens- und Trägerstrukturen, vornehmlich durch Zusam-

menschlüsse, Kooperationen sowie Aus- oder Neugründungen118. 

In der Bildung größerer Einheiten wird ein probates Mittel gesehen, dem steigenden Kon-

kurrenzdruck zu begegnen, die eigene Wirtschaftlichkeit zu steigern und Kosten zu senken. 

Durch Zusammenschlüsse oder Zusammenarbeit mit anderen Sozialeinrichtungen kann 

das Leistungsspektrum erweitert und durch die Bündelung der finanziellen, personellen 

                                            
116

 Kästner/Couzinet, Der Rechtsstatus kirchlicher Stiftungen staatlichen Rechts der 19. Jahrhunderts, S. 4; 
Gronemann, Die kirchliche Stiftung als mittelbare Unternehmensträgerin, KuR 1996, S. 147. 
117

 Dahme/Kühnlein/Wohlfahrt/Burmester, Zwischen Wettbewerb und Subsidiarität: Wohlfahrtsverbände un-
terwegs in die Sozialwirtschaft, S. 102. 
118

 Gabriel, Caritas und Sozialstaat unter Veränderungsdruck, S. 56; vgl. auch DBK, AH 209, S. 5. 
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und fachlichen Ressourcen können zudem erhebliche Synergie- und Einspareffekte frei-

gesetzt werden119. Schließlich ergeben sich durch eine gemeinsame Koordination unter 

mehreren Einrichtungen häufig Rationalisierungsmöglichkeiten in der Verwaltung und Kos-

tenersparnisse beim Einkauf. Darüber hinaus wächst mit der Größe des Unternehmens 

die Verhandlungsstärke sowohl gegenüber Kosten- und Investitionsträgern als auch ge-

genüber Vertragspartnern120. Schließlich verringert ein Zusammenschluss mit einem Mit-

bewerber den Konkurrenzdruck und verbessert die eigene Marktstellung121. Diese Ent-

wicklung wird mit nicht geringer Wahrscheinlichkeit dazu führen, dass auf lange Sicht nur 

noch große und starke Einrichtungsträger auf dem Markt bestehen können122. Auch dies 

erhöht letztlich den Druck auf kleine Einrichtungen, ebenfalls derartige Maßnahmen zu 

ergreifen. 

In der Folge bilden sich bei den Einrichtungen der organisierten Caritas zunehmend kon-

zernartige Unternehmensstrukturen mit zahlreichen Tochter- und Enkelgesellschaften her-

aus. Außerdem kommt es vermehrt zu unterschiedlichen Arten von Kooperationen und 

Zusammenschlüssen, an denen sowohl kirchliche als auch sonstige freigemeinnützige, 

öffentliche aber auch gewerbliche Träger beteiligt sein können. Solche Mischträgerschaf-

ten sind keine Seltenheit mehr, sondern zwischenzeitlich mit wachsender Häufigkeit anzu-

treffen 123 . Im Zuge solcher Umstrukturierungsmaßnahmen werden regelmäßig neue 

Rechtsträger geschaffen oder im Falle von Kapitalgesellschaften die Beteiligungsverhält-

nisse geändert. 

 

 2. Rechtliche Verselbständigung kirchen- und ordenseigener Einrichtungen 

Neben der Erweiterung der Unternehmensstrukturen spielt bei den aktuellen Umstrukturie-

rungsprozessen innerhalb der Caritas auch die rechtliche Verselbständigung von Einrich-

tungen, die bislang unmittelbar in Trägerschaft der katholischen Kirche oder einer Ordens-

gemeinschaft standen, eine wichtige Rolle. Im besonderen Maße kann dies im Bereich der 

ordensgeführten Krankenhäuser beobachtet werden124. 
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 Pree/Primetshofer, Das kirchliche Vermögen, S. 190. 
120

 Mit Blick auf den Krankenhausbereich: Schmiemann, Fusionen katholischer Krankenhäuser, KuR 2007, S. 
198. 
121

 Hof, in: Seifart/v. Campenhausen § 8 Rn. 279. 
122

 Am Beispiel der katholischen Krankenhäuser anschaulich Fischer, Das konfessionelle Krankenhaus, S. 
27. 
123

 Näher zu den rechtlichen Organisationsformen unten C) II. 
124

 Eingehend hierzu Fischer, Das konfessionelle Krankenhaus. 
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Die Ursachen liegen neben den bereits oben angesprochenen betriebswirtschaftlichen 

Gründen vornehmlich darin, dass viele Ordensgemeinschaften infolge rückläufiger Mitglie-

derzahlen und Überalterungsproblemen den kontinuierlich steigenden Anforderungen an 

die Leitung einer Einrichtung personell nicht mehr gewachsen sind125. Hohe Qualitätsstan-

dards ebenso wie der medizinisch-technische Fortschritt erfordern heute ein hohes Maß 

an Professionalisierung, Organisation und auch Risikomanagement. Viele Ordensgemein-

schaften beklagen vor diesem Hintergrund einen Mangel an fachlich hinreichend qualifi-

zierten Führungskräften und fürchten zudem die mit der unternehmerischen Verantwor-

tung einhergehenden Haftungsrisiken126 und übergeben ihre karitativen Werke – häufig im 

Wege der Ausgründung oder der Übertragung – rechtlich selbständigen Trägern des staat-

lichen Privatrechts. Die Leitung des Krankenhauses kann hierdurch in professionelle Hän-

de gegeben werden und die Haftungsverantwortlichkeit auf den neuen Rechtsträger über-

tragen werden. 

Die Ordensgemeinschaften legen bei einer Ausgliederung oder Übertragung ihrer eigenen 

karitativen Werke regelmäßig großen Wert auf die nachhaltige Absicherung der christli-

chen Identität und wählen daher häufig die für diesen Zweck gut geeignete Rechtsform der 

rechtsfähigen kirchlichen Stiftung bürgerlichen Rechts als neuen Anstaltsträger. Die Or-

densgemeinschaft kann durch einen ständigen Sitz in einem fakultativen Aufsichtsorgan127 

der Stiftung die karitative Zweckerfüllung und Wahrung christlicher Proprien überwachen 

und auf die Geschicke der Stiftung auch weiterhin Einfluss nehmen. Teilweise werden or-

denseigene karitative Werke aber auch an speziell zu diesem Zweck eingerichtete kirchli-

che Trägerorganisationen übergeben128. Ob die traditionsreiche Organisationsform der 

ordenseigenen Werke vor dem Hintergrund dieser Entwicklung auf lange Sicht Bestand 

haben wird, bleibt offen. 

 

 

 

                                            
125

 Vgl. am Beispiel ordenseigener Krankenhäuser Fischer, Das konfessionelle Krankenhaus, S. 51 ff., ferner 
Isensee, HdBStKR, Bd. II, S. 670 sowie Gronemann, Die kirchliche Stiftung als mittelbare Unternehmensträ-
gerin sozialcaritativer Einrichtungen, KuR 1996, S. 148. 
126

 S. hierzu die ausführliche Untersuchung von Fischer, Das konfessionelle Krankenhaus, S. 51 ff., ferner 
Isensee, HdBStKR, Bd. II, S. 670. 
127

 Bspw. „Kuratorium“, „Stiftungs-“ oder „Verwaltungsrat“. 
128

 Zu diesem Zweck wurden auf katholischer Seite bereits diverse Trägerorganisationen ins Leben gerufen, 
wie beispielsweise die Caritasträgergesellschaft Trier e. V, die Malteserwerke e. V mit Sitz in Köln, die 
Deutsch-Ordens Hospitalwerk GmbH in Frankfurt, die Caritas Trägergesellschaft Saarbrücken mbH. 
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 3. Anpassung der Geschäftsfeldpolitik 

Zur Steigerung ihrer Effizienz richten auch kirchliche Sozialeinrichtungen ihre Geschäfts-

feldpolitik zunehmend an der „Marktfähigkeit“ bzw. „Rentabilität“ der sozialen Leistungen 

aus. Viele Einrichtungen der organisierten Caritas unterscheiden insoweit zwischen 

„marktfähigen“ und „nicht marktfähigen“ Dienstleistungen129. Die zunehmende Pauschali-

sierung der Leistungsvergütung eröffnet hier zusätzliche Möglichkeiten, durch eine ent-

sprechende Ausrichtung des Leistungsangebots die Rentabilität zu steigern. 

Tatsächlich richten sich die sozialen Problemlagen und Bedürfnisse aber nicht nach ihrer 

„Marktfähigkeit“. Es besteht daher die Gefahr, dass nicht rentable soziale Dienste aus den 

Hilfsangeboten der Caritas nach und nach verdrängt werden, was mit dem Leitbild der Ca-

ritas nur schwer zu vereinbaren wäre. Schließlich stellt die Caritas an sich selbst den An-

spruch, umfassende Hilfe und Unterstützung in möglichst vielen Lebenslagen leisten zu 

können. Zudem soll in karitativen Werken und Einrichtungen stets der Mensch und gerade 

nicht lediglich die Effizienz im Mittelpunkt stehen. 

 

 4. Verweltlichungstendenzen innerhalb der organisierten Caritas 

Im Zusammenhang mit den vorstehend dargestellten Umstrukturierungsprozessen unter-

nehmen einige kirchliche Einrichtungsträger mitunter auch Schritte, die eindeutig eine 

Tendenz zur Verweltlichung erkennen lassen. Hintergrund sind häufig wirtschaftliche oder 

rechtliche Nachteile, die sich für karitative Einrichtungen aus ihrer Zuordnung zur katholi-

schen Kirche ergeben können. Von Seiten der karitativen Einrichtungen wird insofern vor 

allem die mit der rechtlichen Zuordnung zur katholischen Kirche einhergehende Bindung 

an das kirchliche Tarifsystem immer wieder als erheblicher Kostenfaktor beklagt. Daneben 

betrachten einige karitative Einrichtungen aber auch die kirchliche Zweckbindung und die 

mit ihr regelmäßig einhergehenden Einfluss- und Aufsichtsrechte der katholischen Kirche 

als Einschränkung ihrer unternehmerischen Bewegungsfreiheit130. Zunehmend ziehen ka-

ritative Einrichtungen daher auch einen Ausstieg aus dem kirchlichen Tarifsystem in Be-

tracht oder streben mitunter gar die Aufhebung ihrer kirchlichen Zuordnung auf dem 

Rechtsweg an. 

                                            
129

 Manderscheid, in: Manderscheid/Hake (Hrsg.), Modernisierungsstrategien und Organisationsentwicklung 
innerhalb der verbandlichen Caritas, in: Wie viel Caritas braucht die Kirche – wie viel Kirche braucht die Cari-
tas? S. 47 f. 
130

 Am Beispiel der Stiftung Liebenau Kästner/Couzinet, S. 3. 
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 a)  Ausstieg aus dem kirchlichen Tarifsystem 

Die Vergütung in den Einrichtungen der organisierten Caritas richtet sich nach einem ei-

genen, durch Vorschriften der katholischen Kirche geregelten Tarifsystem, dem sogenann-

ten  „Dritten Weg“131. Die Arbeitsbedingungen im kirchlichen Dienst werden durch Gremien 

bestimmt, die mit Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertretern paritätisch besetzt sind (sog. 

KODA132). Die dort festgelegte kirchentarifliche Vergütung übersteigt vor allem im Bereich 

der unteren Lohngruppen die tarifvertragliche Vergütung des öffentlichen Dienstes und 

erst recht die von gewerblichen Privatanbietern ohne Tarifbindung gewährte Vergütung133. 

Nicht zuletzt wegen der zunehmenden Konkurrenz von nicht tarifgebundenen gewerbli-

chen Anbietern erweisen sich die kirchlichen Tarife insbesondere im Bereich der Alten- und 

Jugendhilfe als nicht mehr marktfähig134. Viele kirchliche Einrichtungen sehen hierin einen 

massiven Wettbewerbsnachteil und eine Gefährdung ihrer wirtschaftlichen Existenz. Be-

mühungen in den KODA, die kirchlichen Tarife an das durchschnittliche Lohnniveau im 

sozialen Dienstleistungssektor anzupassen und damit real zu senken, sind bislang nicht 

geglückt135. Immer häufiger erwägen kirchliche Einrichtungsträger deshalb als kostensen-

kende Maßnahme einen Ausstieg aus dem kirchlichen Tarifsystem. 

Der Geltungsbereich des kirchlichen Arbeitsrechts einschließlich der tarifrechtlichen Rege-

lungen knüpft nach Maßgabe der Grundordnung für den kirchlichen Dienst (GrO)136 an die 

kirchliche Zuordnung des Einrichtungsträgers an. Für Einrichtungen in unmittelbarer Trä-

gerschaft von Rechtspersonen der verfassten Kirche gilt die GrO unmittelbar. Sonstige, 

insbesondere selbstständige privatrechtliche Träger, sind hingegen gehalten, die GrO ver-

bindlich in ihre Statuten zu übernehmen. Diese Übernahmeerklärung hat konstitutive Wir-

kung. Fehlt sie, gilt das staatliche Arbeitsrecht einschließlich der einschlägigen tariflichen 

Regelungen137. Diese Regelung hat zur Folge, dass die Bindung an das Tarifsystem der 

                                            
131

 Eingehend zum Arbeitsrecht der katholischen Kirche und dem „Dritten Weg“ unten C) V. 1. b). 
132

 „Kommissionen zur Ordnung des Arbeitsvertragsrechts“ (KODA) eingehend unten C) V. 1. b). 
133

 Fuhrmann, Flucht aus dem kirchlichen Dienst? KuR 2005, S. 175, 188. 
134

 Achilles, Unternehmerische Betätigung von kirchlichen Stiftungen, KuR 2009, S. 72, 86. 
135

 Achilles, Unternehmerische Betätigung von kirchlichen Stiftungen, KuR 2009, S. 72, 86. 
136

 Vgl. Art. 2 Abs. 2 i. V. m. Art. 7 GrO. 
137

 So die Begründung der DBK zu Art. 2 Abs. 2 GrO, verfasst von Richardi; Vgl. ferner das Urteil des TRI-
BUNAL DELEGATUM ET A SUPREMO SIGNATURAE APOSTOLICAE TRIBUNALI CONSTITUTIUM vom 
31.03.2010, Az. 42676/09, S. 14, 
URL: http://www.diag-mav-os.de/fileadmin/Mediendatenbank/pdf/UrteilSig.pdf (Abruf am 21.05.2012). 

http://www.diag-mav-os.de/fileadmin/Mediendatenbank/pdf/UrteilSig.pdf
http://www.diag-mav-os.de/fileadmin/Mediendatenbank/pdf/UrteilSig.pdf
http://www.diag-mav-os.de/fileadmin/Mediendatenbank/pdf/UrteilSig.pdf
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katholischen Kirche durch eine Ausgründung in einen neuen Rechtsträger oder auch durch 

eine bloße Satzungsänderung138 grundsätzlich aufgehoben werden kann. 

Gerade im Bereich der unterstützenden Dienstleistungen, wie etwa Verwaltung, Hauswirt-

schaft und Reinigung oder Wäschereien, sind vielfach Tochtergesellschaften karitativer 

Einrichtungsträger anzutreffen, die sich nicht an die GrO gebunden haben und demzufolge 

nicht nach kirchlichen Tarifen vergüten139. Diese häufig als „Servicegesellschaften“ be-

zeichneten und oftmals gewerblich ausgerichteten Tochtergesellschaften bieten ihre Leis-

tungen mitunter auch am freien Markt an, wodurch eine zusätzliche Einnahmequelle er-

schlossen werden kann.  

Solche teilweise gewerblichen Tochtergesellschaften finden sich allerdings nicht mehr nur 

im Bereich der unterstützenden Hilfsdienste, sondern zunehmend auch im Kernbereich 

der karitativen Arbeit, d. h. im unmittelbaren Dienst am Menschen. Betroffen sind derzeit 

insbesondere der Pflegesektor, aber auch Spezialkliniken sowie verschiedene soziale Ein-

zeldienste 140 . Dieses vor allem von größeren Einrichtungsträgern praktizierte „Leihar-

beitsmodell“ zur Umgehung der kirchlichen Tarife wird im arbeits- und kirchenrechtlichen 

Schrifttum regelmäßig problematisiert und auch in der Presse mitunter heftig kritisiert141. 

Auch auf Seiten der katholischen Kirche wird die Tarifflucht karitativer Einrichtungen kri-

tisch betrachtet. Nach dem in der GrO niedergelegten kirchlichen Selbstverständnis tragen 

                                            
138

 Ein solcher Fall wird durch das prominente Beispiel der Kolping-Bildungszentren GmbH in Paderborn 
belegt, deren Gesellschafter am 10.07.2007 folgenden Beschluss fassten: 
  „1. Bei der Kolping-Bildungszentren gGmbH handelt es sich nicht um einen kirchlichen Arbeitgeber. 

2. Die Gesellschaft fällt nicht unter den Geltungsbereich der Grundordnung des kirchlichen Dienstes 
im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse. 
3. Die Gesellschaft unterliegt nicht der Rechtsaufsicht des Erzbischofs von Paderborn. 
4. Die Kolping-Bildungszentren gGmbH dient entsprechend ihres satzungsgemäßen Zwecks unmit-
telbar und überwiegend erzieherischen Bestimmungen und stellt somit ein Tendenzunternehmen im 
Sinne des Betriebsverfassungsgesetzes dar.“ 

Der Beschluss ist wiedergegeben auf Seite 6 des hierzu ergangenen kirchengerichtlichen Urteils des TRI-
BUNAL DELEGATUM ET A SUPREMO SIGNATURAE APOSTOLICAE TRIBUNALI CONSTITUTUM vom 
31.03.2010, Az.: 42676/09 VT. 
139

 Fuhrmann, Flucht aus dem kirchlichen Dienst?, KuR 2005, S. 175, 185. 
140

 Evangelisch-katholische Arbeitsgruppe, Aktuelle Herausforderungen im Bereich sozialer Dienstleistungen 
in Europa, KuR 2000, S. 13, 15; Kritisch hierzu: Hensolt, Rosinen aus dem diakonischen Kuchen, epd sozial 
Nr. 26 vom 27. Juni 2008, URL: http://www.epd.de/sozial/print/sozial_index_56660.htm (Abruf vom 
15.04.2010). 
141

 Hierzu Thüsing, Leiharbeitnehmer in Caritas und Diakonie, FS Richardi, S. 989 ff. Zum Thema „kirchliche 
Leiharbeit“ s. auch die kritischen Stimmen in der Presse: Bericht der Mainpost vom 31.03.2008, Seite 8 (St. 
Josefs-Stift in Eisingen),URL: 
http://downloads.kirchenserver.net/23/2218/1/24901414178059439910.pdf (Abruf am 16.05.2012); sowie 
ferner das von ver.di beauftragte und veröffentlichte „Gutachten zur Arbeitnehmerüberlassung beim Caritas-
Verein Altenoythe e.V.“ vom 07.10.2010, URL: http://weser-
ems.verdi.de/ortsvereine/oldenburger_muensterland/aktuelles/data/Gutachten_Arbeitnehmeruberlassung_C
aritas-Verein-Altenoythe.pdf (Abruf am 16.05.2012). 

http://www.epd.de/sozial/print/sozial_index_56660.htm
http://downloads.kirchenserver.net/23/2218/1/24901414178059439910.pdf
http://weser-ems.verdi.de/ortsvereine/oldenburger_muensterland/aktuelles/data/Gutachten_Arbeitnehmeruberlassung_Caritas-Verein-
http://weser-ems.verdi.de/ortsvereine/oldenburger_muensterland/aktuelles/data/Gutachten_Arbeitnehmeruberlassung_Caritas-Verein-
http://weser-ems.verdi.de/ortsvereine/oldenburger_muensterland/aktuelles/data/Gutachten_Arbeitnehmeruberlassung_Caritas-Verein-
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alle in einer kirchlichen Einrichtung Tätigen durch ihre Arbeit gemeinsam - ohne Rücksicht 

auf ihre arbeitsrechtliche Stellung - dazu bei, dass die Einrichtung einen Teil des kirchli-

chen Sendungsauftrags erfüllt142. Die Ausgliederung von Hilfsdiensten in eigene Service-

gesellschaften führt aber im Ergebnis zu einer gespaltenen Belegschaft innerhalb eines 

kirchlichen Einrichtungsbetriebs, was mit dem Grundgedanken der christlichen Dienstge-

meinschaft nicht zu vereinbaren ist143. 

Kirchenpolitisch noch problematischer sind freilich Ausgliederungen im Kernbereich des 

karitativen Dienstes, d. h. wenn der unmittelbare Dienst am Menschen selbst nicht mehr 

dem kirchlichen Arbeitsrecht unterliegt. Caritas bedeutet nicht nur eine menschennahe, 

fürsorgliche und damit einhergehend auch zeit- und somit kostenintensive Betreuung der 

Hilfebedürftigen, sondern ebenso eine soziale Verpflichtung gegenüber den Mitarbeitern 

im karitativen Dienst. Niedriglöhne, wie sie bei manchem gewerblichen Anbieter sozialer 

Dienste üblich sind, lassen sich mit dem christlich-karitativen Selbstverständnis nicht ver-

einbaren und sind überdies nach katholischem Kirchenrecht unzulässig144. Die katholische 

Kirche sieht in der Tarifflucht durch Ausgliederungen in rein weltliche Rechtsträger daher 

regelmäßig eine unzulässige Umgehung des kirchlichen Arbeitsrechts. 

Schließlich regt sich auch unter den betroffenen Mitarbeitern aus nachvollziehbaren Grün-

den regelmäßig Widerstand gegen Ausgliederungen zur Aufhebung der kirchlichen Tarif-

bindung. Bisweilen hat dies auch schon zur Beschreitung des kirchlichen Rechtswegs 

durch die Mitarbeitervertretungen geführt145. 

 

 b) Flucht aus dem kirchlichen Rechtskreis 

Bisweilen werden auf Seiten karitativer Einrichtungen auch Anstrengungen unternommen, 

den kirchlichen Rechtskreis insgesamt zu verlassen. Die Bindung an die kirchliche 

Rechtsordnung und insbesondere die Einflussrechte der Kirche in Form von weitreichen-

den Genehmigungsvorbehalten für eine Vielzahl von Rechtsgeschäften, werden auf Seiten 

einiger kirchlicher Einrichtungen zunehmend als Belastung und Einschränkung ihrer un-

                                            
142

 Vgl. Art.1 GrO. 
143

 Fuhrmann, Flucht aus dem kirchlichen Dienst?, KuR 2005, S. 175, 187. 
144

 Erklärung der deutschen Bischöfe zum kirchlichen Dienst, S. 8; Vgl. ferner cann. 747 § 2, 231 § 2, 1286 
CIC. 
145

 S. z. B. Urteil des KAGH vom 12.12.2008, Az.: M06/08. 
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ternehmerischen Freiheit empfunden146. Gerade Umstrukturierungsmaßnahmen und grö-

ßere wirtschaftliche Investitionen müssen häufig von einer kirchlichen Aufsichtsinstanz ge-

nehmigt werden147. In der Praxis bereiten die mitunter langwierigen kirchlichen Genehmi-

gungsverfahren Schwierigkeiten, insbesondere wenn rasches Handeln auf Seiten der Ein-

richtung angezeigt ist, beispielsweise weil für die Aufnahme eines größeren Darlehens nur 

für ein kurzes Zeitfenster günstige Zinskonditionen am Markt verfügbar sind. 

Vereinzelt versuchen kirchliche Einrichtungsträger aus den vorgenannten Gründen, den 

kirchlichen Rechtskreis gänzlich zu verlassen, beispielsweise indem sie ihren eigenen 

kirchlichen Status vor staatlichen Behörden und Gerichten anfechten oder ihre Einrichtun-

gen nach und nach in Tochtergesellschaften ausgliedern, die keine satzungsmäßige Ver-

bindung zur katholischen Kirche aufweisen. 

Als Beispiel aus der jüngeren Vergangenheit kann der Rechtsstreit zwischen dem Land 

Baden-Württemberg und der Diözese Rottenburg-Stuttgart über den kirchlichen Status der 

Stiftung Liebenau in Meckenbeuren angeführt werden148. Die bereits in den Jahren zwi-

schen 1868 und 1873 auf Initiative einer Gründergemeinschaft rund um Kaplan Adolf Aich 

errichtete Stiftung wurde seit ihrer Errichtung von den jeweiligen Stiftungsverantwortlichen 

ebenso wie von den staatlichen und kirchlichen Stiftungsbehörden ganz überwiegend als 

kirchliche Stiftung eingestuft. Im Jahr 2006 beantragte die Stiftung allerdings bei der für 

kirchliche Stiftungen zuständigen staatlichen Stiftungsaufsichtsbehörde 149  festzustellen, 

dass sie keine kirchliche Stiftung im Sinne des Stiftungsgesetzes Baden-Württemberg 

(LStiftG BW) sei. Die Stiftungsaufsichtsbehörde gab dem Antrag der Stiftung mit Status-

feststellungsbescheid150 statt. Hiergegen erhob die Diözese Rottenburg-Stuttgart als zu-

ständige kirchliche Stiftungsaufsichtsbehörde Widerspruch, dem allerdings in der Folge 

nicht abgeholfen wurde. Auf die im Anschluss von der Diözese Rottenburg-Stuttgart erho-

bene Anfechtungsklage hat das Verwaltungsgericht Sigmaringen mit Urteil vom 

26.09.2006151 den Statusfeststellungsbescheid aufgehoben und den kirchlichen Status der 

Stiftung bestätigt. Die von der Stiftung und dem Land Baden-Württemberg hiergegen vor 

                                            
146

 Am Beispiel der Stiftung Liebenau Kästner/Couzinet, S. 3; auch die Gesellschafter der Kolping-
Bildungszentren gGmbH in Paderborn schlossen in ihrem Beschluss vom 10.07.2007 u. a. die „Rechtsauf-
sicht des Erzbischofs von Paderborn“ ausdrücklich aus, vgl. oben Fn. 138. 
147

 Eingehend zu den kirchlichen Einfluss- und Aufsichtsrechten unten, C) III. 
148

 Vgl. hierzu die ausführlichen Untersuchungen von Karl-Hermann Kästner und Daniel Couzinet, Der 
Rechtsstatus kirchlicher Stiftungen staatlichen Rechts des 19. Jahrhunderts, sowie von Andreas Holzem, 
Konfession und Sozialstiftung in Württemberg (1870 – 1970). 
149

 Ministerium für Kultus, Jugend und Sport des Landes Baden-Württemberg, vgl. § 28 LStiftG BW. 
150

 Vgl. § 29 Abs. 2 LStiftG BW. 
151

 VG Sigmaringen, Urteil vom 26.09.2006, Az.: 9 K 2042/05. 
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dem VGH Baden-Württemberg eingelegte Berufung blieb letztlich erfolglos152. Über die 

gesamte Verfahrensdauer hinweg hatte die Stiftung als Beigeladene übereinstimmend mit 

dem beklagten Land Baden-Württemberg die Auffassung vertreten, dass sie keine kirchli-

che Stiftung sei. 

Ein bereits länger zurückliegendes, aber ähnlich gelagertes Beispiel bietet die Katholische 

Armenverwaltung Krefeld, ebenfalls eine katholisch-kirchliche Stiftung bürgerlichen Rechts. 

Im Jahr 1981 beantragte das Kuratorium der Stiftung beim Innenministerium als oberster 

Stiftungsaufsichtsbehörde in NRW153 festzustellen, dass die Stiftung nicht kirchlich im Sin-

ne des StiftG NRW sei und daher lediglich der staatlichen und nicht der kirchlichen Stif-

tungsaufsicht unterliege. Mit Bescheid vom 09.04.1986 bestätigte der Innenminister aller-

dings auch in diesem Fall die Kirchlichkeit der Stiftung154. 

 

 5. Zusammenfassende Betrachtung 

Im Zuge der vorstehend skizzierten Maßnahmen und Strategien zur Kostenoptimierung 

bzw. Steigerung der Wirtschaftlichkeit werden – beispielsweise im Wege von Ausgründun-

gen oder Übertragungen – sehr häufig neue Rechtsträger für karitative Einrichtungen ge-

schaffen. Dabei kommt es nicht selten auch zu Mischträgerschaften unter Beteiligung von 

weltlichen Trägern. Sollte der neue Einrichtungsträger die Anforderungen für eine rechtli-

che Zuordnung zur katholischen Kirche nicht erfüllen, wird die Zuordnung im Zuge eines 

solchen Rechtsträgerwechsels letztlich aufgehoben. Vor allem bei Mischträgerschaften mit 

weltlicher Beteiligung, reinen Servicegesellschaften oder gewerblichen Betätigungen stellt 

sich die Frage, ob und inwieweit es sich aus verfassungsrechtlicher Sicht noch um aner-

kennungsfähige Lebens- und Wesensäußerungen der katholischen Kirche handelt. Zu 

Bedenken ist in diesem Zusammenhang außerdem, dass unter Umständen auf Seiten ei-

ner Einrichtung eine rechtliche Verweltlichung gerade beabsichtigt sein kann, etwa um die 

Bindung an das kirchliche Tarifrecht aufzuheben oder um sich der Einflussnahme der ka-

tholischen Kirche vollständig zu entziehen. 

Neben den mit rechtlichen Umstrukturierungen regelmäßig einhergehenden Fragestellun-

gen, beispielsweise aus dem Gesellschafts- und Umwandlungsrecht, dem Steuer- und 

Gemeinnützigkeitsrecht oder dem Arbeitsrecht, muss insoweit auch stets ein besonderes 

                                            
152

 VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 08.05.2009, Az.: 1 S 2859/06 (=NVwZ-RR 2010, 270). 
153

 Vgl. § 15 LStiftG NRW. 
154

 S. hierzu Menges, Die kirchliche Stiftung in der Bundesrepublik Deutschland, S. 3 (Fn. 7). 
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Augenmerk auf die rechtlichen Anforderungen für die Zuordnung der Einrichtung zur ka-

tholischen Kirche gerichtet werden. 

Die teilweise zu beobachtenden Verweltlichungstendenzen werden auf Seiten der katholi-

schen Kirche freilich mit Sorge betrachtet. Ausgliederungen zur Flucht aus dem kirchlichen 

Tarifsystem bergen daher im Verhältnis zwischen Einrichtungsleitung und Amtskirche ein 

erhebliches Konfliktpotential. Dies gilt im besonderen Maße, wenn der Kernbereich des 

karitativen Dienstes betroffen ist. Noch problematischer sind freilich die vereinzelt zu be-

obachtenden Anstrengungen karitativer Einrichtungen, die Zuordnung zur katholischen 

Kirche beispielsweise auf dem Rechtsweg ganz aufzuheben. Die Furcht der katholischen 

Kirche vor einer Aushöhlung des christlichen Propriums und einer schleichenden Verweltli-

chung der Caritas scheint vor diesem Hintergrund nachvollziehbar. Die Streitigkeiten über 

den kirchlichen Rechtsstatus karitativer Einrichtungen haben damit überdies eine neue 

Dimension erreicht155. Schließlich wurde die kirchliche Zuordnung und die hierdurch be-

gründete Teilhabe an den kirchlichen Freiheitsrechten auch auf Seiten der kirchlichen Ein-

richtungen lange Zeit als Privileg empfunden und immer wieder vor allem im Bereich des 

kirchlichen Dienst- und Mitarbeitervertretungsrecht gemeinsam mit der Kirche gegenüber 

Mitarbeitern und Gewerkschaften156, Betriebsräten157, und staatlichen Behörden158 vertei-

digt. 

Wenn auch in den letzten Jahren auf Seiten kirchlicher Einrichtungen eine zunehmende 

Tendenz zum Verlassen des kirchlichen Rechtskreises festgestellt werden kann, so liegt 

die Ursache hierfür nach Allem weniger in einer Distanzierung von der katholischen Kirche 

oder der Idee von Caritas – sondern ist vielmehr profanen wirtschaftlichen Zwängen ge-

schuldet. Vor dem Hintergrund, dass sich die wirtschaftlichen und politischen Rahmenbe-

dingungen im sozialen Sektor eher weiter verschärfen werden, steht aber zu befürchten, 

dass auch diese Spannungslagen zwischen den kirchlichen Einrichtungen und der Kirche 

tendenziell zunehmen werden159. In diesem Zusammenhang sprechen einige Stimmen 

                                            
155

 Kästner/Couzinet, S. 3. 
156

 Vgl. bspw. BVerfGE 46, 73 (Goch); BVerfGE 57, 220 (Vollmarstein – kein Betätigungsrecht für Gewerk-
schaften in kirchlichen Einrichtungen); BVerfGE 70, 138 (Besondere Loyalitätspflichten als Kündigungsgrund 
im kirchlichen Dienst); sowie ferner BAG NJW 1982, 1894; BAG AP BetrVG 1972 § 118 Nr. 6; Nr. 10; Nr. 36. 
157

 Im evangelischen Bereich: BAG AP BetrVG 1972 § 118, Nr. 48; Nr. 60; zuletzt BAG NZA 2008, 653. 
158

 So im Rechtsstreit um die evangelischen Stiftungen Osnabrück, eingehend hierzu Siegmund-Schultze, 
Zur konfessionell beschränkten Stiftung, DÖV 1994, S. 1017, 1022. 
159

 Kästner/Couzinet, S. 45. 
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bereits von einer „kalten Säkularisierung“ kirchlicher Einrichtungen, ausgelöst durch die 

staatliche Finanzierungslenkung im Gesundheits- und Sozialwesen160. 

Die Flucht aus dem kirchlichen Rechtskreis als Konsequenz der Ökonomisierung des so-

zialen Sektors – im schlimmsten Falle im Streit mit der Kirche oder an ihr vorbei – gilt es 

zu vermeiden, denn ansonsten kommt es auf lange Sicht tatsächlich zu der befürchteten 

Verweltlichung von weiten Teilen der Caritas. Ziel muss es daher sein, die Erfüllung des 

religiösen Auftrags nach christlichen Wertvorstellungen in Einklang mit den wirtschaftlichen 

Notwendigkeiten zu bringen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                            
160

 So beispielsweise Isensee, HdBStKR, Bd. II, S. 700, 701; sowie Achilles, Die (Re-) Finanzierung der Ar-
beit von kirchlichen Stiftungen im sozial-karitativen Bereich, Vortrag auf der 61. Jahrestagung 2005 des Bun-
desverband deutscher Stiftungen, URL: http://www.stiftungen.org/jahrestagungen/pdf/Achilles.pdf (Abruf am 
15.04.2010); in diesem Sinne ferner Depenheuer, HdBStKR Bd. II, S. 761. 

http://www.stiftungen.org/jahrestagungen/pdf/Achilles.pdf
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 C)  Rechtliche Grundlagen 

 

 I.  Die rechtlichen Grundstrukturen der katholischen Kirche 

 

 1.  Die hierarchische Verfassung der katholischen Kirche 

Die katholische Gesamtkirche ist hierarchisch strukturiert und in Teilkirchen untergliedert. 

Die Grundstruktur der katholischen Kirche wird im CIC, Buch II Teil II „Hierarchische Ver-

fassung der Kirche“, geregelt. In Sektion II werden die Teilkirchen und ihre Verbände be-

stimmt. Teilkirchen sind in erster Linie die Diözesen. Ihnen gleichgestellt sind die Territori-

alprälatur und Territorialabtei, das Apostolische Vikariat und die Apostolische Präfektur so-

wie die dauernd errichtete Apostolische Administratur161. Nach dem Verständnis des II. 

Vatikanischen Konzils besteht die Gesamtkirche „in und aus ihren Teilkirchen“162, was be-

deutet, dass die katholische Kirche im Vollsinne nur in der Einheit und im wechselseitigen 

Bezug von Gesamtkirche und Teilkirchen besteht163. 

Die Träger der höchsten Autorität der Gesamtkirche sind der Papst164 und das Bischofskol-

legium165, dem der Papst wiederum vorsteht. Die höchste Autorität wird in der Gesamtkir-

che durch die Bischofssynode166, die Kardinäle der Heiligen Römischen Kirche167, die 

Römische Kurie168 und den Gesandten169 des Papstes ausgeübt. 

In der Bundesrepublik Deutschland wird die katholische Kirche durch die DBK repräsen-

tiert, die ipso iure kirchenrechtliche Rechtspersönlichkeit hat170. Auf dem Gebiet der Bun-

desrepublik Deutschland gliedert sich die katholische Kirche in 7 Erzdiözesen171 und 20 

                                            
161

 Can. 368 CIC. 
162

 LG Art. 23. 
163

 Pree, MK, Einleitung vor can. 368, Rn. 2. 
164

 Cann. 331 – 335 CIC. 
165

 Cann. 336 – 346 CIC. 
166

 Cann. 342 – 348 CIC. 
167

 Cann. 349 – 359 CIC. 
168

 Cann. 360 – 361 CIC. 
169

 Cann. 362 – 367 CIC. 
170

 Can. 449 § 2 CIC. 
171

 Bamberg, Berlin, Freiburg, Hamburg, Köln, München und Freising und Paderborn. 
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(Suffragan-) Diözesen172. Eine Erzdiözese bildet zusammen mit den ihr zugeordneten 

Suffragandiözesen eine Kirchenprovinz173. Die Diözesen und Kirchenprovinzen sind Teile 

der verfassten Gesamtkirche und erlangen mit ihrer Errichtung von Rechts wegen kanoni-

sche Rechtspersönlichkeit174. Kirchliche Rechtsträger sind auf der Ebene der Diözesen 

ferner der Bischöfliche Stuhl, das Priesterseminar, das Dom- und Stiftskapitel sowie die 

Domkirche175. 

Die innere Ordnung der Teilkirchen wiederum ist Gegenstand des Titel III des Buch II 

CIC176. Danach unterteilen sich die Diözesen in Pfarreien177, die zugleich die kirchenrecht-

liche Grundform der Gemeinde bilden178. Im allgemeinen Sprachgebrauch werden auch 

die Begriffe Gemeinde, Pfarrgemeinde oder Kirchengemeinde verwendet179. Das Gegen-

stück zur Pfarrei ist im staatlichen Rechtskreis die Kirchengemeinde als Körperschaft des 

öffentlichen Rechts180. Die Pfarreien selbst sind im kirchenrechtlichen Sinne keine Teilkir-

chen, sondern Teile der Teilkirchen181. Aber auch die Pfarrei oder Kirchengemeinde ist von 

Rechts wegen kanonische Rechtspersönlichkeit182 und Teil der hierarchisch verfassten 

Kirche183. Weitere kirchliche Rechtspersonen auf der Ebene der Pfarrei sind etwa die Kir-

chenstiftung und die Pfründestiftung 184 . Die überpfarrlichen Einheiten Dekanat 185  und 

Pfarrverband als in erster Linie administrativ-pastorale Einheiten haben mit alleiniger Aus-

nahme der Diözese Rottenburg-Stuttgart keine eigene Rechtspersönlichkeit186. 
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 Eichstätt, Speyer, Würzburg (Erzdiözese Bamberg); Dresden-Meißen, Görlitz (Erzdiözese Berlin); Rotten-
burg-Stuttgart, Mainz (Erzdiözese Freiburg), Hildesheim, Osnabrück (Erzdiözese Hamburg); Aachen, Essen, 
Limburg, Münster. Trier (Erzdiözese Köln); Augsburg, Passau, Regensburg (Erzdiözese München und Frei-
sing); Erfurt, Fulda, Magdeburg (Erzdiözese Paderborn). 
173

 Can. 431 CIC. 
174

 Can. 373 CIC. 
175

 Pree/Primetshofer, Das kirchliche Vermögen, seine Verwaltung und Vertretung, S. 40 ff. 
176

 Cann. 460 – 572 CIC. 
177

 Can. 374 CIC. 
178

 Paarhammer, MK, Einleitung vor can. 515 CIC, Rn. 1. 
179

 Ahlers, MK, can. 515 CIC, Rn. 3. 
180

 Pree/Primetshofer, Das kirchliche Vermögen, seine Verwaltung und Vertretung, S. 45. 
181

 Bier, MK, can. 374, Rn. 10. 
182

 Can. 515 § 3 CIC. 
183

 Pree/Primetshofer, Das kirchliche Vermögen, seine Verwaltung und Vertretung, S. 37. 
184

 Pree/Primetshofer, Das kirchliche Vermögen, seine Verwaltung und Vertretung, S. 42 ff. 
185

 Cann. 374 § 2, 553 – 555 CIC. 
186

 Die Dekanate der Diözese Rottenburg-Stuttgart sind Körperschaften des öffentlichen Rechts, s. 
Pree/Primetshofer, Das kirchliche Vermögen, seine Verwaltung und Vertretung, S. 43 (Fn. 87). 
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 2. Die Rechtspersonen des kanonischen Rechts 

Das kanonische Recht unterscheidet grundsätzlich zwischen zwei Arten juristischer Per-

sonen, den öffentlichen juristischen Personen kirchlichen Rechts187 und den privaten juris-

tischen Personen kirchlichen Rechts188. 

Die öffentlichen juristischen Personen kirchlichen Rechts werden nur durch die kirchliche 

Autorität selbst errichtet. Sie erhalten ihre Rechtspersönlichkeit entweder kraft Gesetz oder 

durch Verleihung und führen die ihnen übertragene Aufgabe im Namen der Kirche aus. 

Damit sind Aufgaben gemeint, deren Erfüllung eine genuine Aufgabe der hierarchisch ver-

fassten Kirche bzw. des kirchlichen Amtes ist189. Die rechtsfähigen Untergliederungen der 

hierarchischen Kirchenverfassung sind folglich stets öffentliche juristische Personen kirch-

lichen Rechts. Inhaltlich und rechtlich stellen sie einen Teil der Kirche in ihrer verfassten 

bzw. amtlichen Gestalt dar190. Eine gewisse Sonderstellung innerhalb der Kirchenverfas-

sung nehmen insoweit allerdings die Ordensverbände ein. Sie erhalten zwar mit ihrer Er-

richtung den Status einer öffentlichen juristischen Person kanonischen Rechts191, werden 

aber in Buch II Teil II CIC192 nicht als Teil der hierarchischen Kirchenverfassung genannt, 

sondern in Buch II Teil III CIC193 behandelt. Sie genießen ein höheres Maß an Autonomie 

als die Untergliederungen der hierarchischen Kirchenverfassung und können sich bei-

spielsweise eine eigene Ordensverfassung geben194. Letztlich zählen die Ordensverbände 

damit nicht unmittelbar zur verfassten katholischen Kirche. 

Alle nicht öffentlichen juristischen Personen der Kirche werden als private juristische Per-

sonen bezeichnet, can. 116 § 1 letzter HS CIC. Die Rechtsform der privaten juristischen 

Person kirchlichen Rechts dient insbesondere der Bildung von Vereinigungen zu kirchli-

chen oder frommen Zwecken durch Gläubige. Es wurde hier ein privatautonomer Bereich 

in Abgrenzung zum kirchenamtlichen Bereich geschaffen195. Die kirchliche Rechtspersön-

lichkeit erhalten die privaten juristischen Personen erst durch spezielles Dekret der zu-

ständigen kirchlichen Autorität. Private juristische Personen handeln im Unterschied zu 

den öffentlichen juristischen Personen im eigenen Namen und ohne kirchliches Mandat. 

                                            
187

 Can. 116 § 1 CIC. 
188

 Can. 116 § 2 CIC. 
189

 Pree, MK, can. 116, Rn. 3. 
190

 Pree, MK, can. 116, Rn. 7. 
191

 Pree, HdbKathKR, S. 1066. 
192

„Hierarchische Verfassung der Kirche“. 
193

 „Institute des geweihten Lebens und Gesellschaften des apostolischen Lebens“. 
194

 Pree/Primetshofer, Das kirchliche Vermögen, seine Verwaltung und Vertretung, S. 129. 
195

 Pree, MK, can. 116, Rn. 2. 
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Typische private juristische Personen sind etwa die private kirchliche Stiftung oder An-

stalt196 sowie der kanonische Verein197. Die privaten juristischen Personen des kirchlichen 

Rechts sind nicht Teil der hierarchischen Kirchenverfassung und ihr Vermögen zählt auch 

nicht zum Kirchenvermögen nach can. 1257 § 1 CIC. Ihnen steht im Vergleich zu den öf-

fentlichen juristischen Personen aber auch eine weitaus größere Autonomie zu. 

 

 3. Der Rechtsstatus der katholischen Kirche und ihrer Untergliederungen in der staatli-

chen Rechtsordnung 

Aus der Rechtssubjektivität nach kanonischem Recht folgt nicht zwangsläufig eine 

Rechtspersönlichkeit im staatlichen Rechtskreis. Die staatliche Rechtsordnung regelt die 

mit Rechtsfähigkeit ausgestatteten Organisationsformen abschließend. Der Grundsatz des 

Numerus clausus der staatlichen Gesellschaftsformen gilt auch für die katholische Kirche. 

Aus diesem Grund müssen sich die Untergliederungen, Vereinigungen und Einrichtungen 

der katholischen Kirche auch in einer staatlichen Rechtsform konstituieren, um als Rechts-

subjekt am staatlichen Rechtsverkehr überhaupt teilnehmen zu können. Die Untergliede-

rungen, Institutionen und Einrichtungen der katholischen Kirche treten somit im kirchlichen 

und staatlichen Rechtskreis in jeweils eigener rechtlicher Gestalt auf, sind aber tatsächlich 

ein und dieselbe Rechtsperson198. In der Folge gelten allerdings kirchliches und staatli-

ches Recht nebeneinander, weshalb auch von einer „Doppelexistenz“ in zwei Rechtskrei-

sen gesprochen wird199. 

 

 a) Die katholische Kirche 

Die katholische Kirche ist seit dem 18. Jahrhundert im heutigen Rechtsgebiet der Bundes-

republik Deutschland als öffentlich-rechtliche Körperschaft anerkannt200. Sie war demnach 

bereits vor Inkrafttreten der Weimarer Reichsverfassung im Jahr 1919 Körperschaft des 

                                            
196

 Vgl. can. 115 § 3 i. V. m. can. 1303 § 1 CIC. Das kanonische Recht unterscheidet nicht zwischen den 
Begriffen Stiftung und Anstalt. 
197

 Can. 299 CIC. 
198

 Pree/Primetshofer, Das kirchliche Vermögen, seine Verwaltung und Vertretung, S. 127. 
199

 V. Campenhausen, Staatskirchenrecht, S. 126; Dütz, Kirchliche Vereine und ihr Vermögen, S. 455, 460; 
Pree, Aufsicht über Einrichtungen der Caritas aus der Sicht des kanonischen Rechts, KuR 2001, S. 161, 177. 
200

 Korioth, in: Maunz/Dürig, Art. 137 WRV, Rn. 63. 
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öffentlichen Rechts und zählt deshalb nach Art. 137 Abs. 5 S. 1 WRV i. V. m. 140 GG zu 

den sogenannten „altkorporierten“ Religionsgemeinschaften201. 

Dieser besondere religionsverfassungsrechtliche Körperschaftsstatus darf allerdings nicht 

mit dem Rechtsstatus einer Körperschaft des öffentlichen Rechts im staatsorganisations-

rechtlichen Sinne gleichgesetzt werden202. Religionsgemeinschaften werden durch ihre 

Anerkennung als Körperschaften des öffentlichen Rechts gerade nicht denjenigen öffent-

lich-rechtlichen Körperschaften gleichgestellt, die als Träger der mittelbaren Staatsverwal-

tung in den Staat eingegliedert sind und unter seiner Aufsicht staatliche Aufgaben erfül-

len203. Die katholische Kirche kann schon wegen des Verbots der Staatskirche in Art. 140 

GG, 137 Abs. 1 WRV nicht Teil der Staatsverwaltung sein und nimmt dementsprechend 

auch keine Staatsaufgaben war. Im Gegensatz zu den Körperschaften des öffentlichen 

Rechts im staatsorganisationsrechtlichen Sinne ist sie deshalb aber auch grundrechtsbe-

rechtigt und unterliegt keiner staatlichen Rechtsaufsicht. 

 

 b) Die Untergliederungen der katholischen Kirche 

Der religionsverfassungsrechtliche Körperschaftsstatus umfasst konkordatsrechtlich abge-

sichert auch die Untergliederungen der katholischen Kirche204. Hierzu zählen laut Reichs-

konkordat von 1933 205  die katholischen Kirchengemeinden, Kirchengemeindeverbände 

und Diözesanverbände206, die bischöflichen Stühle, Bistümer und Kapitel, die Orden und 

religiösen Genossenschaften sowie die unter Verwaltung kirchlicher Organe gestellten An-

                                            
201

 Die Terminologie der Verfassung ist mit Blick auf die „Religionsgemeinschaften“ uneinheitlich. Während 
Art. 137 Abs. 1 WRV beispielsweise von „Kirche" spricht, verwenden die übrigen Vorschriften der inkorporier-
ten Artikel der Weimarer Reichsverfassung vorwiegend den Begriff „Religionsgesellschaften". Art. 7 Abs. 3 S. 
2 GG wiederum bezieht sich – ebenso wie die Mehrheit der Landesverfassungen – auf „Religionsgemein-
schaften". Es ist aber im Grundsatz anerkannt, dass die unterschiedlichen Begrifflichkeiten des Verfassungs-
textes rein entstehungsgeschichtlich bedingt sind, aber rechtlich dasselbe meinen. Der neuere Begriff der 
„Religionsgemeinschaft” hat folglich in der Zeit nach 1945 den überkommenen Ausdruck „Religionsgesell-
schaft” abgelöst, ohne dass damit ein Bedeutungswandel verbunden sein sollte. Die Begriffe „Kirche“, „Reli-
gionsgemeinschaft“ bzw. „Religionsgesellschaft“ sind aus religionsverfassungsrechtlicher Sicht weitgehend 
deckungsgleich und werden nachfolgend synonym verwendet, vgl. hierzu eingehend v. Campenhausen in: 
Mangoldt/Klein/Starck, GG III, Art. 140 GG/Art. 137 WRV, Rn. 19 ff. 
202

 Näher zu den Besonderheiten des öffentlich-rechtlichen Körperschaftsstatus der Kirchen v. Campenhau-
sen, Staatskirchenrecht, S. 127 ff. 
203

 BVerwG, NJW 1997, 2396. 
204

 Zum Bestand staatskirchenrechtlicher Verträge in Deutschland s. v. Campenhausen in: Man-
goldt/Klein/Starck, GG III, Art. 140 GG Rn. 62. 
205

 Konkordat zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Deutschen Reich vom 20. Juli 1933 (RGBl. II S. 679) im 
Folgenden RK. 
206

 Der „Verband der Diözesen Deutschlands" (VDD) wurde am 04.03.1968 als Körperschaft des öffentlichen 
Rechts nach Art. 140 GG, 137 Abs. 5 WRV gegründet. Der VDD nimmt überdiözesane rechtliche und wirt-
schaftliche Aufgaben war und tritt als Trägerinstitution für die selbst nicht rechtsfähige DBK auf. 
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stalten, Stiftungen und Vermögensstücke der katholischen Kirche207. Tatsächlich wurden 

bislang aber überwiegend nur die nach der katholischen Kirchenverfassung selbständigen 

Untergliederungen der katholischen Kirche als Körperschaft des öffentlichen Rechts im 

Sinne der Art. 140 GG, 137 Abs. 5 WRV errichtet. Körperschaftsstatus haben demnach die 

Diözesen und Kirchengemeinden, Kirchengemeindeverbände und Diözesanverbände so-

wie die bischöflichen Stühle. 

 

 c) Vereinigungen, Institutionen und sonstige Rechtspersonen der katholischen Kirche 

Die weiteren Rechtspersonen der katholischen Kirche, die keine Untergliederungen der 

Kirchenverfassung sind, besitzen ganz überwiegend auch keinen Körperschaftsstatus  

nach Art. 140 GG, 137 Abs. 5 WRV. Es handelt sich hierbei um die privaten juristischen 

Personen des kanonischen Rechts, wie etwa die kirchlichen Anstalten und Stiftungen208 

sowie die privaten Vereinigungen von Gläubigen209. Eine gewisse Sonderstellung nehmen 

auch hier wieder die Ordensverbände ein. Sie sind zwar öffentliche juristische Personen 

kanonischen Rechts, in der staatlichen Rechtsordnung hingegen häufig als eingetragene 

Vereine bürgerlichen Rechts organisiert. 

Im staatlichen Rechtskreis sind private Rechtspersonen kanonische Rechts regelmäßig als 

Stiftungen bürgerlichen oder öffentlichen Rechts oder als eingetragene Vereine errichtet 

und weisen insofern häufig eine mit dem kanonischen Rechtsstatus korrespondierende 

staatliche Rechtsform auf. 

 

 II. Rechtsformen der organisierten Caritas 

Die rechtlichen Organisationsformen von Einrichtungen und Diensten der organisierten 

Caritas sind vielgestaltig und – wie bereits erörtert – in Anpassung an die gesellschaftli-

chen, rechtlichen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen einem steten Wandel unter-

worfen. Das katholische Kirchenrecht schreibt für karitative Werke keine bestimmte rechtli-

che Organisation vor und eröffnet damit einen weiten Gestaltungsspielraum für die rechtli-

chen Erscheinungsformen der organisierten Caritas. Die katholische Kirche trägt damit 

dem Umstand Rechnung, dass karitatives Wirken häufig auf privater Initiative beruht und 

                                            
207

 Art. 13 RK 1933, vgl. hierzu Pree, MK, can. 114, Rn. 8. 
208

 Can. 115 CIC. 
209

 Can. 299 CIC. 
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erkennt demzufolge auch entsprechend privatrechtlich organisierte karitative Einrichtun-

gen an210. Die organisierte Caritas der katholischen Kirche erscheint demzufolge sowohl in 

einer kirchenrechtlichen als auch in einer privatrechtlichen Gestalt. 

 

 1. Rechtlich unselbständige Einrichtungen in Trägerschaft von Rechtspersonen der 

katholischen Kirchenverfassung 

Ein Teil der karitativen Einrichtungen und Dienste steht unmittelbar in Trägerschaft einer 

selbständigen Untergliederung der katholischen Kirche wie etwa einer Diözese oder Kir-

chengemeinde und wird von dieser betrieben. Analog zu den Unternehmen kommunaler 

Körperschaften spricht man auch hier von Eigenbetrieben211. Im staatlichen Rechtskreis 

tritt im Falle eines kirchlichen Eigenbetriebs als Einrichtungsträger die jeweilige Unterglie-

derung als Körperschaft des öffentlichen Rechts im Sinne der Art. 140 GG, 137 Abs. 5 

WRV selbst auf. Eine eigene Rechtspersönlichkeit weist der kirchliche Eigenbetrieb nicht 

auf. 

Nachdem die Caritas ihren historischen Ursprung in der Kirchengemeinde hat212, stellt der 

kirchliche Eigenbetrieb eine traditionelle Organisationsform für karitative Werke dar und ist 

nach wie vor verbreitet. Infolge der anhaltenden Umstrukturierungsprozesse innerhalb der 

Caritas dürfte die Zahl der unselbständigen Einrichtungen aber weiterhin abnehmen. 

 

 2. Rechtlich selbständige Einrichtungen in Rechtsformen des staatlichen Privatrechts 

Die Mehrheit der Einrichtungen der organisierten Caritas ist rein privatrechtlich und damit 

rechtlich betrachtet außerhalb der verfassten Kirche organisiert. In erster Linie handelt es 

sich um eingetragene Vereine, kirchliche Stiftungen bürgerlichen Rechts sowie Gesell-

schaften mit beschränkter Haftung. Andere Rechtsformen des staatlichen Privatrechts ha-

ben im Bereich der organisierten Caritas bislang keine nennenswerte praktische Bedeu-

tung erlangen können213. 

Im kirchlichen Rechtskreis haben diese privatrechtlichen Einrichtungsträger häufig ledig-

lich den Status eines sogenannten „kirchenamtlich empfohlenen katholischen Vereins“ oh-

                                            
210

 Pree, Zur Frage nach dem Proprium kirchlicher Einrichtungen: Eine kanonistische Perspektive, Essener 
Gespräche Bd. 34 (2000), S. 73. 
211

 S. bspw. Thüsing, Kirchliches Arbeitsrecht, S. 37. 
212

 S. oben Fn. 11. 
213

 Vgl. hierzu Bauer, Die GmbH als Rechtsform karitativer Einrichtungen der Kirche, S. 19. 
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ne eigenständige kanonische Rechtspersönlichkeit214. Eine kanonische Rechtspersönlich-

keit neben der staatlichen Rechtsform besteht insoweit vergleichsweise selten und kommt 

allenfalls bei eingetragenen Vereinen und rechtsfähigen Stiftungen vor, die als Rechtsfor-

men sowohl dem staatlichen Privatrecht als auch dem kanonischen Recht bekannt sind215. 

In diesen Fällen kommt es in der Folge zu der bereits angesprochenen Doppelexistenz 

des Rechtsträgers im staatlichen und im kirchlichen Rechtskreis216. 

 

 a) Eingetragene Vereine 

Unter den privatrechtlich organisierten Einrichtungen und Diensten der katholischen Kirche 

ist die Rechtsform des eingetragenen Vereins nach §§ 21 ff BGB häufig anzutreffen217. Ein 

eingetragener Verein ist mitgliedergetragen aber eigentümerlos. Demzufolge wird zur 

Gründung gesetzlich kein bestimmtes Mindestkapital vorgeschrieben. Oberstes Vereinsor-

gan ist die Mitgliederversammlung, die unter anderem über die Satzungsgestaltung, Be-

setzung des Vorstandsorgans sowie über grundlegende vereinspolitische Fragen ent-

scheidet. Für die laufende Geschäftsführung zeichnet in der Regel der Vorstand verant-

wortlich. 

Die Gründung eines eingetragenen Vereins erfordert einen vergleichsweise geringen fi-

nanziellen und personellen Aufwand, weshalb diese Rechtsform insbesondere unter den 

aus Privatinitiativen hervorgegangenen sozialkaritativen Einrichtungen weit verbreitet ist. 

Der eingetragene Verein als Einrichtungsträger spielt des Weiteren im Bereich der or-

densgeführten Einrichtungen eine wichtige Rolle, da eine große Zahl der katholischen Or-

densgemeinschaften im weltlichen Rechtskreis in dieser Rechtsform organisiert ist. Für 

große karitative Unternehmungen und Einrichtungen mit einem umfangreichen wirtschaftli-

chen Geschäftsbetrieb eignet sich ein eingetragener Verein aufgrund der vereinsrechtli-

chen Vorgaben des BGB, denen das Leitbild eines „nicht wirtschaftlichen Vereins“218 zu-

grunde liegt, hingegen nur bedingt. 
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 Pree, MK can 116 Rn. 8. 
215

 Pree, Zur Frage nach dem Proprium kirchlicher Einrichtungen: Eine kanonistische Perspektive, Essener 
Gespräche Bd. 34 (2000), S. 72. 
216

 V. Campenhausen, Staatskirchenrecht, S. 126; Dütz, Kirchliche Vereine und ihr Vermögen, S. 455, 460; 
Pree, Aufsicht über Einrichtungen der Caritas aus der Sicht des kanonischen Rechts, KuR 2001, S. 161, 177. 
217

 Falterbaum, Caritas und Diakonie: Struktur- und Rechtsfragen, S. 95; Pree, Zur Frage nach dem Pro-
prium kirchlicher Einrichtungen: Eine kanonistische Perspektive, Essener Gespräche Bd. 34 (2000), S. 72. 
218

 Vgl. § 21 BGB, auch sog. „Idealverein“. 
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 b) Rechtsfähige Stiftungen 

Die rechtsfähige Stiftung ist eine weitere sehr verbreitete Rechtsform für karitative Einrich-

tungen mit einem starken traditionellen Hintergrund219, schließlich war das Stiftungswesen 

lange Zeit eine originäre Angelegenheit der Kirche. Das Stiftungsrecht wurde im kanoni-

schen Recht entwickelt, allerdings bereits im 16. Jahrhundert vom staatlichen Recht adap-

tiert220. Das heute geltende staatliche Stiftungsrecht hat seinen Ursprung aber letztlich im 

kanonischen Recht der katholischen Kirche. 

Die rechtsfähige Stiftung bürgerlichen Rechts zeichnet sich heute vor allem durch einen im 

Kern nur unter strengen Voraussetzungen änderbaren Stiftungszweck, ein in seinem Be-

stand zu erhaltendes Grundstockvermögen sowie durch ihre Mitglieder- bzw. Eigentümer-

losigkeit aus. Der durch den Stifterwillen bei der Errichtung festgelegte Stiftungszweck bin-

det die Stiftungsorgane, das Stiftungsvermögen und die Verwendung der Erträge nach 

dem gesetzlich angelegten Leitbild auf Ewigkeit. Mangels obligatorischer interner Kontroll-

instanzen wie einer Mitglieder- oder Gesellschafterversammlung wird die Einhaltung des 

Stiftungszwecks nach Maßgabe des öffentlichen Stiftungsaufsichtsrechts der Länder von 

externen Stiftungsaufsichtsbehörden überwacht. 

Mit Blick auf die rechtlichen Organisationsformen werden begrifflich mittelbare und unmit-

telbare Unternehmensträgerstiftungen unterschieden. Die unmittelbare Trägerstiftung be-

treibt selbst die sozialen Einrichtungen innerhalb ihrer Rechtsform und ist operativ tätig221. 

Die mittelbare Unternehmensträgerstiftung hingegen hält lediglich Beteiligungen an weite-

ren Rechtsträgern zumeist in der Rechtsform einer GmbH, die ihrerseits soziale Einrich-

tungen operativ betreiben. Statt mittelbarer Unternehmensträgerstiftung wird auch von ei-

ner „unternehmensverbundenen Stiftung“ oder „Beteiligungsstiftung“ gesprochen222. 

Das Stiftungswesen erlebt derzeit eine schon lange anhaltende Hochphase und ist gerade 

auch im Bereich der katholischen Kirche stark ausgeprägt223. Es existieren noch immer 

einige katholisch-kirchliche Altstiftungen, die bereits im Mittelalter errichtet wurden. Aber 

auch heute noch wird die Stiftung im Zuge von Neugründungen oder Umstrukturierungen – 

insbesondere im Bereich der ordenseigenen Werke - als Rechtsform für karitative Werke 

                                            
219

 Eingehend und mit weiteren Beispielen Gronemann, Die kirchliche Stiftung als mittelbare Unternehmens-
trägerin sozialcaritativer Einrichtungen, KuR 1996, S. 148 ff. 
220

 vgl. Schuhmacher, Die konzernverbundene Stiftung S. 36. 
221

 Auch „Anstaltsstiftung“. 
222

 Gronemann, Die kirchliche Stiftung als mittelbare Unternehmensträgerin, KuR 1996, S. 149. 
223

 Falterbaum, Caritas und Diakonie: Struktur- und Rechtsfragen, S. 99. 



 
44 

 

gewählt. In aller Regel werden diese in der Sonderform der kirchlichen Stiftung nach den 

jeweiligen landesstiftungsrechtlichen Regelungen errichtet und unterstehen weitgehend 

der kirchlichen Stiftungsaufsicht224. Der christliche Charakter und die Zuordnung zur katho-

lischen Kirche können zudem auf Dauer und unabänderlich im Stiftungszweck festgelegt 

werden. Insoweit ist die kirchliche Stiftung bürgerlichen Rechts im besonderen Maße ge-

eignet, den Fortbestand und den kirchlichen Charakter der karitativen Werke auf lange 

Sicht zu sichern. 

 

 c) Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

Die GmbH als die im Wirtschaftsleben am häufigsten anzutreffende Rechtsform hat in den 

vergangenen Jahrzehnten auch im sozialen Bereich stark an Bedeutung hinzugewon-

nen225. Eine GmbH muss nicht auf Gewinnerzielung ausgerichtet sein, sondern kann als 

gemeinnützig anerkannte GmbH226 ebenso mildtätige oder kirchliche Zwecke verfolgen. 

Etwaige Vorbehalte auf kirchlicher Seite gegenüber der GmbH aufgrund ihres wirtschaftli-

chen Ursprungs dürften heute als überwunden gelten. 

Eine GmbH hat Gesellschafter, die Anteile am Stammkapital halten und sowohl natürliche 

als auch juristische Personen sein können. Ihr willensbildendes Organ ist die Gesellschaf-

terversammlung. Die laufenden Geschäfte einer GmbH führen die Geschäftsführer, die 

zugleich Gesellschafter sein können. Insgesamt ist die Satzungsgestaltung bei einer 

GmbH vergleichsweise frei und wird von den Gesellschaftern festgelegt. 

Aufgrund ihrer Flexibilität und der Beteiligungsmöglichkeit kommt sie im sozialen Bereich 

vor allem bei Zusammenschlüssen und Kooperationen zwischen mehreren Trägern oder 

beim Aufbau einer konzernartigen Unternehmensstruktur zum Einsatz. Die GmbH bietet 

sich vor allem dann an, wenn mehrere Träger gemeinsam zu unterschiedlichen Anteilen  

ein Unternehmen mit erheblichem Kapitalbedarf führen wollen. Zwischenzeitlich sind 

Mischträgerschaften mit Beteiligung von katholischen, evangelischen und weltlichen Ge-

sellschaftern nicht mehr unüblich. Handelt es sich hierbei um kirchliche und weltliche Trä-

ger, spricht man von offener Mischträgerschaft, handelt es sich um kirchliche Träger unter-

schiedlicher Konfessionen, spricht man auch von gemischt-konfessioneller Trägerschaft. 

                                            
224

 Eingehend zur kirchlichen Stiftung bürgerlichen Rechts unten C) V. 2. 
225

 Eingehend hierzu Bauer, Die GmbH als Rechtsform karitativer Einrichtungen der Kirche, S. 17. 
226

 Sog. „gGmbH“. 
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 3. Konzernstrukturen 

Schließlich sind im Bereich der organisierten Caritas – vor allem bei Krankenhäusern und 

Pflegediensten – auch komplexe konzernartige Unternehmensverbünde mit mehreren 

Tochter- und Enkelgesellschaften anzutreffen227. Unmittelbare Träger der operativen Ein-

richtungen sind regelmäßig die Tochtergesellschaften, während die Muttergesellschaft al-

leine oder zusammen mit anderen Trägern die Anteile an den Tochtergesellschaften hält 

und die Geschicke des Unternehmensverbundes steuert. In aller Regel wird für die Toch-

tergesellschaften die Rechtsform der (gemeinnützigen) GmbH gewählt. Andere Kapitalge-

sellschaften wie die Aktiengesellschaft oder eingetragene Genossenschaft haben im kari-

tativen Bereich keine nennenswerte praktische Bedeutung erlangen können. 

Bei der Muttergesellschaft eines solchen karitativen Unternehmensverbundes handelt es 

sich häufig um eine Rechtsperson der katholischen Kirchenverfassung, beispielsweise um 

den Bischöflichen Stuhl einer Diözese, aber auch um eine kirchliche Stiftung privaten 

Rechts, oder – vor allem bei ordensgeführten Einrichtungen – um einen eingetragenen 

Verein. In einigen Fällen stehen an der Spitze eines solchen Unternehmensverbundes 

aber auch mehrere Muttergesellschaften und halten gemeinsam die Anteile an den Toch-

tergesellschaften. 

 

 III. Ingerenzrechte der katholischen Kirche 

Die katholische Kirche verfügt über ein breites Spektrum an rechtlichen Kontrollinstrumen-

tarien, mit denen sie das Handeln und Wirken der ihr zugeordneten Einrichtungen, Verei-

nigungen und Institutionen überwachen kann. In Anlehnung an den im Staatsorganisati-

onsrecht im Zusammenhang mit der Bundesaufsicht gebräuchlichen Begriff werden sie im 

Schrifttum auch treffend als kirchliche „Ingerenzrechte“228 bezeichnet. Sie umfassen so-

wohl präventiv als auch repressiv wirkende Aufsichtsrechte. Präventive Aufsichtsmittel set-

zen zeitlich vor der Durchführung einer bestimmten Maßnahme an, etwa in Form von Zu-

stimmungsvorbehalten und Anzeigepflichten bezüglich bestimmter Rechtsgeschäfte des 

Einrichtungsträgers. Repressive Aufsichtsmittel hingegen setzen zeitlich erst nach einer 

                                            
227

 Am Beispiel einer kirchlichen Stiftung als Unternehmensträgerstiftung anschaulich: Gronemann, Die kirch-
liche Stiftung als mittelbare Unternehmensträgerin, KuR 1996, S. 149. 
228

 So bspw. Kästner/Couzinet, S. 36. 
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Maßnahme an und geben der Aufsicht Rechte an die Hand, mit denen sie durchsetzen 

kann, dass der rechtmäßige Zustand wieder hergestellt wird. Typische repressive Auf-

sichtsmittel gerade auch im kirchlichen Bereich sind etwa Beanstandungs-, Anordnungs- 

und Ersatzvornahmerechte bis hin zur Möglichkeit, Vorstandsmitglieder oder Geschäfts-

führer abzuberufen. 

Die kirchliche Aufsicht soll in erster Linie sicherstellen, dass kirchliche Einrichtungen und 

Institutionen den ihr übertragenen kirchlichen Auftrag im Einklang mit dem Selbstverständ-

nis der Kirche wahrnehmen und verwirklichen. Außerdem dient sie gegebenenfalls dem 

Schutz des kirchlichen Vermögens im Sinne der kanonischen Rechtsvorschriften (soge-

nanntes „Kirchengut“229). 

Die Rechtsgrundlagen für die Ingerenzrechte hängen maßgeblich von der rechtlichen Or-

ganisationsform der Einrichtung im Einzelnen ab. Innerhalb der verfassten katholischen 

Kirche gelten die Aufsichtsvorschriften des CIC sowie die partikularrechtlichen Vorschriften 

auf Diözesanebene wie etwa die Kirchengemeindeordnungen und Stiftungsordnungen230. 

Die kirchenrechtlichen Aufsichtsvorschriften adressieren ausschließlich kirchliche Rechts-

personen, das heißt private und öffentliche juristische Personen kanonischen Rechts231. 

Eine Ausnahme bilden hier lediglich die diözesanen Stiftungsordnungen, die regelmäßig 

auch für kirchliche Stiftungen bürgerlichen Rechts gelten, selbst wenn diese im Einzelfall 

keine kanonische Rechtspersönlichkeit aufweisen sollten232. Ansonsten erlangen kirchen-

rechtliche Aufsichtsvorschriften gegenüber rein privatrechtlich organisierten Einrichtungen 

keine unmittelbare Geltung233. Dies ist selbst dann der Fall, wenn der Alleingesellschafter 

einer GmbH eine Untergliederung der verfassten Kirche, beispielsweise eine Diözese, 

ist234. Selbst nach der von der katholischen Kirche vertretenen Rechtsauffassung reicht 

ihre eigene Rechtsetzungskompetenz grundsätzlich nicht in den Bereich des staatlichen 

Privatrechts hinein235. Die Ausnahme für die kirchlichen Stiftungen beruht letztlich auf dem 

                                            
229

 Vgl. can. 1273 CIC. 
230

 Zur kirchlichen Aufsicht vgl. eingehend Pree, Aufsicht über Einrichtungen der Caritas aus der Sicht des 
kanonischen Rechts, KuR 2001, S. 161 ff. 
231

 S. hierzu oben, C) I. 2. , 
232

 Vgl. bspw. § 1 Stiftungsordnung in der Diözese Rottenburg-Stuttgart; § 1 Abs. 1 Kirchliche Stiftungsord-
nung im Bistum Hildesheim; § 1 Abs. 1 Stiftungsordnung für das Bistum Limburg; §§ 1, 2 Stiftungsordnung 
für das Bistum Mainz; § 1 Stiftungsordnung für das Erzbistum Köln; § 1 Stiftungsordnung für das Erzbistum 
Paderborn. 
233

 Pree, Aufsicht über Einrichtungen der Caritas aus der Sicht des kanonischen Rechts, KuR 2001, S. 161, 
179; Künzel, Die kirchliche Vereinsaufsicht, S. 107. 
234

 Pree, Aufsicht über Einrichtungen der Caritas aus der Sicht des kanonischen Rechts, KuR 2001, S. 161, 
179. 
235

 Erklärung der deutschen Bischöfe zum kirchlichen Dienst vom 22.09.1993, 11. Auflage 2008, S. 26. 
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Umstand, dass das staatliche Stiftungsrecht nahezu aller Länder auf die kirchlichen Vor-

schriften verweist und auf diese Weise eine Regelungskompetenz der Kirchen ausdrück-

lich eröffnet236. 

Neben den kirchlichen Stiftungen bürgerlichen Rechts unterliegen aber regelmäßig auch 

die sonstigen privatrechtlich organisierten Einrichtungen der Caritas dem Einfluss der ka-

tholischen Kirche. Mangels Rechtsetzungskompetenz wird dieser im rein privatrechtlichen 

Bereich der organisierten Caritas regelmäßig in den Satzungen bzw. Gesellschaftsverträ-

gen der Einrichtungsträger verankert oder durch eine Stimmenmehrheit der katholischen 

Kirche in den Trägerorganen vermittelt. 

Letztlich richten sich die Rechtsgrundlage, der Inhalt und die Reichweite dieser Ingerenz-

rechte nach der rechtlichen Organisationsform der Einrichtung im Einzelfall bzw. ihrer Stel-

lung innerhalb des Verfassungsgefüges der Kirche. In aller Regel bedürfen aber gerade 

die für rechtliche Umstrukturierungen erforderlichen Rechtsgeschäfte, wie etwa die Errich-

tung und Auflösung von Rechtsträgern, Satzungsänderungen, Beteiligungsverträge oder 

Vermögensübertragungen, einer amtskirchlichen Zustimmung. Auf diese Weise kann die 

katholische Kirche die kirchliche Identität und die kirchliche Zuordnung karitativer Einrich-

tungen im Zuge von Umstrukturierungen schützen. Auf Seiten der Einrichtungen bedeutet 

dies hingegen eine Einschränkung in ihrer unternehmerischen Gestaltungsfreiheit. 

 

 1. Ingerenzrechte im katholischen Kirchenrecht 

Das katholische Kirchenrecht enthält sowohl im CIC als auch im diözesanen Partikular-

recht zahlreiche Ingerenzrechte, die es der jeweiligen kirchlichen Autorität ermöglichen, 

gegenüber den ihr unterstellten Vereinigungen und Institutionen Aufsicht auszuüben. 

 

 a) CIC 

Zu nennen wären zunächst die sogenannten bischöflichen „Vigilanz- und Visitationsrechte“. 

Der Diözesanbischof hat gegenüber Instituten diözesanen Rechts u. a. die Kompetenz zur 

Visitation237, zur Genehmigung von Veräußerungsgeschäften238 oder zur Einsichtnahme in 

die wirtschaftlichen Verhältnisse239. 
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 Näher hierzu sogleich C) V. 2. 
237

 Umfasst auch die klösterliche Disziplin, can. 628 § 2 CIC. 
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Daneben sind aber insbesondere auch die Vorschriften des CIC über die Verwaltung des 

kirchlichen Vermögens von Bedeutung. Das Vermögen aller öffentlichen kirchlichen juristi-

schen Personen unterliegt den Vorschriften des Fünften Buches des CIC über das kirchli-

che Vermögen240. Für das Vermögen der Ordensgemeinschaften gelten hier allerdings 

eine Reihe von Sonderregelungen, die Ihnen in Teilen eine weitergehende Autonomie ein-

räumen241. Das Vermögen der privaten juristischen Personen kanonischen Rechts gilt hin-

gegen nicht als kirchliches Vermögen in diesem Sinne. Dieses Vermögen unterliegt grund-

sätzlich nicht dem kanonischen Vermögensrecht, sondern allein den Statuten der jeweili-

gen Vereinigung oder Institution. 

Wie das Stiftungsrecht unterscheidet auch das kanonische Vermögensrecht zwischen dem 

„Stammvermögen“, das der dauerhaften Vermögensausstattung einer kirchlichen juristi-

schen Person gewidmet und in seinem Bestand zu erhalten ist, und dem frei verfügbaren 

Vermögen. Frei verfügbares Vermögen sind beispielsweise die Erträge aus dem Stamm-

vermögen und die zum Verbrauch bestimmten Vermögenswerte, wie etwa Sach- und 

Geldspenden. Karitative Einrichtungen und Werke, die im Eigentum einer Rechtsperson 

der verfassten Kirche stehen, zählen demgegenüber regelmäßig zum Stammvermögen. 

Die Veräußerung von Stammvermögen, die sogenannte „Alienation“, unterliegt stets einem 

Zustimmungsvorbehalt der auf Diözesanebene zuständigen kirchlichen Autorität242. Über-

steigt der Gegenstandswert der Veräußerung die „Romgrenze“ von derzeit 5 Mio. Euro 

muss zusätzlich noch eine Genehmigung des Heiligen Stuhls eingeholt werden243. Diese 

kanonischen Veräußerungsverbote gelten auch für die sogenannten „veräußerungsähnli-

chen“ Geschäfte, durch die sich die vermögensrechtliche Lage einer öffentlichen kirchli-

chen juristischen Person verschlechtern könnte244. Hierzu zählen beispielsweise Miet-, 

Pacht- und Leasingverträge, Darlehensverträge oder die Bestellung von dinglichen Si-

cherheiten. Werden im Zuge einer Umstrukturierungsmaßnahme karitative Einrichtungen 

und Werke, die einen Teil des Stammvermögens einer kirchlichen Rechtsperson bilden, 

                                                                                                                                                 
238

 Can. 638 § 4 CIC. 
239

 Can. 637 CIC. 
240

 Can. 1257 § 1 CIC. 
241

 Vgl. can. 638 CIC 
242

 Sogenannte „licentia“. 
243

 Schmiemann, Rechtliche Aspekte bei Fusionen katholischer Krankenhäuser, KuR 2007, S. 195, 213. 
244

 Cann. 638 § 3; 1295 CIC. 
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auf einen Rechtsträger des staatlichen Privatrechts übertragen, ist darin kirchenrechtlich 

stets eine genehmigungspflichtige Alienation zu sehen245. 

Genehmigungsbedürftig sind außerdem noch die sog. „Akte der außerordentlichen Verwal-

tung“, welche die Zwecke und die Art und Weise der „ordentlichen Verwaltung“ überschrei-

ten. Gemäß can. 1281 CIC ist auch hier eine schriftliche Ermächtigung der zuständigen 

kirchlichen Autorität einzuholen. Die rechtliche Umstrukturierung von karitativen Werken 

und Einrichtungen überschreitet die Grenzen der ordentlichen Verwaltung und ist regel-

mäßig als genehmigungsbedürftiger Akt der außerordentlichen Verwaltung einzustufen246. 

Vor diesem kirchenrechtlichen Hintergrund bedürfen rechtliche Umstrukturierungen karita-

tiver Werke und Einrichtungen, die in Trägerschaft einer öffentlichen juristischen Person 

kirchlichen Rechts stehen, nahezu immer einer Zustimmung der zuständigen kirchlichen 

Autorität nach den jeweiligen Bestimmungen des CIC. 

 

 b) Diözesane Kirchengemeindeordnungen bzw. Kirchenvermögensverwaltungsgeset-

ze 

Auf der Ebene der Teilkirchen gelten die jeweiligen diözesanen Kirchengemeindeordnun-

gen bzw. Kirchenvermögensverwaltungsgesetze. Neben allgemeinen Regelungen zur Or-

ganisation und Struktur der Kirchengemeinden enthalten diese partikularrechtlichen Vor-

schriften auch Bestimmungen über die Vermögensverwaltung. Hier finden sich ebenfalls 

sowohl präventive Aufsichtsrechte wie Anzeige- und Berichtspflichten und Genehmigungs-

vorbehalte als auch repressive Aufsichtsrechte wie etwa Auskunfts-, Beanstandungs-, 

Anordnungs- und Ersatzvornahmerechte bis hin zur Möglichkeit, einzelne Mitglieder der 

Leitungsorgane abzuberufen247. Diese Regelungen berechtigen stets Stellen der Diöze-

sanverwaltung wie die bischöflichen Ordinariate, Generalvikariate oder Diözesanverwal-

tungsräte. 
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 Can. 1291 CIC. 
246

 Eingehend zu den kanonischen Veräußerungsverboten und Genehmigungsvorbehalten im Zuge von 
rechtlichen Umstrukturierungen s. Pree, Aufsicht über Einrichtungen der Caritas aus der Sicht des kanoni-
schen Rechts, KuR 2001, S. 161 ff; Schmiemann, Rechtliche Aspekte bei Fusionen katholischer Kranken-
häuser, KuR 2007,  S. 196, 213. 
247

 Vgl. bspw. §§ 16ff KVVG des Bistums Speyer; §§ 95ff KGO der Diözese Rottenburg-Stuttgart; § 19 Abs. 1 
KiVVG des Erzbistums Berlin; § 17 KVVG des Bistums Limburg; §§ 16 ff KVVG des Bistums Osnabrück; §§ 
16 ff KVVG des Bistums Trier; §§ 16 ff KVVG der Diözese Hildesheim; §§ 16 ff KVVG für den Oldenburgi-
schen Teil der Diözese Münster; §§ 16 ff KVVG der Erzdiözese Hamburg. 
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Zu den genehmigungsbedürftigen Rechtsgeschäften zählen regelmäßig gerade auch Ge-

sellschaftsverträge, der Erwerb und die Veräußerung von Gesellschaftsanteilen oder die 

Begründung von Mitgliedschaften248. In der Folge bedürfen rechtliche Umstrukturierungen 

von Einrichtungen und Werken der Gemeindecaritas – ebenso wie auf Diözesanebene – 

regelmäßig der amtskirchlichen Erlaubnis. 

 

 c) Diözesane Stiftungsordnungen 

Neben dem kirchlichen Vermögensverwaltungsrecht ergeben sich auch aus den bereits 

angesprochenen diözesanen Stiftungsordnungen weitreichende Ingerenzrechte der kirch-

lichen Stiftungsaufsichtsbehörde, die in der Regel durch näher bestimmte Stellen der Diö-

zesanverwaltung ausgeübt werden. Die in den diözesanen Stiftungsordnungen geregelten 

Aufsichtsbefugnisse der kirchlichen Stiftungsaufsicht umfassen insbesondere auch die 

Einhaltung der kirchlichen Rechtsvorschriften sowie den Schutz der kirchlichen Identität 

einer Stiftung und gehen insoweit teilweise über das Maß der staatlichen Stiftungsaufsicht 

hinaus249. Auch hier finden sich wieder die bekannten präventiven und repressiven kirchli-

chen Ingerenzrechte. Folglich kann die katholische Kirche auch Umstrukturierungsmaß-

nahmen karitativer Einrichtungen in Trägerschaft kirchlicher Stiftungen bürgerlichen Rechts 

kontrollieren und gegebenenfalls verhindern. 

 

 2. Ingerenzrechte der katholischen Kirche in Satzungen und Gesellschaftsverträgen 

privatrechtlich organisierter Einrichtungen 

Mit Ausnahme der diözesanen Stiftungsordnungen entfalten die Ingerenzrechte des katho-

lischen Kirchenrechts gegenüber rein privatrechtlich organisierten karitativen Einrichtun-

gen mangels Rechtsetzungskompetenz keine unmittelbare Wirkung. Ingerenzrechte der 

katholischen Kirche ergeben sich im Bereich der rein privatrechtlich organisierten Caritas 

in erster Linie aus entsprechenden Regelungen in den Gesellschaftsverträgen und Sat-

zungen der Einrichtungsträger selbst oder auch aus einer Mehrheitsbeteiligung einer 

Rechtsperson der verfassten Kirche an einem als Kapitalgesellschaft organisierten Einrich-

tungsträger. 
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 Fn. 247. 
249

 S. bspw. § 5 Stiftungsordnung in der Diözese Rottenburg-Stuttgart; § 9 Stiftungsordnung für das Bistum 
Limburg; § 9 Stiftungsordnung für das Bistum Mainz; § 6 Stiftungsordnung für das Erzbistum Köln; § 5 Stif-
tungsordnung für das Erzbistum Paderborn. 
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Unter den in Satzungen und Gesellschaftsverträgen von Einrichtungsträgern verankerten 

Ingerenzrechten finden sich vor allem präventive Aufsichtsmittel wie Anzeigepflichten oder 

Genehmigungsvorbehalte. Von besonderer praktischer Bedeutung im Zusammenhang mit 

Umstrukturierungsmaßnahmen sind auch hier wieder Genehmigungsvorbehalte hinsicht-

lich der Errichtung oder Aufhebung von Rechtsträgern, Gesellschafts- und Beteiligungsver-

trägen, aber auch Satzungsänderungen250. Gerade diese Zustimmungserfordernisse hin-

sichtlich Binnenorganisation und Satzungsgestaltung werfen mit Blick auf die im staatli-

chen Gesellschaftsrecht geltenden Grundsätze der Satzungs- und Verbandsautonomie 

einige rechtliche Probleme auf, die u. a. bereits Gegenstand einer verfassungsgerichtli-

chen Entscheidung waren251. Im Ergebnis werden sie aber aufgrund des verfassungs-

rechtlich garantierten Selbstbestimmungsrechts der Kirchen und Religionsgemeinschaften 

zumindest im Bereich der eingetragenen Vereine überwiegend als zulässig erachtet252. 

Daneben sind als weitere Form kirchlichen Einflusses noch die Konstellationen anzuführen, 

in denen die katholische Kirche selbst unmittelbar die Willensbildung eines privatrechtli-

chen Einrichtungsträgers bestimmen kann. Dies ist etwa der Fall, wenn eine Rechtsperson 

der hierarchischen Kirchenverfassung Allein- oder Mehrheitsgesellschafter eines als 

GmbH organisierten Einrichtungsträgers ist oder sie – vor allem bei eingetragenen Verei-

nen aber auch Stiftungen – aufgrund satzungsmäßig verankerter Entsendungsrechte 

                                            
250

 Vgl. hierzu beispielhaft die Mustersatzung einer gemeinnützigen GmbH der Diözese Rottenburg-Stuttgart 
(Stand 29.01.2007), die in § 24 folgende Aufsichtsregelung enthält: 

„(1) Die Gesellschaft untersteht der kirchlichen Aufsicht. Diese wird wahrgenommen durch den Diö-
zesanverwaltungsrat der Diözese Rottenburg-Stuttgart. 
Folgende Geschäfte bedürfen im Innenverhältnis der Genehmigung durch den Diözesanverwal-
tungsrat: 
a) Änderung des Gesellschaftsvertrages, 
b) Berufung und Abberufung der Organe gemäß § 7 Nr. 1 und gegebenenfalls Nr. 2, 
c) Auflösung der Gesellschaft, 
d) Gründung von neuen Gesellschaften sowie Beteiligungen an Gesellschaften, 
e) Errichtung, Erweiterung, Übernahme und Schließung von Einrichtungen sowie Erwerb, Veräuße-
rung, Abtretung, Verpfändung und Teilung von Gesellschaftsanteilen, 
f) Erwerb, Veräußerung, Belastung und Aufgabe von Grundstücken, grundstücksgleichen Rechten 
und sonstigen Rechten an Grundstücken sowie deren Änderung ab einem Gegenstandswert von 
200.000 €, 
g) Aufnahme langfristiger außerplanmäßiger Darlehen, Garantieerklärungen und Übernahme von 
Fremdverpflichtungen ab einem Gegenstandswert von 200.000 €, 
h) Aufnahme und Ausscheiden von Gesellschaftern, 
i) Umwandlung der Gesellschaft nach dem Umwandlungsgesetz. 
(2) Die Gesellschaft legt dem Diözesanverwaltungsrat den Jahresabschluss samt Erläuterung sowie 
den Wirtschaftsplan unverzüglich nach deren Feststellung zur Information vor. 
(3) [...]“. 

251
 BVerfG, NJW 1991, 2623 („Bahai“). 

252
 Eingehend hierzu unten C) V. 3. 
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maßgeblich über die personelle Besetzung der willensbildenden Organe eines Einrich-

tungsträger bestimmen kann. 

Nachdem im privatrechtlich organisierten Bereich der Caritas die kirchengesetzlichen In-

gerenzrechte nicht unmittelbar gelten, fordert die katholische Kirche regelmäßig eine ent-

sprechende Verankerung der bischöflichen Aufsicht in den Satzungen privatrechtlicher 

Einrichtungsträger253. Im Falle genehmigungspflichtiger Umstrukturierungen kann sie ihre 

Genehmigung schließlich davon abhängig machen, dass auch die Satzungen der neuen 

Einrichtungsträger entsprechende Aufsichtsregelungen enthalten. 

 

 3. Die Wirkung von Genehmigungsvorbehalten bzw. Veräußerungsverboten der katho-

lischen Kirche im staatlichen Rechtsverkehr 

Die zahlreichen Zustimmungsvorbehalte der katholischen Kirche werfen die weitere 

Rechtsfrage auf, welche Folgen sich gegebenenfalls aus deren Missachtung für die Wirk-

samkeit des zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäfts im staatlichen Privatrechtsverkehr 

ergeben. Diese Frage hat durchaus praktische Relevanz, was allein die hierzu bereits er-

gangenen Entscheidungen staatlicher Gerichte belegen254. 

In der Praxis werden kirchliche Zustimmungsvorbehalte gelegentlich schlicht übersehen 

bzw. wird die Genehmigungsbedürftigkeit eines Rechtsgeschäftes mitunter auch unzutref-

fend eingestuft. In diesem Zusammenhang gilt es außerdem zu bedenken, dass die kirch-

lichen Zustimmungsvorbehalte auf Seiten nicht weniger karitativer Einrichtungsträger auch 

als Belastung empfunden werden und an sich genehmigungsbedürftige Umstrukturie-

rungsmaßnahmen wie etwa die Ausgründung einer Servicegesellschaft bisweilen nicht 

oder erst im Nachhinein der Kirchenbehörde angezeigt werden. 

Vor diesem Hintergrund gilt es nachfolgend die Frage zu klären, wie sich eine Missachtung 

kirchlicher Zustimmungsvorbehalte auf die Wirksamkeit des betroffenen Rechtsgeschäftes 

im staatlichen Rechtsverkehr auswirkt. Bei der Beantwortung ist zwischen kirchengesetzli-

chen und lediglich satzungsmäßig verankerten Zustimmungsvorbehalten zu unterscheiden. 
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 a) Kirchengesetzliche Genehmigungsvorbehalte 

Über die rechtliche Behandlung der kirchengesetzlichen Veräußerungsverbote bzw. Ge-

nehmigungsvorbehalte werden im Schrifttum unterschiedliche Auffassungen vertreten. 

Nach einer weniger verbreiteten Auffassung werden sie als Formvorschriften im Sinne des 

§ 125 BGB angesehen, bei deren Missachtung die gesamte damit verbundene Rechts-

handlung rechtlich unwirksam ist255. Gegen diese Ansicht spricht aber, dass Formvorschrif-

ten grundsätzlich Teil des staatlichen Privatrechts sind und die Kirche hier keine Rechtset-

zungskompetenz besitzt. 

Demgegenüber verfügen die anerkannten Kirchen und Religionsgemeinschaften allerdings 

im Bereich ihrer eigenen Angelegenheiten nach Art. 137 Abs. 3 WRV i. V. m. 140 GG über 

die Befugnis, eigenes Recht zu setzen256. Diese verfassungsrechtlich garantierte Recht-

setzungskompetenz impliziert auch einen Geltungsanspruch der kirchlichen Gesetze in 

der staatlichen Rechtsordnung, dem die staatlichen Gerichte in aller Regel mit der Anwen-

dung des § 134 BGB Genüge tun257. Nach der im Schrifttum und in der Rechtsprechung 

vorherrschenden und zutreffenden Auffassung werden die kirchengesetzlichen Genehmi-

gungsvorbehalte und Veräußerungsverbote daher als gesetzliche Verbote im Sinne des § 

134 BGB betrachtet258. 

Gleichwohl tritt im Falle nicht genehmigter Rechtsgeschäfte nicht automatisch die strenge 

Nichtigkeitsfolge des § 134 BGB ein. Schließlich sollen die Ingerenzrechte der katholi-

schen Kirche Rechtshandlungen kirchlicher Institutionen nicht generell unterbinden, son-

dern vielmehr eine Kontrollfunktion innerhalb der verfassten Kirche erfüllen. Genehmi-

gungspflichtige Rechtsgeschäfte können nach den kirchengesetzlichen Regelungen daher 

gegebenenfalls auch einer nachträglichen Genehmigung zugänglich sein259. Die strenge 

Nichtigkeitsfolge des § 134 BGB würde dem Sinn und Zweck der kirchengesetzlichen In-

gerenz insoweit nicht gerecht werden. Vielmehr korrespondiert im staatlichen Privatrecht 

die schwebende Unwirksamkeit nach §§ 177 ff. BGB mit der vom kirchlichen Recht inten-

dierten Rechtsfolge. Vor diesem Hintergrund werden die kirchengesetzlichen Genehmi-
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 BayObLG, NJW-RR 1990, 47; OLG Braunschweig, NJW-RR 1992, 440; OLG Hamm, NJW-RR 1992, 
1402; OLG Köln, NJW-RR 1994, 211. 
258

 Busch, in: HdbStKirchR Bd. 1, S. 947, 967; Heinrichsmeier, Das kanonische Veräußerungsverbot im 
Recht der Bundesrepublik Deutschland, S. 83; Knüllig, ZevKR 12 (1966), 116, 128ff.; Zilles/Kämper, NVwZ 
1994, 109, 113. 
259

 Vgl. Pree/Primetshofer, Das kirchliche Vermögen, S. 129. 



 
54 

 

gungsvorbehalte im staatlichen Rechtsverkehr überwiegend als gesetzliche Verbote im 

Sinne des § 134 BGB behandelt, die im Ergebnis allerdings lediglich die Vertretungsmacht 

des handelnden Organs einschränken. In der Konsequenz folgt aus einer Missachtung 

kirchengesetzlicher Genehmigungspflichten eine schwebende Unwirksamkeit nach den §§ 

177 ff. BGB260. 

 

 b) Satzungsmäßig eingeräumte Zustimmungsvorbehalte 

Im Gegensatz zu den kirchengesetzlichen Genehmigungsvorbehalten besitzen die in Sat-

zungen und Gesellschaftsverträgen privatrechtlich organisierter Einrichtungsträger veran-

kerten Ingerenzrechte der katholischen Kirche nicht die Qualität einer abstrakt generell 

geltenden Rechtsnorm, sondern haben schuldrechtlichen Charakter. Die rechtliche Be-

handlung der kirchengesetzlichen Genehmigungsvorbehalte kann daher nicht ohne Weite-

res auf die in den Satzungen und Gesellschaftsverträgen karitativer Einrichtungsträger 

verankerten Zustimmungsvorbehalte übertragen werden. Mangels gesetzlichen Charak-

ters dieser Ingerenzrechte kommt insbesondere die Anwendung des § 134 BGB hier nicht 

in Betracht. 

Aber auch eine nach außen wirkende Beschränkung der Vertretungsmacht der geschäfts-

führenden Organe juristischer Personen lässt sich im staatlichen Gesellschaftsrecht durch 

entsprechende Satzungsregelungen nicht in jedem Falle erzeugen. Zu unterscheiden ist 

hier zwischen der GmbH als juristische Person des Handelsrechts und eingetragenen 

Vereinen und Stiftungen als Rechtsformen, denen nach der gesetzgeberischen Intention 

vornehmlich ideelle oder altruistische, jedenfalls aber keine wirtschaftlichen Zwecke zuge-

dacht sind. 

 

aa) GmbH 

Die Vertretungsmacht eines Geschäftsführers einer GmbH kann im Interesse des Ver-

kehrsschutzes im Gesellschaftsvertrag zumindest nicht mit Außenwirkung eingeschränkt 

werden261. Außenwirksame Einschränkungen der Vertretungsmacht ergeben sich aber im 
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Falle kollusiven Zusammenwirkens nach den Regeln über den Missbrauch der Vertre-

tungsmacht. 

Bei den in Gesellschaftsverträgen einer GmbH verankerten Zustimmungsvorbehalten 

handelt es sich daher um rein schuldrechtlich wirkende Regelungen im Innenverhältnis 

zwischen dem Einrichtungsträger, seinen Organen und der katholischen Kirche, die zwar 

die handelnden Organe des Einrichtungsträgers verpflichten, gegenüber Dritten aber keine 

Außenwirkung entfalten. Die Wirksamkeit von Rechtsgeschäften, die nach entsprechen-

den Satzungsregelungen der Genehmigung einer kirchlichen Autorität bedürfen, wird da-

her auch im Falle einer Missachtung dieser Genehmigungspflicht nicht berührt. Insofern 

kann den kirchlichen Zustimmungsvorbehalten im Falle einer GmbH von vornherein nur 

eine beschränkte Präventivwirkung zukommen. Verstöße gegen diese schuldrechtlich wir-

kende Verpflichtung lösen allerdings Sekundärfolgen aus, die von einem durchsetzbaren 

Anspruch auf Rückgängigmachung über Schadensersatzansprüche und gegebenenfalls 

bis hin zur Abberufung des verantwortlichen Organmitglieds aufgrund des pflichtwidrigen 

Handelns reichen können. 

 

bb) Eingetragene Vereine und Stiftungen 

Anders gestaltet sich die Rechtslage für die Vertretungsmacht der Vorstände von Vereinen 

und Stiftungen. Da deren Betätigung nicht auf wirtschaftlichem Gebiet liegt, ist ein überge-

ordnetes Interesse an der Sicherheit und Erleichterung des Geschäftsverkehrs nicht anzu-

nehmen262. Aus § 26 Abs. 1 S. 3 BGB ergibt sich deshalb, dass die Vertretungsmacht der 

Vereinsorgane auch mit Wirkung gegenüber Dritten eingeschränkt werden kann. Die sich 

ausdrücklich auf Vereine beziehende Norm findet auch für Stiftungen durch die Verwei-

sung in § 86 BGB Anwendung. Für die Wirkung gegenüber Dritten ist allerdings eine ent-

sprechende Satzungsregelung erforderlich, die im Falle eines eingetragenen Vereins ins 

Vereinsregister einzutragen ist, §§ 68, 70 BGB263. Eine solche Beschränkung der Vertre-

tungsmacht stellt jedoch die Ausnahme dar, weshalb sich eindeutig aus der Satzung erge-

ben muss, dass gerade eine Beschränkung der Vertretungsmacht des Vorstands gewollt 

ist. Die ausdrücklichen Zustimmungsvorbehalte der katholischen Kirche bezüglich be-

stimmter Rechtsgeschäfte sind in aller Regel aber hinreichend klar und schränken die Ver-
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tretungsmacht des Vorstands daher mit Wirkung für Dritte tatsächlich ein. 

 

 c) Sonderproblem: Gesellschaftserrichtungen unter Missachtung von kirchengesetzli-

chen Genehmigungsvorbehalten bzw. Veräußerungsverboten 

Wird im Falle eines kirchengesetzlichen Genehmigungsvorbehaltes bzw. Veräußerungs-

verbotes die Genehmigung versagt, wird – wie erörtert – das Rechtsgeschäft endgültig 

nichtig. Handelt es sich bei dem Rechtsgeschäft allerdings um die Errichtung einer juristi-

schen Person des staatlichen Privatrechts, ergibt sich das rechtliche Sonderproblem der 

sogenannten „fehlerhaften Gesellschaft“, auf das nachstehend in der gebotenen Kürze 

einzugehen ist. 

Die Lehre der fehlerhaften Gesellschaft beinhaltet Rechtsgrundsätze, die von der Recht-

sprechung aus Verkehrsschutzgesichtspunkten für den Fall entwickelt wurden, dass die 

Gesellschaftserrichtung unter einem rechtlichen Mangel leidet. Sie besagt im Kern, dass 

ein rechtlicher Mangel des Gesellschaftsvertrages nicht zu dessen Nichtigkeit führt, wenn 

die Gesellschaft bereits in Vollzug gesetzt worden ist. Die Gesellschaft kann zwar aufgrund 

des Mangels aufgelöst werden, solange dies jedoch nicht geschieht, wird sie als wirksam 

errichtet behandelt – ebenso wie die während der In-Vollzugsetzung mit der Gesellschaft 

geschlossen Rechtsgeschäfte. Die Nichtigkeit der Gesellschaftserrichtung tritt hingegen 

ausnahmsweise nur dann ein, wenn wegen höherrangiger schutzwürdiger Interessen der 

Rückgriff auf die allgemeinen Rechtsfolgen unwirksamer Vertragsbeziehungen veranlasst 

ist264. Eine solche Rückausnahme wird von der Rechtsprechung regelmäßig zum Schutz 

Geschäftsunfähiger und Minderjähriger angenommen265. 

Die Lehre der fehlerhaften Gesellschaft umfasst gerade auch die Fälle einer fehlenden, 

kirchengesetzlich jedoch notwendigen Genehmigung einer Gesellschaftserrichtung. 

Schließlich wäre – wie bereits erörtert – im Falle der Genehmigungsversagung  der Ge-

sellschaftsvertrag in entsprechender Anwendung der §§ 177 ff iVm 134 BGB ex-tunc un-

wirksam. Nach den Grundsätzen der fehlerhaften Gesellschaft wäre nach In-

Vollzugsetzung der Gesellschaft hingegen wiederum von einer von Anfang an voll wirksa-

men Gesellschaft auszugehen. Der mit der Lehre der fehlerhaften Gesellschaft vorge-

nommene Ausschluss der Nichtigkeitsfolge kann demnach die Schutzwirkung der kirchen-
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gesetzlichen Genehmigungsvorbehalte im staatlichen Rechtsverkehr zumindest erheblich 

beeinträchtigen. Sollte eine der kirchengesetzlichen Ingerenz unterliegende Rechtsperson, 

beispielsweise eine kirchliche Stiftung oder Kirchengemeinde, ihr karitatives Werk in einen 

rein weltlichen Rechtsträger ausgliedern, ohne die hierfür notwendige Genehmigung der 

zuständigen kirchlichen Autorität einzuholen, wäre durch den damit einhergehenden Ver-

lust der kirchlichen Zuordnung des karitativen Werks im Ergebnis auch der verfassungs-

rechtlich geschützte Sendungsauftrag der katholischen Kirche betroffen. Es stellt sich da-

her die Frage, ob in diesen Fällen aufgrund schutzwürdiger Interessen der katholischen 

Kirche analog zu  den Fällen mit Beteiligung Minderjähriger oder Geschäftsunfähiger eine 

Ausnahme von der Anwendung der Lehre der fehlerhaften Gesellschaft geboten erscheint. 

Diese Frage scheint in Rechtsprechung und Literatur noch weitgehend ungeklärt zu sein; 

soweit ersichtlich hatte sich bis dato lediglich das BayObLG mit einer ähnlichen Fallgestal-

tung zu beschäftigen266. Gegenstand dieses Verfahrens war die Löschung einer Handels-

registereintragung einer kirchlichen Stiftung als Kommanditistin einer Kommanditgesell-

schaft (KG). Die kirchliche Stiftung hatte ohne die nach der Stiftungsordnung des Erzbis-

tums München und Freising267 notwendige Genehmigung der bischöflichen Finanzkam-

mer268 zusammen mit einer privaten BGB-Gesellschaft die KG errichtet. Im weiteren Ver-

lauf versagte die bischöfliche Finanzkammer die Beteiligung der Stiftung gegenüber der 

KG ausdrücklich und beantragte beim zuständigen Amtsgericht die Löschung der Stiftung 

als Kommanditistin. Sie berief sich im Verfahren unter anderem darauf, dass vorliegend 

die Grundsätze des Minderjährigenschutzes analog anzuwenden seien und die KG des-

halb unwirksam sei. Der Antrag des Erzbistums hatte im Ergebnis keinen Erfolg. Das 

BayObLG folgte der Argumentation des Erzbistums nicht und ging unter Anwendung der 

Lehre der fehlerhaften Gesellschaft von einer wirksamen Errichtung der KG aus. 

Die Entscheidung des BayObLG überzeugt im Ergebnis, schließlich kann der katholischen 

Kirche nur schwerlich eine mit Minderjährigen oder Geschäftsunfähigen vergleichbare Un-

erfahrenheit in rechtlichen bzw. geschäftlichen Dingen unterstellt werden. Aber auch eine 

Beeinträchtigung religionsverfassungsrechtlich geschützter Interessen des Erzbistums 

konnte im Verfahren nicht dargelegt werden, nachdem – soweit ersichtlich – jedenfalls kei-

ne spezifisch kirchlichen Zwecke betroffen waren. Letztlich musste dem Interesse an der 
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Sicherheit des Rechtsverkehrs daher durch Anwendung der Lehre der fehlerhaften Gesell-

schaft Vorrang eingeräumt werden. 

Aber auch wenn im Einzelfall verfassungsrechtlich geschützte Interessen der katholischen 

Kirche beeinträchtigt sein sollten, beispielsweise wenn eine kirchliche Stiftung ihr karitati-

ves Werk ohne kirchliche Genehmigung in einen rein weltlichen Rechtsträger ausgliedert, 

wird man dem Schutz des Rechtsverkehrs Vorrang einräumen müssen und die Grundsät-

ze der fehlerhaften Gesellschaft anzuwenden haben. Schließlich kann die Kirche nach 

eben dieser Lehre und mithilfe ihrer kirchengesetzlichen Ingerenzrechte gegenüber dem 

kirchlichen Gesellschafter269 verlangen, dass die nicht genehmigte und damit fehlerhaft 

errichtete Gesellschaft wieder aufgelöst wird und das karitative Werk wieder zurückgeführt 

wird. Im Ergebnis laufen die kirchengesetzlichen Ingerenzrechte daher auch bei einer An-

wendung der Grundsätze der fehlerhaften Gesellschaft im staatlichen Rechtsverkehr nicht 

leer. Nach dieser Rechtsfolgenbetrachtung muss das Interesse an der Sicherheit des 

Rechtsverkehrs das Interesse der katholischen Kirche an der Nichtigkeitsfolge nicht ge-

nehmigter Gesellschaftserrichtungen im Ergebnis überwiegen. 

 

 4. Zusammenfassung 

Aufgrund ihrer vielfältigen Ingerenzrechte obliegt die Letztentscheidung über die Umstruk-

turierung kirchlicher Einrichtungsträger der organisierten Caritas sehr häufig der katholi-

schen Kirche. Das vielleicht wichtigste Aufsichtsinstrument der katholischen Kirche zur 

Bewahrung des kirchlichen Profils karitativer Einrichtungen dürften die Zustimmungsvor-

behalte hinsichtlich der für Umstrukturierungen notwendigen Rechtsgeschäfte darstellen. 

Die Möglichkeiten und Grenzen kirchlicher Einrichtungen beim Ausbau ihrer Unterneh-

mensstruktur richten sich daher ganz maßgeblich nach der kirchenrechtlichen Genehmi-

gungsfähigkeit. 

Zu bedenken sind jedoch auch die Rechtswirkungen dieser Zustimmungsvorbehalte. Im 

Falle kirchengesetzlicher Zustimmungsvorbehalte folgt bei Missachtung zwar regelmäßig 

die schwebende Unwirksamkeit des Rechtsgeschäftes, handelt es sich aber um eine Ge-

sellschaftserrichtung wird diese nach den Grundsätzen der fehlerhaften Gesellschaft nach 
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ihrer Invollzugsetzung von der staatlichen Rechtsordnung aber gleichwohl als wirksam 

behandelt. 

Kirchliche Zustimmungsvorbehalte in Gesellschaftsverträgen eines als GmbH organisier-

ten Einrichtungsträgers können hingegen von vornherein keine Außenwirkung zu Lasten 

des Rechtsverkehrs entfalten und wirken demgemäß nur im Innenverhältnis. 

 

 IV. Das verfassungsrechtliche Selbstbestimmungsrecht der Kirchen und Religi-

onsgemeinschaften 

Die staatliche Rechts- und Verfassungsordnung sieht eine ganze Reihe von Rechtspositi-

onen vor, die speziell den anerkannten Religionsgemeinschaften zugedacht sind. Als kor-

porierte Religionsgemeinschaft kann die katholische Kirche besondere, aus ihrem Körper-

schaftsstatus folgende Rechte wie Dienstherrenfähigkeit und Disziplinargewalt270 sowie 

eine Vielzahl einfachgesetzlich ausgestalteter Sonderrechte271 in Anspruch nehmen. Bei-

spielhaft können steuerliche Begünstigungen nach § 54 AO, § 13 Abs. 1 Nr. 16 ErbStG, § 3 

Abs. 1 Nr. 4 GrStG, § 2 Abs. 3 und § 4 a UStG, der Vollstreckungsschutz nach § 882 a 

ZPO oder die in § 1 Abs. 5 Satz 2 Nr. 6 BauGB angeordnete bauplanungsrechtliche Rück-

sichtnahme angeführt werden. Diese besonderen Rechte der korporierten Religionsge-

meinschaften auf Berücksichtigung, Beteiligung und Befreiung werden im Schrifttum auch 

als „Privilegienbündel“ bezeichnet272. Berechtigt in diesem Sinne ist die katholische Kirche 

selbst bzw. ihre selbständigen Untergliederungen der hierarchischen Kirchenverfassung273. 

Neben diesen einfachgesetzlichen Sonderrechten genießt die katholische Kirche als kor-

porierte Religionsgemeinschaft in Deutschland aber auch eine besondere verfassungs-

rechtlich garantierte Autonomie. Sie beruht zum einen auf 137 Abs. 3 WRV i. V. m. Art. 140 

GG, wonach jede Religionsgemeinschaft „ihre Angelegenheiten selbständig innerhalb der 

Schranken des für alle geltenden Gesetzes“ ordnet und verwaltet sowie zum anderen auf 

dem Grundrecht aus Art. 4 GG im Sinne einer gemeinschaftlichen Glaubens- und Religi-

onsfreiheit274. Diese verfassungsrechtlich geschützte Kirchenfreiheit wird überwiegend als 
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„Selbstbestimmungsrecht der Kirchen und Religionsgemeinschaften“ oder kurz als „religi-

öses oder kirchliches Selbstbestimmungsrecht275 bezeichnet. 

Das Selbstbestimmungsrecht der Kirchen und Religionsgemeinschaften zählt zwar nicht 

zu den Grundrechten im engeren Sinne, denn es schützt den einzelnen Bürger nicht vor 

staatlicher Beeinträchtigung, sondern schreibt die Autonomie einer Institution fest. Gleich-

wohl besteht ein enger Zusammenhang zum Grundrechtsschutz nach Art. 4 GG, denn jede 

Beschränkung der Freiheit der Religionsgesellschaften stellt mittelbar auch eine Be-

schränkung der Religionsfreiheit ihrer Mitglieder dar, die in der Gemeinschaft ihren Glau-

ben leben276. Die Kirchenautonomie nach Art.140 GG i. V. m. Art. 137 Abs. 3 WRV wird 

demzufolge auch als korporative Ausgestaltung der individuellen Religionsfreiheit des Art. 

4 GG verstanden277. Sie erweitert den verfassungsrechtlichen Schutz über die von Art. 4 

GG umfassten religiösen Betätigungen hinaus um diejenigen Angelegenheiten einer Reli-

gionsgemeinschaft, die zwar nicht spezifisch religiöser Natur sind, aber für die Religions-

ausübung in einer Gemeinschaft unverzichtbar sind. Das kirchliche Selbstbestimmungs-

recht beinhaltet demnach im Kern das Recht der Kirchen und Religionsgemeinschaften, 

dasjenige selbständig und ohne staatliche Aufsicht oder Bevormundung zu regeln, was 

durch den kirchlichen Auftrag umschrieben und für dessen Verwirklichung nach dem jewei-

ligen Selbstverständnis der Kirche zwingend erforderlich ist278. 

Welche Angelegenheiten im Einzelnen hierunter fallen und welche Kompetenzen bzw. 

Freiheitsrechte Kirchen und Religionsgemeinschaften diesbezüglich beanspruchen kön-

nen, konkretisiert der Verfassungstext allerdings nicht näher. 

 

 1. Inhalt des kirchlichen Selbstbestimmungsrechts 

 

 a) Selbständiges Ordnen und Verwalten 

Der Staat darf in die inneren Verhältnisse der Kirchen und Religionsgemeinschaften nicht 

eingreifen279. Darin liegt der Bedeutungsgehalt der in Art. 137 Abs. 3 WRV enthaltenen 

Formulierung „selbständig“. Zum Kernbereich dieser kirchlichen Regelungsbefugnis gehö-
                                            
275

 Kästner, BK, Art. 140 GG, Rn. 293. 
276

 BVerfGE 102, 370 (Zeugen Jehovas). 
277

  Korioth, in: Maunz/Dürig, Art. 137 WRV, Rn. 1. 
278

 V. Campenhausen in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG III, Art. 137 WRV  Rn. 33; Korioth, in: Maunz/Dürig Art. 
137 WRV, Rn. 17. 
279

 BVerfGE 18, 385, 386. 



 
61 

 

ren demzufolge neben der Bestimmung von Lehre und Kultus insbesondere die innere 

Organisation und Verwaltung280 sowie eine eigenständige Dienstverfassung281. Zwar steht 

jeder rechtsfähigen Vereinigung infolge der Privat- und Satzungsautonomie282 das Recht 

zu, ihre innere Struktur, Organisation oder Zwecksetzung im Rahmen der gesetzlichen 

Vorgaben frei und eigenverantwortlich selbst zu regeln. Die in Art. 137 Abs. 3 WRV enthal-

tene Formulierung „ordnet und verwaltet“ umfasst darüber hinaus aber auch die Befugnis 

der Kirchen, in diesen Bereichen eigenes Recht zu setzen und hierüber mit einer eigenen 

Gerichtsbarkeit zu befinden. Zudem unterliegen die Kirchen dort, wo sie über das Recht 

zur Selbstbestimmung verfügen auch nicht der staatlichen Gerichtsbarkeit283. Die Kirchen-

autonomie umfasst im Ergebnis legislative, exekutive und judikative Funktionen284 und 

geht somit weit über die jeder Vereinigung zustehende Satzungsautonomie hinaus. 

 

 b) „Ihre Angelegenheiten“ 

Die Regelungsbefugnis der Kirchen und Religionsgemeinschaften bezieht sich nach dem 

Wortlaut des Art. 137 Abs. 3 WRV auf „ihre Angelegenheiten“. Der Begriff „ihre Angelegen-

heiten“ wurde vom Verfassungsgeber sehr wahrscheinlich bewusst offen gehalten. 

Schließlich würde die Verfassung, träfe sie hier eine abschließende Entscheidung, die den 

Kirchen verfassungsrechtlich garantierte Freiheit, über ihre Angelegenheiten grundsätzlich 

selbst bestimmen zu dürfen, im selben Atemzug wieder nehmen. Der weltanschaulich 

neutrale Staat darf den Glauben seiner Bürger nicht bewerten und kann insoweit auch 

nicht über den Inhalt der vom religiösen Selbstbestimmungsrecht geschützten Freiheit be-

stimmen285. Die Gemeinschaft der Gläubigen legt daher zunächst für sich selbst fest, für 

welche Angelegenheiten sie ihre verfassungsrechtlich garantierte Autonomie beansprucht. 

Bei der Bestimmung der dem Selbstbestimmungsrecht unterliegenden Angelegenheiten 

einer Kirche oder Religionsgemeinschaft muss daher als bereits vorbestimmte Ausgangs-

lage das eigene Selbstverständnis der Religionsgemeinschaft zugrunde gelegt werden286. 

Ein religiöser Bezug ist nicht zwingend erforderlich, weshalb auch rein wirtschaftliche oder 
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vermögensverwaltende Betätigungen einer Kirche oder Religionsgemeinschaft nach 

überwiegender Auffassung zu „ihren Angelegenheiten“ gehören können287. Im Schrifttum 

werden insbesondere die nachfolgenden Angelegenheiten als typischerweise kirchliche 

Angelegenheiten nach Art. 137 Abs. 3 WRV aufgezählt288: 

 

– Lehre und Kultus sowie Ausbildung der Geistlichen; 

– Mitgliedschafts- und Austrittsrecht; 

– Verfassung und Organisation sowie Rechtsetzung und eigene Gerichtsbarkeit; 

– Karitative aber auch rein wirtschaftliche Tätigkeiten; 

 

Innerhalb dieser kirchlichen „Angelegenheiten“ muss bei der Bestimmung von Inhalt und 

Reichweite der Kirchenautonomie weiterhin zwischen den rein innerkirchlichen Angele-

genheiten und solchen Angelegenheiten differenziert werden, die auch in den staatlichen 

Zuständigkeitsbereich fallen. Erst wenn es zu einem Konflikt zwischen staatlichen und 

kirchlichen Kompetenzen kommt, entfaltet das kirchliche Selbstbestimmungsrecht konkre-

te Rechtswirkungen. Nach der sogenannten „Bereichsscheidungslehre“289 können insge-

samt die drei Kategorien Staatsbereich, Kirchenbereich und Kontaktbereich unterschieden 

werden290. 

Zum reinen Kirchenbereich gehören diejenigen kirchlichen Regelungen oder Maßnahmen, 

die keine unmittelbaren Rechtswirkungen in staatliche Zuständigkeitsbereiche haben291. 

Hierzu zählen vor allem die Bestimmung von Lehre und Kultus, die kircheninterne Organi-

sation und Verfassung, das Mitgliedschaftsrecht und die Vermögensverwaltung, sowie die 

kirchliche Rechtsetzung in diesen Angelegenheiten292. Im reinen Kirchenbereich kommt es 

schon definitionsgemäß zu keinen direkten Berührungen mit dem staatlichen Rechtskreis. 
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Mittelbare Auswirkungen sind hingegen nicht ausgeschlossen293. 

Von rein staatlichen Angelegenheiten spricht man demgegenüber im Zusammenhang mit 

Regelungen, die auf die Rechtsstellung der Religionsgemeinschaft im weltlichen Bereich 

abzielen. Zum reinen Staatsbereich werden beispielsweise die rechtlichen Bestimmungen 

über den Erwerb der staatlichen Rechtsfähigkeit von Religionsgemeinschaften gezählt294. 

Der Kontaktbereich umfasst schließlich die Menge derjenigen Angelegenheiten, die zu-

gleich Gegenstand sowohl staatlicher Zuständigkeit als auch des kirchlichen Auftrages 

sind. Diese Angelegenheiten werden dementsprechend auch als „gemeinsame Angele-

genheiten“ bezeichnet295. Definitionsgemäß kann es nur in diesem Kontaktbereich zu di-

rekten Berührungen zwischen staatlichen und kirchlichen Kompetenzen kommen. Prak-

tisch relevant wird die Zuordnung der Angelegenheiten nach der Bereichsscheidungslehre 

letztlich bei der Bestimmung, ob staatlichen oder kirchlichen Kompetenzen der Vorrang 

einzuräumen ist. Diese Frage kann sich nur im Bereich der „gemeinsamen Angelegenhei-

ten“ stellen. 

Der Kontaktbereich von katholischer Kirche und Staat umfasst eine Vielzahl gemeinsamer 

Angelegenheiten. Aufgrund des ganzheitlichen Ansatzes des christlichen Glaubens be-

schränkt sich das Wirken der katholischen Kirche nicht nur auf die spezifisch religiösen 

Bereiche, sondern reicht häufig auch in die vom staatlichen Gesetzgeber geregelten Be-

reiche des gesellschaftlichen Lebens hinein. Zu den gemeinsamen Angelegenheiten gehö-

ren beispielsweise das Wohlfahrtswesen, die Bildung und Erziehung oder auch die Denk-

malpflege. Die konkurrierenden Zuständigkeiten von Staat und Kirche in diesen Bereichen 

haben insbesondere für die Einrichtungen der organisierten Caritas hohe praktische Be-

deutung, was durch eine Vielzahl von gesetzlichen Sonderregelungen für kirchliche Ein-

richtungen eindrucksvoll belegt wird296. 

 

 2. Schranken des kirchlichen Selbstbestimmungsrechts 

Wo staatliche und kirchliche Zuständigkeiten aufeinander treffen und miteinander konkur-

rieren, genügt es nicht, bei der Bestimmung derjenigen Angelegenheiten, die der Kirchen-
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autonomie unterliegen sollen, allein auf das Selbstverständnis der Kirche abzustellen. An-

dernfalls könnte eine Religionsgemeinschaft unter Berufung auf ihr Selbstverständnis nach 

ihrem Belieben Angelegenheiten zu den Eigenen erklären und auf diese Weise jegliche 

staatliche Einflussnahme ausschließen297. Sie könnte folglich jedwede wirtschaftliche oder 

politische Betätigungen mit dem Attribut des „Religiösen“ versehen und für diese dann den 

Schutz der Religionsausübungsfreiheit und der Weimarer Kirchenartikel beanspruchen. In 

diesem Zusammenhang gilt es außerdem zu bedenken, dass der religiös und weltan-

schaulich neutrale Staat zunächst einmal alle Kirchen, Religions- und Weltanschauungs-

gemeinschaften gleich zu behandeln hat und deshalb gerade in Zeiten zunehmender reli-

giöser und weltanschaulicher Pluralisierung eine potentielle Gefahr der substantiellen 

Aushöhlung der für jedermann geltenden Rechtsordnung besteht. In der Konsequenz hie-

ße das, dass der Staat in jenen Bereichen seine Regelungsbefugnis verlieren würde, und 

die Religionsgemeinschaften spiegelbildlich über staatliche Kompetenzen bestimmen 

könnten. Diese Konsequenz wäre aber letztlich nicht mit dem staatsrechtlichen Grundprin-

zip vereinbar, dass ein Staat bereits begriffsnotwendig stets die „Kompetenz-

Kompetenz“ zur Regelung einer bestimmten Materie für sich beanspruchen muss298. 

Darüber hinaus hat der Staat auch die Befugnis zu entscheiden, ob eine Gemeinschaft 

und ihre Glaubensüberzeugungen überhaupt den verfassungsrechtlichen Anforderungen 

an eine Religionsgemeinschaft genügen299. Die zahlreichen Entscheidungen über die so-

genannten „Jugendreligionen“ bzw. „Jugendsekten“ haben gezeigt, dass es für die Aner-

kennung als Religionsgemeinschaft im verfassungsrechtlichen Sinne gerade nicht genügt, 

sich allein auf das eigene Selbstverständnis zu berufen300. Vielmehr muss es sich auch 

nach dem geistigen Gehalt und äußeren Erscheinungsbild um eine Religion und Religi-

onsgemeinschaft handeln und insoweit den verfassungsrechtlichen Mindestkriterien genü-

gen. Die Anerkennung vor staatlichen Gerichten ist letztlich die Vorbedingung dafür, dass 

eine Glaubensgemeinschaft überhaupt das religiöse Selbstbestimmungsrecht für sich be-

anspruchen kann. 

Im Ergebnis verbleibt dem Staat somit eine inhaltliche Prüfungskompetenz hinsichtlich der 

Reichweite des religiösen Selbstbestimmungsrechts, wenn und soweit staatliche Zustän-
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digkeiten berührt sind. Bei der Bestimmung dessen, was zum religionsverfassungsrecht-

lich geschützten Bereich kirchlicher Selbstbestimmung gehört, ist daher nicht allein das 

kirchliche Selbstverständnis maßgeblich. Vielmehr muss im Bereich der gemeinsamen 

Angelegenheiten ein angemessener Ausgleich zwischen der verfassungsrechtlich gewähr-

leisteten Autonomie der Kirchen und dem aus rechtstaatlichen Gründen gebotenen Min-

destmaß staatlicher Regelung und Einflussnahme stattfinden. Ob diese immanenten 

Grenzen des Selbstbestimmungsrechts bereits bei der Auslegung des unbestimmten 

Rechtsbegriffes „ihre Angelegenheiten“ oder erst auf Schrankenebene Berücksichtigung 

finden müssen, ist für das Ergebnis nicht entscheidend und kann daher offen bleiben. Der 

Systematik des religiösen Selbstbestimmungsrechts folgend spricht aber einiges dafür, die 

Bestimmung über die eigenen Angelegenheiten allein den Kirchen und Religionsgemein-

schaften zu überlassen und ein gegebenenfalls notwendiges Korrektiv erst auf der 

Schrankenebene einzubringen. Die verfassungsrechtliche Grundlage für dieses Korrektiv 

findet sich im Wortlaut des Art. 137 Abs. 3 WRV mit der Formulierung „innerhalb der 

Schranken des für alle geltenden Gesetzes“. 

 

 a) Die Schranken des „für alle geltenden Gesetzes“ 

Soweit kirchliches Wirken auch in den staatlichen Zuständigkeitsbereich hineinreicht, fin-

det das religiöse Selbstbestimmungsrecht laut Art. 137 Abs. 3 WRV seine Grenze durch 

die „Schranken des für alle geltenden Gesetzes“. Nach der Rechtsprechung des Bundes-

verfassungsgerichts bedeutet die kirchliche Selbstbestimmung demnach keine vollständi-

ge Ausklammerung aus der staatlichen Rechtsordnung im Sinne rechtsfreier Räume, son-

dern begründet vielmehr eine die gemeinschaftliche Freiheitsausübung respektierende 

Sonderstellung innerhalb der staatlichen Rechtsordnung301. 

Die Formel des „für alle geltenden Gesetzes“ in Art. 137 Abs. 3 WRV ist nicht gleichbedeu-

tend mit dem allgemeinen Gesetzesvorbehalt in einigen Grundrechtsgarantien302 oder mit 

dem Begriff des „allgemeinen Gesetzes" im Sinne des Art. 5 Abs. 2 GG303. Anderenfalls 

würde vom Selbstbestimmungsrecht der Kirche letztlich nicht viel mehr verbleiben, als das 

ohnehin jeder rechtsfähigen Vereinigung infolge der Privat- und Satzungsautonomie zu-

stehende Recht, ihre innere Struktur, Organisation oder Zwecksetzung im Rahmen der 
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gesetzlichen Vorgaben frei und eigenverantwortlich selbst zu regeln304. Die Kirchen besit-

zen aber im Vergleich zu den übrigen gesellschaftlichen Verbänden und Institutionen ein 

qualitativ anderes Verhältnis zum Staat. Die historischen Gründe einmal außen vor gelas-

sen, folgt das zum einen aus dem Umstand, dass die Kirchen – anders als gesellschaftli-

che Verbände – nicht nur partielle Interessen vertreten, sondern, ähnlich wie der Staat, 

den Menschen als Ganzes, d. h., in allen Feldern seiner Betätigung und seines Verhaltens 

im Blick haben, und zum anderen aus dem verfassungsrechtlich durch Art. 4 GG beson-

ders geschützten spezifisch geistig-religiösen Auftrag der Kirchen305. Insoweit ist der Be-

griff des „für alle geltenden Gesetzes“ in Art. 137 Abs. 3 WRV selbst stets im Lichte der 

verfassungsrechtlichen Bedeutung des kirchlichen Selbstbestimmungsrechts und der Re-

ligionsausübungsfreiheit auszulegen. 

Das kirchliche Selbstbestimmungsrecht, die daraus resultierende rechtliche Sonderstel-

lung von Religionsgemeinschaften und schließlich die damit einhergehende Ungleichbe-

handlung nicht religiöser Verbände und Institutionen findet ihre Rechtfertigung letztlich in 

dem besonderen verfassungsrechtlichen Schutz von Religion und Religionsausübung 

nach Art. 4 GG. Spiegelbildlich muss dieser religiöse Rechtfertigungszusammenhang aber 

auch stets hergestellt werden können, wenn Kirchen oder Religionsgemeinschaften eine 

von allgemeingültigen Rechtsnormen abweichende Sonderstellung beanspruchen wollen. 

Ein „für alle geltendes Gesetz“ bildet für das religiöse Selbstbestimmungsrecht demnach 

dann keine Schranke, wenn die Kirche infolge ihres Selbstverständnisses und ihrem geis-

tig-religiösen Auftrag von der jeweiligen staatlichen Regelung stärker als jeder Andere be-

troffen ist (sogenannte „Jedermann-Formel“)306. Nach dieser „Jedermann-Formel“ kann 

somit allein der Schutz des religiösen Auftrags eine privilegierende Ausklammerung von 

Kirchen und Religionsgemeinschaften aus dem Geltungsbereich staatlicher Gesetze er-

fordern und rechtfertigen. Kann dieser religiöse Bezug wie etwa bei rein wirtschaftlichen 

oder vermögensverwaltenden Angelegenheiten einer Kirche307 nicht hergestellt werden, 

folgt aus der kirchlichen Selbstbestimmung ein bloßes Abwehrrecht gegen unmittelbare 

und zielgerichtete staatliche Einflussnahmen. Erst wenn der geistig-religiöse Auftrag der 

Kirchen und Religionsgemeinschaften von einem staatlichen Gesetz betroffen ist, kann 
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sich das aus dem kirchlichen Selbstbestimmungsrecht folgende Abwehrrecht der Kirchen 

und Religionsgemeinschaften gegen staatliche Einflussnahmen in ein Anrecht auf gesetz-

liche Privilegierung durch bestimmte Ausnahme- oder Sondervorschriften wandeln. 

Ausnahme- und Sondervorschriften in diesem Sinne und damit keine für alle gleicherma-

ßen geltenden Gesetze sind beispielsweise einige der bereits eingangs unter dem Stich-

wort „Privilegienbündel“ genannten Gesetzeswerke, die den korporierten Religionsge-

meinschaften besondere Rechte auf Berücksichtigung und Befreiung gewähren. Schließ-

lich erkennt der Gesetzgeber, indem er Kirchen und Religionsgemeinschaften von be-

stimmten allgemeinverbindlichen Rechtsnormen freistellt, implizit an, dass es sich hierbei 

um Gesetze handelt, die Kirchen und Religionsgemeinschaften besonders betreffen und 

sie ihnen gegenüber deshalb gerade nicht gelten sollen. Im Übrigen bleibt es aber stets 

einer Überprüfung und Entscheidung im Einzelfall überlassen, ob ein staatliches Gesetz 

ein für alle geltendes Gesetz nach Art. 137 Abs. 3 WRV und damit eine Schranke für das 

kirchliche Selbstbestimmungsrecht darstellt oder nicht. 

 

 b) Verfassungsimmante Schranken 

Neben den einfachgesetzlichen Schranken „des für alle geltenden Gesetzes“ unterliegt die 

Kirchenautonomie vor allem auch den immanenten Schranken der Verfassungsordnung. 

Sie findet ihre Grenzen demnach in den Grundrechten Dritter und anderen mit Verfas-

sungsrang ausgestatteten Rechtsgütern, die der Staat nach seinem Verfassungsauftrag 

stets zu schützen hat. Selbst wenn die Kirche durch eine staatliche Regelung stärker als 

jeder andere betroffen ist, kann diese  Einschränkung des religiösen Selbstbestimmungs-

rechts zum Schutz anderer hochrangiger Verfassungsgüter im Einzelfall gleichwohl ge-

rechtfertigt sein, beispielsweise wenn es um den Schutz von Leben und Gesundheit geht. 

Schließlich gewährleistet Art. 137 Abs. 3 WRV nicht nur das selbständige Ordnen und 

Verwalten der eigenen Angelegenheiten durch die Kirchen, sondern mit Rücksicht auf das 

zwingende Erfordernis friedlichen Zusammenlebens von Staat und Kirchen auch den 

staatlichen Schutz anderer für das Gemeinwesen bedeutsamer Rechtsgüter. Die Kirchen-

autonomie findet ihre Grenze damit stets im „ordre public“ der Bundesrepublik Deutsch-

land308. Dieser Wechselwirkung von Kirchenfreiheit und Schrankenzweck trägt das BVerfG 
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mit einer entsprechenden Güterabwägung Rechnung309. 

Die Formel des „für alle geltenden Gesetzes“ bietet insoweit jedoch nicht viel mehr als ei-

nen Ansatzpunkt für die Bestimmung der Reichweite und Grenzen des religiösen Selbst-

bestimmungsrechts. Während bei einer zu starken Betonung der kirchlichen Selbstbe-

stimmung eine Aushöhlung der legislativen und exekutiven Kompetenzen des Staates 

droht, kann eine zu weitgehende staatliche Prüfungskompetenz zur Frage, was unter reli-

giöser Betätigung zu verstehen ist, zu einer Aushöhlung der verfassungsrechtlich garan-

tierten Kirchenautonomie führen. Es muss daher das richtige Gleichgewicht zwischen 

staatlicher Prüfungskompetenz und kirchlicher Selbstbestimmung gefunden werden. Im 

Sinne des Prinzips der praktischen Konkordanz muss das Ziel sein, unter Sicherstellung 

der verfassungsmäßigen Ordnung eine bestmögliche Verwirklichung der kirchlichen Frei-

heitsrechte zu erreichen. Letztlich können Inhalt und Reichweite der verfassungsrechtlich 

garantierten Kirchenautonomie nur durch eine Abwägung der jeweils betroffenen Verfas-

sungsgüter im Sinne der „praktischen Konkordanz“ im Einzelfall ermittelt werden, wozu 

auch die neuere Rechtsprechung tendiert310. 

 

 3. Einrichtungen der organisierten Caritas als Gegenstand des kirchlichen Selbstbe-

stimmungsrechts 

Die verfassungsrechtlich gewährleistete Kirchenautonomie berechtigt unmittelbar zwar 

lediglich die anerkannten Kirchen und Religionsgemeinschaften und ihre Untergliederun-

gen. Dennoch beschränkt sie sich nicht auf die katholische Kirche als korporierte Religi-

onsgemeinschaft, sondern erstreckt sich auch auf ihre Einrichtungen und Organisatio-

nen311. Nach Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 Abs. 3 WRV sind nicht nur die organisierte Kir-

che und ihre selbständigen Untergliederungen, sondern alle der Kirche in bestimmter Wei-

se zugeordneten Einrichtungen Objekte, bei deren Ordnung und Verwaltung die Kirche 

grundsätzlich frei ist, wenn diese nach kirchlichem Selbstverständnis ihrem Zweck oder 

ihrer Aufgabe entsprechend berufen sind, im Rahmen des Auftrags der Kirche tätig zu 

sein312. Vor allem im sozialkaritativen Bereich erfordert eine effektive Verwirklichung des 

kirchlichen Auftrags die Teilnahme am staatlich geregelten Rechts- und Wirtschaftsverkehr. 
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Ein Rückgriff auf Instrumente, die nur das staatliche Recht zur Verfügung stellt, ist zur 

Verwirklichung des kirchlichen Sendungsauftrags in diesen Bereichen nicht vermeidbar. 

Die verfassungsrechtlich garantierte Freiheit der Kirche im Staat schließt daher mit ein, 

dass sich die Kirche zur Erfüllung ihres Auftrags auch den Organisationsformen und In-

strumenten des staatlichen Rechts bedienen kann313. Eine Betätigung im weltlichen Be-

reich und Rechtskreis hebt die Einordnung als kirchliche Grundfunktion und den damit 

verbundenen besonderen religionsverfassungsrechtlichen Schutz daher nicht zwangsläu-

fig auf314. 

Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts steht der Kirche so-

mit die Regelungs- und Verwaltungsbefugnis aus Art. 137 Abs. 3 WRV nicht nur hinsicht-

lich ihrer eigenen körperschaftlichen Organisation und ihrer Ämter zu, sondern auch hin-

sichtlich ihrer Vereinigungen, die sich „nicht die allseitige, sondern nur die partielle Pflege 

des religiösen oder weltanschaulichen Lebens ihrer Mitglieder zum Ziel gesetzt haben“315. 

Entscheidend ist, dass diese Einrichtungen „ein Stück Auftrag der Kirche in dieser 

Welt“ der Kirche wahrnehmen, wie es das Bundesverfassungsgericht ausgedrückt hat316. 

Die Einrichtungen und Dienste der organisierten Caritas erfüllen im Regelfall diese vom 

Religionsverfassungsrecht vorgegebenen und von der Rechtsprechung formulierten Vo-

raussetzungen, da sie berufen sind, das Gebot der christlichen Nächstenliebe zu verwirkli-

chen und damit eine kirchliche „Lebens- und Wesensäußerung“ sind. Über die rechtliche 

Qualifikation als kirchliche Einrichtung in diesem Sinne entscheidet überdies nicht die je-

weilige rechtliche Organisationsform. Vielmehr kann sich die katholische Kirche in Wahr-

nehmung ihres Selbstverwaltungsrechtes zur Erfüllung ihres religiösen Auftrags auch den 

Rechtsformen des staatlichen Privatrechts bedienen, ohne dass die Zugehörigkeit der Ein-

richtung zur Kirche hierdurch automatisch aufgehoben würde317. Daraus folgt, dass kirchli-

che Einrichtungen nicht zwingend in unmittelbarer Trägerschaft der verfassten Kirche oder 

ihrer Untergliederungen stehen müssen, sondern ebenso als eigenständige juristische 

Personen des staatlichen Privatrechts organisiert sein können. Die Frage nach dem 

Rechtsstatus „kirchlich“ wird daher vorrangig nach den verfassungsrechtlichen Vorgaben 

der Art. 4, 140 GG i. V. m. 137 Abs. 3 WRV entschieden. Die im Einzelfall gegebenen Ei-

                                            
313

 BAG, NZA 2008, 653, 656; BAG AP BetrVG 1972 § 118 Nr. 48 m. w. N. 
314

 BVerfGE 53, 366, 392. 
315

 BVerfGE, 46, 73 („Goch“) Leitsatz Ziff. 1. 
316

 BVerfGE, a.a.O. 
317

 Vgl. BVerfGE 53, 366, 392; BAG NZA 2008, 653, 656; BAG AP BetrVG 1972 § 118 Nr. 48 m. w. N. 
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gentums- oder Vermögensverhältnisse hingegen sind nicht allein ausschlaggebend318. 

Als „Wesens- und Lebensäußerung“ der Kirche können demnach auch die sozialkaritati-

ven Einrichtungen und Dienste unabhängig von ihrer jeweiligen rechtlichen Organisations-

form in den religionsverfassungsrechtlich geschützten Bereich der kirchlichen Selbstbe-

stimmung mit einbezogen werden. Voraussetzung ist aber, dass sie „kirchlich“ im rechtli-

chen Sinne sind, d. h. der katholischen Kirche im Sinne der religionsverfassungsrechtli-

chen Vorgaben zuzuordnen sind. 

Die „Kirchlichkeit“ einer Einrichtung ist insoweit nicht nur in theologischer, sondern gerade 

auch in rechtlicher Hinsicht von erheblicher Bedeutung, denn aus der Teilhabe am Selbst-

bestimmungsrecht der katholischen Kirche ergeben sich für die ihr in diesem Sinne zu-

geordneten Einrichtungen zahlreiche und zum Teil weitreichende Sonderrechte und 

Rechtsfolgen, die nachfolgend im Überblick dargestellt werden sollen. 

 

 V. Die rechtliche Sonderstellung kirchlicher Einrichtungen in der staatlichen 

Rechtsordnung 

Als Gegenstand der kirchlichen Selbstbestimmung können kirchliche Einrichtungen in vie-

len Bereichen der staatlichen Rechtsordnung einfachgesetzliche Ausgestaltungen dieser 

Verfassungsgarantie in Form sogenannter „Berücksichtigungs-“319, „Freistellungs-“320 oder 

„Kirchenklauseln“321 für sich beanspruchen. Diese Sonderregelungen nehmen Kirchen und 

Religionsgemeinschaften sowie „ihre“ Einrichtungen aus Rücksicht auf die verfassungs-

rechtlich garantierte Kirchenautonomie regelmäßig vom Anwendungsbereich des jeweili-

gen Gesetzes aus. An die Stelle der staatlichen Gesetze treten in der Regel die Rechts-

vorschriften der Kirche oder Religionsgemeinschaft, wenn und soweit diese solche erlas-

sen hat. Verglichen mit den Einrichtungen der weltlichen Wohlfahrtspflege nehmen karita-

tive Einrichtungen somit eine rechtliche Sonderstellung innerhalb der staatlichen Rechts-

ordnung ein. Berücksichtigungsklauseln für kirchliche Einrichtungen finden sich beispiels-

weise im staatlichen Kollektivarbeitsrecht, Stiftungsrecht, Krankenhausrecht oder auch im 

Datenschutzrecht. Die vielleicht bekannteste und faktisch bedeutsamste Berücksichti-
                                            
318

 Zur Bedeutung von Eigentums- und Vermögensverhältnissen im Rahmen der verfassungsrechtlichen 
Prüfung s. eingehend unten E) III. 3. 
319

 So z. B. v. Campenhausen in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG III, Art. 137 WRV, Rn. 201; Korioth in: 
Maunz/Dürig Art. 137 WRV, Rn. 49; Pahlke,  Kirche und Koalitionsrecht, S. 184 ff. 
320

 

So z. B. Dütz, Mitbestimmung in kirchlichen Wirtschaftsbetrieben, FS Stahlhacke, S. 103; ders. Anmer-
kung zu BAG, AP BetrVG 1972 § 118 Nr. 36. 
321

 Richardi, Arbeitsrecht in der Kirche, § 8 Rn. 11. 
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gungsklausel findet sich mit § 118 Abs. 2 BetrVG im kollektiven Arbeitsrecht. Eine äußerst 

praxisrelevante Rechtsfolge aus der Teilhabe kirchlicher Einrichtungen am religiösen 

Selbstbestimmungsrecht ist demnach die Geltung kirchlichen Arbeitsrechts. 

Neben diesen ausdrücklichen Sonderregelungen im geschriebenen Recht können kirchli-

che Einrichtungen außerdem einige ungeschriebene, aber durch ständige Rechtsprechung 

anerkannte Sonderrechte etwa im Vereinsrecht322 oder Kündigungsrecht323 beanspruchen. 

Die Teilhabe kirchlicher Einrichtungen am Selbstbestimmungsrecht der Kirche begründet 

demnach eine Sonderstellung innerhalb der staatlichen Rechtsordnung und äußert sich in 

ganz konkreten Rechtsfolgen324. Die kirchliche Identität von Einrichtungen ist demnach 

aus rechtlicher Sicht von außerordentlicher Bedeutung. Schließlich muss in jenen Rechts-

gebieten für jede Einrichtung entschieden werden, ob die staatlichen oder die kirchlichen 

Rechtsvorschriften zur Anwendung kommen. 

Ein Blick auf die wesentlichen Rechtsgebiete, die Sonderregelungen für kirchliche Einrich-

tungen enthalten, soll die weitreichende Bedeutung zeigen, die aus einer Einstufung in die 

rechtliche Kategorie „kirchliche Einrichtung“ folgt. 

 

 1. Arbeitsrecht 

Das religiöse Selbstbestimmungsrecht der katholischen Kirche beinhaltet als einen we-

sentlichen Teilbereich der Innenorganisation die Befugnis, eine eigenständige Dienstver-

fassung zu erlassen. Es zählt zu den innerkirchlichen Aufgaben, das Tun und Verhalten 

der kirchlichen Bediensteten in Übereinstimmung mit dem bekenntnismäßigen Verständnis 

und der kirchlichen Ordnung zu bringen325. Im Bereich des Arbeitsrechts verfügen die Kir-

chen und Religionsgemeinschaften daher über eine durch entsprechende Berücksichti-

gungsklauseln und Rechtsprechung abgesicherte und sehr weitreichende Regelungsauto-

nomie. Diese gilt nicht nur innerhalb der verfassten Kirche, sondern gerade auch in den 

privatrechtlich organisierten Einrichtungen, die der Kirche zugeordnet sind. 

                                            
322

 Siehe bspw. BayObLG NJW 1980, 1756; OLG Köln, NJW 1992, 1048; OLG Frankfurt, NJW-RR 1997, 
482 (Zulässige Abweichung von zwingenden Vorschriften des Vereinsrechts, §§ 37, 40 BGB); zuletzt OLG 
Düsseldorf FGPrax 2009 S. 79. 
323

 BVerfGE 70, 138; ausführlich hierzu Spengler „Die Rechtsprechung zum Arbeitsrecht in kirchlichen Ange-
legenheiten - insbesondere zur Loyalitätspflicht der kirchlichen Mitarbeiter“, NZA 1987, 833 ff mit zahlreichen 
weiteren Nachweisen. 
324

 BVerfG, NJW 2009, 1195; Richardi, Arbeitsrecht in der Kirche, § 1 Rn. 16. 
325

 V. Campenhausen, Kirchliches Selbstbestimmungsrecht und Arbeitsrecht, in: FS Geiger, S. 582. 
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Dem religiösen Selbstverständnis der katholischen Kirche folgend, ist ihr Sendungsauftrag 

Grundlage und Ausgangspunkt für den kirchlichen Dienst. Diese Sendung umfasst die 

Verkündigung des Evangeliums, den Gottesdienst und die sakramentale Verbindung der 

Menschen mit Jesus Christus sowie den aus dem Glauben erwachsenden Dienst am 

Nächsten326. Aus diesen Prinzipien heraus hat sich das Leitbild einer christlichen Dienst-

gemeinschaft entwickelt, das den kirchlichen Dienst maßgeblich prägt. Nach dem Selbst-

verständnis der katholischen Kirche bilden ihre Bediensteten eine Gemeinschaft, in der 

jeder – unabhängig von der Art seiner Tätigkeit – gleichermaßen an der Verwirklichung 

des kirchlichen Sendungsauftrags teilhat. Die Dienstgemeinschaft beschränkt sich deshalb 

nicht auf den klerikalen Dienst, sondern umfasst alle Kategorien kirchlicher Mitarbeiter327. 

Diese Einheit aller kirchlichen Dienste ist somit Strukturprinzip und konstituierendes 

Merkmal der kirchlichen Dienstgemeinschaft328. 

Mit diesem Einheitsgedanken der Dienstgemeinschaft sind insbesondere die dualistischen 

Prinzipien des staatlichen Arbeitsrechts, die vornehmlich im Tarifvertragssystem und im 

Betriebsverfassungsrecht zum Ausdruck kommen, nicht oder jedenfalls nur schwer in Ein-

klang zu bringen. Die katholische Kirche hat von ihrer Autonomie zur Schaffung einer ei-

genen Dienstverfassung deshalb umfassend Gebrauch gemacht. Die religiöse Dimension 

des kirchlichen Dienstes, der kirchliche Sendungsauftrag und das Leitbild der Dienstge-

meinschaft sind die Maßstäbe, an denen sich die Dienstverfassung der katholischen Kir-

che orientiert. 

Die grundlegenden Arbeitsrechtsregelungen der katholischen Kirche sind in der GrO329  

niedergelegt und werden durch weitere kirchliche Regelwerke auf Diözesanebene ausge-

füllt. Die Dienstverfassung der katholischen Kirche regelt das Betriebsverfassungs- und 

Personalvertretungsrecht, das Arbeitsrechtsregelungsrecht sowie das individuelle Dienst-

recht und deckt damit nahezu alle Teilbereiche des Arbeitsrechts ab. Das kirchliche Ar-

                                            
326

 Vgl. die Präambel der „Rahmenordnung für eine Mitarbeitervertretungsordnung“ (MAVO) in der Fassung 
des einstimmigen Beschlusses der Vollversammlung des Verbandes der Diözesen Deutschlands vom 20. 
November 1995, zuletzt geändert durch Beschluss der Vollversammlung des Verbandes der Diözesen 
Deutschlands vom 20. Juni 2011, herausgegeben vom Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz (Die 
deutschen Bischöfe; 95). 
327

 Erklärung der Deutschen Bischöfe zum kirchlichen Dienst, S. 8. 
328

 Art. 7 Abs. 2 GrO; v. Campenhausen, Kirchliches Selbstbestimmungsrecht und Arbeitsrecht, in: FS Geiger, 
S. 587. 
329

„Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse“ in der Fassung des 
einstimmigen Beschlusses der Vollversammlung des Verbandes der Diözesen Deutschlands vom 20. Juni 
2011, herausgegeben vom Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz (Die deutschen Bischöfe; 95). 
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beitsrecht gilt heute daher zu Recht als eigenständige Rechtsmaterie330 und stellt mithin 

das praktisch bedeutsamste Beispiel für die rechtliche Sonderstellung kirchlicher Einrich-

tungen dar. Aufgrund dieser hervorgehobenen Bedeutung des kirchlichen Arbeitsrechts – 

insbesondere auch für den kirchlichen Charakter einer Einrichtung – sollen dessen Grund-

züge und wesentlichen Unterschiede zum weltlichen Arbeitsrecht im Folgenden näher be-

leuchtet werden. Dabei sollen auch einige aktuell diskutierten Probleme und Rechtspre-

chungstendenzen angesprochen werden. 

 

 a) Betriebsverfassungsrecht und kirchliches Mitarbeitervertretungsrecht 

Die betriebliche Mitbestimmung ist ein untrennbarer Teil der Dienstverfassung, deren Ge-

staltung als eigene Angelegenheit dem Selbstbestimmungsrecht der katholischen Kirche 

unterliegt331. Im staatlichen Betriebsverfassungs-, Mitbestimmungs- und Personalvertre-

tungsrecht ist diese kirchliche Regelungsautonomie durch zahlreiche Berücksichtigungs-

klauseln einfachgesetzlich abgesichert, die – wie beispielsweise § 118 Abs. 2 BetrVG – 

anordnen, dass das jeweilige Gesetzeswerk „(...) keine Anwendung auf Religionsgemein-

schaften und ihre karitativen und erzieherischen Einrichtungen unbeschadet deren Rechts-

form (...)“ findet332. Unter welchen Voraussetzungen diese Einrichtungen als Einrichtungen 

einer Religionsgemeinschaft im Sinne dieser Vorschriften zu qualifizieren sind, bestimmen 

die Berücksichtigungsklauseln des kollektiven Arbeitsrechts allerdings durchweg nicht nä-

her. Inhaltlich ist diese Ausklammerung von kirchlichen Einrichtungen vor allem deshalb 

geboten, weil das streng dualistisch ausgestaltete System des staatlichen Betriebsverfas-

sungsrechts dem Wesen einer einheitlichen Dienstgemeinschaft widerspricht333. 

Das katholisch-kirchliche Pendant zum staatlichen Betriebsverfassungsrecht ist das so 

bezeichnete Mitarbeitervertretungsrecht334. Die Grundsätze des katholisch-kirchlichen Mit-

arbeitervertretungsrechts werden in der Rahmenordnung für eine Mitarbeitervertretungs-

ordnung335 (MAVO) geregelt, deren Ausgestaltung aufgrund der behördlichen Struktur der 
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 Thüsing, Das Arbeitsrecht in der Kirche - Ein Nachtrag der aktuellen Entwicklungen, NZA 2002, 306; Rü-
thers, Wie kirchentreu müssen kirchliche Arbeitnehmer sein? NJW 1986, 356. 
331

 Richardi, Arbeitsrecht in der Kirche, § 17 Rn. 1. 
332

 Vgl. z.B. § 118 Abs. 2 BetrVG, § 1 Abs. 3 Nr. 2 SprAuG, § 112 BPersVG, § 1 MitBestG Abs. 4 Satz 2, § 1 
Abs. 2 Satz 2 DrittelbG. Im Betriebsverfassungsrecht sind die Untergliederungen der verfassten katholischen 
Kirche als Körperschaften des öffentlichen Rechts und deren Einrichtungen darüber hinaus auch nach § 130 
BetrVG vom Anwendungsbereich des staatlichen Betriebsverfassungsrechts ausgenommen. 
333

 So schon BAG, AP BetrVG 1972 § 118 Nr. 10. 
334

 Art. 8 GrO. 
335

 S. Fn. 326. 
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verfassten katholischen Kirche näher am Personalvertretungsrecht angesiedelt ist 336 . 

Strukturelle Unterschiede zum staatlichen Betriebsverfassungsrecht beruhen ferner auf 

dem kirchlichen Grundverständnis, wonach die Funktion eines Mitarbeitervertreters ein 

kirchlich geprägtes Amt und nicht lediglich eine Interessenvertretung der Arbeitnehmer ist, 

weshalb beispielsweise die Wählbarkeit eines Mitarbeitervertreters von dessen Zugehörig-

keit zur katholischen Kirche abhängig gemacht werden kann337. 

Die weitgehende Freistellung der Kirchen und ihrer Einrichtungen vom staatlichen Be-

triebsverfassungs- und Mitbestimmungsrecht wird von Teilen der arbeitsrechtlichen Kom-

mentarliteratur mitunter als „uferlose Ausweitung“ des kirchlichen Selbstbestimmungs-

rechts scharf kritisiert338. Der Gesetzgeber entspricht mit diesen Regelungen allerdings der 

verfassungsrechtlich garantierten Kirchenautonomie, wonach es den Kirchen als eigene 

Angelegenheit überlassen ist, darüber zu bestimmen, ob und in welcher Weise die Arbeit-

nehmer und ihre Vertretungsorgane in Angelegenheiten des Betriebs, die ihre Interessen 

berühren, mitwirken und mitbestimmen339. Letztlich sind die kollektivarbeitsrechtlichen Be-

reichsausnahmen für kirchliche Einrichtungen aus religionsverfassungsrechtlichen Grün-

den geboten340 und werden auch von der arbeits- und verfassungsgerichtlichen Recht-

sprechung dem Grunde nach nicht in Frage gestellt341. Problematisch erscheint aber im-

mer wieder die Frage, unter welchen Voraussetzungen Einrichtungen als kirchlich im Sin-

ne der kollektivarbeitsrechtlichen Regelungen gelten. Hierzu sind bereits unzählige Ent-

scheidungen des BAG und auch des BVerfG ergangen342. 

 

 b) Arbeitsrechtsregelungsrecht und der „Dritte Weg" 

Auch beim Regelungsverfahren über die Bedingungen der Arbeitsverhältnisse geht die 

katholische Kirche343 einen eigenen Weg, der als sog. „Dritter Weg“ bezeichnet wird344. 
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 Richardi, Arbeitsrecht in der Kirche, § 18 Rn. 13. 
337

 Spengler, NZA 1987, 833, 837; v. Campenhausen, Kirchliches Selbstbestimmungsrecht und Arbeitsrecht, 
in: FS Geiger, S. 580, 592. 
338

 Lakies, Düwell (Hrsg.) BetrVG, § 118 Rn. 41; Kania, Erfurter Kommentar zum Arbeitsrecht, § 118 BetrVG 
Rn. 32. 
339

 BVerfGE 46, 73, 94. 
340

 Spengler, NZA 1987, 833, 837. 
341

 Vgl. bspw. BVerfGE 46, 73 (Goch – Geltung des BetrVG); BVerfGE 57, 220 (Vollmarstein – kein Betäti-
gungsrecht für Gewerkschaften in kirchlichen Einrichtungen); BVerfGE 70, 138 (Besondere Loyalitätspflich-
ten als Kündigungsgrund im kirchlichen Dienst); sowie ferner BAG NJW 1982, 1894; BAG AP BetrVG 1972 § 
118 Nr. 6; Nr. 10; Nr. 36; Nr. 48; Nr. 60; zuletzt BAG NZA 2008, 653. 
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 Eingehend hierzu unten E) III. 1. b). 
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 Ebenso die evangelische Kirche. 
344

 Eingehend hierzu Richardi, Arbeitsrecht in der Kirche, § 14 Rn. 15 ff. 
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Anstelle einzelvertraglich ausgehandelter Arbeitsbedingungen (sog. „Erster Weg") oder der 

Übernahme eines Tarifvertragssystems (sog. „Zweiter Weg") handeln paritätisch mit Ver-

tretern der Dienstgeber und der Dienstnehmer besetzte Gremien345 allgemeine Richtlinien 

und Ordnungen aus, die im Wesentlichen den Inhalt, das Zustandekommen und die Be-

endigung der Arbeitsverhältnisse im kirchlichen Dienst allgemein regeln346. Diese Richtli-

nien werden in den jeweiligen Bistümern als kirchliches Gesetz bischöflich in Kraft gesetzt. 

Zu ihnen zählen u. a. die in karitativen Einrichtungen geltenden „Richtlinien für Arbeitsver-

träge in den Einrichtungen des Deutschen Caritasverbandes“ (AVR), die sich inhaltlich 

weitgehend an den Tarifverträgen des öffentlichen Dienstes orientieren. 

Die beiden christlichen Kirchen haben sich in Deutschland für diesen „Dritten Weg“ ent-

schieden, da das in Deutschland vorherrschende staatliche Tarifvertragssystem, das auf 

den dualistischen Prinzipien von Koalitionsfreiheit und Arbeitskampf beruht, dem theologi-

schen Grundverständnis der Einheit des kirchlichen Dienstes widersprechen würde347. Ein 

Arbeitskampf im kirchlichen Dienst würde nicht zuletzt eine – nach kirchlichem Selbstver-

ständnis freilich unzulässige – Unterordnung des kirchlichen Auftrags unter profane Belan-

ge bedeuten348. Aus Sicht der katholischen Kirche gäbe sie ihren Sendungsauftrag preis, 

wenn sie den Dienst in den Werken der Nächstenliebe den Funktionsvoraussetzungen des 

Tarifvertragssystems unterordnen würde349. Vor diesem Hintergrund verbietet sich freilich 

auch die Aussperrung als Mittel des Arbeitskampfes. Die katholische Dienstverfassung 

schließt daher sowohl den Abschluss von Tarifverträgen als auch das Streikrecht und die 

Aussperrung aus350. 

Eine ausdrückliche Rechtsgrundlage wie etwa die Berücksichtigungsklauseln im staatli-

chen Betriebsverfassungs- und Personalvertretungsrecht351  findet sich für den „Dritten 

Weg“ im staatlichen Arbeitsrechtsregelungsrecht allerdings nicht. Auf der anderen Seite 

stellt das vorherrschende staatliche Tarifvertragssystem aber auch nicht die einzige ver-

fassungskonforme Ausgestaltung der Koalitionsfreiheit des Art. 9 Abs. 3 GG dar352. Die 
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 „Kommissionen zur Ordnung des Arbeitsvertragsrechts“ (KODA). Die KODA sind in eine Zentral-KODA 
auf Bundesebene und weiteren Bistums- Regional- und Bereichs- KODA untergliedert. 
346

 Art. 7 GrO. 
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 Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz (Hrsg.), Erklärung der deutschen Bischöfe zum kirchlichen 
Dienst vom 22.09.1993, 11. Auflage 2008, Ziffer IV 1. 
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 V. Campenhausen, Kirchliches Selbstbestimmungsrecht und Arbeitsrecht, in: FS Geiger, S. 580, 587. 
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 DBK, Erklärung der deutschen Bischöfe zum kirchlichen Dienst, S. 11; Richardi, Arbeitsrecht in der Kirche, 
§ 10 Rn. 11. 
350

 Art. 7 Abs. 2 GrO. 
351

 S. Fn. 332. 
352

 BVerfGE 50, 290, 371 („Mitbestimmungsentscheidung“ vom 01. März 1979). 
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Kirchen sind daher grundsätzlich befugt, ein eigenes Arbeitsrechtsregelungsverfahren zu 

schaffen und nach ihrem verfassungsrechtlich geschützten Selbstverständnis zu gestalten. 

Zwar hatte das Bundesverfassungsgericht bislang keine Gelegenheit, die Verfassungsmä-

ßigkeit des „Dritten Wegs“ ausdrücklich zu bestätigen, nach Auffassung des Gerichts ha-

ben aber jedenfalls betriebsfremde Gewerkschaftsbeauftragte kein Zutrittsrecht in einer 

kirchlichen Einrichtung353. Dies legt den Schluss zumindest nahe, dass das Bundesverfas-

sungsgericht auch den kirchenrechtlichen Streikausschluss nicht als verfassungswidrig 

einstufen würde. Schließlich wird der Dritte Weg auch in der Literatur überwiegend aner-

kannt354. Gleichwohl sind aber noch immer einige rechtliche Einzelfragen umstritten, wie 

beispielsweise die Rechtsnatur der kirchlichen Arbeitsvertragsrichtlinien oder die Reichwei-

te des Streikausschlusses. 

 

aa)  Rechtsnatur und rechtliche Behandlung der kirchlichen Arbeitsvertragsrichtlinien 

Das BAG erkennt in ständiger Rechtsprechung die kirchlichen Arbeitsvertragsrichtlinien 

zwar grundsätzlich an, spricht ihnen aber keine mit den Tarifverträgen vergleichbare nor-

mative Wirkung zu. Regelmäßig werden sie als allgemeine Geschäftsbedingungen behan-

delt und folglich einer Inhaltskontrolle nach AGB-Recht unterzogen355. Die Verneinung der 

normativen Wirkung und die arbeitsgerichtliche Inhaltskontrolle der kirchlichen Arbeitsver-

tragsrichtlinien wird im Schrifttum als Verstoß gegen die kirchliche Selbstbestimmung kriti-

siert356. Schließlich handelt es sich um kirchliches Partikularrecht, dass von den jeweiligen 

Diözesanbischöfen nach den Vorgaben des kanonischen Rechts in Kraft gesetzt wird. Die 

verfassungsrechtliche Kirchenautonomie beinhaltet aber gerade auch das Recht zur 

Selbstgesetzgebung, was durch die vertragsrechtliche Inhaltskontrolle kirchlicher Gesetze 

durch weltliche Gerichte im Ergebnis unterlaufen wird. Das BAG selbst hat den AGB-

Charakter kirchlicher Arbeitsvertragsrichtlinien allerdings jüngst in Frage gestellt und unter 
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 BVerfGE 57, 220, 242. 
354

 V. Campenhausen, Kirchliches Selbstbestimmungsrecht und Arbeitsrecht, in: FS Geiger, S. 580, 589; 
ferner Richardi, Arbeitsrecht in der Kirche, § 10 Rn. 21 mit zahlreichen w. N. (Fn. 41). 
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 BAG, Beschluss vom 23. Januar 2002 - 4 AZN 760/01; BAG, Urteil vom 17. 11. 2005 - 6 AZR 160/ 05; 
BAG, Urt. v. 24.09.1997 – 4 AZR 452/96, Urt. v. 20.03.2002, 4 AZR 101/01, LAG Hamm, Urt. v. 17.10.2000 – 
7 Sa 114900 = ZMV 2/2001 S. 85 ff. 
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 Vgl. hierzu eingehend Jürgens, Die normative Tragweite des kirchlichen Selbstbestimmungsrechts für die 
Regelungen des Dritten Weges im Bereich der kirchlichen Wohlfahrtspflege, Dissertation 1991; ferner Ri-
chardi, Arbeitsrecht in der Kirche, § 15 Rn. 3 ff. 



 
77 

 

Leugnung des AGB-Charakters lediglich eine „Billigkeitskontrolle“ nach §§ 317, 319 BGB 

vorgenommen357. 

 

bb) Reichweite des kirchenrechtlichen Streikausschlusses 

In der jüngeren arbeitsgerichtlichen Instanzrechtsprechung wird außerdem entgegen der 

bislang vorherrschenden Meinung die Auffassung vertreten, dass nicht alle Mitarbeiter 

kirchlicher Einrichtungen vom Streikrecht ausgeschlossen sein könnten358. Der Ausschluss 

des Streikrechts beträfe demnach nur die unmittelbar „im Dienst am Nächsten“ beschäftig-

ten Mitarbeiter, womit beispielsweise die Bereiche Krankenpflege und ärztliche Leistungen 

gemeint sind. Nicht vom Streikverbot erfasst seien aber die im „verkündigungsfernen“ Be-

reich Beschäftigten, wie beispielsweise Reinigungs-, Küchen- oder Verwaltungspersonal359. 

Maßgeblich soll nach Auffassung des Gerichts insoweit sein, ob der betroffene Teilbereich 

in eine eigenständige Gesellschaft ausgegliedert werden könnte, ohne dass der Dienst am 

Nächsten hierunter leide360. Diese Unterscheidung nach Tätigkeitsbereichen widerspricht 

allerdings grundlegend dem kirchlichen Selbstverständnis, wonach die gesamte Beleg-

schaft einer karitativen Einrichtung eine einheitliche Dienstgemeinschaft bildet, in der jeder 

Mitarbeiter unabhängig von seinem konkreten Aufgabenbereich einen gleichwertigen Bei-

trag zur Verwirklichung des karitativen Auftrags leistet. Die Einstufung kirchlicher Arbeits-

verhältnisse hat auch das Bundesverfassungsgericht klar dem kirchlichen Selbstbestim-

mungsrecht zugeordnet361 . Ferner müsste man in der Konsequenz für alle „verkündi-

gungsfernen“ Arbeitsbereiche annehmen, dass das kirchliche Arbeitsrecht nicht nur mit 

Blick auf das Tarifrecht, sondern in seiner Gesamtheit nicht zur Anwendung kommen kann, 

was im Ergebnis zu einer erheblichen Ungleichbehandlung und Spaltung der Belegschaft 

innerhalb einer Einrichtung führen würde. Schließlich dürfte es in der Praxis zudem erheb-

liche Schwierigkeiten bereiten, die Belegschaft trennscharf in „verkündigungsnahe“ und 

„verkündigungsferne“ Bereiche aufzuteilen. Ob sich diese jüngere arbeitsgerichtliche In-

stanzrechtsprechung gegen die bislang vorherrschende Auffassung durchsetzen wird, 

bleibt somit fraglich und durch höchstrichterliches Urteil noch zu klären. 
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 BAG NZA-RR 2010, 7. 
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 So das LAG Hamm, NZA-RR 2011, 185. 
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 LAG Hamm, a.a.O., S. 194. 
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 LAG Hamm, a.a.O., S. 194. 
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 BVerfGE 70, 138, Leitsatz 4: „Auch die Entscheidung darüber, ob und wie innerhalb der im kirchlichen 
Dienst tätigen Mitarbeiter eine "Abstufung" der Loyalitätspflichten eingreifen soll, ist grundsätzlich eine dem 
kirchlichen Selbstbestimmungsrecht unterliegende Angelegenheit.“ 
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 c) Individualarbeitsrecht und spezifische Loyalitätspflichten 

Im Bereich des Individualarbeitsrechts hat die katholische Kirche anders als im Tarif-, Mit-

bestimmungs- und Betriebsverfassungsrecht bislang kein eigenständiges, vollständig vom 

staatlichen Recht abgekoppeltes Dienstrecht geschaffen 362 . Die Dienstverhältnisse im 

kirchlichen Dienst werden vielmehr durch herkömmliche Arbeits- und Dienstverträge auf 

Grundlage des durch Arbeitsrechtslehre und Rechtsprechung fortentwickelten Dienstver-

tragsrechts des BGB begründet. Die Kirchen und die ihr zugeordneten Einrichtungen sind 

deshalb grundsätzlich auch an die allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen des BGB und 

der Arbeitsschutzgesetze gebunden. Bei der Auslegung und Anwendung des staatlichen 

Dienstvertragsrechts muss aber nach einer Grundsatzentscheidung des BVerfG stets das 

kirchliche Selbstbestimmungsrecht Berücksichtigung finden, was sich insbesondere bei 

den Vertragspflichten kirchlicher Mitarbeiter bzw. im Kündigungsrecht maßgeblich aus-

wirkt363. Daneben findet sich mit § 9 AGG auch hier wieder eine im individuellen Dienstver-

tragsrecht einschlägige Berücksichtigungsklausel, die den Religionsgemeinschaften und 

Kirchen sowie den „ihnen zugeordneten Einrichtungen“ erlaubt, besondere Anforderungen 

religiöser Art an ihre Mitarbeiter zu stellen. Die von § 9 AGG erfassten Einrichtungen dür-

fen nach Abs. 1 ihre Beschäftigten abweichend von §§ 1, 7 Abs. 1 AGG auf Grund ihrer 

Religion oder Weltanschauung unterschiedlich behandeln, soweit dies entweder im Hin-

blick auf ihr Selbstbestimmungsrecht oder nach Art der ausgeübten Tätigkeit eine gerecht-

fertigte berufliche Anforderung darstellt. Darüber hinaus haben Kirchen und kirchliche Ein-

richtungen nach § 9 Abs. 2 AGG das Recht, von ihren Beschäftigten ein loyales und auf-

richtiges Verhalten im Sinne ihres jeweiligen Selbstverständnisses verlangen zu können. 

Ebenso wie die Berücksichtigungsklauseln im kollektiven Arbeitsrecht bestimmt aber auch 

§ 9 AGG nicht näher, unter welchen Voraussetzungen eine Einrichtung einer Religionsge-

meinschaft zuzuordnen ist364. 

Der wesentliche Unterschied zwischen kirchlichem und weltlichem individuellen Dienstver-

tragsrecht besteht in den spezifischen Loyalitätspflichten von Bediensteten im kirchlichen 

Dienst. Die Betätigung im kirchlichen Sendungsbereich fordert aus Gründen der Glaub-

würdigkeit der katholischen Kirche vom einzelnen Mitarbeiter ein Verhalten, das nicht in 

                                            
362

 Richardi, Arbeitsrecht in der Kirche, § 5 Rn. 1. 
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 BVerfGE 70, 138. 
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 Zu den kollektivarbeitsrechtlichen Berücksichtigungsklauseln s. Fn. 332. 
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erkennbarem Widerspruch zu den Grundzügen der kirchlichen Sendung stehen darf. Han-

deln, das katholischen Grundprinzipien widerspricht, kann daher zur Kündigung des Be-

schäftigungsverhältnisses führen. 

Die Loyalitätspflichten im kirchlichen Dienst werden in der GrO näher bestimmt und unter-

scheiden sich in ihrer Intensität je nach Konfessionszugehörigkeit und Nähe zur kirchli-

chen Sendung. Konfessionsunabhängig haben alle im kirchlichen Dienst beschäftigten 

Mitarbeiter kirchenfeindliches Verhalten zu unterlassen und in ihrer persönlichen Lebens-

führung und in ihrem dienstlichen Verhalten die Glaubwürdigkeit der Kirche und der Ein-

richtung, in der sie beschäftigt sind, nicht zu gefährden365. Von den Mitarbeitern mit katho-

lischer Konfession wird darüber hinausgehend erwartet, dass sie die Grundsätze der ka-

tholischen Glaubens- und Sittenlehre anerkennen und beachten 366 . Im Falle einer 

schwerwiegenden Verletzung dieser Loyalitätspflichten kann als ultima ratio eine Kündi-

gung ausgesprochen werden, wenn der Mangel nicht auf andere Weise behoben werden 

kann367. Schwerwiegende Loyalitätsverstöße in diesem Sinne sind beispielsweise der Kir-

chenaustritt, öffentliches Eintreten für die Abtreibung, Abfall vom Glauben (Apostasie oder 

Häresie), öffentliche Gotteslästerung, Straftaten gegen die kirchlichen Autoritäten und die 

Freiheit der Kirche, Verstoß gegen das katholische Eherecht oder das Eingehen einer ein-

getragenen Lebenspartnerschaft nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz368. Die besonde-

ren Loyalitätspflichten wirken demnach mitunter weit in den Bereich der privaten Lebens-

führung der Mitarbeiter hinein. 

Nach der Grundsatzentscheidung des Bundesverfassungsgerichts haben im Streitfall die 

Arbeitsgerichte die vorgegebenen kirchlichen Maßstäbe für die Bewertung vertraglicher 

Loyalitätspflichten zugrunde zu legen, soweit die Verfassung das Recht der Kirchen aner-

kennt, hierüber selbst zu befinden. Es bleibt danach grundsätzlich den verfassten Kirchen 

überlassen, verbindlich zu bestimmen, was "die Glaubwürdigkeit der Kirche und ihrer Ver-

kündigung erfordert", was "spezifisch kirchliche Aufgaben" sind, was "Nähe" zu ihnen be-

deutet, welches die "wesentlichen Grundsätze der Glaubens- und Sittenlehre" sind und 
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 Art. 4 Abs. 4 GrO. 
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 Vgl. Art. 4 Abs. 1 GrO. 
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 Art. 5 Abs. 1 GrO. 
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 Vgl. Art. 5 Abs. 2 GrO sowie die Erklärung des Ständigen Rates der Deutschen Bischofskonferenz zur 
Unvereinbarkeit von Lebenspartnerschaften nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz mit den Loyalitätsoblie-
genheiten nach der Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse vom 
24. Juni 2002, veröffentlicht in Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz (Hrsg.), Erklärung der deut-
schen Bischöfe zum kirchlichen Dienst vom 22.09.1993, 11. Auflage 2008, S. 21. 
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was als – gegebenenfalls schwerer – Verstoß gegen diese anzusehen ist369. Die Inhalts-

kontrolle durch die weltlichen Arbeitsgerichte im Rahmen von Kündigungsschutzprozessen 

beschränkt sich demnach auf die Prüfung, ob grundlegende Prinzipien unserer Rechts-

ordnung verletzt wurden, wozu insbesondere der ordre public (Art. 6 EGBGB), die guten 

Sitten (§ 138 BGB) und das Willkürverbot (Art. 3, 20 Abs. 3 GG) zählen370. Lässt sich eine 

solche Verletzung im Einzelfall nicht feststellen, hat ein Verstoß gegen die Loyalitätspflich-

ten auch vor weltlichen Arbeitsgerichten als Kündigungsgrund grundsätzlich Bestand371. 

Viele dieser Verhaltenspflichten, insbesondere diejenigen, die den Bereich der privaten 

Lebensführung und oder die Konfession der Mitarbeiter betreffen, könnten wegen eines 

Verstoßes gegen das AGG in Arbeitsverhältnissen mit weltlichen Arbeitgebern nicht wirk-

sam vereinbart werden372. Mit § 9 AGG hat der Gesetzgeber im Einklang mit der vorge-

nannten Rechtsprechung nunmehr jedoch eine ausdrückliche Erlaubnisklausel für Religi-

onsgemeinschaften und den ihr zugeordneten Einrichtungen geschaffen. Auch diese Be-

rücksichtigungsklausel beruht letztlich auf dem religionsverfassungsrechtlichen Selbstbe-

stimmungsrecht der Religionsgemeinschaften373. Die Formulierung des Abs. 2 lässt jeden-

falls vermuten, dass er offenbar in erster Linie die spezifischen Loyalitätspflichten im 

Dienstrecht der katholischen Kirche im Blick hatte. 

 

 2. Stiftungsaufsichtsrecht 

Ein weiteres Rechtsgebiet, das relevante Berücksichtigungsklauseln für karitative Einrich-

tungen enthält, ist das öffentlich-rechtliche Stiftungsaufsichtsrecht der Länder. Mit alleiniger 

Ausnahme des Berliner Stiftungsgesetzes kennen alle Landesstiftungsgesetze die Katego-

rie der „kirchlichen Stiftung“ und enthalten zahlreiche Sonderregelungen für diesen Stif-

tungstypus. Der wesentliche Unterschied zu den „weltlichen“ Stiftungen besteht darin, 

dass kirchliche Stiftungen – je nach Landesregelung im unterschiedlichen Maße – der 

kirchlichen Aufsicht unterstellt werden, und die staatliche Stiftungsaufsicht entsprechend 
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 BVerfGE 70, 138 (=NJW 1986, 387). 
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 BVerfGE 70, 138, 165 ff (=NJW 1986, 387); s. auch Richardi, Arbeitsrecht in der Kirche, § 4 Rn. 30; ferner 
Thüsing, Das Arbeitsrecht in der Kirche - Ein Nachtrag der aktuellen Entwicklungen, NZA 2002, 306, 308. 
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müssen kirchliche Arbeitnehmer sein? NJW 1986, 356, 357. 
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 So ausdrücklich die Gesetzesbegründung, BT-Drs 16/1780, 35. 
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reduziert bzw. subsidiär ist374. Darüber hinaus kommen nach Maßgabe der meisten Lan-

desstiftungsgesetze die kirchlichen Vorschriften über die Beaufsichtigung ihrer Stiftungen 

zur Anwendung375. Für Stiftungen der katholischen Kirche gelten damit grundsätzlich die 

diözesanen Stiftungsordnungen376. Nach dem Landesstiftungsgesetz Baden-Württemberg 

verbleibt beispielsweise lediglich eine „Residualaufsicht“ der staatlichen Stiftungsaufsicht, 

die als ultima ratio nur dann greift, wenn konkrete Anhaltspunkte für ein Versagen der 

kirchlichen Aufsicht erkennbar sind 377 . Die Aufgaben der staatlichen Stiftungsaufsicht 

nehmen demnach in erster Linie die kirchlichen Behörden nach Maßgabe der kirchlichen 

Stiftungsordnungen wahr378. 

Das Erfordernis einer außenstehenden und unabhängigen Aufsicht, die über die Erfüllung 

des Stiftungszweckes und Einhaltung der Rechtsordnung wacht, ist aufgrund des auf 

Ewigkeit angelegten Stiftungszweckes und mangels hinreichender Möglichkeiten zur Ei-

genkontrolle unabdingbar379. Die kirchliche Stiftungsaufsicht muss deshalb der staatlichen 

Aufsicht qualitativ zumindest vergleichbar sein380. Dies setzt voraus, dass auf Seiten der 

Kirche den staatlichen Mindestmaßstäben entsprechende Aufsichtsvorschriften und Auf-

sichtsbehörden existieren, und die Stiftungen sich der kirchlichen Stiftungsaufsicht nicht 

einseitig entziehen können381. Im Bereich der katholischen Kirche liegen diese Vorausset-

zungen mit den jeweiligen diözesanen Stiftungsordnungen und eingerichteten kirchlichen 

Stiftungsbehörden durchgehend vor. 

Die Sonderbestimmungen für kirchliche Stiftungen dürften einerseits auf den kirchenhisto-

rischen Hintergrund des Stiftungswesens zurückzuführen sein. Andererseits konkretisieren 

auch sie im Ergebnis die religionsverfassungsrechtliche Selbstbestimmung der Kirchen 

und Religionsgemeinschaften im Hinblick auf deren Stiftungen, und nehmen insoweit auf 

das verfassungsrechtlich Gebotene Rücksicht382. Die stiftungsrechtlichen Sonderregelun-
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 Vgl. §§ 22 ff BWStiftG, Art. 21 ff BayStiftG, §§ 2 ff StiftGBbg, §§ 16 ff BremStiftG, § 2 Abs. 3 HbgStiftG, §§ 
20 ff HessStiftG, § 11 MVStiftG, § 20 NdsStiftG, §§ 13 ff NRWStiftG, § 12 RPfStiftG, § 19 SaarStiftG, § 14 
SächsStiftG, § 26 f SAStiftG, § 18 SHStiftG, § 26 f ThürStiftG. 
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 S. Fn. 249. 
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 § 25 Abs. 3 BWStiftG; vgl. hierzu Kästner/Couzinet, S. 49. 
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 Seifart/v. Campenhausen, Handbuch des Stiftungsrechts, S. 567 ff. 
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durch ein in der Stiftungssatzung vorgesehenes unabhängiges Kontrollorgan gewährleistet erscheint.“ 
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 Achilles, Aufsicht, S. 188. 
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 Kästner/Couzinet, S. 52. 
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gen für kirchliche Stiftungen gehören demnach auch zur Kategorie der Berücksichtigungs-

klauseln. 

Im Gegensatz zu den Berücksichtigungsklauseln des staatlichen Arbeitsrechts enthalten 

die Landesstiftungsgesetze durchweg Begriffsbestimmungen zur Kirchlichkeit von Stiftun-

gen. Übereinstimmend verlangen alle Landesstiftungsgesetze als Grundvoraussetzung, 

dass die Stiftung bestimmt sein muss, zumindest überwiegend kirchliche Aufgaben oder 

Zwecke wahrzunehmen383 . Viele Stiftungsgesetze belassen es bei dieser allgemeinen 

Formulierung384, andere hingegen bestimmen durch Regelbeispiele näher, welche Aufga-

ben zum Kreis der kirchlichen Zweckerfüllung zählen385. 

Als zusätzliches Kriterium verlangt die Mehrheit der Stiftungsgesetze außerdem eine „or-

ganisatorische Verbindung“ zwischen Kirche und Stiftung386. Die Stiftungsgesetze lassen 

jedoch weitgehend offen, wie eine solche „organisatorische Verbindung“ konkret ausge-

staltet sein muss. Alternativ zur „organisatorischen Verbindung“ lassen einige Stiftungsge-

setze aber auch eine Stiftungserrichtung durch eine Kirche genügen387. Andere Stiftungs-

gesetze wiederum lassen es genügen, dass die Stiftung in ihrer Satzung ausdrücklich der 

Aufsicht der Kirche unterstellt wird388 oder aber von der Kirche „verwaltet“ wird389. Inhalt 

und Reichweite der organisatorischen Verbindung, der kirchenbehördlichen Aufsicht oder 

der kirchlichen Verwaltung werden allerdings in keinem Landesstiftungsgesetz ausdrück-

lich bestimmt. Schließlich bestimmen einige Landesstiftungsgesetze, dass kirchliche Stif-

tungen nur Stiftungen einer Religionsgemeinschaft mit dem Status einer Körperschaft des 

öffentlichen Rechts390 oder gar nur der katholischen oder evangelischen Kirche391 sein 

können. Andere Landesstiftungsgesetze hingegen enthalten mit Blick auf die Kirche oder 

Religionsgemeinschaft keine derartigen Einschränkungen392. 

Bei näherer Betrachtung der verschiedenen, in den jeweiligen Landesstiftungsgesetzen 

bestimmten Zuordnungskriterien, ergibt sich somit kein einheitliches Bild. Im Ergebnis las-

                                            
383

 Vgl. § 16 BremStiftG, § 20 HessStiftG, § 11 MVStiftG, § 20 NdsStiftG, § 13 NRWStiftG, § 12 RPfStiftG, § 19 
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sen sich bei den Zuordnungskriterien der Landesstiftungsgesetze zwar viele Gemeinsam-

keiten, aber auch einige Unterschiede feststellen. Außerdem sind die wesentlichen Zuord-

nungskriterien in den Landesstiftungsgesetzen wie beispielsweise die notwendige „organi-

satorische Verbindung“ oder „kirchliche Aufgaben“ offen formuliert und bleiben damit aus-

legungsbedürftig. 

 

 3. Vereinsrecht 

Das in §§ 21 ff. BGB geregelte Vereinsrecht ist ein weiteres Rechtsgebiet, das Sonderre-

gelungen für eingetragene Vereine enthält, wenn diese der Verwirklichung religiöser Zwe-

cke dienen und einer Kirche oder Religionsgemeinschaft zuzuordnen sind (sog. „religiöse 

Vereine“). In den Satzungen solcher Vereine kann die Kirche ausnahmsweise weitreichen-

de Aufsichts- und Einflussrechte verankern, die stark in die Satzungsautonomie des Ver-

eins eingreifen. Die Kirche oder Religionsgemeinschaft darf unter anderem, ohne Organ 

des Vereins zu sein, auf die Satzungsgestaltung und Auflösung eines religiösen Vereins 

bestimmenden Einfluss nehmen. Diese Form des Dritteinflusses ist bei rein weltlichen 

Vereinen nach allgemeiner Auffassung unzulässig, da hierin ein Verstoß gegen die allge-

meinen gesellschaftsrechtlichen Prinzipien der Satzungs- und Verbandsautonomie gese-

hen wird. 

Diese Sonderstellung religiöser Vereine beruht ausnahmsweise nicht auf einer geschrie-

benen Berücksichtigungsklausel im Vereinsrecht, sondern auf einer Grundsatzentschei-

dung des Bundesverfassungsgerichts sowie auf ständiger Rechtsprechung der Zivilge-

richtsbarkeit. Grundlegend war die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 

05.02.1991 über die registerrechtliche Eintragungsfähigkeit einer Vereinssatzung einer 

Tübinger Ortsgruppierung der dem schiitischen Islam entstammenden Religionsgemein-

schaft der „Bahá‘í“393. Die vom Registergericht und den Beschwerdeinstanzen damals be-

anstandete und vom örtlichen Geistigen Rat Tübingens zur Eintragung beantragte Sat-

zung sah u. a. vor, dass die Auflösung und die Einberufung der Mitgliederversammlung in 

die Kompetenz der bundesweiten Leitung der Religionsgemeinschaft, dem „Nationalen 

Geistigen Rat“394, fallen sollte. Die Vorinstanzen verneinten damals die Eintragungsfähig-
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keit mit der Begründung, dass der im Gesellschaftsrecht geltende Grundsatz der Ver-

bands- und Satzungsautonomie einen solchen Fremdeinfluss auf einen eingetragenen 

Verein nicht zulasse. Eine Veranlassung für ein verfassungsrechtliches Sonderrecht für 

„religiöse“ Vereine gäbe es nicht395. Das nach Ausschöpfung des ordentlichen Rechtswegs 

angerufene Bundesverfassungsgericht kam aber schließlich zum Ergebnis, dass das mit 

der Satzungsautonomie einhergehende Fremdbestimmungsverbot des Vereinsrechts vor-

liegend zugunsten der Religionsgemeinschaft einschränkend auszulegen sei. Die religiöse 

Vereinigungsfreiheit und das Religionsausübungsrecht würden eine Auslegung des einfa-

chen Vereinsrechts gebieten, die dem religiösen Selbstverständnis am ehesten entspricht. 

Dabei müssten besonders die im Rahmen der in Art. 4 Abs. 1 und 2, Art. 140 GG i. V. m. 

Art. 137 Abs. 2 und 4 WRV gewährleisteten Grundrechte der religiösen Vereinigungsfrei-

heit und deren glaubensbedingten Anforderungen an die Organisation des Vereins be-

rücksichtigt werden396. Das Bundesverfassungsgericht betonte außerdem, dass Religions-

gesellschaften nicht nur die Gestaltungsspielräume, die das disponible Recht eröffnet, voll 

ausschöpfen dürfen. Vielmehr dürften sie auch bei der Handhabung „zwingender Vor-

schriften“ Auslegungsspielräume zu ihren Gunsten nutzen. Vorliegend ergab die verfas-

sungskonforme Auslegung des Vereinsrechts und der ihm immanenten Satzungsautono-

mie, dass eine kirchliche Fremdeinflussmöglichkeit ausnahmsweise zulässig sein muss. 

Zwar hat das Bundesverfassungsgericht seine Entscheidung maßgeblich auf die religiöse 

Vereinigungsfreiheit und das Religionsausübungsrecht gestützt, dasselbe Ergebnis ließe 

sich aber auch aus dem Selbstbestimmungsrecht der Kirchen herleiten397. 

Der „Bahá’í“-Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts waren bereits mehrere ähnlich 

lautende Entscheidungen der ordentlichen Gerichtsbarkeit vorausgegangen. So hatte das 

Bayerische Oberlandesgericht mit Beschluss vom 23.08.1979398 Satzungsregelungen ei-

nes (katholisch-kirchlichen) eingetragenen Vereins für zulässig erachtet, nach denen unter 

anderem Satzungsänderungen und der Beschluss über die Auflösung des Vereins an die 

Genehmigung des Bischofs geknüpft worden war. Zuvor hatte bereits das Kammergericht 

Berlin in einem anderen Fall ebenfalls in diesem Sinne entschieden399. Auch die jüngere 

Rechtsprechung hat die ausnahmsweise wegen des kirchlichen Selbstbestimmungsrechts 
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stimmungsrecht auch OLG Köln, NJW 1992, 1048 sowie BayObLG NJW 1980, 1756. 
398

 BayObLG, NJW 1980, 1756. 
399

 KG, MDR 1975, 140. 
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notwendige Zulässigkeit derartiger kirchlicher Zustimmungsvorbehalte bestätigt400. 

Die Rechtsprechung sieht die Grenze der zulässigen Fremdbestimmung durch kirchliche 

Satzungsvorbehalte erst dann als überschritten an, wenn „Selbstbestimmung und Selbst-

verwaltung des Vereins nicht nur in bestimmten Hinsichten, wie sie sich aus der religions-

rechtlich vorausgesetzten hierarchischen Einordnung ergeben, sondern darüber hinaus in 

weitem Umfang ausgeschlossen werden; der Verein würde dann nicht mehr vornehmlich 

vom Willen der Mitglieder getragen, sondern zur bloßen Verwaltungsstelle oder einem 

bloßen Sondervermögen“ der Amtskirche werden401. 

Die Zulässigkeit und Wirksamkeit satzungsmäßiger Zustimmungsvorbehalte kirchlicher 

Stellen bezüglich der Satzungsgestaltung und Binnenorganisation eines Vereins kann im 

Ergebnis als richterrechtlich gesichert bezeichnet werden. Dieser Auffassung hat sich auch 

der überwiegende Teil der vereinsrechtlichen Literatur angeschlossen402. Die rein zivilis-

tisch argumentierenden Gegner403 jeglichen Dritteinflusses sind nicht zuletzt durch die 

„Bahá’í“-Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts widerlegt worden. 

Aus der religiösen Vereinigungsfreiheit in Verbindung mit dem kirchlichen Selbstbestim-

mungsrecht ergibt sich somit, dass der Grundsatz der Vereinsautonomie für kirchliche 

Vereine nur eingeschränkt gilt. Letztlich handelt es sich auch hierbei um ein auf den be-

sonderen Garantien des Religionsverfassungsrechts beruhendes Sonderrecht. Der 

Rechtsgrundsatz der Satzungs- und Verbandsautonomie zählt daher nicht zu den „für alle 

geltenden Gesetze“ im Sinne des Art. 137 Abs. 3 WRV und kann das kirchliche Selbstbe-

stimmungsrecht insoweit nicht einschränken404. Im Vereinsrecht steht die Zulässigkeit von 

satzungsmäßigen Zustimmungsvorbehalten der Kirche hinsichtlich der Satzungsgestal-

tung und Binnenorganisation von religiösen Vereinen nach allem fest. 

Mit Blick auf die beiden anderen im Bereich der organisierten Caritas relevanten privaten 

Rechtsformen Stiftung und GmbH wurde die Frage nach der Zulässigkeit solcher kirchli-

cher Zustimmungsvorbehalte in den Statuen – soweit ersichtlich – durch die Recht-

sprechung bislang nicht geklärt. Bei Stiftungen besteht allerdings schon aufgrund der lan-

                                            
400

 Vgl. OLG Köln, NJW 1992, 1048; LG Oldenburg, JZ 1992, 250; LG Bonn RPfl. 1991, 156 sowie zuletzt 
OLG Düsseldorf FGPrax, 2009, 79. 
401

 OLG Düsseldorf, FGPrax, 2009, 79, 80; so auch BVerfGE 83, 341, 360 mit Verweis auf KG OLGZ 1974, 
385, 390. 
402

 Waldner/Wörle-Himmel in Sauter/Schweyer/Waldner, Der eingetragene Verein, Rn. 136; Reichert, Ver-
eins- und Verbandsrecht, Rn. 560; Schockenhoff, NJW 1992, 1013, 1016. 
403

 Siehe oben Fn. 395. 
404

 BayObLG, NJW 1980, 1756, 1757; OLG Köln, NJW 1992, 1048; ferner Schockenhoff, NJW 1992, 1013, 
1018; Bauer, S. 83. 
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des- und kirchengesetzlich fest verankerten kirchlichen Stiftungsaufsicht in der Regel kein 

oder nur ein sehr geringes praktisches Bedürfnis an zusätzlichen expliziten Zustimmungs-

vorbehalten in den Satzungen kirchlicher Stiftungen. A majore ad minus dürften entspre-

chende Satzungsklauseln bei kirchlichen Stiftungen allerdings zulässig sein. Im Bereich 

des GmbH-Rechts405 sind kirchliche Zustimmungsvorbehalte zwar durchaus praktisch re-

levant406, aufgrund der im Vergleich zum Vereinsrecht407 geringeren und im Katalog des § 

9c GmbHG abschließend geregelten Prüfungskompetenz der Handelsregistergerichte 

würden derartige kirchliche Mitbestimmungsrechte allerdings keine Eintragungssperre 

rechtfertigen408. In der Folge kommt es im GmbH-Recht wegen kirchlicher Zustimmungs-

vorbehalte – soweit ersichtlich – auch nicht zu Rechtsbeschwerdeverfahren. Letztlich wird 

man aber davon ausgehen können, dass auch im Gesellschaftsvertrag einer GmbH – wie 

in einer Vereinssatzung – einer kirchlichen Autorität als Nichtgesellschafter ein statutari-

sches Zustimmungsrecht hinsichtlich Satzungsänderungen wirksam eingeräumt werden 

kann. Schließlich bestehen hinsichtlich der Satzungs- und Verbandsautonomie im GmbH-

Recht keine wesentlichen strukturellen Unterschiede zum Vereinsrecht409. Umfangreiche 

Zustimmungsvorbehalte kirchlicher Autoritäten insbesondere hinsichtlich Binnen- und Au-

ßenorganisation sind in Gesellschaftsverträgen von Einrichtungsträgern in der Rechtsform 

einer GmbH jedenfalls gelebte Praxis410. 

 

 4. Datenschutzrecht 

Ein weiteres Rechtsgebiet, das auch für kirchliche Einrichtungen einschlägige Berücksich-

tigungsklauseln enthält, ist das Datenschutzrecht. Die katholische Kirche hat in Wahrneh-

                                            
405

 Eingehend hierzu Bauer, die GmbH als Rechtsform karitativer Einrichtungen der Kirche, S. 83 ff. 
406

 Siehe oben Fn. 250. 
407

 

Im Vereinsrecht nimmt das Registergericht die Eintragung nur vor, wenn die Voraussetzungen der §§ 55 
BGB vorliegen. So muss u.a. die Satzung der Anmeldung beigefügt werden, die ihrerseits den Anforderun-
gen der §§ 57, 58, 59 Abs. 3 BGB entsprechen muss. Bestehen Zweifel an der Wirksamkeit der Satzung, 
wird die Eintragung abgelehnt, vgl. hierzu Reuter in: MünchKommBGB, §§ 21, 22 Rn. 58. 
408

 Für den Minderheiten- bzw. Individualschutz im GmbH-Recht vgl. Lutter/Hommelhoff, GmbHG, § 9c Rn. 
13. 
409

 So auch Bauer, die GmbH als Rechtsform karitativer Einrichtungen der Kirche, S. 83 ff., 85. 
410

 So bspw. in § 15 des Gesellschaftsvertrags der „St. Dominikus Krankenhaus und Jugendhilfe“ gGmbH mit 
Sitz in Speyer, veröffentlicht im Oberhirtlichen Verordnungsblatt für das Bistum Speyer, 97. Jahrgang (2004), 
Nr. 7: 

„(1) Dieser Gesellschaftsvertrag sowie diesbezügliche künftige Änderungen, die Begründung sowie 
Übertragung von Beteiligungen jeder Art oder Teilen davon und die Gründung neuer Gesellschaften 
durch die Gesellschaft sowie die Auflösung der Gesellschaft bedürfen der Genehmigung des Bischofs 
von Speyer. 
(2) [...]“ 
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mung ihres verfassungsrechtlich garantierten Selbstverwaltungsrechts eigene daten-

schutzrechtliche Regelungen erlassen. Grundlage hierfür ist § 15 Abs. 4 BDSG, wonach 

die Übermittlung personenbezogener Daten „an Stellen der öffentlich-rechtlichen Religi-

onsgesellschaften“ zulässig ist, „sofern sichergestellt ist, dass bei diesen ausreichende 

Datenschutzmaßnahmen getroffen werden“. Entsprechende Regelungen enthalten auch 

die Landesdatenschutzgesetze411. Die korporierten Religionsgemeinschaften sollen hier-

durch mit den öffentlichen Stellen der Staatsverwaltung gleichgestellt werden. Die Sonder-

regelungen des Bundes- und Landesdatenschutzrechts gelten ihrem Wortlaut nach aber 

nur für die korporierten Religionsgemeinschaften und ihre Untergliederungen und nicht für 

organisationsrechtlich selbständige kirchliche Einrichtungen. Streng genommen gelten sie 

somit nur in Einrichtungen, die unmittelbar in Trägerschaft der katholischen Kirche bzw. 

ihren körperschaftlichen Untergliederungen stehen. 

Gleichwohl beziehen die diözesanen Datenschutzordnungen412 (KDO) nicht nur die ver-

fasste Kirche und ihre Untergliederungen, sondern regelmäßig auch die privatrechtlich 

organisierten kirchlichen Einrichtungen mit ein. Die gesetzgebenden Bischöfe stützen sich 

dabei auf die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes, wonach die Reichweite 

des kirchlichen Selbstbestimmungsrechts nicht davon abhängt, ob eine Einrichtung unmit-

telbar Teil der verfassten Kirche ist413. Mit der Einbeziehung auch der privatrechtlich orga-

nisierten Einrichtungen der Kirchen möchte die Kirche deutlich machen, dass diese trotz 

ihrer privatrechtlichen Rechtsform Stellen der jeweiligen Teilkirche sind414. Ob die Be-

reichsausnahme des § 15 Abs. 4 BDSG entgegen seinem Wortlaut auch für die privat-

rechtlich organisierten Einrichtungen und Dienste der katholischen Kirche gilt, ist im 

Schrifttum umstritten und durch die Rechtsprechung bislang nicht geklärt415. Fest steht 

jedenfalls, dass die Bereichsausnahme im staatlichen Datenschutzrecht für Einrichtungen 

gilt, die unmittelbar in Trägerschaft der katholischen Kirche bzw. ihren körperschaftlichen 

Untergliederungen stehen. Insofern scheint es aber auch wenig überzeugend, privatrecht-

lich organisierte Einrichtungen der katholischen Kirche anders zu behandeln. Schließlich 

                                            
411

 Vgl. etwa § 17 BWLDSG. 
412

 Vgl. bspw. § 1 Abs. 2 der „Ordnung zum Schutz von Patientendaten in katholischen Krankenhäusern und 
Rehabilitationskliniken in der Diözese Limburg“; ferner § 1 Abs. 1 der „Ordnung zum Schutz von Patientenda-

ten in katholischen Krankenhäusern in der Diözese Speyer“ sowie ferner § 1 Abs. 2 Nr. 3 der (Muster-) „Anord-
nung über den kirchlichen Datenschutz (KDO)“ der DBK vom 01.12.2006. 
413

 DBK, AH 190 („Datenschutz der katholischen Kirche“), S. 7. 
414

 Hammer, Datenschutz in der katholischen Kirche, S. 3. 
415

 Vgl. hierzu mit weiterführenden Hinweisen Gola/Schomerus, Bundesdatenschutzgesetz, § 15 Rn. 21. 
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werden auch auf der Ebene des Landesrechts kirchliche Einrichtungen teilweise unabhän-

gig von ihrer Rechtsform von landesdatenschutzrechtlichen Vorschriften befreit416. 

 

 5. Krankenhausorganisationsrecht 

Auch im Krankenhausorganisationsrecht der meisten Länder417 finden sich viele Sonder-

vorschriften für „kirchliche“418 bzw. „konfessionelle“419 Krankenhäuser. Besondere Berück-

sichtigungsklauseln für solche konfessionellen Krankenhäuser finden sich unter anderem 

in den Bereichen Krankenhaushygiene420, Sozialdienst, Seelsorge und Patientenfürspra-

che421, innere Struktur und Organisation der Krankenhäuser422, finanzielle Beteiligung ärzt-

licher Mitarbeiter (sog. „wahlärztliche Tätigkeit“)423 oder Datenschutz424. 

Mit diesen Regelungen tragen die jeweiligen Landesgesetzgeber dem kirchlichen Selbst-

bestimmungsrecht Rechnung und überlassen es den Kirchen und Religionsgemeinschaf-

ten, diese, für die religiöse Ausrichtung ihrer Krankenhäuser bedeutsamen Belange und 

Organisationsbereiche selbst zu regeln425. 

Die bereichsspezifischen Berücksichtigungsklauseln im Krankenhausorganisationsrecht 

der Länder lassen wie die Berücksichtigungsklauseln im staatlichen Arbeitsrecht allerdings 

                                            
416

 Vgl. etwa § 38 KHG RPF: „Religionsgemeinschaften oder diesen gleichgestellte oder ihnen zuzuordnen-
de Einrichtungen, ohne Rücksicht auf deren Rechtsform, können unter Berücksichtigung ihres kirchlichen 
Selbstverständnisses anstelle der datenschutzrechtlichen Bestimmungen dieses Gesetzes eigene bereichs-
spezifische Bestimmungen erlassen“. 
417

 Sondervorschriften für „konfessionelle Krankenhäuser“ finden sich im Landesrecht von Baden-
Württemberg, Bremen, Sachsen, Rheinland-Pfalz, Mecklenburg-Vorpommern, Hamburg, Nordrhein-
Westfalen, Brandenburg, Thüringen, Hessen und dem Saarland; keine derartigen Sondervorschriften enthält 
hingegen das Landesrecht von Bayern, Sachsen-Anhalt, Berlin, Niedersachsen und Schleswig-Holstein. 
418

 Vgl. etwa § 2 Abs. 3 LKHG BW. 
419

 Vgl. BVerfGE 53, 366. 
420

 Vgl. § 13 Bremische Krankenhaushygieneverordnung (KHygVO) §§ 33 iVm 6 Abs. 2 Krankenhausgestal-
tungsgesetz NRW (KHGG NRW) §§ 25 Abs. 1 iVm 7 Abs. 2 BbgKHEG. 
421

 Vgl. bspw. § 2 Abs. 2 iVm 6, 7 HKHG 2001, §§ 2 Abs. 2 iVm 6, 8 Saarländisches Krankenhausgesetz 
(SKHG) §§ 25 Abs. 1 iVm 5, 6 BbgKHEG 
422

 Vgl. §§ 33 iVm 31 Krankenhausgestaltungsgesetz NRW (KHGG NRW), §§ 25 Abs. 1 iVm 23 Abs. 1 
Brandenburgisches Krankenhausentwicklungsgesetz (BbgKHEG), §§ 2 Abs. 2 iVm 16 bis 19 SKHG, §§ 2 
Abs. 2 iVm § 14 HKHG 2011, § 3 Abs. 1 Satz 2 iVm 28 Thüringer Krankenhausgesetz (ThürKHG), § 3 Abs. 2 
Landeskrankenhausgesetz Rheinland-Pfalz (LKG RPF), § 2 Abs. 3 Landeskrankenhausgesetz Mecklenburg-
Vorpommern (LKHG M-V), § 2 Abs. 2 Sächsisches Krankenhausgesetz (SächsKHG). 
423

 §§ 2 Abs. 2 iVm 15 HKHG 2011, §§ 3 Abs. 1 Satz 2 iVm 28a ThürKHG, § 2 Abs. 3 iVm §§ 34 bis 36 Lan-
deskrankenhausgesetz Baden-Württemberg (LKHG BW). 
424

 § 1 Abs. 3 Bremisches Krankenhausdatenschutzgesetz (BremKHDSG), §§ 25 Abs. 1 iVm 26 ff BbgKHEG, 
§§ 2 Abs. 2 iVm 13, 14 SKHG, § 12 Abs. 6 HKHG 2011, § 33 Abs. 9 SächsKHG, § 38 LKG RPF, § 43 Abs. 2 
LKHG BW, § 7 Abs. 4 Hamburgisches Krankenhausgesetz (HmbKHG), § 25 Brandenburgisches Kranken-
hausentwicklungsgesetz (BbKHEG), § 33 Krankenhausgestaltungsgesetz Nordrhein-Westfalen (KHGG 
NRW). 
425

 So ausdrücklich etwa § 1 Abs. 2 S. 3 LKHG BW. 
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die Frage offen, wann ein Krankenhausträger kirchlich im Sinne dieser Vorschriften ist. Die 

jeweils einschlägigen Regelungen enthalten lediglich Formulierungen wie etwa die Legal-

defintion in § 2 Abs. 3 LKHG BW, wonach die dort bezeichneten Normen „keine Anwen-

dung auf Krankenhäuser von Kirchen und anderen Religionsgemeinschaften sowie von 

Trägern, die diesen zugeordnet sind (kirchliche Krankenhäuser)“ finden. Nach welchen 

Kriterien sich bestimmt, ob ein Träger einer Kirche oder Religionsgemeinschaft in diesem 

Sinne „zugeordnet“ ist, bleibt auch hier offen. 

 

 6. Sozialrecht 

Schließlich finden sich auch in den Sozialgesetzbüchern verschiedene praxisrelevante 

Sonderregelungen für kirchliche Sozialeinrichtungen. Beispielsweise können die Religi-

onsgemeinschaften selbst die für ihre sozialen und karitativen Einrichtungen und Dienste 

geltenden Rahmenverträge mit den jeweiligen Kostenträgern direkt aushandeln426. Diese 

Möglichkeit steht aber nicht nur den Kirchen und Religionsgemeinschaften, sondern allen 

anerkannten Verbänden der freien Wohlfahrtspflege offen. Insofern dürften diese Sonder-

regelungen keinen spezifisch religionsverfassungsrechtlichen Hintergrund haben. 

Ferner kann die Agentur für Arbeit nach § 42 Abs. 1 b) SGB III Daten Arbeitsuchender über 

die Religionszugehörigkeit nur erheben und nutzen, „wenn eine Vermittlung auf einen 

Ausbildungs- oder Arbeitsplatz bei einer Religionsgemeinschaft oder in einer zu ihr gehö-

renden karitativen oder erzieherischen Einrichtung vorgesehen ist“. Diese Vorschrift 

adressiert aber die Verwaltung und eröffnet auch keinen besonderen Regelungsfreiraum 

für Religionsgemeinschaften, weshalb es sich letztlich ebenfalls nicht um eine Berücksich-

tigungsklausel mit spezifisch religionsverfassungsrechtlichem Charakter handelt. 

Eine weitere sozialgesetzliche Sonderregelung ohne religionsverfassungsrechtlichen Hin-

tergrund aber im Zusammenhang mit kirchlichen Einrichtungen und Diensten betrifft etwa 

die automatische gesetzliche Unfallversicherung für die ehrenamtlich tätigen Mitarbeiter 

nach Maßgabe des § 2 Abs. 1 Nr. 10 b SGB VII. 

Eine auf dem verfassungsrechtlich garantierten Selbstbestimmungsrecht der Kirchen und 

Religionsgemeinschaften beruhende Berücksichtigungsklausel findet sich im Sozialrecht  

                                            
426

 Vgl. bspw. § 132a Abs. 1 2. HS SGB V; § 75 Abs. 1 SGB XI (Rahmenverträge mit den Pflegekassen), §  
79 Abs. 1 S. 2 SGB XII (Rahmenverträge mit dem Sozialhilfeträger). 
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aber in § 144 Abs. 2 S. 2 SGB IX427, wonach Religionsgemeinschaften und „ihren“ Einrich-

tungen die Möglichkeit eingeräumt wird, die Errichtung, Zusammensetzung und Aufgaben 

des Werkstattrats in Werkstätten für Behinderte selbst zu regeln. Diese Regelung orientiert 

sich an den betriebsverfassungs- und personalvertretungsrechtlichen Berücksichtigungs-

klauseln und dürfte denselben Regelungshintergrund haben428. 

Die Frage, unter welchen Voraussetzungen eine Einrichtung zu einer Religionsgemein-

schaft „gehört“, lassen die vorgenannten sozialgesetzlichen Vorschriften – ebenso wie die 

arbeits-, krankenhausorganisations- und datenschutzrechtlichen Berücksichtigungsklau-

seln – jedoch offen. 

 

 7. Gegenbeispiele aus der Rechtsprechung 

Trotz aller Sonderregelungen gelten auch für kirchliche Einrichtungen grundsätzlich die 

Regelungen der staatlichen Rechtsordnung. Beispielsweise haben sie nicht anders als 

weltliche Einrichtungen die gesetzlichen Vorschriften zur Buchführungspflicht429 und die 

Regelungen des TzBfG430 einzuhalten und müssen in der Regel auch die für alle gelten-

den Verwaltungsgebühren bezahlen431. Ausnahmen aufgrund des kirchlichen Selbstbe-

stimmungsrechts werden hier von der Rechtsprechung ausdrücklich nicht anerkannt. 

Nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts überwiegt die hohe Bedeutung der 

staatlichen Buchführungsvorschriften für das Gesundheitswesen im Interesse des Ge-

samtwohls den damit einhergehenden, aber nur geringen Eingriff in die Organisationsfrei-

heit der Kirche432. Das Bundesarbeitsgericht hat im Falle der arbeitsrechtlichen Befris-

tungsregelungen des § 14 Abs. 2 TzBfG schon keinen Zusammenhang mit dem Verkündi-

gungsauftrag und damit keine Einschränkung der kirchlichen Selbstbestimmung erkennen 

können433. Schließlich hat das Bundesverwaltungsgericht auch in der öffentlich-rechtlichen 

                                            
427

 „Die Rechtsverordnung kann darüber hinaus bestimmen, dass die in ihr getroffenen Regelungen keine 
Anwendung auf Religionsgemeinschaften und ihre Einrichtungen finden, soweit sie eigene gleichwertige 
Regelungen getroffen haben.“ 
428

 S. oben Fn. 332. 
429

 BVerfG, NJW 1984, 970. 
430

 BAG, NZA 2009, 1417; hierzu Reichold, Neues zum Arbeitsrecht der Kirchen: Konsolidierung oder Irritati-
on durch das BAG, NZA 2009, 1377, 1380. 
431

 BVerwG, NVwZ 2003, 1519, 
432

 BVerfG, a. a. O. 
433

 BAG, NZA 2009, 1417, 1421. 
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Gebührenpflicht keine wesentliche Beeinträchtigung des in Art. 137 Abs. 3 WRV garantier-

ten Selbstbestimmungsrechts erblicken können434. 

 

 8. Zusammenfassung und Bewertung 

Der staatliche Gesetzgeber hat mit den zahlreichen Berücksichtigungsklauseln im ge-

schriebenen Recht einen rechtlichen Freiraum geschaffen, in dem die Einrichtungen und 

Dienste der Kirchen und Religionsgemeinschaften ihren kirchlichen Grundauftrag dem 

theologischen und religiösen Selbstverständnis der Kirche entsprechend verwirklichen 

können. Soweit sich – wie etwa im Vereinsrecht oder im Dienstvertragsrecht – keine aus-

drücklichen Berücksichtigungsklauseln im geschrieben Recht finden, verschaffen die staat-

lichen Gerichte dem kirchlichen Selbstbestimmungsrecht immer wieder durch eine verfas-

sungskonforme Auslegung des einfachen Rechts Geltung. 

Die katholische Kirche hat den ihr eingeräumten Regelungsfreiraum in weiten Teilen ge-

nutzt und mit GrO, MAVO und den AVR sowie den diözesanen Stiftungsordnungen und 

Datenschutzordnungen eigene Regelungen nach ihrem religiösen Selbstverständnis ge-

schaffen. In Einrichtungen, die der katholischen Kirche zuzuordnen sind, gilt demnach ein 

modifiziertes Arbeitsrecht, das sich in vielen Punkten wesentlich vom allgemeinen Arbeits-

recht der staatlichen Rechtsordnung unterscheidet. Darüber hinaus stehen Einrichtungen 

in Trägerschaft einer kirchlichen Stiftung bürgerlichen Rechts weitgehend unter kirchlicher 

Aufsicht nach Maßgabe der kirchlichen Stiftungsordnungen. Aber auch Einrichtungen, die 

als eingetragener Verein oder als GmbH organisiert sind, stehen regelmäßig unter weitrei-

chenden, in den Satzungen implementierten, Einflussrechten der katholischen Kirche, 

welche – von der staatlichen Rechtsordnung akzeptiert – die Satzungs- und Verbandssou-

veränität des Einrichtungsträgers erheblich einschränken. Schließlich finden sich auch im 

besonderen Verwaltungsrecht zahlreiche Landesregelungen, die hinsichtlich der Organisa-

tion und Verwaltung, Hygiene oder des Datenschutzes Ausnahmeregelungen oder Son-

derbestimmungen für kirchliche Krankenhäuser enthalten. 

Die Frage, unter welchen Tatbestandsvoraussetzungen Einrichtungen und Dienste diese 

Sonderregelungen beanspruchen können, d. h. „kirchlich“ im Sinne der jeweiligen Berück-

sichtigungsklausel sind, beantwortet das Gesetz allerdings nur für die Rechtsform der 

„kirchlichen Stiftung“ bürgerlichen Rechts und den Rechtsbereich der Stiftungsaufsicht nä-

                                            
434

 BVerwG, NVwZ 2003, 1519, 1520. 
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her. Mit Blick auf alle anderen Rechtsbereiche und Rechtsformen legen weder die Weima-

rer Kirchenartikel noch die einfachgesetzlichen Berücksichtigungsklauseln fest, nach wel-

chen Kriterien eine Einrichtung einer Kirche oder Religionsgemeinschaft zuzuordnen ist. 

Die jeweiligen Gesetzesformulierungen seien nachfolgend noch einmal im Überblick zu-

sammengefasst. 

 

 a)  Zuordnungskriterien im geschriebenen Recht 

aa)  Verfassungsrecht 

Art. 137 Abs. 3 WRV als verfassungsrechtliche Grundlage der Kirchenautonomie bestimmt 

lediglich, dass die Kirchen „ihre Angelegenheiten“ selbständig ordnen und verwalten. Fer-

ner gewährleistet Art. 138 Abs. 2 WRV das Eigentum und andere Rechte der Kirchen an 

„ihren für Kultus-, Unterrichts- und Wohlfahrtszwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen 

und sonstigen Vermögen“. Nähere Hinweise, nach welchen Kriterien Einrichtungen bzw. 

„Anstalten“ einer Kirche im Sinne dieser Verfassungsgarantien zuzuordnen sind, können 

diesen Formulierungen nicht entnommen werden. 

 

bb)  Bundesrecht 

Selbiges gilt entsprechend für die Berücksichtigungsklauseln auf der Ebene des einfachen 

Bundesrechts. Sie enthalten in Anlehnung an § 118 Abs. 2 BetrVG überwiegend Formulie-

rungen, wonach Kirchen und Religionsgemeinschaften und „ihre“ Einrichtungen vom An-

wendungsbereich des jeweiligen Gesetzes „unbeschadet deren Rechtsform“ ausgenom-

men werden. 

In den Sozialgesetzbüchern finden sich auch Sondervorschriften, die von zu einer Religi-

onsgemeinschaft „gehörenden“ 435  oder von einer Religionsgemeinschaft „zuzuordnen-

den“436 Einrichtungen sprechen. Zwar taucht hier der Terminus „Zuordnung“ im Gesetz 

explizit auf, gleichwohl werden auch hier keine näheren Zuordnungskriterien genannt. 

 

                                            
435

 Siehe bspw. § 42 Abs. 1 b) SGB III. 
436

 Siehe bspw. § 132a  Abs. 1 2. HS SGB V. 
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cc)  Landesrecht 

Auch auf der landesrechtlichen Ebene finden sich lediglich in den Landesstiftungsgeset-

zen 437  Zuordnungskriterien für „kirchliche“ Stiftungen. Diese landesrechtlichen Bestim-

mungen greifen nach ihrem Wortlaut aber nur für die Rechtsform Stiftung und regeln allein 

das Rechtsgebiet des öffentlich-rechtlichen Stiftungsaufsichtsrechts. 

Wie erörtert438, sind die dort festgelegten Zuordnungskriterien allerdings in weiten Teilen 

offen formuliert und daher auslegungsbedürftig. Es wird beispielsweise nicht näher ausge-

führt oder durch Regelbeispiele konkretisiert, wann eine hinreichende „organisatorische 

Verbindung“ zwischen Stiftung und Kirche vorliegt oder was unter „kirchlichen Aufga-

ben“ bzw. „Zwecken“ im Einzelnen zu verstehen ist. 

 

 b)  Zwischenergebnis 

Eine für alle Rechtsformen und Rechtsbereiche geltende Definition der Zuordnungskriteri-

en lässt sich im Ergebnis weder dem Verfassungstext noch dem Wortlaut der einfachen 

Gesetze entnehmen. Insbesondere lassen sich mit Ausnahme der rechtsformspezifischen 

Sonderregelungen im Stiftungs- und Vereinsrecht aus den Berücksichtigungsklauseln auch 

keine Anforderungen an eine bestimmte Rechtsform entnehmen. Vielmehr ordnen die 

meisten Berücksichtigungsklauseln, wie etwa § 118 Abs. 2 BetrVG, an, dass kirchliche Ein-

richtungen eben „unbeschadet deren Rechtsform“ vom Anwendungsbereich des Gesetzes 

ausgenommen sind. Die ansonsten naheliegende Auslegung, dass allein Einrichtungen in 

unmittelbarer Trägerschaft der verfassten Religionsgemeinschaft umfasst sein sollen, 

scheidet somit aus. 

Unter welchen tatbestandlichen Voraussetzungen eine Einrichtung „kirchlich“ im Sinne der 

jeweiligen einfachrechtlichen Sonderregelungen ist, muss daher im Wege der Gesetzes-

auslegung ermittelt werden. Im Rahmen dieser Auslegung gilt es jedoch vorab die Frage 

zu beantworten, ob sich der kirchliche Rechtsstatus einer Einrichtung einheitlich für alle 

Rechtsgebiete nach den gleichen Zuordnungskriterien beurteilt, oder ob jedes Rechtsge-

biet jeweils eigene Zuordnungskriterien beinhaltet. Letzteres hieße in der Konsequenz, 

dass sich der kirchliche Rechtsstatus einer Einrichtung nach Rechtsgebieten aufspalten 

kann und eine Einrichtung demzufolge etwa als kirchlich im Sinne des Arbeitsrechts, nicht 
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 Mit Ausnahme des Berliner Landesstiftungsgesetzes, das die „kirchliche Stiftung“ nicht kennt. 
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 S. oben C) V. 2. 
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jedoch zugleich als kirchlich im Sinne des Krankenhausorganisationsrechts anzusehen 

sein könnte. Insbesondere wird zu untersuchen sein, in welchem Verhältnis die geschrie-

benen stiftungsrechtlichen Zuordnungskriterien zu den Berücksichtigungsklauseln der an-

deren Rechtsgebiete stehen, und ob sie gegebenenfalls auch auf andere Rechtsformen 

des staatlichen Privatrechts, wie etwa eingetragene Vereine und Gesellschaften mit be-

schränkter Haftung, übertragen werden können. 

Aus Gründen der Vereinfachung werden die in den jeweiligen Berücksichtigungsklauseln 

mit unterschiedlichen Formulierungen bezeichneten Einrichtungen nachfolgend als ein-

fachrechtliche Kategorie „kirchliche Einrichtung“ zusammengefasst. 

 

 VI. Einheitlichkeit der einfachrechtlichen Kategorie „kirchliche Einrichtung“ 

Aus den zahlreichen Sonderregelungen für kirchliche Einrichtungen ergibt sich nicht nur 

ein praktisches Bedürfnis, die Zuordnung zur Kirche im einfachrechtlichen Sinne unab-

hängig vom jeweils tangierten Rechtsgebiet einheitlich nach denselben Kriterien zu beur-

teilen; auch die Einheit der Rechtsordnung spricht für eine rechtsbereichsübergreifende 

einfachrechtliche Kategorie „kirchliche Einrichtung“. Allerdings wird auch das Prinzip der 

Einheit der Rechtsordnung immer wieder durch Rechtsbegriffe durchbrochen, denen im 

jeweiligen Kontext des berührten Rechtsgebietes unterschiedliche Bedeutungen zukom-

men können439. Zudem ist die Einheit der Rechtsordnung für sich allein betrachtet kein 

strikt zu beachtendes übergeordnetes Rechtsprinzip, sondern lediglich eine „juristische 

Argumentationsfigur“ die letztlich wieder auf allgemeine rechtsstaatliche Grundsätze wie 

Normenklarheit, Rechtssicherheit und Verhältnismäßigkeit oder den allgemeinen Gleich-

heitssatz zurückgreifen muss440. Insofern spricht die Einheit der Rechtsordnung zwar im 

Sinne eines starken Indizes für einen in allen Rechtsgebieten einheitlich zu beurteilenden 

kirchlichen Rechtsstatus, allein aus dieser „juristischen Argumentationsfigur“ lässt sich      

– ebenso wie aus besagtem praktischen Bedürfnis – ein einheitlicher Rechtsstatus „kirchli-

che Einrichtung“ jedoch nicht herleiten. 

Ein für alle Rechtsgebiete einheitlich und nach gleichen Kriterien zu beurteilender einfach-

rechtliche Kategorie „kirchliche Einrichtung“ wäre aber jedenfalls dann anzunehmen,  

wenn sie sich auf eine verfassungsrechtliche Grundlage zurückführen ließe und demzufol-
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  Eingehend hierzu Felix, Einheit der Rechtsordnung: zur verfassungsrechtlichen Relevanz einer juristi-
schen Argumentationsfigur. 
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  So im Ergebnis Felix, a. a. O., S. 443. 



 
95 

 

ge allein durch diese übergeordneten verfassungsrechtlichen Kriterien inhaltlich bestimmt 

würde. 

In der nachfolgenden Betrachtung soll daher die verfassungsrechtliche Grundlage bzw. 

Begründung für die rechtliche Sonderstellung kirchlicher Einrichtungen näher untersucht 

werden. Das Stiftungsrecht soll als einziges Rechtsgebiet, das geschriebene Zuordnungs-

kriterien enthält, allerdings zunächst ausgeklammert werden. Auf die Bedeutung der stif-

tungsrechtlichen Zuordnungskriterien und ihr Verhältnis zu den verfassungsrechtlichen 

Vorgaben wird im Anschluss noch gesondert einzugehen sein. 

 

 1. Die religionsverfassungsrechtliche Begründung und Rechtfertigung der rechtlichen 

Sonderstellung kirchlicher Einrichtungen 

 

 a) Gesetzgebungskompetenzverteilung und gesetzgeberische Regelungstechnik 

Das Religionsverfassungsrecht wird in den Art. 72 bis 74 GG nicht dem Bund zugewiesen 

und unterliegt daher gemäß Art. 70 Abs. 1 GG der Gesetzgebungskompetenz der Länder. 

Diese verfassungsrechtlich festgelegte Verteilung verbietet es dem Bundesgesetzgeber, 

Regelungen auf dem Gebiet des Religionsverfassungsrechts zu erlassen441. Das auffal-

lende Fehlen bundesgesetzlicher Zuordnungskriterien lässt vor diesem Hintergrund darauf 

schließen, dass gerade der Bundesgesetzgeber die Frage nach der Kirchlichkeit von Ein-

richtungen im Sinne der einfachgesetzlichen Berücksichtigungsklauseln als religionsver-

fassungsrechtlichen Gegenstand betrachtet und mangels Gesetzgebungskompetenz keine 

dezidierten Zuordnungskriterien bestimmt. 

Für diese Schlussfolgerung spricht weiterhin, dass gerade die mit entsprechender Gesetz-

gebungskompetenz ausgestatteten Landesgesetzgeber442 in den Landesstiftungsgesetzen 

Zuordnungskriterien für die kirchlichen Stiftungen definiert haben. 

 

                                            
441

 Vgl. hierzu v. Campenhausen in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG III, Art. 140 Rn. 42. Korioth, in: 
Maunz/Dürig, Art. 140 GG, Rn. 21; Heinrichsmeier,  Das kanonische Veräußerungsverbot, S. 68; 
Die bundesgesetzlichen Berücksichtigungsklauseln verletzen diese verfassungsmäßige Verteilung der Ge-
setzgebungskompetenzen freilich nicht, da sie ohne Festlegung konkreter inhaltlicher Anforderungen den 
religionsverfassungsrechtlichen Bereich gerade ausklammern. Diese verfassungsrechtlich gebotene und rein 
deklaratorische Nicht-Regelung des religionsverfassungsrechtlichen Bereichs bedarf keiner ausdrücklichen 
Kompetenzzuweisung. 
442

 V. Campenhausen in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG III, Art. 140 Rn. 42. Korioth, in: Maunz/Dürig, Art. 140 
GG, Rn. 21. 
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Diese gesetzgeberische Regelungstechnik ist jedenfalls ein gewichtiges Indiz dafür, dass 

sich die rechtliche Sonderstellung kirchlicher Einrichtungen und die hierzu maßgeblichen 

Tatbestandsvoraussetzungen allein nach dem übergeordneten Religionsverfassungsrecht 

bestimmen. 

 

 b) Sinn und Zweck der einfachrechtlichen Berücksichtigungsklauseln 

Die Bestandsaufnahme über die rechtliche Sonderstellung kirchlicher Einrichtungen443 hat 

gezeigt, dass der Sinn und Zweck der einfachgesetzlichen Berücksichtigungsklauseln im 

Kern darin besteht, einen rechtlichen Freiraum zu schaffen, in dem die Einrichtungen und 

Dienste der Kirchen und Religionsgemeinschaften ihren kirchlichen Grundauftrag im Ein-

klang mit dem theologischen und religiösen Selbstverständnis der Kirche verwirklichen 

können. Dem Inhalt des verfassungsrechtlich garantierten Selbstbestimmungsrechts der 

Kirchen und Religionsgemeinschaften folgend444, betreffen die erörterten Sonderregelun-

gen für kirchliche Einrichtungen vor allem die Bereiche Dienstverfassung sowie die rechtli-

che Organisation und Verwaltung. Das lässt darauf schließen, dass sich die staatliche 

Rechtsordnung in diesen Bereichen gerade aus Rücksicht auf die kirchliche Selbstbe-

stimmung gegenüber kirchlichen Einrichtungen teilweise zurückzieht und es den Kirchen 

und Religionsgemeinschaften überlässt, eigene verbindliche Regelungen zu schaffen, die 

im Einklang mit ihrem verfassungsrechtlich geschützten religiösen Selbstverständnis ste-

hen445. Der staatliche Gesetzgeber erkennt auf diese Weise die verfassungsrechtlich ga-

rantierte Kirchenautonomie auch auf einfachgesetzlicher Ebene ausdrücklich an und stellt 

klar, dass sie auch diejenigen „kirchlichen“ Einrichtungen und Dienste umfasst, die auf-

grund ihrer rechtlichen Organisationsform selbst nicht unmittelbar ein Teilglied einer ver-

fassten Religionsgemeinschaft sind. Die Berücksichtigungsklauseln konkretisieren dem-

nach die in Art. 4, 140 GG i. V. m. 137 Abs. 3 WRV verfassungsrechtlich garantierten Kir-

chen- und Religionsfreiheitsrechte auf einfachgesetzlicher Ebene. Für die praktisch be-

deutsamste Berücksichtigungsklausel des § 118 Abs. 2 BetrVG ist dies heute sowohl in 

der arbeits- und verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung als auch in der Literatur aner-

kannt446. Gerade die arbeitsrechtlichen Berücksichtigungsklauseln sollen nach einer im 

Schrifttum weit verbreiteten Auffassung daher auch lediglich rein deklaratorischen Charak-
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 S. oben C) V. 
444

 S. oben C) IV. 
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 V. Campenhausen, Kirchliches Selbstbestimmungsrecht und Arbeitsrecht, in: FS Geiger, S. 591. 
446

 Dütz, Mitbestimmung in kirchlichen Wirtschaftsbetrieben, FS Stahlhacke, S. 103, m. w. N. 



 
97 

 

ter haben447. Für die Auslegung der arbeitsrechtlichen Sonderregelungen für kirchliche 

Einrichtungen sind jedenfalls die Art. 4, 140 GG i. V. m. 137 Abs. 3 WRV maßgebend. Der 

Schluss liegt nahe, dass dies auch für die einfachgesetzlichen Berücksichtigungsklauseln 

der anderen Rechtsgebiete gilt. 

 

 c) Die religionsverfassungsrechtlichen Kirchen- und Religionsfreiheitsrechte als not-

wendige sachliche Rechtfertigung für die Sonderstellung kirchlicher Einrichtungen 

Der Gesetzgeber räumt den kirchlichen Einrichtungsträgern mit den Berücksichtigungs-

klauseln besondere Rechtspositionen ein, die Einrichtungsträger der weltlichen Wohl-

fahrtspflege gerade nicht beanspruchen können. In ihrer Funktion als soziale Dienstleis-

tungsanbieter der freien Wohlfahrtspflege sind kirchliche und weltliche Einrichtungsträger 

zwar etwas wesentlich Gleiches, werden aber gerade in dieser Funktion vom Gesetzgeber 

unterschiedlich behandelt. Nach Maßgabe der Art. 1 Abs. 3, Art. 3 Abs. 1 GG gilt das 

grundrechtlich garantierte Gleichbehandlungsgebot grundsätzlich auch für Akte der Legis-

lative448 . Die gesetzgeberische Ungleichbehandlung berührt die Einrichtungsträger der 

weltlichen Wohlfahrtspflege demnach zumindest in ihrem Grundrecht aus Art. 3 Abs. 1 

GG449 und muss daher durch einen sachlichen Grund gerechtfertigt werden können. Ohne 

rechtfertigenden Sachgrund müssten die einfachgesetzlichen Sonderrechte für kirchliche 

Einrichtungen wegen eines Verstoßes gegen das Gleichbehandlungsgebot als verfas-

sungswidrig betrachtet werden. 

Die notwendige sachliche Rechtfertigung findet sich in den Kirchen- und Religionsfreiheits-

rechten selbst, die wie das Gleichbehandlungsgebot des Art. 3 GG Verfassungsrang ha-

ben450. Schließlich ist die Privilegierung der anerkannten Kirchen und Religionsgemein-

schaften gegenüber weltlichen Verbänden und Vereinigungen in den Weimarer Kirchenar-

tikeln und damit in der Verfassung selbst bereits angelegt und kann auch nicht über das 

Gleichbehandlungsgebot des Art. 3 GG wieder rückgängig gemacht werden. Andernfalls 

                                            
447

 V. Campenhausen, a. a. O., S. 590; Dütz, a. O. O., S. 104; Spengler, NZA 1987, 833, 837. 
448

 Sog. „Grundsatz der Rechtssetzungsgleichheit“, vgl. eingehend hierzu Dürig/Scholz in: Maunz/Dürig, Art. 
3 GG, Rn. 303 ff. 
449

 Art. 3 Abs. 1, 3 GG findet nach Maßgabe des Art. 19 Abs. 3 GG unstreitig auch auf juristische Personen 
Anwendung, s. nur Dürig/Scholz in: Maunz/Dürig, Art. 3 GG, Rn. 289. 
450

 Gerade auch miteinander konkurrierende Verfassungsgüter können einen Sachgrund für eine Ungleich-
behandlung im Sinne von Art. 3 GG bilden und diese grundsätzlich rechtfertigen, s. Kischel, in: Ep-
ping/Hillgruber (Hrsg.), Beck'scher Online-Kommentar GG, Art. 3, Rn. 50a, 51. 
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würden die besonderen Verfassungsgarantien der Kirchen und Religionsgemeinschaften 

weitgehend leerlaufen. 

Aus diesem Rechtfertigungszusammenhang folgt allerdings im Umkehrschluss auch, dass 

die gesetzliche Sonderstellung kirchlicher Einrichtungen nur dann gerechtfertigt und zuläs-

sig sein kann, wenn es sich um Einrichtungen handelt, die dem verfassungsrechtlich ge-

schützten Bereich der besonderen Kirchen- und Religionsfreiheitsrechte unterliegen. Die-

ser besondere Rechtfertigungszusammenhang muss schließlich auch nach der „Jeder-

mann-Formel“451 immer dann hergestellt werden können, wenn kirchliche Einrichtungen 

gesetzliche Sonderrechte beanspruchen wollen. Nach verfassungskonformer Auslegung 

der einfachgesetzlichen Berücksichtigungsklauseln umfassen diese somit nur diejenigen 

Einrichtungen, die Gegenstand der besonderen verfassungsrechtlich garantierten Kirchen- 

und Religionsfreiheitsrechte sind. 

Neben der Teilhabe am Selbstbestimmungsrecht der Kirchen und Religionsgemeinschaf-

ten können sich kirchliche Einrichtungen zur Rechtfertigung ihrer Privilegierung unabhän-

gig von ihrer Rechtsform nach Maßgabe des Art. 19 Abs. 3 GG aber auch unmittelbar 

selbst auf den Grundrechtsschutz der Bekenntnis- und Religionsausübungsfreiheit nach 

Art. 4 GG berufen452. Aber auch dieser unmittelbare Grundrechtsschutz kann die rechtliche 

Privilegierung kirchlicher Einrichtungen nur insoweit rechtfertigen, wie sich die Tätigkeit der 

Einrichtung als Ausübung eines durch Art. 4 GG geschützten religiösen Glaubenssatzes 

darstellt. 

 

 d)  Zwischenergebnis 

Nach allem bilden die Verfassungsgarantien der Art. 4, 140 GG, Art. 137 Abs. 3 WRV die 

Grundlage für die einfachrechtliche Sonderstellung kirchlicher Einrichtungen. Der beson-

dere verfassungsrechtliche Schutz des religiösen Auftrags wird nicht aufgehoben, wenn 

Kirchen und Religionsgemeinschaften sich zu dessen Verwirklichung den geeigneten 

rechtlichen Organisationsformen des staatlichen Rechts zu bedienen453. 
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 S. oben C) IV. 2. a). 
452

 Soweit unstrittig, vgl. nur BVerfGE 24, 236, 246 f.; Nicht abschließend geklärt ist hingegen, ob auch die 
durch Art. 4 GG geschützte Glaubensfreiheit auf juristische Personen anwendbar ist. Schließlich können 
einen bestimmten „Glauben“ im Wortsinne ausschließlich Individuen haben. Insoweit erscheint es höchst 
fraglich, ob die Glaubensfreiheit auf juristische Personen gemäß Art. 19 Abs. 3 GG „ihrem Wesen nach“ An-
wendung finden kann. 
453

 BVerfGE, 46, 73, 86 (Goch). 
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Demnach ist auch von einem einheitlichen kirchlichen Rechtsstatus auszugehen, dessen 

wesentliche Rechtsnatur darin besteht, dass die Verfassungsgarantie der kirchlichen 

Selbstbestimmung, die grundsätzlich nur den Religionsgemeinschaften unmittelbar selbst 

zusteht, ausnahmsweise auch die Einrichtungen umfasst, die einen Teil des kirchlichen 

Sendungsauftrags verwirklichen. Diese Verfassungsgarantie gibt als übergeordnetes 

Recht die Kriterien, die eine Einrichtung erfüllen muss, um von ihr umfasst zu sein, selbst 

vor und bestimmt demnach auch den Inhalt des einfachgesetzlichen Tatbestandsmerkmals 

„kirchlich“ für alle Rechtsbereiche. Auf Rechtsfolgenebene ist dieses Tatbestandsmerkmal 

insofern mit einer Teilhabe am kirchlichen Selbstbestimmungsrecht gleichzusetzen454. 

 

 2. Das Verhältnis zwischen stiftungsrechtlichen und religionsverfassungsrechtlichen 

Zuordnungskriterien 

Rechtsfähige Stiftungen können als Träger kirchlicher Einrichtungen wie jede andere juris-

tische Person Gegenstand des kirchlichen Selbstbestimmungsrechts sein. Die rechtlichen 

Voraussetzungen hierfür sind, wie eben gesehen, unabhängig von der jeweiligen Rechts-

form und richten sich grundsätzlich nach den übergeordneten verfassungsrechtlichen Vor-

gaben. Der kirchliche Status einer Stiftung im Sinne des jeweiligen Landesstiftungsgeset-

zes kann demnach nicht ausschlaggebend für die Frage sein, ob sie Gegenstand des 

kirchlichen Selbstbestimmungsrechts ist. Der kirchliche Rechtsstatus von Einrichtungen in 

Trägerschaft einer Stiftung richtet sich deshalb in allen anderen Rechtsgebieten nicht nach 

den landesstiftungsrechtlichen sondern nach den übergeordneten religionsverfassungs-

rechtlichen Zuordnungskriterien. Die in den Landesstiftungsgesetzen enthaltenen Rege-

lungen zu kirchlichen Stiftungen können lediglich regeln, unter welchen spezifisch stif-

tungsrechtlichen Voraussetzungen diese von der staatlichen Stiftungsaufsicht weitgehend 

freigestellt sind 455 . Auch das Bundesverfassungsgericht hatte in seiner „Goch-

Entscheidung“ die kirchliche Zuordnung einer rechtsfähigen Stiftung nach § 118 Abs. 2 

BetrVG maßgeblich nach den Art. 140 GG, 137 Abs. 3 WRV und gerade nicht nach den 

Zuordnungskriterien des nordrhein-westfälischen Stiftungsgesetzes beurteilt456. 

Ein Teil des Schrifttums nimmt daher im Anschluss an diese grundlegende Entscheidung  

                                            
454

 Bälz, Die verfassungsrechtliche Zuordnung der Diakonie zur Kirche, KuR 2008, S. 35, 36; Glawatz-
Wellert, Die Zuordnung der Diakonie zur Kirche, ZevKR 2006, 352, 359. 
455

 Im Ergebnis ebenso Achilles, Zur Aufsicht über kirchliche Stiftungen, ZevKR 1988 (Bd. 33) S. 184, 196. 
456

 BVerfGE, 46, 73. 
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des Bundesverfassungsgerichts an, dass es einen Typus einer kirchlichen Stiftung im reli-

gionsverfassungsrechtlichen Sinne geben müsse, der sich von einer kirchlichen Stiftung im 

Sinne des Stiftungsrechts unterscheide457. In diesem Zusammenhang wurde im Schrifttum 

der Begriff der „Kirchlichen Stiftung nach Verfassungsrecht" geprägt458. 

Dieses Verständnis steht zwar mit den vorliegenden Ergebnissen im Einklang, würde al-

lerdings zu der Konsequenz führen, dass es Stiftungen geben kann, die zwar kirchlich im 

Sinne des Landesstiftungsrechts sind und unter kirchlicher Stiftungsaufsicht stehen, aber 

nicht zwangsläufig auch kirchlich im Sinne der weiteren einfachgesetzlichen Berücksichti-

gungsklauseln sein müssen. Um eine solche, religionsverfassungsrechtlich nicht gewollte 

Aufspaltung des kirchlichen Rechtsstatus von Stiftungen nach Rechtsgebieten zu verhin-

dern, müssen die Vorschriften der Landesstiftungsgesetze über die kirchliche Zuordnung 

von Stiftungen verfassungskonform im Sinne der religionsverfassungsrechtlichen Vorga-

ben ausgelegt werden. Zwar verfügen die Länder über die notwendige Gesetzgebungs-

kompetenz im Bereich des Religionsverfassungsrechts459, gleichwohl sind auch sie an das 

materielle Verfassungsrecht als höherrangiges Recht gebunden. Die in den Landesstif-

tungsgesetzen geregelte Stiftungsaufsicht der Kirche ist – ebenso wie die Berücksichti-

gungsklauseln in den anderen Rechtsgebieten – letztlich eine materiellrechtliche Ausge-

staltung der verfassungsrechtlich garantierten Kirchenautonomie460. Der Inhalt, die Reich-

weite und die Grenzen dieser Verfassungsgarantie bestimmen somit auch die inhaltliche 

Ausgestaltung der landesstiftungsrechtlichen Regelungen. 

Im Ergebnis hat der religionsverfassungsrechtliche Begriff der Kirchlichkeit damit Maß-

stabsfunktion für den einfachrechtlichen Begriff der kirchlichen Stiftung im Sinne der Lan-

desstiftungsgesetze461. Soweit der kirchliche Status einer Stiftung nach Stiftungsrecht im 

Einzelfall zu prüfen ist, sind stets auch die religionsverfassungsrechtlichen Vorgaben zu 

berücksichtigen. Etwaige Lücken im Wortlaut der stiftungsrechtlichen Zuordnungstatbe-

stände sind demzufolge im Wege einer verfassungskonformen Auslegung zu ergänzen 

und nach verfassungsrechtlichem Maßstab zu weit gehende Anforderungen teleologisch 

                                            
457

 Siegmund-Schultze, Zur konfessionell beschränkten Stiftung, DÖV 1994, 1017, 1018; Leisner, Anm. zu 
BVerfG, Beschluss vom 11.10.1977 - 2 BvR 209/76 (Goch), StiftRspr. III, S. 58, 74; Achilles, Aufsicht, S. 185 
ff; Bär, ArchsozArb, 1993, 93, 115; vgl. hierzu auch Kästner/Couzinet, S. 11. 
458

 Leisner, StiftRspr. III, 58/74 Nr. 6 Abs. 2. 
459

 V. Campenhausen in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG III, Art. 140 Rn. 42. Korioth, in: Maunz/Dürig, Art. 140 
GG, Rn. 21. 
460

 Kästner/Couzinet, S. 11, 58. 
461

 Kästner/Couzinet, ebd. 
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zu reduzieren462. Auf diese Weise kann der kirchliche Status nach Stiftungsrecht mit dem 

kirchlichen Status nach Verfassungsrecht nicht auseinanderfallen. 

 

 3. Ergebnis 

Wenn der Gesetzgeber mit den einfachgesetzlichen Berücksichtigungsklauseln wie § 118 

Abs. 2 BetrVG ausschließlich für Kirchen und Religionsgemeinschaften und „ihre“ oder die 

ihnen „zuzuordnenden“ Einrichtungen Sonderregelungen erlässt, hat er stets diejenigen 

Einrichtungen im Blick, die nach den religionsverfassungsrechtlichen Vorgaben Gegen-

stand des religiösen Selbstbestimmungsrechts der Kirche oder Religionsgemeinschaft 

sind463. Auf die rechtliche Organisationsform der Einrichtung kommt es hierbei im Einzel-

nen nicht maßgeblich an, sie kann daher auch außerhalb der verfassten Kirche oder Reli-

gionsgemeinschaft in einer Rechtsform des staatlichen Privatrechts organisiert sein. Da-

raus folgt allerdings die Notwendigkeit einer rechtlichen Zuordnung zur Kirche, die in dem 

einfachgesetzlichen Tatbestandsmerkmal „kirchlich“ zum Ausdruck kommt. 

Die „kirchliche“ Einrichtung als Kategorie des einfachen Rechts bedeutet demnach, dass 

diese Einrichtung Gegenstand des verfassungsrechtlich geschützten Bereiches der kirchli-

chen Selbstbestimmung und Religionsfreiheit ist. Es existiert mithin ein religionsverfas-

sungsrechtlicher Grundtatbestand für die Zuordnung von Einrichtungen zu einer Kirche 

oder Religionsgemeinschaft, der alle tangierten Rechtsgebiete und Rechtsformen umfasst. 

Die vereinzelt vertretene Auffassung, es existierten je nach Rechtsgebiet unterschiedliche 

Arten von kirchlichen Einrichtungen, kann demnach nicht überzeugen464. 

Die tatbestandlichen Zuordnungskriterien werden durch den Inhalt, die Reichweite und die 

Grenzen der in Art. 4, 140 GG i. V. m. 137 WRV festgeschriebenen religionsverfassungs-

rechtlichen Garantien bestimmt. Insoweit setzt die Teilhabe am Selbstbestimmungsrecht 

als Rechtsfolge der „Kirchlichkeit“ von Einrichtungen auch den Ausgangspunkt für die Er-

mittlung der einzelnen Zuordnungskriterien. 

                                            
462

 In diesem Sinne auch Meyer, Die Abgrenzung der kirchlichen Stiftung von der weltlichen Stiftung im staat-
lichen Recht, S. 169. 
463

 S. hierzu oben C) IV. 3. 
464

 In diesem Sinne aber das KAG Paderborn, Urteil vom 10.04.2008, Az.: XVII/06 zur Frage, ob die Kolping-
Bildungszentren gGmbH in Paderborn ein kirchlicher Arbeitgeber ist. Das KAG Paderborn führt in seiner 
Entscheidung aus, dass die Kolping-Bildungszentren gGmbH „jedenfalls für ihren arbeitsrechtlichen Bereich 
keine der katholischen Kirche zugeordnete Rechtsträgerin mehr ist“. Diese Feststellung lässt sich nur so 
verstehen, dass nach Auffassung des KAG Paderborn die Zuordnung zur katholischen Kirche je nach 
Rechtsgebiet gesondert zu beurteilen sei. 
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 D) Die religionsverfassungsrechtliche Zuordnung 

Die Frage nach dem kirchlichen Rechtsstatus von Einrichtungen war bereits Gegenstand 

zahlreicher, vor allem verfassungs- und arbeitsgerichtlicher, aber auch verwaltungs- und 

zivilgerichtlicher Entscheidungen und wird auch im Schrifttum schon seit den fünfziger Jah-

ren des vergangenen Jahrhunderts lebhaft diskutiert. Im Zusammenhang mit dieser Fra-

gestellung hat sich der Arbeitsbegriff „kirchliche“ oder „verfassungsrechtliche Zuord-

nung“ etabliert465. Nachdem es im Kern aber um eine spezifisch religionsverfassungsrecht-

liche Fragestellung geht, erscheint der hier verwendete Terminus „religionsverfassungs-

rechtliche Zuordnung“ treffender und daher vorzugswürdig. Diese Begrifflichkeit beinhaltet 

nach dem Erörterten, dass die zugeordnete Einrichtung Gegenstand des kirchlichen 

Selbstbestimmungsrechts ist und in der Folge die erörterten, privilegierenden Sonderrech-

te in der staatlichen Rechtsordnung beanspruchen kann. 

Rechtsprechung und Literatur haben aus den religionsverfassungsrechtlichen Vorgaben 

drei wesentliche Zuordnungskriterien entwickelt und formuliert: Die Einrichtung muss ers-

tens der Verwirklichung eines religiösen Auftrags der Kirche oder Religionsgemeinschaft 

dienen, sie muss zweitens in einem bestimmten Mindestmaß mit der Kirche institutionell 

verbunden sein und drittens muss sie von der Kirche oder Religionsgemeinschaft als eine 

ihr zugeordnete Einrichtung anerkannt sein466. 

Über die Notwendigkeit dieser drei Zuordnungskriterien besteht in Rechtsprechung und 

Literatur weitgehend Einigkeit. Allerdings wird die Zuordnungsdiskussion durch eine Kasu-

istik der verschiedenen Gerichtsbarkeiten geprägt, die stets auf ein bestimmtes Rechtsge-

biet und eine bestimmte rechtliche Organisationsform bezogen ist. Die Diskussion um die 

kirchliche Zuordnung findet zwar regelmäßig unter Bezugnahme auf die übergeordneten 

Grundsätze des Religionsverfassungsrechts statt, die wesentlichen Zuordnungskriterien 

werden aber von den verschiedenen, mit den Zuordnungsfragen befassten Gerichtszwei-

                                            
465

 Smend, ZevKR 1955 (Bd. 4), S. 71 hat in einer von ihm eröffneten Diskussionsfolge zu den kirchen- und 
staatskirchenrechtlichen Beziehungen zwischen der evangelischen Kirche und ihren eigenständigen Werken 
und Einrichtungen den Arbeitsbegriff „kirchliche Zuordnung“ eingeführt. Das Bundesverfassungsgericht hat 
den Terminus „Zuordnung“ erstmals in seiner sog. „Goch-Entscheidung“ aufgegriffen, vgl. BVerfGE 46, 73 
(LS 1). Im jüngeren Schrifttum scheint der Begriff „verfassungsrechtliche Zuordnung“  verstärkt Zuspruch zu 
finden, so bspw. Bälz, Die verfassungsrechtliche Zuordnung der Diakonie zur Kirche, KuR 2008, S. 35, 36; 
ferner Joussen, Vertragsänderungen und die Beteiligung der Mitarbeitervertretung in Stiftungen unter Gel-
tung des kirchlichen Arbeitsrechts, Gründen und Stiften, S. 346, 350 f. 
466

 S. statt vieler Glawatz (-Wellert), Die Zuordnung privatrechtlich organisierter Diakonie zur evangelischen 
Kirche, S. 55 ff mit zahlreichen weiteren Nachweisen. 
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gen in einigen Punkten durchaus unterschiedlich interpretiert. Auch im Schrifttum wird im 

Zusammenhang mit einzelnen Zuordnungskriterien eine große Bandbreite an unterschied-

lichen Auffassungen vertreten. Eine einheitliche Zuordnungsmethodik, die alle tangierten 

Rechtsgebiete und Rechtsformen gleichermaßen umfasst, hat sich vor diesem Hintergrund 

bislang nicht herausbilden können. Gerade die Vielzahl an neuartigen rechtlichen Organi-

sationsformen kirchlicher Einrichtungen und Dienste, die im Zuge der zunehmenden Um-

strukturierungen verstärkt auftreten, werfen immer wieder neue Einzelfragen auf, die bis-

lang nicht höchstrichterlich beantwortet wurden und eine einheitliche Zuordnungsmethodik 

dringend notwendig machen. 

Bevor die einzelnen Zuordnungskriterien näher untersucht werden, sollen daher nachfol-

gend zunächst die maßgeblichen religionsverfassungsrechtlichen Grundlagen für die Zu-

ordnung von Einrichtungen zu einer Religionsgemeinschaft herausgearbeitet und näher 

beleuchtet werden. Den verfassungsrechtlichen Ausgangspunkt für die Entwicklung einer 

einheitlichen Zuordnungsmethodik setzen die Verfassungsgarantien der Art. 4, 140 GG i. V. 

m. 137 Abs. 3 WRV. 

 

 I. Religionsverfassungsrechtliche Grundlagen für die Teilhabe von Einrichtun-

gen an den Kirchen- und Religionsfreiheitsrechten 

 

 1. Die Tatbestandsmerkmale des Art. 137 Abs. 3 WRV 

Die durch die religionsverfassungsrechtliche Zuordnung begründete Teilhabe kirchlicher 

Einrichtungen am Selbstbestimmungsrecht der Kirchen und Religionsgemeinschaften und 

die daraus resultierende rechtliche Sonderstellung finden sich im Wortlaut und in der Sys-

tematik des Art. 137 Abs. 3 WRV wieder: Kirchliche Einrichtungen im religionsverfassungs-

rechtlichen Sinne gehören zugleich zu denjenigen „Angelegenheiten“, welche die Kirche 

nach dem Wortlaut des Art. 137 Abs. 3 WRV „selbständig“ innerhalb der Schranken des 

„für alle geltenden Gesetzes“ „ordnet und verwaltet“. 
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 a) Kirchliche Einrichtungen als „Angelegenheiten“ einer Religionsgemeinschaft im Sin-

ne von Art. 137 Abs. 3 WRV 

Das Selbstbestimmungsrecht der Kirche umfasst die ihr religionsverfassungsrechtlich zu-

geordneten Einrichtungen. Damit steht auch fest, dass die auf diese Weise zugeordneten 

Einrichtungen eine „Angelegenheit“ im Sinne von Art. 137 Abs. 3 WRV sein müssen467. 

Aus dieser Erkenntnis lassen sich einige Anhaltspunkte für die religionsverfassungsrechtli-

che Zuordnung von Einrichtungen ableiten. 

Nach dem bereits herausgearbeiteten Bedeutungsgehalt des unbestimmten Verfassungs-

begriffes „ihre Angelegenheiten“ können die Kirchen und Religionsgemeinschaften nach 

ihrem eigenen Selbstverständnis bestimmen, welche Einrichtungen zu ihren Angelegen-

heiten im Sinne des Art. 137 Abs. 3 WRV gehören468. Die kirchliche Selbstbestimmung 

umfasst insoweit auch wirtschaftliche oder vermögensverwaltende Betätigungen ohne 

spezifisch religiösen Bezug, weshalb auch Einrichtungen mit einer solchen Zwecksetzung 

grundsätzlich zu den Angelegenheiten einer Kirche oder Religionsgemeinschaft gehören 

können469. 

Ob Einrichtungen, die zu den kirchlichen Angelegenheiten gehören, sich aber nur wirt-

schaftlich oder vermögensverwaltend betätigen, auch eine Sonderstellung in der Rechts-

ordnung beanspruchen können, ist damit aber noch nicht entschieden. Schließlich unter-

liegt auch das kirchliche Selbstbestimmungsrecht im Kontaktbereich der „gemeinsamen 

Angelegenheiten“470 von Staat und Kirche den „Schranken des für jeden geltenden Geset-

zes“ und insbesondere den verfassungsimmanten Grenzen471. Dies gilt auch für die Be-

gründung von Sonderrechten durch eine religionsverfassungsrechtliche Zuordnung. Aus 

diesen Einschränkungen ergeben sich demnach weitere notwendige Bedingungen für die 

religionsverfassungsrechtliche Zuordnung von Einrichtungen, auf die im Folgenden noch 

näher einzugehen sein wird. 

Als Zwischenergebnis kann an dieser Stelle aber bereits festgehalten werden, dass die 

Anerkennung der Einrichtung als eine nach dem Selbstverständnis der Kirche ihr zu-

geordnete Einrichtung jedenfalls eine conditio sine qua non für die religionsverfassungs-

                                            
467

 So ausdrücklich BVerfGE 46, 73, 94 (Goch); ferner OVG Lüneburg, Beschluss vom 16.12.2010 - 8 ME 
276/10. 
468

 S. oben C) IV. 1. b). 
469

 S. Fn. 287. 
470

 S. Fn. 295. 
471

 S. oben C) IV. 2. 
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rechtliche Zuordnung ist. 

 

 b) Ausgeklammerte Rechtsgebiete als nicht „für alle geltendes Gesetz“ 

Nach dem Wortlaut und der Systematik des Art. 137 Abs. 3 WRV erscheinen diejenigen 

staatlichen Rechtsnormen, aus deren Geltungsbereich kirchliche Einrichtungen ausge-

nommen sind, jeweils als nicht „für alle geltende Gesetze“ im Sinne des Art. 137 Abs. 3 

WRV. Demnach ist beispielsweise das BetrVG kein für alle geltendes Gesetz im Sinne von 

Art. 137 Abs. 3 WRV, da es in § 118 Abs. 2 BetrVG Religionsgemeinschaften und ihre Ein-

richtungen aus seinem eigenen Geltungsbereich explizit ausklammert. Offenbar hat der 

Gesetzgeber selbst erkannt, dass die Regelungen des BetrVG das kirchliche Selbstbe-

stimmungsrecht verletzen können und hat mit der Ausnahmevorschrift des § 118 Abs. 2 

BetrVG insoweit auf das nach Art. 137 Abs. 3 WRV verfassungsrechtlich Gebotene Rück-

sicht genommen472. Diese Überlegung lässt sich im Ergebnis auf alle Gesetzeswerke 

übertragen, die wie das BetrVG geschriebene Berücksichtigungsklauseln oder Sonderbe-

stimmungen für Kirchen und ihre Einrichtungen enthalten. Gleiches kann außerdem für die 

Rechtsgebiete angenommen werden, die zwar keine geschriebenen Berücksichtigungs-

klauseln enthalten, für die aber bestimmte, grundsätzlich allgemeingültige Normen oder 

Rechtsgrundsätze im Bezug auf Kirchen und ihre Einrichtungen durch die Rechtsprechung 

für nicht anwendbar erklärt wurden. Die ausgeklammerten Vorschriften sind dann gerade 

kein für alle geltendes Gesetz im Sinne von Art. 137 Abs. 3 WRV473. Keine für alle gelten-

den Gesetze im Sinne des Art. 137 Abs. 3 WRV sind zumindest in Teilen das Arbeitsrecht, 

die Vereins- und Satzungsautonomie, das Stiftungsaufsichtsrecht, das Datenschutzrecht 

sowie das Krankenhausorganisationsrecht474. Als für alle und damit auch für kirchliche Ein-

richtungen geltendes Gesetz können als Gegenbeispiele zu den genannten Rechtsgebie-

ten etwa die gesetzlichen Vorschriften zur Buchführungspflicht, die Befristungsregelungen 

des § 14 Abs. 2 TzBfG oder öffentlich-rechtliche Gebührenvorschriften genannt werden475. 

 

                                            
472

 BVerfGE 76, 43 (Goch), Leitsatz 2. 
473

 Allgemein: Kästner, BK, Art. 140 GG, Rn. 344; mit Blick auf die Einschränkung der Vereinsautonomie: 
BayObLG, NJW 1980, 1756, 1757; OLG Köln, NJW 1992, 1048; ferner Bauer, S. 83. 
474

 Eingehend oben C) V. 
475

 S. C) V. 7. 
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 c) Selbständiges Ordnen und Verwalten 

Schließlich „ordnet und verwaltet“ die katholische Kirche nach der Systematik des Art. 137 

Abs. 3 WRV die ihr zugeordneten Einrichtungen als ihre „Angelegenheiten“, indem sie für 

diese Einrichtungen eigene Regelungswerke erlässt, die an die Stelle der ausgeklammer-

ten staatlichen Rechtsnormen treten, oder indem sie von ihrem Recht Gebrauch macht, 

die ihr zuzuordnenden Einrichtungsträger nach ihrem Selbstverständnis zu organisieren 

und beispielsweise bestimmte bischöfliche Aufsichts- und Einflussrechte in den Satzungen 

und Gesellschaftsverträgen verankern lässt. 

 

 2. Die Schranken der kirchlichen Selbstbestimmung im Rahmen der religionsverfas-

sungsrechtlichen Zuordnung 

Betrachtet man kirchliche Einrichtungen als Gegenstand des in Art. 137 Abs. 3 WRV for-

mulierten kirchlichen Selbstbestimmungsrechts, ziehen dessen Schranken zugleich auch 

die Grenze für die aus der Teilhabe kirchlicher Einrichtungen am kirchlichen Selbstbe-

stimmungsrecht folgenden Rechtswirkungen im staatlichen Rechtskreis. 

Nach der „Jedermann-Formel“476 können die einer Kirche zuzuordnenden Einrichtungen 

bestimmte Sonderrechte nur dann beanspruchen, wenn sie von der jeweiligen staatlichen 

Regelung infolge ihres geistig-religiösen Auftrags stärker als jeder andere betroffen sind477. 

Außerdem dürfen der Sonderregelung auch keine höherrangigen Verfassungsgüter entge-

genstehen478. Diese sich aus den Schranken des Selbstbestimmungsrecht ergebenden 

Anforderungen müssen folglich auch im religionsverfassungsrechtlichen Zuordnungstatbe-

stand Berücksichtigung finden. 

 

 a) Privilegierung religionsverfassungsrechtlich zugeordneter Einrichtungen nur im 

Schutzbereich des  Art. 4 GG 

Die mit der Privilegierung kirchlicher Einrichtungen einhergehende gesetzgeberische Un-

gleichbehandlung gegenüber anderen Teilnehmern am Rechts- und Wirtschaftsverkehr der 

weltlichen Wohlfahrtspflege kann – wie bereits festgestellt479 – nur mit den besonderen 

                                            
476

 S. oben C) IV. 2. a). 
477

 Zu den „Schranken des für alle geltenden Gesetzes“ nach Art. 137 Abs. 3 WRV, siehe auch Fn. 303. 
478

 Verfassungsimmante Schranken der kirchlichen Selbstbestimmung, s. oben C) IV. 2. b). 
479

 S. oben  C) VI. 1. c). 
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Verfassungsgarantien der Art. 4, 140 GG i. V. m. 137 Abs. 3 WRV gerechtfertigt werden. 

Dieser besondere Rechtfertigungszusammenhang muss folglich stets ein Bestandteil des 

die Privilegierung auslösenden religionsverfassungsrechtlichen Zuordnungstatbestands 

sein.  

Zu den nach Art. 137 Abs. 3 WRV i. V. m. Art. 140 GG geschützten „Angelegenheiten“ ei-

ner Religionsgemeinschaft gehören nicht nur spezifisch religiöse, sondern gerade auch 

profane Angelegenheiten wie rein wirtschaftliche oder vermögensverwaltende Betätigun-

gen480. Es ist daher zu klären, ob die rechtliche Privilegierung kirchlicher Einrichtungen 

auch solche mit rein wirtschaftlicher oder sonstiger profaner Zwecksetzung umfassen kann. 

Nach der „Jedermann-Formel“ rechtfertigt das aus dem kirchlichen Selbstbestimmungs-

recht folgende Abwehrrecht gegen staatliche Einflussnahme eine Privilegierung durch den 

Gesetzgeber nur dann, wenn der von Art. 4 GG geschützte religiöse Auftrag berührt und 

die Kirche oder Religionsgemeinschaft deshalb stärker als „Jedermann“ betroffen ist481. 

Wirtschaftsverwaltungsrechtliche und sonstige Vorschriften des staatlichen Rechts hinge-

gen, die alle am Rechts- und Wirtschaftsverkehr Teilnehmenden gleichermaßen betreffen 

und Kirchen und Religionsgemeinschaften bei der Verwirklichung ihres religiösen Auftrags 

nicht tangieren, schränken das kirchliche Selbstbestimmungsrecht als „für alle geltendes 

Gesetz“ im Sinne des Art. 137 Abs. 3 WRV ein482. Zwar verliert eine Religionsgemein-

schaft den Schutz des Art. 4 GG auch dann nicht, wenn sie sich in erheblichem Umfang 

gewerblich betätigt483, dieser Schutz rechtfertigt aber keine gesetzliche Privilegierung ge-

genüber anderen Teilnehmern des Wirtschaftsverkehrs484. Im nicht religiösen Bereich wie 

der rein wirtschaftlichen oder vermögensverwaltenden Tätigkeit bleibt es deshalb stets bei 

einem reinen Abwehrrecht gegen zielgerichtete staatliche Einflussnahmen485. Rein wirt-

schaftliche Unternehmen der katholischen Kirche, die keinen religiös-geistigen Auftrag er-

füllen, können daher auch keine gesetzlichen Privilegierungen beanspruchen486. 

Im Ergebnis müssen privilegierende Sonderrechte für kirchliche Einrichtungen daher stets 

mit einem nach Art. 4 GG geschützten religiösen Glaubenssatz begründet werden können. 

                                            
480

 S. oben D) I. 1. a). 
481

 Fn. 303. 
482

 Kästner, BK, Art. 140 GG, Rn. 307. 
483

 BVerwG NJW 1997, 406, 407 (m. w. N. aus der Rechtsprechung). 
484

 Kästner, ebd. 
485

 S. oben C) IV. 2. a). 
486

 So auch Hanau/Thüsing, Grenzen und Möglichkeiten des Outsourcings aus dem kirchlichen Dienst, KuR 
2002, S. 9, 17. 
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 b) Verfassungsimmante Schranken des kirchlichen Selbstbestimmungsrechts 

Neben den einfachrechtlichen Schranken „des für alle geltenden Gesetzes“ sind bei der 

religionsverfassungsrechtlichen Zuordnung von Einrichtungen zur Kirche auch die verfas-

sungsimmanten Schranken des kirchlichen Selbstbestimmungsrechts zu berücksichtigen. 

Die durch eine religionsverfassungsrechtliche Zuordnung ausgelöste rechtliche Privilegie-

rung kirchlicher Einrichtungen findet ihre Grenzen demnach in den Grundrechten Dritter 

und anderen mit Verfassungsrang ausgestatteten Rechtsgütern, die der Staat nach seinem 

Verfassungsauftrag stets zu schützen hat487. Daraus folgt, dass die Verwirklichung eines 

religiösen Glaubenssatzes durch eine kirchliche Einrichtung nicht in jedem Falle eine 

rechtliche Sonderstellung zur Folge haben muss. Im Falle miteinander konkurrierender 

Verfassungsgüter ist vielmehr im Rahmen der religionsverfassungsrechtlichen Zuordnung 

ein Ausgleich im Wege der praktischen Konkordanz zu suchen. Dem verfassungsrechtli-

chen Schutz von Leben und Gesundheit beispielsweise wird stets Vorrang vor der religiö-

sen Selbstbestimmung einzuräumen sein488. 

 

 3. Die religionsverfassungsrechtliche Definition einer Religionsgemeinschaft 

Eine weitere dogmatische Grundlage für die Zuordnung von Einrichtungen zur Kirche bil-

det die verfassungsrechtliche Definition einer Kirche bzw. Religionsgemeinschaft, welche  

im Folgenden näher beleuchtet werden soll. 

Religionsgemeinschaften sind Verbände mit dem Zweck, gemeinsam religiöse Überzeu-

gungen auszuüben. Das Religionsverfassungsrecht definiert sie als personellen Zusam-

menschluss mit einem Minimum an organisatorischer Struktur zur umfassenden und allsei-

tigen Verwirklichung eines grundlegenden religiösen Konsenses489. Das tragende Merkmal 

einer Religionsgemeinschaft ist nach dieser Definition der religiöse Konsens490. Die von 

der Rechtsprechung entwickelte Definition einer Religion setzt zumindest eine Gewissheit 

über bestimmte Aussagen zum Weltganzen sowie zur Herkunft und zum Ziel des mensch-

                                            
487

 S. bereits oben C) IV. 2. b). 
488

 BVerfG, NJW 1984, 970. 
489

 Vgl. BVerfGE 105, 279 (= NJW 2002, 2626 „Osho“);  BVerwGE 90, 112 (= NJW 1992, 2496, 2497); aus 
dem Schrifttum Korioth, in: Maunz/Dürig, WRV Art. 137 Rn. 14; Classen, Religionsrecht, Rn. 240; Pie-
roth/Görisch, Was ist eine „Religionsgemeinschaft”? JuS 2002, 937, 938 f. m. w. N. 
490

 Kästner, BK, Art. 140 GG, Rn. 282. 
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lichen Lebens voraus491. Eine Religion bzw. Weltanschauung wird sich – so die einschlä-

gige Rechtsprechung – stets „mit den Fragen nach dem Sinnganzen der Welt und insbe-

sondere des Lebens der Menschen in dieser Welt befassen und zu sinnentsprechenden 

Werturteilen hinführen“492. Ein religiöser Konsens, der eine Religionsgemeinschaft zu tra-

gen vermag, liegt demnach vor, wenn er auf den Sinn menschlicher Existenz und die Le-

bensgestaltung bezogen ist und von den Angehörigen der Gemeinschaft umfassend be-

zeugt wird493. 

Bestimmte Einrichtungen und Institutionen, in denen sich das religiöse Leben vollzieht, 

werden nach dieser Definition zwar nicht ausdrücklich vorausgesetzt, sind aber durch das 

Erfordernis eines Mindestmaßes an organisatorischer Struktur einer Religionsgemein-

schaft zumindest impliziert. Schaffen die Gläubigen solche Einrichtungen, werden auch 

diese Einrichtungen zu wesentlichen Elementen der Religionsgemeinschaft. Schließlich 

„gehören“ neben den Gläubigen auch all diejenigen Einrichtungen zu einer Religionsge-

meinschaft, die der Verwirklichung des Glaubens dienen, wie die in Art. 138 Abs. 2 WRV 

insoweit beispielhaft angeführten Anstalten und Stiftungen494. Diese kirchlichen Einrichtun-

gen sind eine Grundvoraussetzung für die Religionsausübung in einer Glaubensgemein-

schaft und aus religionsverfassungsrechtlicher Sicht ein wesentlicher Bestandteil einer 

Religionsgemeinschaft495. 

Einrichtungen können allerdings nur dann wesentlicher Bestandteil einer Religionsge-

meinschaft sein, wenn sie sich in die religionsverfassungsrechtliche Definition einer Religi-

onsgemeinschaft einfügen. Demzufolge lassen sich aus den Definitionsmerkmalen einer 

Religionsgemeinschaft auch einige zu erfüllende Mindestanforderungen ableiten, um Ein-

richtungen und Dienste einer Religionsgemeinschaft zuordnen zu können. Spiegelbildlich 

bestimmen diese Zuordnungskriterien für kirchliche Einrichtungen aber auch zugleich den 

Inhalt des Begriffes der „Religionsgemeinschaft“ und grenzen schließlich den rein weltli-

chen, nicht durch das Religionsverfassungsrecht geschützten Bereich ab. 

Damit eine Einrichtung aus religionsverfassungsrechtlicher Sicht zu einem Teil der Religi-

onsgemeinschaft wird, muss sie nach den verfassungsrechtlichen Definitionsmerkmalen 

einer Religionsgemeinschaft folgende Grundvoraussetzungen erfüllen: 

                                            
491

 BVerwGE 90, 112 ff (= NJW 1992, 2496, 2497); s. hierzu Kästner in: Stern/Becker (Hrsg.), Art. 4 GG, Rn. 
45 f. 
492

 BVerwGE 89, 368, 370 f. (=NVwZ 1992, 1192), 
493

 Scholz, "Neue Jugendreligionen” und Grundrechtsschutz nach Art. 4 GG, NVwZ 1992, 1152. 
494

 BVerfGE, 46, 73, 86 (Goch). 
495

 BVerfGE, ebd. 
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Die Einrichtung muss erstens den religiösen Konsens als wichtigstes Wesensmerkmal ei-

ner Glaubensgemeinschaft gleichermaßen tragen und von ihm getragen werden. Sie muss 

folglich insbesondere dazu bestimmt sein, eine vom religiösen Selbstverständnis der Reli-

gionsgemeinschaft umfasste und zugleich von der verfassungsrechtlichen Religionsfreiheit 

geschützte Aufgabe zu erfüllen. Zweitens muss die Einrichtung in die für einen Zusam-

menschluss mindestens notwendige und definitionsgemäß vorausgesetzte Organisations-

struktur der Religionsgemeinschaft hinreichend eingebunden sein. Sie muss insoweit auch 

nach außen erkennbar ein Teil des verfassungsrechtlich definierten Zusammenschlusses 

sein. 

 

 4. Träger des kirchlichen Selbstbestimmungsrechts 

Träger des religionsverfassungsrechtlichen Selbstbestimmungsrechts sind die Kirchen und 

Religionsgemeinschaften einschließlich ihrer verfassten Untergliederungen im Sinne der 

Weimarer Kirchenartikel496. Soweit eine Einrichtung beispielsweise als unselbständiger 

Eigenbetrieb in Trägerschaft der verfassten Religionsgemeinschaft selbst steht, wird diese 

auch unmittelbar vom religiösen Selbstbestimmungsrecht ihres Rechtsträgers mit um-

fasst497.  

Demgegenüber sind diejenigen Einrichtungsträger, die in Rechtsformen des staatlichen 

Privatrechts außerhalb der verfassten Religionsgemeinschaft organisiert sind, nicht Träger 

des religionsverfassungsrechtlich garantierten Selbstbestimmungsrechts. Sie sind eigen-

ständige Rechtssubjekte, die lediglich eine partielle Aufgabe des religiösen Glaubensbe-

kenntnisses wahrnehmen und für sich allein betrachtet deshalb auch keine Religionsge-

meinschaft im Sinne der Weimarer Kirchenartikel sein können498. Diese privatrechtlich or-

ganisierten Einrichtungsträger können demzufolge das Selbstbestimmungsrecht nach Art. 

137 Abs. 3 WRV nicht aus eigenem Recht für sich in Anspruch nehmen. Sie werden aber 

über die religionsverfassungsrechtliche Zuordnung in den Schutzbereich des religiösen 

Selbstbestimmungsrechts der Religionsgemeinschaft mit einbezogen. Die Teilhabe am 

religiösen Selbstbestimmungsrecht wird den rechtlich selbständigen kirchlichen Einrich-

tungen insoweit erst über die religionsverfassungsrechtliche Zuordnung zu einer Religi-
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 BVerfGE 46, 73, 86; Kästner, BK, Art. 140 GG, Rn. 295; Korioth, in: Maunz/Dürig Art. 137 WRV, Rn. 18; v. 
Campenhausen, Staatskirchenrecht, S. 175. 
497

 Bälz, Die verfassungsrechtliche Zuordnung der Diakonie zur Kirche, KuR 2008, S. 36. 
498

 Bauer, Die GmbH als Rechtsform karitativer Einrichtungen der Kirche, S. 39. 
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onsgemeinschaft vermittelt499. Diese hat es als Trägerin des Selbstbestimmungsrechts 

demnach in der Hand, kirchliche Einrichtungen daran teilhaben zu lassen500.  

Handelt es sich bei dem Einrichtungsträger um die Religionsgemeinschaft oder Kirche 

selbst, erübrigt sich die Zuordnung, da diese bereits aus eigenem Recht das kirchliche 

Selbstbestimmungsrecht beanspruchen kann. Handelt es sich hingegen um einen außer-

halb der Kirchenverfassung organisierten privatrechtlichen Einrichtungsträger, beispiels-

weise um eine Stiftung bürgerlichen Rechts oder um einen eingetragenen Verein, muss 

dieser der Kirche erst zugeordnet werden, um eine Teilhabe am Selbstbestimmungsrecht 

der Kirche zu begründen. Diese Teilhabe konkretisiert sich schließlich in den einfachrecht-

lichen Berücksichtigungsklauseln, die sowohl Religionsgemeinschaften und Kirchen als 

auch die ihnen religionsverfassungsrechtlich zugeordneten selbständigen Einrichtungen 

adressieren. Deshalb können in gerichtlichen Verfahren über die Zuordnungsfrage – bei-

spielsweise im Zusammenhang mit § 118 Abs. 2 BetrVG – stets die Einrichtungsträger 

selbst als Partei auftreten, obwohl sie nicht unmittelbar selbst Träger des kirchlichen 

Selbstbestimmungsrechts sind. 

Normadressaten können ferner nur Subjekte sein, die auch Träger von Rechten und 

Pflichten sein können, d. h. zumindest teilrechtsfähige natürliche oder juristische Personen 

sind. Die Wahrnehmung und Behauptung dieser rechtlichen Sonderstellung setzt demnach 

Rechtssubjektivität in der staatlichen Rechtsordnung voraus. Gegenstand und Anknüp-

fungspunkt der religionsverfassungsrechtlichen Zuordnung ist daher stets der Einrich-

tungsträger in seiner jeweiligen Rechtsform. 

 

 II. Zwischenergebnisse 

 

 1. Religionsverfassungsrechtliche Zuordnungskriterien 

Aus den erörterten Verfassungsgrundlagen lassen sich zusammenfassend folgende Krite-

rien für die religionsverfassungsrechtliche Zuordnung 501 von Einrichtungen zu einer Kirche 

oder Religionsgemeinschaft herleiten: 

                                            
499

 Kästner, BK, Art. 140 GG, Rn. 296; Korioth, in: Maunz/Dürig Art. 137 WRV, Rn. 19; Kästner/Couzinet, S. 
14. 
500

 V. Campenhausen, Staatskirchenrecht, S. 175; so auch Hanau/Thüsing, Grenzen und Möglichkeiten des 
Outsourcings aus dem kirchlichen Dienst, KuR 2002, S. 18, 24. 
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Die Einrichtung muss nach dem Selbstverständnis der Kirche zu „ihren Angelegenhei-

ten“ gehören, d. h. sie muss von der Kirche als eine ihr zugeordnete Einrichtung anerkannt 

sein. Unter Zugrundelegung des verfassungsrechtlichen Begriffes einer Religionsgemein-

schaft konkretisiert sich dieses Zuordnungskriterium dahingehend, dass die Einrichtung 

vom definitionsgemäß vorausgesetzten religiösen Konsens der Glaubensgemeinschaft 

getragen sein muss. Sie muss demnach dazu bestimmt sein, einen von der Glaubensge-

meinschaft geteilten religiösen Glaubenssatz zu verwirklichen. 

Dieser religiöse Glaubenssatz muss ferner durch Art. 4 GG geschützt sein, d. h. nach der 

maßgeblichen verfassungsrechtlichen Definition zumindest einen Bezug zum Sinn und zur 

Bewältigung des menschlichen Leben haben502. Nur dann liegt der notwendige Rechtferti-

gungszusammenhang für die rechtliche Privilegierung der Einrichtung und die damit ein-

hergehende Ungleichbehandlung gegenüber säkularen Einrichtungen und Unternehmen 

vor. Außerhalb des durch Art. 4 GG geschützten Bereichs unterliegen hingegen auch die 

Unternehmungen einer Kirche oder Religionsgemeinschaft den für alle geltenden Geset-

zen. Allerdings gelten auch im Bereich des Art. 4 GG die verfassungsimmanten Schranken. 

Der rechtlichen Privilegierung einer der Kirche zugeordneten Einrichtung dürfen deshalb 

auch keine höherrangigen Verfassungsgüter entgegenstehen. Eine diesen Kriterien genü-

gende Zweckbestimmung der Einrichtung muss für den Staat anhand objektiver Merkmale 

erkennbar und nachvollziehbar503 und damit im Gesellschaftsstatut des Einrichtungsträ-

gers verankert sein. 

Schließlich muss die Einrichtung in die nach der verfassungsrechtlichen Begriffsdefinition 

vorausgesetzte Organisationsstruktur der Religionsgemeinschaft hinreichend eingegliedert 

sein. Sie muss nach außen erkennbar ein Teil des Zusammenschlusses sein. 

Im Ergebnis lassen sich sämtliche in der Zuordnungsdiskussion entwickelten Zuordnungs-

kriterien504, namentlich die kirchliche Anerkennung, die Verwirklichung einer kirchlichen 

Grundfunktion sowie eine hinreichende institutionelle Verbindung, aus den eben erörterten 

Verfassungsgrundlagen herleiten. Diesen übergeordneten verfassungsrechtlichen Grund-

lagen ist aber im Rahmen der weiteren Zuordnungsdiskussion entscheidende Bedeutung 

                                                                                                                                                 
501

 Der Begriff religionsverfassungsrechtliche Zuordnung beinhaltet, dass die Einrichtung Gegenstand des 
kirchlichen Selbstbestimmungsrechts ist und in der Folge privilegierende Sonderrechte in der staatlichen 
Rechtsordnung beanspruchen kann. 
502

 BAG NJW 1996, 143, 146 mit zahlreichen weiteren Rechtsprechungsnachweisen. 
503

 Kästner, BK, Art. 140 GG, Rn. 305. 
504

 S. Fn. 466. 
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beizumessen, insbesondere für die bislang nicht abschließend geklärten bzw. strittigen 

Rechtsfragen. 

 

 2. Gegenstand und Anknüpfungspunkt der religionsverfassungsrechtlichen Zuordnung 

Gegenstand der religionsverfassungsrechtlichen Zuordnung ist der jeweilige Einrichtungs-

träger als Rechtssubjekt der staatlichen Rechtsordnung. Sein Statut setzt daher auch den 

Anknüpfungspunkt für die Beurteilung der religionsverfassungsrechtlichen Zuordnung. De-

ren Anforderungen müssen sich demnach auch im Statut des Einrichtungsträgers veran-

kert finden. 

 

 3. Staatliche und kirchliche Beurteilungs- und Entscheidungskompetenzen im Zusam-

menhang mit den religionsverfassungsrechtlichen Zuordnungskriterien 

Die religionsverfassungsrechtlichen Zuordnungskriterien entstammen dem staatlichen 

Recht, folglich hat allein die staatliche Gerichtsbarkeit letztentscheidend darüber zu befin-

den, ob eine Einrichtung einer Kirche oder Religionsgemeinschaft im Sinne dieser Kriteri-

en des staatlichen Rechts zugeordnet ist505. Nach der Rechtsprechung des Bundesverfas-

sungsgerichts ist der Staat zwar zur religiösen und weltanschaulichen Neutralität verpflich-

tet, aber nicht daran gehindert, das tatsächliche Verhalten einer religiösen oder weltan-

schaulichen Gruppierung oder das ihrer Mitglieder nach weltlichen Kriterien zu beurteilen, 

selbst wenn dieses Verhalten letztlich religiös motiviert ist506. Schließlich haben die staatli-

chen Gerichte auch die Befugnis darüber zu entscheiden, ob eine Glaubensgemeinschaft 

überhaupt den verfassungsrechtlichen Anforderungen an eine Religionsgemeinschaft ge-

nügt und die Religions- und Kirchenfreiheitsrechte in Anspruch nehmen kann507. 

Gleichwohl ist die Prüfungskompetenz der staatlichen Gerichte im Rahmen der religions-

verfassungsrechtlichen Zuordnung in einigen wesentlichen Punkten aufgrund des kirchli-

chen Selbstbestimmungsrechts eingeschränkt. Die staatlichen und kirchlichen Beurtei-

lungs- und Entscheidungskompetenzen sind nach den erörterten religionsverfassungs-

rechtlichen Vorgaben im Bezug auf die Zuordnungskriterien differenziert zu betrachten. 
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 Kästner, BK, Art. 140 GG, Rn. 304. 
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 Vgl. BVerfGE 102, 370, 394. 
507

 Vgl. BVerfGE 83, 341, 353; BVerwGE 112, 227, 234 ff.; BAG NJW 1996, 143, 146 (Scientology); aus dem 
Schrifttum: v. Campenhausen in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG III, Art. 137 WRV Rn. 17. 
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 a) Anerkennung der Kirche 

Zunächst ist festzuhalten, dass die Kirche die Anerkennung einer Einrichtung als kirchlich 

stets verweigern kann. Die Entscheidung der Kirche, eine Einrichtung als kirchlich anzuer-

kennen oder nicht, unterliegt allein ihrem Selbstbestimmungsrecht und ist für staatliche 

Gerichte nicht nachprüfbar. Die Kirche kann demzufolge für die staatliche Gerichtsbarkeit 

stets verbindlich festlegen, wann eine Einrichtung ihr jedenfalls nicht zuzuordnen ist.  

Auf der anderen Seite können staatliche Gerichte zwar die ausdrücklich erklärte Anerken-

nung der Kirche nicht hinterfragen, sondern müssen sie als gegeben hinnehmen, gleich-

wohl führt allein die Erklärung der Anerkennung nicht zwingend zur religionsverfassungs-

rechtliche Zuordnung der Einrichtung, weil – wie erörtert – hierzu noch weitere Zuord-

nungskriterien erfüllt sein müssen. 

 

 b) Verwirklichung eines nach Art. 4 GG geschützten religiösen Glaubenssatzes 

Die kirchliche Selbstbestimmung spielt nicht nur bei der negativen, sondern auch bei der 

positiven Beantwortung der Zuordnungsfrage eine entscheidende Rolle. Insbesondere 

gehört die Bestimmung darüber, was der religiöse Konsens im Einzelnen beinhaltet, zum 

Kernbereich der Glaubenslehre und richtet sich daher ausschließlich nach dem verfas-

sungsrechtlich geschützten Selbstverständnis der Kirche. Die staatliche Gerichtsbarkeit 

kann insoweit lediglich prüfen, ob der religiöse Glaubenssatz, den die Einrichtung zu ver-

wirklichen bestimmt ist, den nach Art. 4 GG erforderlichen Bezug zum Sinn der menschli-

chen Existenz aufweist, oder lediglich vorgeschoben wird, um eine Befreiung von staatli-

chen Rechtsvorschriften zu erlangen508. Außerdem kann sie überprüfen, ob der Glaubens-

satz mit der verfassungsmäßigen Ordnung im Einklang steht509. Darüber hinaus dürfen 

staatliche Gerichte den Inhalt des konkreten Glaubenssatzes nicht beurteilen. 

Die staatliche Gerichtsbarkeit verfügt jedoch über die Kompetenz zu beurteilen, ob der für 

die religionsverfassungsrechtliche Zuordnung erforderliche religiöse Konsens zwischen 

Einrichtung und Kirche vorliegt. Ausgehend von den Glaubenssätzen, wie sie die Kirche 

verbindlich festgelegt und formuliert hat, können staatliche Gerichte daher prüfen, ob die 
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 Classen, Religionsrecht, Rn. 93; Rhode, Rechtliche Anforderungen an die Kirchlichkeit katholischer Ver-
einigungen und Einrichtungen, AfkKR 2006, S. 58. 
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 Kästner, BK, Art. 140 GG, Rn. 345. 
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Einrichtung nach ihrer Zweckbestimmung und ihrem faktischen Handeln tatsächlich einen 

dieser Glaubenssätze verwirklicht. Eine Einrichtung, deren Zwecksetzung oder Wirken 

erkennbar im Widerspruch zur Glaubenslehre steht, trägt nicht den religiösen Konsens 

und kann der Kirche auch nicht zugeordnet werden. Dies gilt insbesondere für Einrich-

tungsträger, die ihre Zuordnung zur Kirche offen ablehnen oder anfechten. Eine solche 

Ablehnung ist aber wiederum nur dann maßgeblich, wenn sie nach dem Binnenrecht des 

Einrichtungsträgers möglich und wirksam ist. Sie muss deshalb auf einer wirksamen Ent-

schließung des für die Willensbildung zuständigen Organs des Einrichtungsträgers beru-

hen. Eine Ablehnung der Zuordnung durch den Einrichtungsträger, beispielsweise durch 

eine entsprechende Zweckänderung, wäre nicht wirksam, wenn die Kirche dies aufgrund 

entsprechender Ingerenzrechte im Einzelfall verhindern kann. 

 

 c) Eingliederung in die Organisationsstruktur der Kirche 

Auch bei der notwendigen Eingliederung der Einrichtung in die Organisationsstruktur der 

Religionsgemeinschaft muss zwischen staatlichen und kirchlichen Beurteilungs- und Ent-

scheidungskompetenzen unterschieden werden. Schließlich zählt die innere Organisation 

und Verwaltung zu den Kernbereichen des kirchlichen Selbstbestimmungsrechts510. Die 

Art und Weise sowie die konkrete Ausgestaltung der Verbindung zwischen Einrichtung und 

Kirche bestimmt deshalb allein die Kirche und entzieht sich der Beurteilung der staatlichen 

Gerichtsbarkeit. Lediglich das nach der verfassungsrechtlichen Begriffsdefinition einer Re-

ligionsgemeinschaft notwendige Mindestmaß an Eingliederung unterliegt als zwingendes 

Zuordnungskriterium des staatlichen Verfassungsrechts nicht dem kirchlichen Selbstbe-

stimmungsrecht und kann von staatlichen Gerichten beurteilt werden. Dieses Mindestmaß 

an Eingliederung muss demnach von außen erkennbar und rechtlich messbar sein. 
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 E) Die religionsverfassungsrechtliche Zuordnung von Einrichtungen und Diens-

ten der organisierten Caritas zur katholischen Kirche 

Im nachfolgenden Abschnitt soll auf Grundlage der bis hier gefundenen Ergebnisse und 

mit Blick auf die verschiedenen rechtlichen Organisationsformen untersucht werden, wel-

che Anforderungen karitative Einrichtungen und Dienste im Einzelnen erfüllen müssen, um 

sie der katholischen Kirche religionsverfassungsrechtlich zuordnen zu können. 

Neben den besonderen Anforderungen der katholischen Glaubenslehre soll vor allem auf 

die im Zusammenhang mit den Umstrukturierungsmaßnahmen innerhalb der organisierten 

Caritas relevanten Fragen für die religionsverfassungsrechtliche Zuordnung näher einge-

gangen werden. 

Es wird daher zu untersuchen sein, ob rechtlich verselbständigte Servicegesellschaften, 

die lediglich unterstützende Dienstleistungen erbringen, noch einen religiösen Glaubens-

satz verwirklichen und inwieweit eine wirtschaftliche Betätigung oder die Anpassung der 

Geschäftsfeldpolitik nach Rentabilitätsgesichtspunkten der religionsverfassungsrechtlichen 

Zuordnung schaden. Im Zusammenhang mit der zunehmenden rechtlichen Verselbständi-

gung und der Ausbildung konzernartiger Unternehmensstrukturen in der organisierten Ca-

ritas soll außerdem die Frage behandelt werden, welche Anforderungen an die notwendige 

Anbindung der Einrichtungsträger an die Organisationsstruktur der katholischen Kirche im 

Einzelnen zu stellen sind. 

Diese Fragestellungen werden nachstehend unter Zugrundelegung der bis hier erzielten 

Ergebnisse und in Auseinandersetzung mit den in der Rechtsprechung und im Schrifttum 

jeweils vertretenen Auffassungen betrachtet werden. 

 

 I. Verwirklichung eines nach Art. 4 GG geschützten religiösen Zweckes der ka-

tholischen Glaubenslehre 

Die religionsverfassungsrechtliche Zuordnung einer Einrichtung erfordert, dass sie einen 

religiösen Glaubenssatz oder, wie es das Bundesverfassungsgericht in seiner Leitent-

scheidung ausdrückt, „ein Stück Auftrag der Kirche in dieser Welt“ wahrnimmt und erfüllt511. 

Übersetzt in kirchliche Terminologie verlangt diese bereits im Leitsatz des Urteils zu fin-
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dende Formulierung des Bundesverfassungsgerichts also, dass die Einrichtung einen Teil 

des Sendungsauftrages der katholischen Kirche verwirklichen muss. 

Die weitreichenden Umstrukturierungsprozesse im Bereich der organisierten Caritas ha-

ben privatrechtlich organisierte Rechtsträger mit ganz unterschiedlichen Funktionen und 

Zielsetzungen hervorgebracht. Neben den klassischen Einrichtungsträgern, die im karitati-

ven Kernbereich operativ tätig sind, wie etwa Krankenhäuser, Pflegeheime oder Bera-

tungsstellen, finden sich auch rechtlich verselbständigte organisatorische Hilfsdienste wie 

etwa Verwaltungs-, Reinigungs- oder Küchendienste. Außerdem sind in konzernartig struk-

turierten Einrichtungen häufig Muttergesellschaften anzutreffen, die nur noch eine reine 

Holdingfunktion wahrnehmen. Schließlich existieren auch reine Fördereinrichtungen, de-

ren Zweck allein in der Mittelbeschaffung für karitative Zwecke besteht. 

Der Dienst am Nächsten als unmittelbare Verwirklichung karitativer Zwecke findet nur in 

den operativen Einrichtungsträgern statt. Organisatorische Hilfsdienste, Holdinggesell-

schaften oder reine Fördereinrichtungen tragen demgegenüber lediglich mittelbar zur Ver-

wirklichung karitativer Zwecke bei, indem sie die operativen Einrichtungsträger ihrer Ziel-

setzung entsprechend unterstützen bzw. im Falle einer Holdinggesellschaft steuern. Im 

Rahmen der nachfolgenden Untersuchung wird daher zwischen der unmittelbaren und der 

mittelbaren Verwirklichung karitativer Zwecke zu unterscheiden sein. Außerdem wird ein 

besonderes Augenmerk auf die bereits angesprochene Problematik des wirtschaftlich ori-

entierten Handelns und seiner Auswirkungen auf die religiöse Zielsetzung zu legen sein. 

Nach den bisher erzielten Ergebnissen muss im ersten Schritt untersucht werden, welche 

religiösen Zielsetzungen für Einrichtungen nach der katholischen Glaubenslehre in Be-

tracht kommen. Im zweiten Schritt ist zu erörtern, ob und inwieweit diese Zielsetzungen 

nach den verfassungsrechtlichen Vorgaben eine geschützte Religionsausübung darstellen 

und die rechtliche Privilegierung kirchlicher Einrichtungen rechtfertigen können.  
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 1. Grundlagen 

 

 a) Religiöse Zielsetzungen nach dem Selbstverständnis der katholischen Kirche 

Der Sendungsauftrag der katholischen Kirche besteht in der Verkündigung der Botschaft 

Christi durch das Zeugnis des Lebens und das Wort512. Er verwirklicht sich in den drei 

Grundfunktionen der katholischen Kirche, namentlich der Verkündigung, der Liturgie und 

der karitativen Diakonie513. Was im Einzelnen hiervon umfasst ist, bestimmt die katholi-

sche Kirche aufgrund ihrer verfassungsrechtlich garantierten Autonomie selbst und kann in 

der Konsequenz auch hier nicht abschließend beantwortet werden. Allerdings lassen sich 

einige, diesen Grundfunktionen dienende Zielsetzungen dem Gesetzbuch der katholischen 

Kirche entnehmen. Religiöse Vereinigungen können nach can. 298 § 1 CIC anstreben, 

„ein Leben höherer Vollkommenheit zu pflegen oder den amtlichen Gottesdienst bzw. die 

christliche Lehre zu fördern oder andere Apostolatswerke, das heißt Vorhaben zur Evan-

gelisierung, Werke der Frömmigkeit oder der Caritas, zu betreiben und die weltliche Ord-

nung mit christlichem Geist zu beleben“. Ein ähnlicher Katalog von kirchlichen Zielen findet 

sich auch im kanonischen Vermögensrecht. Als „eigene“ Zwecke der Kirche werden in  

can. 1254 § 2 genannt: die geordnete Durchführung des Gottesdienstes, die Sicherstel-

lung des angemessenen Unterhalts des Klerus und anderer Kirchenbediensteter, die Aus-

übung der Werke des Apostolats und der Caritas, vor allem gegenüber den Armen. 

Als Zwischenergebnis kann festgehalten werden, dass kirchliche Vereinigungen bzw. Ein-

richtungen, zumindest eine dieser kirchengesetzlichen Zielsetzungen verfolgen müssen. 

Lässt sich das Tun der Unternehmung hingegen auch bei weiter Auslegung nicht in diese 

Zweckkataloge einordnen, kann diese Unternehmung auch nicht als kirchlich gelten514. 

 

 b) Religiöse Zielsetzungen nach verfassungsrechtlichen Maßstäben 

Die von der zuzuordnenden Einrichtung verfolgten Zwecke müssen auch aus verfassungs-

rechtlicher Sicht einen religiösen Ursprung haben, der anhand objektiver Kriterien nach-

vollziehbar und der staatlichen Beurteilung zugänglich ist515. Das Bundesverfassungsge-
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 Rhode, Rechtliche Anforderungen an die Kirchlichkeit katholischer Vereinigungen und Einrichtungen, 
AfkKR 2006, S. 32, 38. 
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richt verlangt für die religionsverfassungsrechtliche Zuordnung einer Einrichtung in diesem 

Zusammenhang, dass ihr Zweck die Pflege oder Förderung eines religiösen Bekenntnis-

ses oder die Verkündung des Glaubens ihrer Mitglieder ist516. Der nur sehr eingeschränkte 

staatliche Beurteilungsspielraum hinsichtlich religiöser Zwecke gebietet insoweit aber eine 

weite Auslegung517. Erforderlich aber auch hinreichend ist, wie bereits erörtert, dass die 

Einrichtung dazu bestimmt ist, einen der Glaubenslehre entstammenden Glaubenssatz zu 

verwirklichen, der nach der verfassungsrechtlichen Religionsdefinition zumindest einen 

nachvollziehbaren Bezug zum Sinn der menschlichen Existenz bzw. zur Lebensgestaltung 

aufweist. Diese Zielsetzung muss schließlich auch in den Satzungen oder Statuten des 

Einrichtungsträgers erkennbar verankert sein518. 

Lässt sich eine religiöse Zielsetzung weder eindeutig erkennen noch ausschließen, greift 

nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts eine Zweifelsregelung, wonach  

im Zweifel auch von einem kirchlichen Status in der staatlichen Rechtsordnung  auszuge-

hen ist, wenn jedenfalls eine kanonische Rechtspersönlichkeit besteht. In seiner Entschei-

dung über die Trägerstiftung des Wilhelm-Anton-Hospitals führte das Gericht hierzu aus, 

dass „der Umstand, dass die Stiftung auch eine Stiftung nach kirchlichem Recht ist, nicht 

unberücksichtigt bleiben kann, weil im Zweifel davon auszugehen ist, dass der Staat mit 

seiner stiftungsrechtlichen Regelung, nach der jetzt bestimmt ist, was eine kirchliche Stif-

tung nach staatlichem Recht sein soll, stillschweigend auf die kirchliche Rechtsordnung 

Bezug nimmt („verweist“), also als kirchliche Stiftung nach staatlichem Recht diejenige Stif-

tung qualifiziert, die diesen Status auch nach der kirchlichen Rechtsordnung besitzen“519. 

Nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts ist ein Einrichtungsträger, dem eine 

Rechtspersönlichkeit nach kirchlichem Recht verliehen wurde, somit „im Zweifel“ als kirch-

lich im Sinne des staatlichen Rechts einzustufen. Diese juristische Zweifelsregelung greift 

allerdings erst, wenn nach rechtlicher Würdigung aller ermittelbaren Umstände die Rechts-

frage nicht abschließend geklärt werden konnte. Das Bundesverfassungsgericht hat dem-

gemäß trotz der kanonischen Rechtspersönlichkeit zunächst geprüft, ob die verfassungs-

rechtlichen Zuordnungskriterien erfüllt sind. Nachdem diese im Ergebnis bejaht wurden 

konnten, kam es auf die Zweifelsregelung insofern nicht mehr entscheidend an. Die Zwei-

felsregelung des Bundesverfassungsgerichts findet aber dann Anwendung, wenn eine 
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kirchliche Zwecksetzung nicht mit Sicherheit festgestellt, aber auch nicht ausgeschlossen 

werden kann. Ein solcher Fall scheint aber letztlich nur schwer vorstellbar, weshalb die 

Zweifelsregelung des Bundesverfassungsgerichts praktisch nur selten relevant werden 

dürfte. Soweit ersichtlich haben jedenfalls andere, mit Zuordnungsfragen befasste Gerich-

te seither nicht auf die Zweifelsregelung zurückgegriffen. 

 

 c) Zwischenergebnis 

Die katholische Glaubenslehre erfüllt freilich die verfassungsrechtlichen Anforderungen an 

eine Religion. Einrichtungen oder Vereinigungen, die den Sendungsauftrag der katholi-

schen Kirche, d. h. karitative Zwecke oder eine der beiden anderen Grundfunktionen520 

der katholischen Kirche wahrnehmen, verfolgen damit dem Grunde nach religiöse Zwecke 

sowohl im Sinne des Verfassungsrechts als auch im Sinne des kirchlichen Selbstver-

ständnisses. Im Zweifel ist außerdem von einer religiösen Zwecksetzung einer Einrichtung 

auszugehen, wenn ihr eine kanonische Rechtspersönlichkeit verliehen wurde. Nachfol-

gend soll daher mit Blick auf die verschiedenen Einrichtungstypen untersucht werden, 

wann eine karitative Zweckverfolgung als religiöse Zielsetzung in diesem Sinne anzuneh-

men ist. 

 

 2. Operativ tätige Einrichtungsträger im karitativen Kernbereich 

In den operativ tätigen Einrichtungen der Caritas vollzieht sich der Dienst am Menschen 

unmittelbar, insbesondere durch pflegende, heilende, betreuende oder beratende Tätigkei-

ten. Der karitative Kernbereich umfasst sämtliche der eingangs angeführten Tätigkeitsfel-

der der organisierten Caritas521. Operativ tätige Einrichtungen sind demnach beispielswei-

se Krankenhäuser, Beratungsstellen, Pflegeheime, Mahlzeiten- und Besuchsdienste, Be-

hinderteneinrichtungen oder auch Obdachlosenunterkünfte. Diese möglichen Gegenstän-

de karitativer Einrichtungsträger bilden zugleich deren jeweilige satzungsmäßige Zweck-

setzung. 
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 Neben der karitativen Diakonie sind dies Liturgie und Verkündigung, s. Fn. 6. 
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 a) Selbstverständnis der katholischen Kirche 

Die karitative Diakonie hat ihren Ursprung in der Lehre Christi und ist fester Bestandteil der 

katholischen Glaubenslehre522. Sie umfasst die tätige Nächstenliebe im Sinne einer allge-

meinen Linderung von Not durch entsprechende Hilfe und Unterstützung. Zwar verändern 

sich die sozialen Notlagen innerhalb einer Gesellschaft im Laufe der Zeit, weshalb auch 

die Formen karitativer Betätigung nicht statisch sind, sondern sich dem aktuellen Bedarf 

anpassen müssen. Gleichwohl steht fest, dass der Dienst am Menschen in den zuvor ge-

nannten Beispielen das Gebot der Nächstenliebe unmittelbar verwirklicht und damit vom 

Sendungsauftrag der katholischen Kirche umfasst ist. 

Neben dem unmittelbaren Dienst am Menschen umfasst karitatives Wirken nach katholi-

schem Verständnis außerdem den Erwerb der hierzu notwendigen beruflichen Kompeten-

zen523, weshalb auch Bildungswerke unmittelbar karitativ und damit Teil der kirchlichen 

Sendung sind. Es kann deshalb festgehalten werden, dass Einrichtungen, in denen unmit-

telbare Dienste am Menschen erbracht oder in denen die hierzu notwendigen beruflichen 

Kompetenzen vermittelt werden, nach kirchlichem Verständnis von den möglichen religiö-

sen Zielsetzungen einer kirchlichen Einrichtung umfasst sind. 

 

 b) Religionsverfassungsrechtliche Sicht 

Von außen betrachtet unterscheiden sich die pflegenden, heilenden oder beratenden Tä-

tigkeiten karitativer Einrichtungen nicht wesentlich von den sozialen Dienstleistungen der 

weltlichen Wohlfahrtspflege. Der karitative Dienst am Menschen zeichnet sich nach kirchli-

chem Verständnis vielmehr durch seine religiöse Motivation und Dimension, den Gottes-

bezug und seinen Ursprung in der katholischen Glaubenslehre aus524. 

Diesen besonderen religiösen Charakter des karitativen Dienstes erkennt auch die staatli-

che Rechtsordnung grundsätzlich an. Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Ent-

scheidung über den kirchlichen Rechtsstatus des karitativen Wilhelm-Anton-Hospital in 

Goch ausgeführt, dass „die Errichtung der Stiftung und ihre Ausstattung nicht einfach Aus-

fluss von Generosität, humanitärer Gesinnung und Selbstlosigkeit gegenüber Armen und 

Kranken“ der Stifter gewesen sei, sondern vielmehr „ihre religiöse Gesinnung, die nach 
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 Leisner, Das kirchliche Krankenhaus im Staatskirchenrecht, Essener Gespräche Bd. 17 (1983), S. 13, 27. 
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Betätigung drängte“ „der Antrieb“ und das „bestimmende Motiv“ gewesen sind525. Diese 

Einschätzung des Bundesverfassungsgerichts zu den religiösen Motiven im vorgenannten 

Einzelfall kann stellvertretend auf die organisierte Caritas insgesamt übertragen werden. 

Nicht nur die Krankenpflege, sondern die Fürsorge für hilfsbedürftige Menschen im Allge-

meinen einschließlich der Erziehung und der Ausbildung wird von der staatlichen Rechts-

ordnung als religiös motivierte kirchliche Grundfunktion anerkannt526. 

Einrichtungen, die unmittelbar in den oben angeführten Betätigungsfeldern des karitativen 

Kernbereichs operativ tätig sind, erfüllen demnach unzweifelhaft auch nach verfassungs-

rechtlichen Maßstäben stets einen religiösen Glaubenssatz. Voraussetzung ist aber, dass 

die religiöse Grundlage in der Satzung des Einrichtungsträgers hinreichend zum Ausdruck 

kommt. 

Auch der Gesetzgeber betrachtet den karitativen Dienst offenbar als typischen kirchlichen 

Auftrag. Schließlich beziehen sich jedenfalls die Berücksichtigungsklauseln im Bereich des 

Mitarbeitervertretungs- und Mitbestimmungsrechts527 ausdrücklich auf die „karitativen und 

erzieherischen“ Einrichtungen von Kirchen und Religionsgemeinschaften. Diese Aufzäh-

lung darf andererseits aber auch nicht als abschließender Zweckkatalog verstanden wer-

den, denn dem religiös-weltanschaulich neutralen Staat ist es verwehrt, bestimmte religiö-

se Zwecke oder Handlungen vorzugeben oder auszuschließen528. In verfassungskonfor-

mer Auslegung sind diese gesetzlichen Formulierungen daher lediglich als Regelbeispiele 

für die religiösen Zwecksetzungen zu behandeln 529 . Die arbeitsgerichtliche Recht-

sprechung erkennt demzufolge nicht nur die unmittelbar im karitativen Kernbereich opera-

tiv tätigen Einrichtungen, sondern regelmäßig auch andere Einrichtungen, die dem Sen-

dungsauftrag der katholischen Kirche dienen, als kirchlich an. Beispielhaft können hier Be-

rufsbildungswerke530 , Jugenddörfer531 , Pressevereine532  und Wohnungsbaugesellschaf-
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 BVerfGE 46, 73, 87. 
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 BVerfGE 53, 366, 392 und 401 f; sowie ferner BVerfGE 57, 220, 242. 
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ten533 genannt werden. 

Soweit die Satzung eines Einrichtungsträgers eine der vorgenannten Zwecksetzungen 

enthält und darüber hinaus auch die religiöse Grundlage hierfür erkennbar werden lässt, 

ist davon auszugehen, dass die Einrichtung bestimmt ist, religiöse Zwecke sowohl im Sin-

ne der katholischen Glaubenslehre als auch im Sinne des Art. 4 GG zu verwirklichen. Be-

stimmte Anforderungen an die Formulierung des Statutentextes sind in diesem Zusam-

menhang nicht zu stellen. Es genügt, wenn er als Grundlage für die Einrichtung beispiels-

weise die christliche Nächstenliebe oder die katholische Glaubenslehre benennt oder in 

vergleichbarer Weise auf die christliche Religion Bezug nimmt.  

Die vorgenannten Anforderungen an den Satzungsinhalt gelten für alle in Betracht kom-

menden Rechtsformen des staatlichen Privatrechts, wie beispielsweise Stiftungen, einge-

tragene Vereine und Gesellschaften mit beschränkter Haftung. Unter diesen Vorausset-

zungen ist ein operativer Einrichtungsträger der Caritas dazu bestimmt, einen für die reli-

gionsverfassungsrechtliche Zuordnung notwendigen „Auftrag der Kirche in dieser Welt“534 

wahrzunehmen. 

 

 3. Mittelbare Verwirklichung karitativer Zwecke 

Organisatorische Hilfsdienste, reine Holdinggesellschaften und Fördereinrichtungen er-

bringen im Gegensatz zu den operativ tätigen Einrichtungstypen selbst keinen Dienst am 

Menschen, sondern unterstützen, steuern oder fördern die operativen Einrichtungen. Sie 

verfolgen damit lediglich mittelbar karitative Zwecke. Es ist folglich die Frage zu klären, ob 

und unter welchen Voraussetzungen diese mittelbar karitativen Zielsetzungen Gegenstand 

einer religionsverfassungsrechtlich zugeordneten und damit rechtlich privilegierten Einrich-

tung sein können. 

 

 a) Organisatorische Hilfsdienste karitativer Einrichtungen 

Keine größere karitative Einrichtung, beispielsweise ein Krankenhaus oder ein Pflegeheim, 

kann ohne organisatorische Hilfsdienste, wie etwa Verwaltungs-, Hauswirtschafts- oder 

Küchendienste betrieben werden. Solche organisatorischen Hilfsdienste sind neben dem 
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unmittelbaren Dienst am Menschen ein notwendiger funktionaler Bestandteil karitativer 

Einrichtungen und ermöglichen den unmittelbaren Dienst am Menschen erst. Gleichwohl 

verwirklichen sie für sich allein betrachtet nicht unmittelbar den Sendungsauftrag der ka-

tholischen Kirche. 

Es stellt sich daher die Frage, ob und inwieweit organisatorische Hilfsdienste, die nicht 

mehr dem karitativen Kernbereich zurechenbar, aber für den Betrieb einer karitativen Ein-

richtung zwingend notwendig sind, als karitative und damit religiös begründete Tätigkeit 

anzusehen sind. Nach der hier angewandten Zuordnungsmethodik ist wieder zwischen 

dem kirchlichen Selbstverständnis und der religionsverfassungsrechtlichen Sicht zu tren-

nen. 

 

aa)  Selbstverständnis der katholischen Kirche 

Nach dem bereits erörterten Prinzip der Einheit der christlichen Dienstgemeinschaft wird 

aus theologischer Sicht zwischen den organisatorischen Hilfsdiensten und dem unmittel-

baren Dienst am Nächsten nicht unterschieden535. Vielmehr tragen beide gleichermaßen 

zur Verwirklichung der kirchlichen Sendung bei. Folglich nehmen nach kirchlichem Ver-

ständnis auch die organisatorischen Hilfsdienste einen Teil des kirchlichen Sendungsauf-

trags wahr. 

Dieses Ergebnis wird auch durch das Strukturprinzip der „Communio“ gestützt, wonach die 

katholische Kirche als eine vielfältig gegliederte und eine in gegenseitigen rechtlichen Be-

ziehungen stehende Gemeinschaft von Gläubigen konzipiert ist, der es gemeinsam aufge-

tragen ist, unter Beachtung der je eigenen Rechtsstellung und Handlungsfähigkeit der ein-

zelnen Gläubigen, die universale Heilssendung der Kirche auszuüben536. Nach diesem 

Strukturprinzip ist folglich dasjenige kirchlich, was von Christen getan wird, um die eigenen 

Zwecke der Kirche zu verfolgen, d. h. die Sendung der Kirche auszuüben537. Dies trifft so-

wohl auf den unmittelbaren Dienst am Nächsten als auch auf die organisatorischen Hilfs-

dienste zu. 

Insoweit ist es ferner unerheblich, ob die im Bereich der Hilfsdienste beschäftigten Mitar-

beiter unmittelbar beim operativen Einrichtungsträger selbst oder bei einer rechtlich selb-
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ständigen Servicegesellschaft angestellt sind. Schließlich sind organisationsrechtliche Er-

wägungen aus dem staatlichen Recht für das theologische Verständnis der christlichen 

Dienstgemeinschaft nicht maßgebend. Vielmehr kommt es darauf an, dass die jeweilige 

Verrichtung zum Betrieb einer karitativen Einrichtung benötigt wird und damit der Verwirkli-

chung der kirchlichen Sendung dient538. 

Im Ergebnis sind organisatorische Hilfsdienste dann Gegenstand der kirchlichen Sendung, 

wenn sie die Grundlage für den unmittelbaren Dienst am Menschen schaffen. Es kann 

folglich festgehalten werden, dass unter diesen Voraussetzungen auch rechtlich verselb-

ständigte Servicegesellschaften nach kirchlichem Verständnis Gegenstand der kirchlichen 

Sendung sein können. 

 

bb) Religionsverfassungsrechtliche Sicht 

Organisatorische Hilfsdienste sind zwar aus Sicht der katholischen Kirche ein gleichwerti-

ger Teil der christlichen Dienstgemeinschaft und damit auch der kirchlichen Sendung, es 

bleibt aber gleichwohl zu untersuchen, ob dieses Verständnis auch aus verfassungsrecht-

licher Sicht maßgeblich ist. 

Aus religionsverfassungsrechtlicher Sicht ist für die Zuordnung zur Kirche maßgeblich, 

dass die religiöse Grundlage der zu beurteilenden Tätigkeit bzw. Zwecksetzung erkennbar 

und nachvollziehbar zu Tage tritt. 

Für den neutralen Betrachter sind organisatorische Hilfsdienste wie Reinigungs- oder Ver-

waltungstätigkeiten für sich besehen nicht ohne Weiteres als religiöse Handlung erkennbar. 

In dieser Hinsicht besteht aber zwischen dem unmittelbaren Dienst am Menschen und rein 

organisatorischen Hilfsdiensten kein grundlegender Unterschied. Schließlich sieht man 

den pflegend, heilend oder beratend Tätigen im karitativen Kernbereich von außen be-

trachtet auch nicht an, dass ihre Handlungen religiös motiviert sind. Aus diesem Grund 

muss, wie beim unmittelbaren Dienst am Menschen, auch im Bereich der organisatori-

schen Hilfsdienste nach der theologischen Begründung bzw. dem Ursprung in der religiö-

sen Glaubenslehre gefragt werden. Insoweit kann auf die eben erörterten kirchlichen Prin-

zipien der Einheit der christlichen Dienstgemeinschaft und der Communio verwiesen wer-

den, wonach jede Tätigkeit innerhalb einer karitativen Einrichtung unabhängig von ihrer Art 
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kirchlich ist, wenn sie dem übergeordneten karitativen Zweck dient539. Dieses Selbstver-

ständnis der katholischen Kirche ist Gegenstand ihres Selbstbestimmungsrechts und da-

mit auch für die staatliche Rechtsordnung maßgebend. Schließlich dürfen nach Auffassung 

des Bundesverfassungsgerichts staatliche Gerichte innerhalb des kirchlichen Dienstes 

gerade nicht danach differenzieren, ob es sich um ein „kirchennahes“ oder „kirchenfer-

nes“ Arbeitsverhältnis handelt, weil diese Entscheidungen bzw. Einstufungen allein dem 

religiösen Selbstbestimmungsrecht der Kirche unterliegen540. 

Aus Sicht des weltanschaulich-religiös neutralen Staates ergibt sich aus den kirchlichen  

Prinzipien der christlichen Dienstgemeinschaft und der Communio jedenfalls auf nachvoll-

ziehbare Weise, dass unter diesen Voraussetzungen auch eine organisatorische Hilfstä-

tigkeit eine christlich-religiös ausgerichtete Lebensgestaltung sein kann. Der nach dem 

verfassungsrechtlichen Religionsbegriff notwendige Bezug zum menschlichen Leben bzw. 

dessen Gestaltung liegt daher auch mit Blick auf diese Tätigkeiten vor. Die in diesem Zu-

sammenhang naheliegende Frage, ob tatsächlich jede oder jeder im Bereich der organisa-

torischen Hilfsdienste Beschäftigte, beispielsweise eine Reinigungskraft, seine oder ihre 

Tätigkeit aus einer religiösen Motivation heraus erbringt, kann aufgrund der gebotenen 

typisierenden Betrachtung zurückgestellt werden. Entscheidend ist demnach allein, dass 

nach der Ausgestaltung des Anstellungsverhältnisses diese Beschäftigten einen Teil der 

christlichen Dienstgemeinschaft bilden. 

An diesem Ergebnis ändert sich auch dann nichts, wenn die organisatorischen Hilfstätig-

keiten im Zuge von Umstrukturierungen in einer gesonderten Servicegesellschaft, in aller 

Regel einer GmbH, zusammengefasst und ausgegliedert werden. Das Dazwischentreten 

einer weiteren juristischen Person begründet grundsätzlich keine abweichende rechtliche 

Bewertung, denn die religionsverfassungsrechtliche Zuordnung hängt nicht entscheidend 

von der jeweiligen Rechtsform des Einrichtungsträgers ab. Die Kirchen und Religionsge-

meinschaften sind vielmehr frei, sich zur Erfüllung ihres Auftrages auch den Rechtsformen 

des staatlichen Privatrechts zu bedienen541. Hierfür spricht weiter, dass gerade die Be-

reichsausnahmen im staatlichen Mitarbeitervertretungs- und Mitbestimmungsrecht aus-

drücklich „unbeschadet der Rechtsform“ der Einrichtung gelten542. 

Schließlich entspricht dieses Ergebnis auch der Intention des Gesetzgebers, der mehr 
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Wirtschaftlichkeit einfordert und durch seine Reformen im Sozial- und Gesundheitsrecht 

derartige Umstrukturierungen im Bereich der freien Wohlfahrtspflege teilweise gezielt aus-

löst. Dieser gesetzgeberischen Intention folgend, muss aber andererseits auch gewähr-

leistet sein, dass die religionsverfassungsrechtliche Zuordnung nicht allein durch die recht-

liche Verselbständigung von organisatorischen Hilfsdiensten einer karitativen Einrichtung 

verloren geht. 

Im Ergebnis können demnach dem Grunde nach auch rechtlich verselbständigte Hilfs- und 

Servicegesellschaften, die nach ihrer satzungsmäßigen Bestimmung allein organisatori-

sche Hilfsdienste wie etwa Reinigungs- oder Verwaltungsdienste erbringen, kirchliche Ein-

richtungen im Sinne des Religionsverfassungsrechts sein543. Auf die rechtliche Organisati-

onsform einer solchen Servicegesellschaft kommt es im Einzelnen nicht maßgeblich an. 

Neben der in der Praxis üblichen GmbH würden daher auch andere Rechtsformen des 

staatlichen Privatrechts wie etwa eine rechtsfähige Stiftung oder ein eingetragener Verein 

theoretisch in Betracht kommen. Voraussetzung ist aber stets, dass eine solche Service-

gesellschaft nach dem Inhalt ihrer Satzung dazu bestimmt ist, eine operativ im Kernbe-

reich des karitativen Dienstes agierende Einrichtung zu unterstützen und daneben die reli-

giöse bzw. kirchliche Grundlage der Servicegesellschaft durch entsprechende Formulie-

rungen in der Satzung hinreichend zum Ausdruck kommt. 

 

 b) Holdinggesellschaften und Förderorganisationen 

Konzernartig strukturierte karitative Einrichtungen verfügen häufig über eine Muttergesell-

schaft, die selbst keine operative Einrichtung mehr betreibt, sondern lediglich als Gesell-

schafterin einer oder auch einer Vielzahl an operativen Tochtergesellschaften fungiert. Re-

gelmäßig handelt es sich hierbei um eine kirchliche Stiftung oder eine Ordensgemein-

schaft, die nach und nach ihre operativen Betriebe vorzugsweise in Gesellschaften mit 

beschränkter Haftung ausgegliedert hat. Die Funktion einer solchen Holdinggesellschaft 

besteht im Wesentlichen darin, die ihr angeschlossenen Einrichtungsträger zu steuern und 

zu verwalten. Diese Holdinggesellschaften verwirklichen damit nicht unmittelbar selbst ka-

ritative Zwecke, tragen aber durch ihre steuernde Einflussnahme auf ihre karitativ tätigen 

Einrichtungsträger zumindest mittelbar zur Verwirklichung der karitativen Zwecke bei. 
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Eine vergleichbare Situation findet sich auch bei reinen Förderorganisationen, wie etwa 

die Spendensammelvereine, deren Zielsetzung sich darauf beschränkt, operative Einrich-

tungen der Caritas ideell oder materiell unterstützen. 

Zur Frage, ob auch diese Formen mittelbarer Verwirklichung karitativer Zwecke sowohl 

aus Sicht der katholischen Kirche als auch aus Sicht der Verfassung als religiöse Zielset-

zungen einer Einrichtung in Betracht kommen, kann im Wesentlichen auf die Erkenntnisse 

hinsichtlich der organisatorischen Hilfsdienste Bezug genommen werden. Nach dem kirch-

lichen Selbstverständnis sind auch Holdinggesellschaften oder Förderorganisationen eine 

kirchliche Lebens- und Wesensäußerung, da sie – wie die organisatorischen Hilfsdienste –  

karitativen und damit kirchlichen Zwecken dienen. Aus verfassungsrechtlicher Sicht ist der 

notwendige Bezug zu einem religiösen Glaubenssatz erkennbar und nachvollziehbar, da 

sowohl Holdinggesellschaften als auch Förderorganisationen einem übergeordneten kari-

tativen und damit religiösen Zweck dienen. Vor diesem Hintergrund kann sowohl die Tätig-

keit eines steuernden Vorstands- oder Geschäftsführungsorgans einer Holdinggesellschaft 

als auch das ehrenamtliche Engagement in einem Förderverein als Bestandteil einer reli-

giös ausgerichteten Lebensgestaltung verstanden werden. 

Im Ergebnis können demnach Holdinggesellschaften und Förderorganisationen unter den 

vorgenannten Voraussetzungen von ihrer Zielsetzung her der katholischen Kirche religi-

onsverfassungsrechtlich zugeordnet werden. Voraussetzung ist aber auch hier, dass Ge-

genstand der satzungsmäßigen Zielsetzung die Unterstützung operativer Einrichtungsträ-

ger ist und dies einschließlich einer religiösen Grundlage durch entsprechende Formulie-

rungen in der Satzung hinreichend klar zum Ausdruck kommt. 

 

 4. Wirtschaftliches Handeln 

Die bislang erzielten Ergebnisse standen stets unter der Prämisse, dass die begutachteten 

Einrichtungstypen dem karitativen Dienst am Menschen als übergeordnete Zielsetzung 

entweder auf unmittelbare oder mittelbare Weise selbstlos dienen. Es schließt sich aber 

die noch offene Frage an, ob und inwieweit wirtschaftliche Erwägungen oder eigenwirt-

schaftliches Handeln bei einer karitativen Einrichtung im Vordergrund stehen dürfen. 
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 a) Gewerbliche bzw. eigenwirtschaftliche Zwecksetzungen 

Die katholische Kirche bzw. ihre zahlreichen Untergliederungen betätigen sich auf unter-

schiedlichste Weisen und in einem nicht unerheblichen Umfang gewerblich. Die Formen 

der gewerblichen Betätigungen reichen von typischen kirchlichen Eigenbetrieben wie 

Brauereien, Metzgereien, Forstbetrieben oder Weinberge über die Grundstücksverwaltung 

bis hin zu Banken544 oder klassischen Wirtschaftsunternehmen wie die Weltbild Verlag 

GmbH545. 

Aber auch viele karitative Einrichtungsträger betätigen sich wirtschaftlich bzw. unterneh-

merisch546. Schließlich erhalten auch sie, soweit sie soziale Dienstleistungen erbringen, 

vom jeweiligen staatlichen Kostenträger hierfür Entgelte bzw. Vergütungen und erzielen 

nicht selten auch bilanzielle Überschüsse. Der entscheidende Unterschied zu den vorge-

nannten gewerblichen Unternehmen liegt aber in der übergeordneten Zielsetzung und der 

hieraus resultierenden Ertragsverwendung. Während die rein gewerblichen Unternehmen 

in erster Linie auf Gewinnerzielung ausgerichtet sind, steht bei karitativen Einrichtungsträ-

gern stets die Verwirklichung der karitativen Zwecke als übergeordnetes Ziel im Vorder-

grund. Erzielte Gewinne werden demnach im Gegensatz zu gewinnorientierten Unterneh-

men nicht an Inhaber oder Anteilseigner ausgeschüttet oder zur Finanzierung hochdotier-

ter Posten verwendet, sondern wieder für den karitativen Zweck eingesetzt, beispielsweise 

durch Investitionen in Betriebsmittel oder zur Finanzierung weiterer karitativen Dienste. 

Unter diesen in aller Regel gegebenen Voraussetzungen ist der Kernbereich des karitati-

ven Dienstes demnach zwar als wirtschaftlich aber nicht als eigenwirtschaftlich oder ge-

winnorientiert im rechtlichen Sinne zu qualifizieren. Dieses zwar wirtschaftliche, aber nicht 

gewinnorientierte Handeln karitativer Einrichtungen wirkt sich auf deren Beurteilung als 

kirchliche Einrichtung im religionsverfassungsrechtlichen Sinne nicht negativ aus. 

Allerdings werden organisatorische Service- und Hilfsdienste nicht selten am privatwirt-

schaftlichen Markt angeboten, um eine zusätzliche Einnahmequelle zu generieren. Dies 

stellt in aller Regel ein gewinnorientiertes unternehmerisches Handeln dar und beschränkt 

                                            
544

 Z. B. die Pax-Bank eG mit Sitz in Köln, deren Mitglieder sich ganz überwiegend aus Rechtspersonen der 
katholischen Kirche sowie Privatpersonen aus dem kirchlichen Bereich zusammensetzen. 
545

 Die gesamten Gesellschaftsanteile der Verlagsgruppe Weltbild GmbH werden derzeit noch von 12 katho-
lischen deutschen Diözesen, dem Verband der Diözesen Deutschlands sowie der katholischen Soldaten-
seelsorge Berlin gehalten, URL: http://www.weltbild.com/unternehmen/ueber-uns/organe/gesellschafter/ 
(Abruf am 06.07.2012); Ausgelöst durch die Diskussion um esoterische und erotische Titel im Angebot des 
Verlags, beabsichtigen die kirchlichen Gesellschafter aber ihre Anteile an der Verlagsgruppe Weltbild GmbH 
in naher Zukunft in eine Stiftung einzubringen. 
546

 S. hierzu bereits oben B) II. 

http://www.weltbild.com/unternehmen/ueber-uns/organe/gesellschafter/
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sich nicht mehr auf die Unterstützung rein karitativer Einrichtungen. Es stellt sich daher die 

Frage, ob solches gewinnorientiertes Handeln ebenfalls vom religiösen Auftrag der Kirche 

umfasst oder für den kirchlichen Charakter abträglich ist. 

 

aa)  Selbstverständnis der katholischen Kirche 

Eine hinreichende materielle Grundlage ist eine Grundvoraussetzung, um das Wirken der 

Kirche in der Welt zu ermöglichen. Neben den spezifisch religiösen bzw. verkündigungs-

nahen Zwecksetzungen wie die Werke der Frömmigkeit oder der Caritas oder die Förde-

rung der christlichen Lehre benennt can. 1254 § 2 CIC deshalb gerade auch kirchliche 

Zielsetzungen mit vornehmlich wirtschaftlichen Charakter wie die Sicherstellung des an-

gemessenen Unterhalts des Klerus und anderer Kirchenbediensteter. Obwohl das Ge-

setzbuch der katholischen Kirche den Erwerb und die Erhaltung von Vermögen ausdrück-

lich als kirchliches Recht und Zielsetzung benennt, folgt daraus aber nicht zugleich, dass 

diese Zielsetzungen selbst auch zum Gegenstand des geistig-religiösen Sendungsauf-

trags der katholischen Kirche in der Welt erhoben werden. Schließlich dient das kirchliche 

Vermögen nach can. 1254 § 1 CIC allein der Verwirklichung der kirchlichen Sendung und 

ist damit Mittel zum Zweck, aber gerade nicht selbst der Zweck. Demnach stehen Wirt-

schaftsunternehmen, die sich im Eigentum der katholischen Kirche befinden, zwar keines-

falls im Widerspruch zu kanonischen Vorschriften oder dem eigenen Selbstverständnis der 

Kirche, sie liegen aber gleichwohl außerhalb des kirchlichen Sendungsauftrags547. Rein 

auf Gewinnerzielung ausgerichtete Einrichtungen bzw. Unternehmen haben folglich keinen 

hinreichenden Bezug zur Glaubenslehre, und sind demnach keine Lebens- und Wesens-

äußerung der katholischen Kirche in der Welt. Dies gilt im besonderen Maße für karitative 

Einrichtungen, denn die tätige Nächstenliebe erfolgt nach christlichem Verständnis stets 

bedingungslos548. 

Im Ergebnis folgt daraus, dass sowohl der unmittelbare Dienst am Nächsten als auch or-

ganisatorische Hilfsdienste nach kirchlichem Verständnis stets ohne Gewinnerzielungsab-

sicht erbracht werden müssen. Servicegesellschaften, die ihre organisatorischen Hilfs-

dienste nicht nur im Kreis der karitativen Einrichtungsträger sondern am freien Markt an-

                                            
547

 Rhode, Rechtliche Anforderungen an die Kirchlichkeit katholischer Vereinigungen und Einrichtungen, 
AfkKR 2006, S. 32, 39. 
548

 DCV (Hrsg.), Leitlinien für unternehmerisches Handeln der Caritas, in: neue Caritas, Ausgabe 20/2008, S. 
31, 32. 
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bieten um Gewinne zu erzielen, sind folglich aus Sicht der katholischen Kirche keine Ein-

richtung, die an der Verkündigung teilhat. 

 

bb)  Religionsverfassungsrechtliche Sicht 

Die reine Gewinnerzielung ist bereits nach dem Selbstverständnis der katholischen Kirche 

keine religiöse Betätigung549 und kann schon aus diesem Grund auch aus verfassungs-

rechtlicher Sicht nicht als solche qualifiziert werden. Unabhängig vom jeweiligen Verständ-

nis der Kirche oder Religionsgemeinschaft kann in typisierender Betrachtung eine gewerb-

liche Betätigung aber auch keine durch Art. 4, 140 GG, 137 ff. WRV geschützte Religions-

ausübung darstellen. Die Rechtsprechung hat – insbesondere in Verfahren im Zusam-

menhang mit „Scientology“ und anderen sogenannten „Jugendsekten“ – im Ergebnis zu-

treffend herausgearbeitet, dass die Verfolgung allein wirtschaftlicher Ziele aus religionsver-

fassungsrechtlicher Sicht schädlich ist und hat folglich die Anerkennung als Religionsge-

meinschaft verwehrt550. 

Kirchen und Religionsgemeinschaften ist es gleichwohl verfassungsrechtlich unbenom-

men, sich zur Finanzierung ihrer Aufgaben auch gewerblich zu betätigen. Allerdings lässt 

sich der notwendige Bezug zu einem religiösen Glaubenssatz bei einer auf Gewinnerzie-

lung gerichteten unternehmerischen Betätigung nicht mehr herstellen551. Religionen im 

verfassungsrechtlichen Sinne beinhalten per definitionem 552  stets eine Erklärung zum 

Grund bzw. zum Sinn der menschlichen Existenz. Gewerbliche Betätigung sichert das 

menschliche Dasein zwar materiell, vermag aber dessen Sinn bzw. seine Herkunft nicht zu 

erklären. Eine Glaubenslehre, die gewerbliche Betätigung bzw. Gewinnerzielung zur Reli-

gionsausübung erklärt, könnte daher nicht die Anforderungen an eine Religion im verfas-

sungsrechtlichen Sinne erfüllen553. Auch wenn über die gewerbliche Tätigkeit im Ergebnis 

eine religiöse Zweckverfolgung im Sinne des Art. 4 GG finanziert wird, wird die Mittelbe-

schaffung selbst nicht zu einer geschützten Religionsausübung, sondern schafft allein die 

notwendige materielle Grundlage554. Damit fehlt bei einer rein gewerblichen und damit 

                                            
549

 S. oben E) I. 4. 
550

 S. bspw. BVerwG vom 27. 3. 1992, 7 C 21/90 (= NJW 1992, 2496); eingehend hierzu Scholz, NVwZ 1992, 
1152; ferner Kästner in: Stern/Becker (Hrsg.), Art. 4 GG, Rn. 73. 
551

 Kästner, BK, 140 GG, Rn. 307. 
552

 S. oben D) I. 3. 
553

 Kästner, ebd. 
554

 So auch Herzog, in: Maunz/Dürig, GG Art. 4, Rn. 106; sowie Hanau/Thüsing, Grenzen und Möglichkeiten 
des Outsourcings aus dem kirchlichen Dienst, KuR 2002, S. 9, 17. 
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nicht religiösen Betätigung auch der für eine gesetzliche Privilegierung von kirchlichen Ein-

richtungen gegenüber weltlichen Anbietern notwendige Rechtfertigungszusammenhang555. 

Gewerbliches Handeln bleibt aus Sicht des staatlichen Rechts im Ergebnis stets religiös 

bzw. weltanschaulich neutral. Das staatliche Neutralitäts- und Gleichbehandlungsprinzip 

verbietet dem Staat, bestimmte Unternehmen oder Institutionen zu privilegieren, ohne 

dass hierfür eine hinreichende Rechtfertigung vorliegt. Die gesetzliche Privilegierung kirch-

licher Einrichtungen muss insoweit stets auf den besonderen verfassungsrechtlichen 

Schutz von Religion und Religionsausübung zurückzuführen sein. Einrichtungen bzw. Un-

ternehmungen, die auf Gewinnerzielung ausgerichtet sind, können demnach nicht als 

kirchlich im religionsverfassungsrechtlichen Sinne qualifiziert werden. Dies gilt nach Auf-

fassung der Rechtsprechung selbst dann, wenn das gewerbliche Unternehmen als Eigen-

betrieb in unmittelbarer Trägerschaft einer Rechtsperson der hierarchischen Kirchenver-

fassung steht, wie beispielsweise die Klosterbrauerei Andechs556. Zwar handelt es sich 

nach dem allgemeinen Sprachgebrauch zweifellos um ein „kirchliches“ Unternehmen, da 

Eigentümerin eine Rechtsperson der Kirchenverfassung ist, dennoch wird hier kein religiö-

ser Glaubenssatz verwirklicht, weshalb privilegierende Sonderrechte nicht gerechtfertigt 

sind. Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof kam im Fall der Klosterbrauerei Andechs 

folglich zum Ergebnis, dass dort staatliches und nicht kirchliches Arbeitsrecht anzuwenden 

ist557. Demnach können auch sonstige wirtschaftliche Eigenbetriebe kirchlicher Rechtsper-

sonen wie etwa Brauereien, Druckereien oder Weinberge grundsätzlich nicht die rechtliche 

Sonderstellung einer religionsverfassungsrechtlich zugeordneten Einrichtung beanspru-

chen558. 

 

cc)  Zwischenergebnis 

Im Ergebnis lässt sich festhalten, dass eine vom Religionsverfassungsrecht geschützte 

Verwirklichung religiöser Zwecke nicht mehr gegeben ist, wenn Gegenstand der sat-

                                            
555

 S. oben D) I. 2. a). 
556

 BayVGH, Beschluss vom 13.09.1989, ZBR 1990, 190 ff. 
557

 BayVGH, aaO; obwohl man nach Ansicht des Verfassers aufgrund des geistigen Inhalts des hergestellten 
Getränks auch zu einem anderen Ergebnis hätte kommen können, wird man dem Bayerischen Verwaltungs-
gerichtshof im Ergebnis wohl zustimmen müssen. Im Falle einer Weinkellerei müsste das Ergebnis aber 
mindestens als offen bezeichnet werden. 
558

 So auch Kästner, BK, 140 GG, Rn. 307; Peter Hanau/ Gregor Thüsing Grenzen und Möglichkeiten des 
Outsourcings aus dem kirchlichen Dienst, Kirche und Recht (KuR) 2002, S. 18 ff.; aA hingegen Dütz, Mitbe-
stimmung in kirchlichen Wirtschaftsbetrieben, FS Stahlhacke, S. 109, 110 f. 
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zungsmäßigen Zwecksetzung in erster Linie gewerbliche oder eigenwirtschaftliche Ziele 

sind. Zum einen zählt reine Gewinnerzielung nicht mehr zum religiösen Sendungsauftrag 

der katholischen Kirche559 und zum anderen würde dies eine mit dem verfassungsrechtli-

chen Gleichbehandlungs- und Neutralitätsgebot des Staates nicht zu vereinbarende Be-

nachteiligung weltlicher gewerblicher Anbieter bedeuten. Dies betrifft grundsätzlich alle 

Arten kirchlicher Unternehmungen und bindet sowohl operative Einrichtungsträger im kari-

tativen Kernbereich als auch rechtlich verselbständigte Servicegesellschaften, die lediglich 

organisatorische Hilfsdienste erbringen. 

Praktisch relevant wird die Frage nach der gewerblichen bzw. eigenwirtschaftlichen Orien-

tierung regelmäßig bei Servicegesellschaften, wenn diese ihre Dienstleistungen gewinn-

bringend am Markt anbieten. Das entscheidende Abgrenzungsmerkmal für die gewerbli-

che Orientierung einer Servicegesellschaft ist das Auftreten am Markt560. Wenn eine Ser-

vicegesellschaft ihre Dienstleistungen allen Nachfragenden am freien Markt anbietet, dient 

sie nicht mehr vorrangig dem karitativen Zweck der operativ tätigen Einrichtung, sondern 

verlässt den verfassungsrechtlich geschützten Bereich religiöser Betätigung. Gewerbliche 

Servicegesellschaften sind in der Folge ebenso wie sonstige wirtschaftliche Unternehmen 

der katholischen Kirche wie etwa Banken, Verlage oder Brauereien keine rechtlich privile-

gierten kirchlichen Einrichtungen im religionsverfassungsrechtlichen Sinne561. 

 

 b) Ausrichtung der Geschäftsfeldpolitik nach wirtschaftlichen Kriterien 

Mitunter richten operativ tätige Einrichtungsträger ihre Geschäftsfeldpolitik zunehmend 

nach Rentabilitätsgesichtspunkten aus und stellen als kostensenkende Maßnahme defizi-

täre zugunsten rentablerer Dienstleistungen ein. Vor dem Hintergrund, dass Caritas so-

wohl aus kirchlicher als auch aus verfassungsrechtlicher Sicht gewinnorientiertes Handeln 

nicht umfasst, stellt sich die Frage, inwieweit eine Anpassung der Geschäftsfeldpolitik nach 

solchen rein wirtschaftlichen Erwägungen für die Einstufung als kirchliches bzw. religiöses 

Handeln schädlich ist. 
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 S. oben E) I. 4. 
560 Hanau/Thüsing Grenzen und Möglichkeiten des Outsourcings aus dem kirchlichen Dienst, KuR 2002, S. 
19 f; so auch Glawatz(-Wellert), Die Zuordnung privatrechtlich organisierter Diakonie zur evangelischen Kir-
che, S. 117 ff. Die religionsverfassungsrechtliche Zuordnung sei demnach nicht möglich, wenn die Service-
gesellschaft ihre Leistungen „überwiegend“, d. h. zu mehr als 50 % an weltliche Nachfrager erbringt. 
561

 Fuhrmann, Flucht aus dem kirchlichen Dienst? KuR 2005, S. 175, 184. 



 
134 

 

aa)  Selbstverständnis der katholischen Kirche 

Grundsätzlich gilt, dass karitatives Wirken stets Teil der kirchlichen Sendung ist. Eine Ein-

richtung, die im Zuge einer Neuordnung der Geschäftsfeldpolitik defizitäre zugunsten von 

rentableren Diensten aufgibt, bleibt deshalb eine kirchliche Lebens- und Wesensäußerung, 

solange sich auch die neue Ausrichtung im Rahmen der charakteristischen Zwecksetzun-

gen der organisierten Caritas562 bewegt. Dass die Auswahl der karitativen Dienste mögli-

cherweise durch wirtschaftliche Erwägungen bestimmt worden ist, ändert an dem karitati-

ven Charakter der Dienste im Ergebnis nichts. Unter den genannten Voraussetzungen ist 

demnach eine Neuausrichtung der Geschäftsfeldpolitik möglich, ohne dass die Einrichtung 

aufhört, Lebensvollzug der Kirche zu sein. 

Die zunehmende Aufgabe von defizitären Dienstleistungen innerhalb der Caritas kann im 

Diözesangebiet jedoch unter Umständen zu einer Unterversorgung mit diesen Diensten 

führen. Insoweit trägt der jeweilige Ortsbischof die oberhirtliche Verantwortung dafür, in 

seinem Diözesangebiet die karitativen Werke entsprechend dem Bedarf an karitativen 

Dienst- und Hilfeleistungen zu unterstützen und zu koordinieren563. Aufgrund der auch kir-

chenrechtlich garantierten Leitungsautonomie kirchlicher Vereinigungen564 steht ihm aller-

dings kein Eingriffs- oder Leitungsrecht gegenüber privaten karitativen Werken zu565. So-

weit – beispielsweise aufgrund einer weitreichenden Neuausrichtung der Geschäftsfeldpo-

litik karitativer Einrichtungen – die Versorgung mit bestimmten sozialen Diensten im Diö-

zesangebiet nicht genügend gesichert erscheint und die Unterversorgung auch durch Un-

terstützung oder Koordination der bestehenden Werke nicht behoben werden kann, hat 

der Diözesanbischof letztlich selbst dafür Sorge zu tragen, dass die notwendigen Einrich-

tungen und Dienste kirchenamtlich errichtet werden566. 

 

bb)  Religionsverfassungsrechtliche Sicht 

Grundsätzlich gilt, dass karitatives Wirken auch aus verfassungsrechtlicher Sicht stets Teil 

der geschützten kirchlichen Sendung ist. Eine Einrichtung, die im Zuge einer Neuordnung 

der Geschäftsfeldpolitik defizitäre zugunsten rentabler Dienste aufgibt, bleibt deshalb auch 
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 S. hierzu oben B) III. 2. 
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 Vgl. can. 394 § 1 CIC; hierzu eingehend Hallermann, AfkKR 1999, S. 443, 452. 
564

 Vgl. can. 321 i. V. m. can. 323 §§ 1 und 2 CIC. 
565

 Hallermann, a. a. O., S. 448 f. 
566

 Hallermann, a. a. O., S. 449. 
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aus verfassungsrechtlicher Sicht eine kirchliche Lebens- und Wesensäußerung, solange 

sich auch die neue Ausrichtung im Rahmen der karitativen Zwecksetzungen bewegt. Die 

möglicherweise zugrunde liegenden wirtschaftlichen Erwägungen sind insoweit auch aus 

religionsverfassungsrechtlicher Sicht nicht von entscheidender Bedeutung. 

 

 5. Ergebnis 

Im Ergebnis weisen folgende Einrichtungsträgertypen der organisierten Caritas eine für die 

religionsverfassungsrechtliche Zuordnung sowohl aus kirchlicher als auch aus verfas-

sungsrechtlicher Sicht hinreichende religiöse Zielsetzung auf: Sämtliche im karitativen 

Kernbereich operativ tätigen Einrichtungsträger, in denen unmittelbar Dienste am Men-

schen erbracht werden, und ferner organisatorische Hilfsdienste, Holdinggesellschaften 

und Förderorganisationen und andere Einrichtungstypen, die den Dienst am Menschen 

unterstützen oder fördern und somit mittelbar eine übergeordnete karitative Zielsetzung 

verfolgen. 

Eine solche Zielsetzung muss als Gegenstand des Einrichtungsträgers in der Satzung 

festgelegt sein. Daneben muss aber auch die religiöse Grundlage des Einrichtungsträgers 

erkennbar werden. Die Satzung hat demnach Formulierungen zu enthalten, die erkennen 

lassen, dass eine religiöse Motivation zugrunde liegt. Hinreichend aber auch erforderlich 

sind Bezugnahmen auf die christliche Nächstenliebe oder Glaubenslehre, die katholische 

Kirche oder vergleichbare Formulierungen. 

Gewerbliche oder eigenwirtschaftliche Zielsetzungen sind hingegen nicht als religiös ein-

zustufen und können eine rechtliche Privilegierung gegenüber anderen gewerblichen An-

bietern grundsätzlich nicht rechtfertigen. Sie bilden somit stets ein Ausschlusskriterium für 

die religionsverfassungsrechtliche Zuordnung. Für die religionsverfassungsrechtliche Zu-

ordnung unschädlich sind hingegen wirtschaftliche Erwägungen zur Geschäftsfeldpolitik, 

solange eine karitative Zwecksetzung nach den vorgenannten Voraussetzungen bestehen 

bleibt. 
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 II. Wechselseitige Anerkennung des Einrichtungsträgers und der Kirche 

Ein weiteres zwingendes Zuordnungskriterium besteht darin, dass die Kirche die jeweilige 

Einrichtung als eine ihr zugeordnete kirchliche Einrichtung anerkannt hat. Spiegelbildlich 

muss aber auch die Einrichtung mit ihrer Zuordnung zur katholischen Kirche einverstan-

den sein. 

 

 1. Herleitung 

Ebenso wie die anderen Zuordnungskriterien wurzelt auch das Erfordernis der kirchlichen 

Anerkennung letztlich im verfassungsrechtlich garantierten Selbstbestimmungsrecht der 

Kirchen und Religionsgemeinschaften. Daneben greift auch hier das einer Religionsge-

meinschaft zugrunde liegende Konsensprinzip, wonach eine Einrichtung vom gemeinsa-

men religiösen Konsens getragen sein muss567. Die staatliche Rechtsordnung darf dem-

nach den Kirchen und Religionsgemeinschaften gegen deren Willen keine Einrichtungen 

„aufdrängen“, vielmehr entscheidet die Kirche selbst darüber, welche Einrichtungen nicht 

zu ihren „Angelegenheiten“ nach Art. 137 Abs. 3 WRV gehören568. Diese verfassungs-

rechtlichen Grundsätze strahlen auch auf das staatliche Zivilrecht aus, weshalb die katho-

lische Kirche nach höchstrichterlicher Rechtsprechung im staatlichen Rechtskreis den zivil-

rechtlichen Namensschutz nach § 12 BGB genießt569. Der Namensschutz findet daneben 

auch im Recht der katholischen Kirche seine Entsprechung. Demnach darf sich „keine Un-

ternehmung“ ohne Zustimmung der „zuständigen kirchlichen Autorität“ als katholisch be-

zeichnen570. 

Aus dem verfassungsrechtlich garantierten Selbstbestimmungsrecht und dem einfachge-

setzlichen Namensschutz resultiert somit ein „Abwehrrecht“ der Kirchen und Religionsge-

meinschaften gegenüber Einrichtungen und Diensten, von dem sie insbesondere dann 

Gebrauch machen können, wenn das Wirken der Einrichtung mit dem religiösen Selbst-

verständnis nicht im Einklang steht oder sie sich dem Einfluss der Kirche durch ihr fakti-

sches Verhalten zu sehr entzieht571.  
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 S. oben D) I. 3. 
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 Ganz hM, siehe nur v. Campenhausen, Handbuch des Stiftungsrechts, § 23, Rn. 21, sowie oben D) I. 1. 
a). 
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 Vgl. BGH NJW 1994, 245. 
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 Vgl. bspw. can. 216, 300, 803 § 3, 808 CIC. 
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 Rhode, Rechtliche Anforderungen an die Kirchlichkeit katholischer Vereinigungen und Einrichtungen, 
AfkKR 2006, S. 32, 63. 
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Die katholische Kirche besitzt bezüglich der kirchlichen Identität einer Einrichtung die Deu-

tungshoheit. Sollte sie zu dem Ergebnis kommen, dass eine Einrichtung keine kirchliche 

Zielsetzung verfolgt oder ihr Tun gar kirchlichen Lehren widerspricht, kann sie einer kirchli-

chen Zuordnung der Einrichtung im staatlichen Rechtskreis deshalb auch mit Erfolg ent-

gegentreten. Sie kann die „Kirchlichkeit“ der Einrichtung aberkennen, mit der Folge, dass 

diese sich nicht mehr als „kirchlich“ bezeichnen darf. Die Aberkennung führt zwangsläufig 

dazu, dass die religionsverfassungsrechtliche Zuordnung der Einrichtung aufgehoben ist 

und sie die Sonderrechte in der staatlichen Rechtsordnung nicht länger in Anspruch neh-

men kann. 

Die religionsverfassungsrechtliche Zuordnung setzt folglich voraus, dass die Kirche oder 

Religionsgemeinschaft die zuzuordnende Einrichtung nicht ablehnt bzw. - positiv ausge-

drückt - als „kirchlich“ anerkennt. Erforderlich ist demzufolge eine billigende Anerkennung 

durch die zuständige kirchliche  Autorität572. 

Ebenso wie die Kirche Einrichtungen anerkennen muss, um sie als „kirchlich“ einstufen zu 

können, muss spiegelbildlich auch auf Seiten der jeweiligen Einrichtung Einverständnis mit 

einer Zuordnung zur Kirche bestehen. Die Zuordnung einer Einrichtungen zu einer Kirche 

gegen den Willen der Einrichtung wäre mit der verfassungsrechtlich garantierten Privatau-

tonomie ebenso unvereinbar wie die Zuordnung von Einrichtungen gegen den Willen der 

Religionsgemeinschaft die Kirchenautonomie verletzen würde573. 

 

 2. Voraussetzungen 

Auch bei der für die religionsverfassungsrechtliche Zuordnung notwendigen wechselseiti-

gen Anerkennung von Kirche und Einrichtungsträger muss zwischen den kirchlichen und 

den religionsverfassungsrechtlichen Mindestanforderungen unterschieden werden. 
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 Pree, Zur Frage nach dem Proprium kirchlicher Einrichtungen: Eine kanonistische Perspektive, Essener 
Gespräche Bd. 34 (2000), S. 71 ff. 
573

 Rhode, Rechtliche Anforderungen an die Kirchlichkeit katholischer Vereinigungen und Einrichtungen, 
AfkKR 2006, S. 32, 60. 
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 a) Anforderungen nach dem Selbstverständnis der katholischen Kirche 

 

aa)  Kirchliche Identität 

Karitative Einrichtungen sollen nach dem Selbstverständnis der katholischen Kirche einen 

unverwechselbaren kirchlichen Charakter bzw. das kirchliche Proprium aufweisen. Inso-

weit gelten die einleitenden Ausführungen dieser Arbeit zum kirchlichen Proprium karitati-

ver Einrichtungen, auf die hier verwiesen wird574. Diese überwiegend theologischen Krite-

rien sind allerdings rechtlich kaum greifbar bzw. messbar. Insoweit wird die katholische 

Kirche für die Anerkennung einer Einrichtung aber jedenfalls regelmäßig verlangen, dass 

zumindest die Prinzipien der katholischen Moral und die religiöse Grundlage in der Sat-

zung des Einrichtungsträgers verankert sind575. Der Einrichtungsträger muss sich in seiner 

Satzung selbst auf den katholischen Charakter verpflichten. Diese Anforderung gilt aber 

ohnehin bereits aus der Notwendigkeit einer religiösen Zwecksetzung576. Letztlich ergeben 

sich daher hier keine wesentlich neuen Anforderungen an die religionsverfassungsrechtli-

che Zuordnung. 

 

bb)  Kirchliche Ingerenzrechte 

Die katholische Kirche verlangt zur Wahrung der kirchlichen Identität und um sicherstellen 

zu können, dass die Zwecke tatsächlich der katholischen Glaubenslehre entsprechend 

verwirklicht werden, regelmäßig ein gewisses Maß an Einflussrechten577. Die kirchenge-

setzlichen Einflussrechte greifen schließlich nur gegenüber kirchlichen Rechtspersonen, 

das heißt private und öffentliche juristische Personen kanonischen Rechts sowie gegen-

über kirchlichen Stiftungen bürgerlichen Rechts578. Im Falle eines rein privatrechtlich orga-

nisierten Einrichtungsträgers wird die katholische Kirche die Anerkennung der Einrichtung 

unter Umständen davon abhängig machen, dass ihr entsprechende Einflussrechte sat-

zungsmäßig eingeräumt werden. In der Regel werden bestimmte Zustimmungsvorbehalte 
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 S. oben B) I. 
575

 Pree, Zur Frage nach dem Proprium kirchlicher Einrichtungen: Eine kanonistische Perspektive, Essener 
Gespräche Bd. 34 (2000), S. 71 ff. 
576

 S. oben E) I. 5. 
577

 Pree, Zur Frage nach dem Proprium kirchlicher Einrichtungen: Eine kanonistische Perspektive, Essener 
Gespräche Bd. 34 (2000), S. 71 ff. 
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 S. hierzu oben C) III. 1. 
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oder die Besetzung der Trägerorgane mit kirchlichen Vertretern in den Satzungen veran-

kert579. 

Für bestimmte Einrichtungstypen enthält auch das partikulare katholische Kirchenrecht 

ausdrücklich bestimmte Anforderungen an die kirchliche Identität, wie etwa die diözesanen 

„Grundordnungen für katholische Krankenhäuser“580. Diese diözesanen Kirchengesetze 

bestimmen neben der Binnenorganisation katholischer Krankenhäuser näher, welche in-

haltlichen Anforderungen Krankenhäuser erfüllen müssen, damit sie sich als „katho-

lisch“ bezeichnen dürfen. Neben einer kirchlichen oder karitativen Zwecksetzung wird 

auch hier  besonderer Wert auf eine angemessene Beteiligung kirchlicher Vertreter in den 

Trägerorganen der Einrichtung sowie auf kirchliche Aufsichtsrechte und Genehmigungs-

vorbehalte gelegt581. Mitunter werden aber auch konkrete Genehmigungsvorbehalte des 

Ortsbischofs hinsichtlich Satzungsänderungen, die den Zweck der Einrichtung, die Zu-

ständigkeit ihrer Organe oder die Bestimmungen über die Zuordnung zur Kirche verändern, 

sowie bei Beschlüssen über die Übertragung oder die Auflösung der Einrichtung gefor-

dert582. Außerdem sollen die Mitglieder der Organe des Trägers sowie leitende Mitarbeiter 

stets der katholischen Kirche angehören583. 

Welche konkreten Einflussrechte die Kirche im Einzelfall für erforderlich hält, ist eine Frage 

der Ordnung der eigenen Angelegenheiten und unterliegt daher ihrem Selbstbestim-

mungsrecht. Sie kann theoretisch auch ganz auf Einflussrechte verzichten und gleichwohl 

die Anerkennung erteilen. Eine Anerkennung kommt aber jedenfalls dann nicht in Betracht, 

wenn die Einrichtung überhaupt nicht im Rahmen der kirchlichen Sendung tätig ist, oder 

wenn sie sich in rechtlicher Beziehung der kirchlichen Autorität völlig entzieht584. 

 

                                            
579

 S. oben C) III. 2. 
580

 Vgl. die verschiedenen kirchlichen Grundordnungen für katholische Krankenhäuser: Grundordnung für 
katholische Krankenhäuser in der Erzdiözese Freiburg und der Diözese Rottenburg-Stuttgart vom 
01.05.1989, (BO Nr. A 1909 – 30.3.89, PfReg. K 2.6b); Grundordnung für katholische Krankenhäuser in 
Nordrhein-Westfalen vom 1. Oktober 1996 (KA 1996. Nr.198, 5.203), in der Fassung vom 27. März 2001 (KA 
2001, Nr. 80, 5.138); Grundordnung für katholische Krankenhäuser in den Diözesen Fulda, Limburg, Mainz, 
Speyer und Trier, vom 24.11.1986: ABl 1986, S. 181 f.; 
581

 Vgl. bspw. die „Grundordnung für katholische Krankenhäuser in der Erzdiözese Freiburg und der Diözese 
Rottenburg-Stuttgart“, A. Ziff. 2. 
582

 Vgl. bspw. die „Grundordnung für katholische Krankenhäuser in Nordrhein-Westfalen“, A. Ziff. 1. 
583

 Gemäß „Grundordnung für katholische Krankenhäuser in Nordrhein-Westfalen“, A. Ziff. 2 und 4. 
584

 Pree, Zur Frage nach dem Proprium kirchlicher Einrichtungen: Eine kanonistische Perspektive, Essener 
Gespräche Bd. 34 (2000), S. 71 ff. 
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cc)  Anerkennungsakt 

An die Form des Anerkennungsakts bestehen aus kirchenrechtlicher Sicht keine besonde-

ren Anforderungen. Er kann in expliziter Form erfolgen, beispielsweise durch Verleihung 

der kirchlichen Rechtspersönlichkeit, durch Statutenrekognoszierung, durch Empfehlung 

oder Belobigung585 oder auch durch Genehmigung der Bezeichnung als katholisch. Die 

Anerkennung kann aber auch implizit bzw. durch konkludentes Verhalten der zuständigen 

Autorität erfolgen586. Die Wahl der Anerkennungsform unterliegt ebenfalls dem Selbstbe-

stimmungsrecht der katholischen Kirche. 

 

 b) Religionsverfassungsrechtliche Anforderungen 

Die Frage, ob eine Einrichtung die von der Kirche bestimmten Voraussetzungen für eine 

kirchliche Anerkennung erfüllt, obliegt allein der Beurteilung der Kirche. Dasselbe gilt in-

soweit auch für die Art und Weise, wie die Anerkennung durch die Kirche ausgesprochen 

wird. Die Prüfung der kirchlichen Bestimmungen fällt nicht in die Kompetenz des Staates.  

Er hat lediglich zu prüfen, ob die Anerkennung durch die Kirche erfolgt ist oder nicht. Inso-

weit muss diese aus staatlicher Sicht lediglich erkennbar sein. 

Der Anerkennungsakt bedarf daher auch aus religionsverfassungsrechtlicher Sicht keiner 

besonderen Form- oder Wirksamkeitsanforderungen. Insbesondere ist es für die religions-

verfassungsrechtliche Zuordnung einer Einrichtung zur katholischen Kirche nicht erforder-

lich, dass dieser nach den Vorschriften des CIC die kanonische Rechtspersönlichkeit ver-

liehen wurde587. Die für die religionsverfassungsrechtliche Zuordnung erforderliche Aner-

kennung kann ausdrücklich erklärt werden, aber auch konkludent erfolgen, beispielsweise 

indem die Kirche das Auftreten einer sich als „katholisch“ bezeichnenden Einrichtung 

kennt und über einen längeren Zeitraum duldet. Soweit ein staatliches Gericht über die 

religionsverfassungsrechtliche Zuordnung einer Einrichtung zu entscheiden hat und das 

Vorliegen der kirchlichen Anerkennung zweifelhaft erscheint, müsste das Gericht diesbe-

züglich eine Auskunft bei der Kirche einholen. Diese Erklärung der Kirche würde das Ge-

richt binden. 
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 Im Falle religiöser Vereine, cann. 298 § 2 und 299 § 2 CIC. 
586

 Pree, ebd.  
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 Pree, ebd.  
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Auch an die notwendige Zustimmung des Einrichtungsträgers zu seiner Zuordnung zur 

Kirche sind keine besonderen Form- oder Wirksamkeitsanforderungen zu stellen. Im Re-

gelfall wird das erforderliche Einverständnis des Einrichtungsträgers bereits in der ohnehin 

notwendigen Verankerung eines religiösen Bekenntnisses liegen. Dasselbe wäre auch bei 

einer Selbstbezeichnung als „katholisch“ oder ähnlichen Formulierungen anzunehmen. 

Vor diesem Hintergrund wird die Zustimmung der Einrichtung als Zuordnungskriterium nur 

in den Fällen praktisch relevant, in denen eine kirchliche Einrichtung beabsichtigt, ihre Zu-

ordnung aufzuheben. Soweit keine kirchlichen Ingerenzrechte entgegenstehen, kann sich 

grundsätzlich jeder Einrichtungsträger aufgrund seiner verfassungsrechtlich garantierten 

Privatautonomie aus seiner rechtlichen Verbindung zur Kirche lösen. Hierzu muss lediglich 

die kirchliche Zwecksetzung in der Satzung aufgehoben werden, was eine entsprechende 

Willensbildung und Beschlussfassung in den hierzu zuständigen Organen des Einrich-

tungsträgers notwendig macht. In diesem Zusammenhang gilt es aber zu bedenken, dass 

gerade solche Satzungs- und Zweckänderungen in vielen Fällen unter einem Zustim-

mungsvorbehalt der Kirche liegen oder im Falle von Stiftungen nach Maßgabe der jeweili-

gen Landesstiftungsgesetze nicht bzw. nur unter sehr engen Voraussetzungen möglich 

sind. 

 

 3. Zusammenfassung 

Für die religionsverfassungsrechtliche Zuordnung genügt es, dass die katholische Kirche 

den Einrichtungsträger und dieser umgekehrt die katholische Kirche anerkannt hat. Ob alle 

vorgenannten kircheninternen Anforderungen an die Anerkennung im Einzelfall tatsächlich 

gegeben sind, entzieht sich der Beurteilungs- und Entscheidungskompetenz der staatli-

chen Gerichte. Im Übrigen kann die katholische Kirche ihre Anerkennungsvoraussetzun-

gen stets selbst festlegen und abändern, da es hier letztlich um die Ordnung ihrer Angele-

genheiten nach Art. 137 Abs. 3 WRV geht. 
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 III. Hinreichende Eingliederung in die Organisationsstruktur der katholischen 

Kirche 

Die religionsverfassungsrechtliche Definition einer Religionsgemeinschaft setzt stets ein 

gewisses Mindestmaß an organisatorischer Struktur voraus 588 . Neben einer religiösen 

Zielsetzung und einer wechselseitigen Anerkennung verlangt die religionsverfassungs-

rechtliche Zuordnung einer Einrichtung zur Kirche demzufolge als drittes Zuordnungskrite-

rium, dass sich die Einrichtung in einem noch näher zu bestimmenden Maße in die Orga-

nisationsstruktur der Kirche einfügt. 

Die Untergliederungen der katholischen Kirchenverfassung sind auch aus staatlicher Sicht 

Teilglieder der katholischen Kirche und zweifellos hinreichend in die hierarchische Organi-

sationsstruktur eingegliedert. Dies gilt daher auch für alle karitativen Einrichtungen, die als 

rechtlich unselbstständige Eigenbetriebe im Eigentum und unter der Leitung kirchlicher 

Rechtspersonen stehen und auf diese Weise in die verfasste Kirche inkorporiert sind. Auf 

die privatrechtlich organisierten kirchlichen Einrichtungen trifft dies hingegen nicht zu. Sie 

stehen organisationsrechtlich neben der verfassten Kirche und müssen daher eine nach-

vollziehbare organisationsrechtliche Verbindung zur Kirche aufweisen, die aber gerade 

nicht darin bestehen muss, dass die Einrichtung Eigentum der Kirche oder auf sonstige 

Weise in die verfasste Kirche inkorporiert ist. Erst diese Verbindung vermittelt der Einrich-

tung die Teilhabe am kirchlichen Selbstbestimmungsrecht und rechtfertigt die privilegie-

rende Sonderstellung in der staatlichen Rechtsordnung. Eine bloße „Nähe“ einer Einrich-

tung zur Kirche, die jedoch rechtlich nicht messbar ist, genügt hierfür jedenfalls nicht, 

selbst wenn sie nach Bekenntnis und Zielsetzung  besonders intensiv sein mag589. 

Als Kriterium des staatlichen Religionsverfassungsrechts unterliegt das notwendige Min-

destmaß an rechtlicher Eingliederung der Beurteilungs- und Entscheidungskompetenz 

durch die staatlichen Gerichte590. Das Bundesverfassungsgericht prüft dieses Merkmal in 

seinen einschlägigen Entscheidungen zur religionsverfassungsrechtlichen Zuordnung von 

Einrichtungen stets unter dem Terminus der „institutionellen“ oder „organisatorischen Ver-

bindung“. 
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 S. oben D) I. 3. 
589

 So aber das OLG Frankfurt a. M., NJW-RR 1997, 482, 483: Obwohl eine institutionelle Verbindung des 
„Christlichen Verein Junger Menschen e. V.“ zur evangelischen Kirche nicht festgestellt werden konnte, hat 
das Gericht ihm das religiöse Selbstbestimmungsrecht aus Art. 140 GG, 137 Abs. 3 WRV zuerkannt und 
infolgedessen eine Ausnahme von den zwingenden vereinsrechtlichen Vorschriften der §§ 37 i. V. m. 40 
BGB zugestanden. 
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 BAG, NZA 2008, 653, 657. 
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Welche konkreten Anforderungen sich aus dem Zuordnungskriterium der institutionellen 

Verbindungen ergeben, wird sowohl in der Rechtsprechung als auch im Schrifttum zum 

Teil höchst unterschiedlich beurteilt. Die Auffassungen reichen von dem Erfordernis eines 

ordnenden Einflusses der Kirche in religiösen Angelegenheiten über das Verlangen nach 

bestimmten Quoten kirchlicher Vertreter in den Einrichtungsorganen bis hin zu der Forde-

rung nach einem entscheidenden bzw. beherrschenden Einfluss der Kirche auf den Ein-

richtungsträger. Hinter diesen Auffassungen steht regelmäßig die Überlegung, dass die 

Kirche stets sicherstellen können müsse, dass die zugeordnete Einrichtung den ihr über-

tragenen kirchlichen Auftrag dauerhaft im Einklang mit dem religiösen Selbstverständnis 

der Kirche erfüllt. 

Im Folgenden gilt es daher in Auseinandersetzung mit den verschiedenen hierzu vertrete-

nen Auffassungen zu untersuchen, welche rechtlichen Mindestanforderungen das Zuord-

nungskriterium der institutionellen Verbindung beinhaltet, und wie diese mit Blick auf ver-

schiedenen rechtlichen Organisationsformen innerhalb der organisierten Caritas umzuset-

zen sind. 

 

 1. Institutionelle Verbindung 

 

 a)  Bundesverfassungsgericht 

Das Bundesverfassungsgericht befasste sich bereits mehrfach mit der Frage der religions-

verfassungsrechtlichen Zuordnung591. In seiner oft zitierten Grundsatzentscheidung zum 

Wilhelm-Anton Hospital in Goch vom 11. Oktober 1977592 hat das Bundesverfassungsge-

richt der Verfassungsbeschwerde der Trägerstiftung gegen eine Entscheidung des BAG593 

zu § 118 Abs. 2 BetrVG stattgegeben. Zuvor hatte das Bundesverfassungsgericht bereits 

in der Entscheidung „Aktion Rumpelkammer“ vom 16. Oktober 1968594 klargestellt, dass 

auch kirchliche Vereinigungen sich auf das Grundrecht der freien Religionsausübung aus 

Artikel 4 Abs. 1 und 2 GG berufen können, und die wesentlichen Anforderungen an die 

Kirchlichkeit solcher Einrichtungen genannt. Das Bundesverfassungsgericht beurteilte den 
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 Zur Rechtsprechung des BVerfG siehe ausführlich Kästner/Couzinet, Der Rechtsstatus kirchlicher Stiftun-
gen des 19. Jahrhunderts, S. 34 ff. 
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 BVerfGE 46, 73. 
593

 BAG AP BetrVG 1972 § 118 Nr. 6. 
594

 BVerfGE 24, 236. 
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kirchlichen Status mehrerer Einrichtungsträger außerdem in seiner Entscheidung zu den 

„konfessionellen Krankenhäusern“ vom 25.03.1980595. Kurze Zeit später hatte das Bun-

desverfassungsgericht in der Entscheidung „Volmarstein“ vom 17. Februar 1981596 und in 

der Entscheidung zur Loyalitätspflicht kirchlicher Arbeitnehmer vom 04. Juni 1985597 den 

kirchlichen Status der verfahrensgegenständlichen Einrichtungen bejaht. In den beiden 

zuletzt genannten Entscheidungen hatte es sich aber mit den Zuordnungskriterien nicht 

mehr näher auseinandergesetzt, sondern auf die Begründungen des BAG Bezug genom-

men, das in seinen mit der Verfassungsbeschwerde angegriffenen Entscheidungen598 den 

kirchlichen Status bereits eingehend geprüft und jeweils bejaht hatte. 

Nach dem vom Bundesverfassungsgericht formulierten und in seinen vorgenannten Ent-

scheidungen stets zitierten Obersatz kommt es für die kirchliche Zuordnung entscheidend 

darauf an, dass die Einrichtungen „nach kirchlichem Selbstverständnis ihrem Zweck oder 

ihrer Aufgabe entsprechend berufen sind, ein Stück Auftrag der Kirche in dieser Welt 

wahrzunehmen und zu erfüllen.“ Maßstab für das Vorliegen dieser Voraussetzungen kön-

ne, so das Bundesverfassungsgericht, „das Ausmaß der institutionellen Verbindung mit 

einer Religionsgemeinschaft oder die Art der mit der Vereinigung verfolgten Ziele sein“599. 

Aus der vom Bundesverfassungsgericht verwendeten Konjugation „oder“ wurde im Schrift-

tum zum Teil der Schluss gezogen, dass bereits allein eine kirchliche Zwecksetzung für die 

Zuordnung zur Kirche genüge und eine institutionelle Verbindung zwar eine hinreichende, 

nicht aber eine notwendige Bedingung für die kirchliche Zuordnung sei600. Für diese Inter-

pretation spricht ferner, dass das Bundesverfassungsgericht die institutionelle Verbindung 

ausdrücklich in einem fakultativen Zusammenhang verwendet, wenn es davon spricht, 

dass der Maßstab „das Ausmaß der institutionellen Verbindung mit einer Religionsgemein-

schaft“ sein „kann“. 

Das Bundesverfassungsgericht selbst hat sich zur Frage, ob die institutionelle Verbindung 

ein weiteres notwendiges Kriterium neben der kirchlichen Zwecksetzung darstellt, bislang 

nicht abschließend geäußert. In den von ihm entschiedenen Fällen lag die institutionelle 
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 BVerfGE 53, 366. 
596

 BVerfGE 57, 220. 
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 BVerfGE 70, 138. 
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 BAG, NJW 1979, 1844 („Volmarstein“, BVerfGE 57, 220); BAG, NJW 1984, 826 und NJW 1984, 2596 
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 So Leisner, Das kirchliche Krankenhaus im Staatskirchenrecht, Essener Gespräche Bd. 17 (1983), S. 25;  
Rüthers, Anm. in EzA § 118 BetrVG 1972 Nr. 15; s. hierzu ferner Richardi, Arbeitsrecht in der Kirche, S. 28 ff. 
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Verbindung nach Auffassung des Gerichts stets vor und wurde neben der religiösen 

Zwecksetzung als weitere Begründung für die religionsverfassungsrechtliche Zuordnung 

herangezogen601. Ob eine religiöse Zwecksetzung allein die religionsverfassungsrechtliche 

Zuordnung auch tragen würde, hatte das Bundesverfassungsgericht bislang noch nicht zu 

beurteilen. Ebenso wenig liegt aber eine Entscheidung vor, in der das Bundesverfas-

sungsgericht die religionsverfassungsrechtliche Zuordnung mangels hinreichender institu-

tioneller Verbindung ablehnen musste. Das Bundesverfassungsgericht musste sich dem-

nach zur Frage der Notwendigkeit einer institutionellen Verbindung und den daraus fol-

genden Mindestanforderungen bislang nicht abschließend äußern. 

In seinen vorgenannten Entscheidungen unterscheidet das Bundesverfassungsgericht 

grundsätzlich zwischen den inkorporierten Einrichtungen in unmittelbarer Trägerschaft der 

verfassten Kirche, Einrichtungen in Trägerschaft einer Ordensgemeinschaft sowie sonsti-

gen rechtlich selbständigen Einrichtungen, die in Rechtsformen des staatlichen Privat-

rechts organisiert sind. Hinsichtlich der inkorporierten Einrichtungen steht der verfassten 

Kirche als Einrichtungsträger ihre Regelungs- und Verwaltungsbefugnis gemäß Art. 137 

Abs. 3 WRV unmittelbar zu, ohne dass es hier weiterer Voraussetzungen bedürfte. Auch 

Ordensgemeinschaften sind nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts im Regelfall 

institutionell mit der Kirche verbunden. Sie seien derart eng mit der Kirche verbunden, 

dass ihr Daseinszweck stets eine „Intensivierung der gesamtkirchlichen Aufgaben“ darstel-

le602. Ordenseigene Einrichtungen sind nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts 

ebenfalls ohne Weiteres mit der Kirche hinreichend institutionell verbunden. 

Bei den privatrechtlich organisierten Einrichtungsträgern stehen hingegen die jeweiligen 

Satzungsbestimmungen im Mittelpunkt der rechtlichen Betrachtung des Bundesverfas-

sungsgerichts. Wird dort eine hinreichende „Verbindung mit den Amtsträgern der Kirche“603 

gewährleistet, liegt nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts jedenfalls auch eine 

hinreichende institutionelle Verbindung zwischen dem Einrichtungsträger und der Kirche 

vor. Im Fall „Rumpelkammer“604 konnten die Diözesanbischöfe auf die Satzungsgestaltung 

des Einrichtungsträgers unmittelbar Einfluss nehmen. Auch in den Fällen „Goch“605 und 

„konfessionelle Krankenhäuser“606 unterlagen Satzungsänderungen einem Zustimmungs-
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605

 BVerfGE 46, 73, 87. 
606

 BVerfGE 53, 366, 391 ff. 
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vorbehalt der Amtskirche. Darüber hinaus konnte die Kirche in den beiden vorgenannten 

Fällen auch über die Besetzung der willensbildenden Organe der jeweiligen Einrichtungs-

träger entscheidend mitbestimmen. Schließlich unterlag im Fall „konfessionelle Kranken-

häuser“ ein Trägerverein zusätzlich der bischöflichen Aufsicht. Aus diesen kirchlichen Inge-

renzrechten hat das Bundesverfassungsgericht jeweils den Schluss gezogen, dass eine 

hinreichende institutionelle Verbindung zwischen dem Einrichtungsträger und der Kirche 

gegeben war. 

Ob die vorgenannten satzungsmäßigen Einflussrechte der Kirche jeweils eine zwingende 

Voraussetzung für die religionsverfassungsrechtliche Zuordnung waren, lässt sich den je-

weiligen Entscheidungsbegründungen jedoch nicht mit Sicherheit entnehmen. Schließlich 

waren alle Entscheidungen von einer Vielzahl von Erwägungen getragen und die Einfluss-

rechte wurden vom Bundesverfassungsgericht neben anderen Gesichtspunkten lediglich 

als weitere Indizien für eine religionsverfassungsrechtliche Zuordnung gewertet. Jedenfalls 

ist eine Ablehnung der religionsverfassungsrechtlichen Zuordnung mangels hinreichender 

Einflussrechte durch das Bundesverfassungsgericht noch nicht ergangen. Ebenso wenig 

ist jedoch eine Entscheidung zu finden, in der die religionsverfassungsrechtliche Zuord-

nung bejaht wurde, obwohl keine kirchlichen Einflussrechte vorlagen. Die bisher ergange-

nen Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts lassen lediglich den Schluss zu, 

dass die dort angeführten kirchlichen Ingerenzrechte die notwendige institutionelle Verbin-

dung begründen. Ob sie nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts darüber hinaus 

allerdings auch ein notwendiges Zuordnungskriterium sind, steht nicht mit Sicherheit fest. 

 

 b) Bundesarbeitsgericht 

Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts607 erfordert die staatskirchen-

rechtliche Zuordnung einer Einrichtung zur Kirche neben der Anerkennung durch die 

Amtskirche und der kirchlichen Zwecksetzung zwingend eine institutionelle Verbindung 

zwischen Einrichtung und Amtskirche. Kirchliche Zwecksetzung und institutionelle Verbin-

dung müssten folglich stets kumulativ vorliegen. Demzufolge hat das Bundesarbeitsgericht 

bereits in einigen Entscheidungen die kirchliche Zuordnung wegen unzureichender institu-

tioneller Verbindung trotz festgestellter karitativer Zwecksetzung verneint608 oder offenge-

                                            
607

 Ständige Rspr. des BAG, s. nur BAG, NZA 2008, 653, 656 mit zahlreichen weiteren Nachweisen. 
608

 BAG, AP BetrVG 1972 § 118 Nr. 6 (Goch) = BAG, NJW 1976, 1165, 1166. 
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lassen609. 

Kriterien für das Vorliegen einer institutionellen Verbindung in diesem Sinne können laut 

Bundesarbeitsgericht eine konfessionelle Ausrichtung der Organmitglieder, eine Aufga-

benerfüllung durch Angehörige der Kirche, eine Einflussnahme der Kirche auf die Tätigkeit 

und auf Statusänderungen der Einrichtung, eine Einflussnahme auf die Wirtschaftsführung 

und Gewinnverwendung, insbesondere im Falle der Auflösung, oder auf den Zeitraum der 

bisherigen kirchlichen Einbindung sein610. Im Einzelfall könne auch eine bloße personelle 

Verflechtung genügen611. 

Unabhängig von den kirchlichen Einflussbefugnissen im Einzelfall kommt es nach ständi-

ger Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts aber stets entscheidend darauf an, dass 

die institutionelle Verbindung zwischen Einrichtung und Amtskirche zumindest ein Min-

destmaß an „ordnendem Einfluss“ der Amtskirche auf die Einrichtung zulasse. Nach der 

neueren Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts bedarf der ordnende Einfluss der Kir-

che zwar keiner ausdrücklichen satzungsmäßigen oder gesellschaftsvertraglichen Absi-

cherung und muss auch nicht mehr beherrschend sein612. Die Kirche müsse aber zumin-

dest stets in der Lage sein, einen etwaigen Dissens in religiösen Angelegenheiten zwi-

schen ihr und der Einrichtung zu unterbinden613, was natürlich im Regelfall eine entspre-

chende rechtliche Grundlage im Gesellschaftsstatut erfordert, soweit sich kirchliche Auf-

sichts- und Einflussrechte nicht bereits aus geltenden kirchlichen Rechtsvorschriften erge-

ben. Ein solcher, für die religionsverfassungsrechtliche Zuordnung schädlicher, Dissens 

soll nach einer instanzgerichtlichen Entscheidung bereits dann vorliegen, wenn sich eine 

Einrichtung weigert, die GrO anzuwenden614. 

Die jüngere Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts tendiert außerdem dazu, die mit 

der Mitgliedschaft in einem kirchlichen Wohlfahrtsverband unter Umständen einhergehen-

den Einflussmöglichkeiten der Amtskirche für die religionsverfassungsrechtliche Zuord-

                                            
609

 BAG, NZA 2008, 653 (kirchlicher Status nicht abschließend verneint, zur weiteren Sachverhaltsaufklärung 
zur Frage der kirchlichen Einflussnahmemöglichkeiten Zurückverweisung an die Beschwerdeinstanz). 
610

 Siehe BAG, NZA 2008, 653, 657. 
611

 So BAG, AP BetrVG 1972 § 118, Nr. 36. 
612

 So noch BAG, NJW 1976, 1165; diese Entscheidung wurde aber durch BVerfGE 46, 73 („Goch“) aufge-
hoben. 
613

 Ständige Rspr. des BAG, zuletzt BAG, NZA 2008, 653, 656; zuvor BAG, NZA 2002, 1409; NZA 1997, 1240. 
614

 Arbeitsgericht Mönchengladbach v. 12.7.2001 - 4 BV 34/01; kritisch Peter Hanau/ Gregor Thüsing, Gren-
zen und Möglichkeiten des Outsourcings aus dem kirchlichen Dienst, Kirche und Recht (KuR) 2002, S. 14. 
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nung der Mitgliedseinrichtung genügen zu lassen615. Erforderlich sei aber, dass die Amts-

kirche über eine „inhaltliche und personelle Einflussmöglichkeit“ auf den Verband verfügt, 

die „sich über dessen Satzung gegenüber den Mitgliedseinrichtungen“ fortsetzt616. 

 

 c) Verwaltungsgerichtsbarkeit 

Auch die Verwaltungsgerichtsbarkeit hat sich bereits in mehreren Entscheidungen mit dem 

kirchlichen Rechtsstatus karitativer Einrichtungen bzw. kirchlicher Unternehmungen be-

fasst. Die Verfahren hatten überwiegend die Zuordnung von rechtsfähigen Stiftungen zur 

Kirche nach Maßgabe der jeweiligen öffentlich-rechtlichen Landesstiftungsgesetze617 zum 

Gegenstand. Daneben wurde allerdings auch schon der kirchliche Rechtsstatus eines in 

der Rechtsform des eingetragenen Vereins organisierten Diakonischen Werks618 sowie mit 

dem Fall der bereits angesprochenen Klosterbrauerei Andechs619 ein wirtschaftlicher Ei-

genbetrieb in Trägerschaft einer kirchlichen Rechtsperson beurteilt. Auch die Entscheidun-

gen der Verwaltungsgerichte enthalten zum Teil Feststellungen zur notwendigen institutio-

nellen oder organisatorischen Verbindung. 

Im Jahr 1983 hatte sich das Oberverwaltungsgericht Lüneburg620 mit dem kirchlichen Sta-

tus im Sinne des niedersächsischen Stiftungsgesetzes einer wohl bereits im zwölften 

Jahrhundert errichteten Stiftung auseinandergesetzt. Mit dem Kriterium der organisatori-

schen Verbindung hatte sich das Gericht allerdings nicht eingehend befasst, da es nach 

Überzeugung des Gerichts bereits an der Erfüllung einer kirchlichen Aufgabe fehlte. Im 

Jahre 1994 hatte das Oberverwaltungsgericht Lüneburg im Rechtsstreit um die evangeli-

sche Stiftung Osnabrück erneut die Gelegenheit, sich mit dem kirchlichen Rechtsstatus 

nach dem niedersächsischen Stiftungsgesetz zu befassen621. Mit Blick auf die notwendige 

organisatorische Verbindung führte es aus, dass eine solche vorliege, wenn sie geeignet 

sei, die Verantwortlichkeit der betreffenden Kirche für die Stiftung und die Verfolgung der 

Stiftungszwecke im kirchlichen Sinne zu dokumentieren. Dies erfordere nicht unbedingt, 

                                            
615

 Vgl. BAG, NZA 2008, 653, 656 sowie BAG, NZA 2002, 1409 jeweils zur Mitgliedschaft im DW; a. A. noch 
BAG v. 21.11.1975, AP Nr. 6 zu § 118 BetrVG (mit krit. Anm. von Richardi); offengelassen BAG v. 24. 11. 
1981, AP Nr. 19 zu § 72 a ArbGG. 
616

 Ausdrücklich für eine Einrichtung des DW der EKD: BAG, NZA 2008, 653. Eine Entscheidung zur Mit-
gliedschaft im DCV steht allerdings noch aus. 
617

 S. hierzu oben C) V. 2. 
618

 BVerwG, NVwZ 2003, 1519; siehe hierzu auch oben C) V. 7. 
619

 BayVGH, Beschluss vom 13.09.1989, ZBR 1990, 190 ff. 
620

 OVG Lüneburg, Urteil vom 20. 6.1983 - 8 OVG A 36/79, Stiftungen in der Rechtsprechung, Band III, S. 
165. 
621

 OVG Lüneburg v. 16.02.1994, 13 L 8142/91, DÖV 1994, 1053 (evangelische Stiftung Osnabrück). 
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dass die Stiftung unmittelbar von der Kirche durch deren Organe oder kirchliche Einrich-

tungen verwaltet wird, sondern liege auch dann vor, wenn die Verwaltung der Stiftung zwar 

eigenen Organen obliegt, deren personelle Besetzung aber maßgeblich im Bestimmungs-

recht der Kirche steht. Diese Voraussetzung sah das Gericht als erfüllt an und kam daher 

zu dem Ergebnis, dass die evangelische Stiftung Osnabrück kirchlich im Sinne des nieder-

sächsischen Stiftungsgesetzes ist. 

Im Jahr 1989 verneinte der Bayerische Verwaltungsgerichtshof in der bereits oben ange-

sprochenen Entscheidung die Kirchlichkeit des unselbständigen wirtschaftlichen Eigenbe-

triebs der Klosterbrauerei Andechs, ohne jedoch auf das Erfordernis der organisatorischen 

Verbindung zwischen Kirche und Brauerei näher einzugehen622. Die Zuordnung scheiterte 

hier bereits an der notwendigen kirchlichen Zwecksetzung, das institutionelle Kriterium war 

insoweit nicht maßgeblich und wurde nicht eingehend untersucht. 

Das Bundesverwaltungsgericht hat in einer ebenfalls bereits angesprochenen Entschei-

dung aus dem Jahr 2003623 dem in der Rechtsform eines eingetragenen Vereins organi-

sierten Diakonischen Werk der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsen die Teil-

habe am kirchlichen Selbstbestimmungsrecht zugesprochen. Mit den Zuordnungsvoraus-

setzungen hatte es sich jedoch nicht dezidiert auseinandergesetzt, nachdem die vom Dia-

konischen Werk angegriffene öffentlich-rechtliche Gebührenpflicht nach Auffassung des 

Gerichts das kirchliche Selbstbestimmungsrecht von vornherein nicht verletzen könne. 

Sowohl das Oberverwaltungsgericht Koblenz als auch das Bundesverwaltungsgericht hat-

ten sich im Zeitraum 2004 bis 2006 mit dem kirchlichen Rechtsstatus der rechtsfähigen 

Stiftung der Vereinigten Hospitien Trier befasst. Nachdem das Oberverwaltungsgericht 

Koblenz in zweiter Instanz den kirchlichen Charakter im Jahr 2004 verneint hatte624, hob 

das Bundesverwaltungsgericht das Urteil wegen eines Verfahrensfehlers im Jahr 2005625 

wieder auf und verwies das Verfahren an das Oberverwaltungsgericht Koblenz zurück. Mit 

Urteil vom 12.06.2006 hat das Oberverwaltungsgericht Koblenz seine vorausgegangene 

Entscheidung bestätigt und die Kirchlichkeit der Vereinigten Hospitien Trier abgelehnt626. 

Für das Gericht war allerdings nicht eine mangelnde institutionelle oder organisatorische 
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 BayVGH, Beschluss vom 13. September 1989 - Nr. 17 P 89.00759, ZBR 1990, 190; s. auch oben Fn. 556. 
623

 BVerwG, NVwZ 2003, 1519; s. bereits oben C) V. 7. 
624

 OVG Koblenz, Urteil vom 16.11.2004 - 7 A 10146/03 (BeckRS 2004, 25989). 
625

 BVerwG, Entscheidung vom 29.08.2005 - 7 B 12/05 (BeckRS 2005 29697). 
626

 OVG Koblenz, Urteil vom 12.06.2006 - 2 A 11376/05 (BeckRS 2006 23815). 
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Verbindung, sondern die über die gesamte Stiftungshistorie hinweg nicht klar gegebene 

kirchliche Zwecksetzung maßgeblich. 

Der Verwaltungsgerichtshof Mannheim stellte in seiner ebenfalls bereits angesprochenen 

Entscheidung vom 8.5.2009 fest, dass die in Meckenbeuren ansässige Stiftung Liebenau 

kirchlich im Sinne des Stiftungsgesetzes Baden-Württemberg ist627. In seinem amtlichen 

Leitsatz Ziffer 2 stellt er klar, dass es für die kirchliche Zuordnung entscheidend und in ers-

ter Linie auf die in der religiösen Überzeugung wurzelnde Zwecksetzung, wie auf die Pfle-

ge oder Förderung eines religiösen Bekenntnisses oder die Verkündigung des Glaubens 

ankomme, und dass das Ausmaß der institutionellen Verbindung mit der Kirche einerseits 

und die Art der mit der Stiftung verfolgten Ziele andererseits je unterschiedlich zu gewich-

tende Indizien für das Vorliegen der für die Frage der Kirchlichkeit maßgeblichen bekennt-

nismäßigen Zwecksetzung seien. Je klarer die Zielsetzung als eine spezifisch kirchliche 

einzustufen sei, umso mehr trete nach Auffassung des Gerichts das institutionelle Moment 

in den Hintergrund. In seinem vierten Leitsatz führt es demgegenüber allerdings aus, dass 

das formale Erfordernis einer organisatorischen Verbindung der Stiftung mit den Amtsträ-

gern der verfassten Kirche darauf abziele, dass die Stiftung die inhaltlichen Anforderungen 

nicht nur punktuell bei der kirchlichen Anerkennung, sondern kontinuierlich erfülle. Deswe-

gen bedürfe es – so der Verwaltungsgerichtshof Mannheim - eines Mindestmaßes an Ein-

flussmöglichkeiten der Kirche, um auf Dauer eine Übereinstimmung der religiösen Betäti-

gung mit den kirchlichen Vorstellungen zu gewährleisten. In diesem Zusammenhang führt 

das Gericht weiter aus, dass allein die Unterstellung unter eine bischöfliche Schirmherr-

schaft hierzu nur dann geeignet sein könne, wenn bereits die Achtung vor der kirchlichen 

Autorität einen offenen Dissens, zwar nicht in Fragen des operativen Tagesgeschäfts, wohl 

aber in Bezug auf die Grundsätze des bekenntnisbezogenen und glaubensgebotenen 

Handelns ausschlösse. Im Fall der Stiftung Liebenau sah der Verwaltungsgerichtshof 

Mannheim die hinreichende Verknüpfung zwischen der verfassten Kirche und der Stiftung 

in den Statutenbestimmungen über die Leitung der Anstalt. Danach musste der „Anstalts-

vorstand“ stets ein katholischer Geistlicher sein, der zudem in seinem Amt vom Bischof 

bestätigt werden musste. Diese personelle Mitbestimmung der kirchlichen Autoritäten ge-

nügte dem Verwaltungsgerichtshof Mannheim, um eine hinreichende organisatorische 

Verbindung anzunehmen. 
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 VGH Mannheim, NVwZ-RR 2010, 270 (BeckRS 2009, 42336); s. auch oben B) VI. 4. b). 
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Schließlich hatte das Verwaltungsgericht Gießen zuletzt in zwei seit 2009 anhängigen Kla-

geverfahren der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau gegen das Regierungsprä-

sidium Gießen den kirchlichen Status der jeweils beigeladenen Stiftungen „Oberhessi-

sches Diakoniezentrum Johann-Friedrich- Stift, Laubach“628  und „Evangelische Stiftung 

Arnsburg“629 nach § 20 Abs. 1 des hessischen Landesstiftungsgesetz zu beurteilen. In 

beiden Fällen kam das Gericht zu dem Ergebnis, dass die beigeladenen Stiftungen nicht 

kirchlich im Sinne des hessischen Landesstiftungsgesetzes waren und hatte die Klagen 

der evangelischen Kirche abgewiesen. Zur Begründung führte das Gericht im Fall der 

Evangelischen Stiftung Arnsburg aus, das Erfordernis der organisatorischen Verbindung 

der Stiftung mit der Kirche verlange, dass die Stiftung die inhaltlichen Anforderungen kon-

tinuierlich erfüllt. Deswegen bedürfe es eines Mindestmaßes an Einflussmöglichkeiten der 

Kirche, um auf Dauer eine Übereinstimmung der religiösen Betätigung mit den kirchlichen 

Vorstellungen zu gewährleisten. Im Fall der Stiftung Arnsberg konnte demgegenüber nicht 

festgestellt werden, dass die Kirche auf die Stiftung jemals Einfluss genommen oder ein 

irgendwie geartetes Aufsichtsrecht über die Beigeladene wahrgenommen oder geltend 

gemacht oder sie in finanzieller Hinsicht unterstützt hätte. Im Fall des Oberhessischen 

Diakoniezentrums Johann-Friedrich-Stift in Laubach hatte das Gericht zwar eine tatsächli-

che Verbindung zwischen Stiftung und Kirche festgestellt, da zum Zeitpunkt der Errichtung 

zwei Diakonissen mitarbeiteten und die Stiftung unter der Oberaufsicht eines Pfarrers 

stand. Diese Verbindung war nach Auffassung des Verwaltungsgerichts Gießen allerdings 

nicht hinreichend. Vielmehr hätte die Kirche bzw. die enge Verbundenheit zur Kirche aus-

drücklich in einer Stiftsurkunde genannt sein müssen. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die verschiedenen Verwaltungsgerichte ei-

nen durchaus ähnlichen Maßstab bezüglich der institutionellen bzw. organisatorischen 

Verbindung anlegen. Übereinstimmend wird gefordert, dass der Einklang der religiösen 

Betätigung mit den kirchlichen Vorstellungen dauerhaft bzw. kontinuierlich gewährleistet 

sein muss. Diesbezüglich lassen sowohl das Oberverwaltungsgericht Lüneburg als auch 

der Verwaltungsgerichtshof Mannheim ein kirchliches Mitbestimmungsrecht bei der perso-

nellen Besetzung der Einrichtungsorgane genügen. Demgegenüber genügt eine reine 

Oberaufsicht eines Pfarrers oder Bischofs nach Auffassung des Verwaltungsgerichts Gie-

ßen und auch des Verwaltungsgerichtshofs Mannheims nicht. Im Vergleich zur Recht-
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 VG Gießen, Urteil vom 19.08.2010, 8 K 4293/09.GI. 
629

 VG Gießen, Urteil vom 19.08.2010, 8 K 168/09.GI. 
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sprechung der anderen Verwaltungsgerichte und des Bundesarbeitsgerichts gewichtet der 

Verwaltungsgerichtshof Mannheim das institutionelle Kriterium allerdings deutlich schwä-

cher, wenn er feststellt, dass das institutionelle Moment immer weiter in den Hintergrund 

rückt, je stärker die kirchliche Zwecksetzung ausgeprägt ist. 

 

 d) Zivilgerichtsbarkeit 

Auch die Zivilgerichte beschäftigten sich bereits mit der organisatorischen bzw. institutio-

nellen Verbindung von eingetragenen Vereinen zur der Kirche. Im Gegensatz zu den vor-

genannten Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts, des Bundesarbeitsgerichts 

und der Verwaltungsgerichte hatten sie jedoch nicht darüber zu entscheiden, welches Maß 

an Verbindung aus religionsverfassungsrechtlicher Sicht für die Zuordnung notwendig ist, 

sondern darüber, welches Maß an kirchlichen Einflussrechten mit den gesellschaftsrechtli-

chen Grundsätzen der Vereinsautonomie und Satzungssouveränität noch vereinbar ist630. 

Diesbezüglich kann daher im Wesentlichen auf die obenstehenden Ausführungen verwie-

sen werden631. Erkenntnisse zu dem religionsverfassungsrechtlich notwendigen Mindest-

maß an institutioneller Verbindung lassen sich den Entscheidungen der Zivilgerichte nicht 

entnehmen. Die Zivilgerichte haben aber die Grenze einer zulässigen Fremdbestimmung 

durch die Kirche bestimmt. Sie ist jedenfalls bei den der Kirche zugeordneten Vereinen 

immer dann überschritten, wenn der Einrichtungsträger lediglich als Verwaltungsstelle 

oder Sondervermögen der Kirche erscheint632. 

 

 e) Schrifttum 

Im Schrifttum war das für die religionsverfassungsrechtliche Zuordnung erforderliche Min-

destmaß an institutioneller bzw. organisatorischer Verbindung zur Kirche lange Zeit um-

stritten. Die Ansichten reichten von einem notwendigerweise beherrschenden kirchlichen 

Einfluss bis zu der Ansicht, dass die Art und Weise der institutionellen Verbindung allein 

dem Selbstbestimmungsrecht der Kirche unterliege und der Staat hier keine Anforderun-

gen aufstellen könne633. Die heute im Schrifttum ganz vorherrschende Auffassung hat sich 

aber weitgehend der Dissenstheorie des Bundesarbeitsgerichts angeschlossen und fordert 
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 S. hierzu Fn. 398 - 401. 
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 S. oben C) V. 3. 
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 OLG Düsseldorf FGPrax 2009 S. 79, 81; sowie OLG Köln, NJW 1992, 1048. 
633

 Ein ausführlicher Überblick über die Diskussionsentwicklung findet sich bei Weth/Wern, NZA 1998, 118. 
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im Zusammenhang mit der institutionellen Verbindung ein gewisses Mindestmaß an kirch-

lichem Einfluss mit dem sichergestellt ist, dass die zugeordnete Einrichtung ihren kirchli-

chen Auftrag dauerhaft im Einklang mit dem kirchlichen Bekenntnis erfüllt634. Sowohl die 

Notwendigkeit eines beherrschenden Einflusses als auch der vollständige Verzicht auf ei-

ne institutionelle Verbindung wird heute kaum mehr vertreten. 

Im Einzeln wird im Schrifttum in diesem Zusammenhang unter anderem gefordert, dass 

sich die verfasste Kirche im Konfliktfall stets durchsetzen können müsse bzw. sich der Ein-

richtungsträger der Kirchlichkeit nicht einseitig entziehen dürfe635, oder dass die kirchliche 

Identität durch entsprechende Zustimmungsvorbehalte der Kirche hinsichtlich Satzungs-

änderungen gesichert ist636. Daneben wird verlangt, dass die Kirche ein Abweichen der 

Einrichtung vom kirchlichen Bekenntnis stets verhindern bzw. die Übereinstimmung dau-

erhaft sicherstellen können müsse637; dass zwischen Kirche und Einrichtung eine kontinu-

ierliche Verbindung vorliegen müsse, damit die Kirche die Einhaltung der Glaubenslehre 

überprüfen und sichern kann638; oder dass die Kirche einen ordnenden bzw. verwaltenden 

Einfluss ausüben müsse639, bzw. eine institutionell belastbare Anbindung an die Amtskir-

che vorliegen müsse640. 

Zur Frage, wie diese Vorgaben im Ergebnis rechtlich umzusetzen sind, legen sich auch 

weite Teile der Literatur nicht abschließend fest, sondern verweisen auf die in der Recht-

sprechung vielfach diskutierten und bereits erörterten unterschiedlichen Möglichkeiten, wie 

etwa eine personelle Verflechtung, kirchliche Zustimmungsvorbehalte oder bei Kapitalge-

sellschaften Mehrheitsbeteiligungen der verfassten Kirche. Daneben vertreten viele Stim-

men in der Literatur allerdings auch die Auffassung, dass allein durch die Mitgliedschaft in 

einem karitativen oder diakonischen Dachverband wie dem DCV oder dem DW eine hin-
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 Thüsing/Richardi, Betriebsverfassungsgesetz, § 118, Rn. 200; Lakies, Düwell (Hrsg.) BetrVG, § 118 Rn. 
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reichende Verbindung zur verfassten Kirche begründet werden könne, jedenfalls wenn und 

soweit sich der Einfluss der verfassten Kirche über die Mitgliedschaft der Einrichtung im 

Dachverband fortsetze641. 

Schließlich hat sich auch der DCV selbst der Dissenstheorie des Bundesarbeitsgerichts 

angeschlossen und führt unter Teil 1 Ziffer 7 seiner Verbandsordnung642 aus: „Für die Zu-

ordnung zur katholischen Kirche ist nach dem Staatskirchenrecht entscheidend, dass der 

jeweilige Ortsbischof die Möglichkeit hat, einen etwaigen Dissens in religiösen Angelegen-

heiten zwischen ihm und dem Träger des Dienstes/der Einrichtung zu unterbinden, und 

zwar unabhängig von der Rechtsform des Trägers.“ Eine Regelung, dass sich diese Ein-

flussmöglichkeit des Ortsbischofs allein aus der Mitgliedschaft im DCV ergibt, lässt sich 

der Verbandsordnung allerdings nicht entnehmen. 

 

 f) Zusammenfassung und Stellungnahme 

Zusammenfassend kann nach Auswertung der einschlägigen Rechtsprechung und Litera-

tur festgehalten werden, dass die institutionelle Verbindung ganz überwiegend als unab-

dingbares Zuordnungskriterium betrachtet wird. Nach allen hierzu vertretenen Auffassun-

gen ist das formale Zuordnungskriterium der institutionellen Verbindung jedenfalls dann als 

erfüllt zu betrachten, wenn die Kirche über beherrschende Einflussrechte gegenüber dem 

Einrichtungsträger verfügt. Die Grenze zum zulässigen Höchstmaß kirchlicher Einfluss-

nahme ist allerdings dann überschritten, wenn Einrichtungsträger lediglich als Verwal-

tungsstelle oder Sondervermögen der Kirche erscheinen643. 

Die zwischenzeitlich vorherrschende Auffassung in Rechtsprechung und Literatur hat sich 

weitgehend der Dissenstheorie des Bundesarbeitsgerichts angeschlossen, und lässt es für 

die religionsverfassungsrechtliche Zuordnung genügen, wenn sich aus der institutionellen 

Verbindung ein Mindestmaß an Einflussmöglichkeiten der Kirche ergibt und sie daher in 

der Lage ist, einen etwaigen Dissens in religiösen Angelegenheiten zwischen ihr und dem 

Einrichtungsträger zu unterbinden oder aufzulösen. Eine solche Verbindung soll nach ei-
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ner im Schrifttum stark vertretenen Auffassung bereits im Falle einer Mitgliedschaft in ei-

nem karitativen oder diakonischen Dachverband regelmäßig anzunehmen sein. 

Im Folgenden soll der Frage nachgegangen werden, ob ein „ordnender Einfluss“ der Kir-

che im Sinne der herrschenden Meinung nicht nur eine hinreichende, sondern tatsächlich 

auch eine notwendige Bedingung für die religionsverfassungsrechtliche Zuordnung ist, und 

wie eine hinreichende institutionelle Verbindung rechtlich sichergestellt werden kann. Da-

ran anschließend wird außerdem die im Schrifttum derzeit viel diskutierte Mitgliedschaft in 

einem karitativen oder diakonischen Dachverband und ihre Bedeutung für die institutionel-

le Verbindung näher zu betrachten sein. Zur Vervollständigung wird abschließend noch auf 

die Bedeutung einer bestehenden Rechtspersönlichkeit nach kanonischem Recht einge-

gangen. 

 

aa) Die Bedeutung eines „ordnenden Einflusses“ der Kirche 

Fest steht, dass die religionsverfassungsrechtliche Zuordnung eine institutionelle Verbin-

dung zwischen Einrichtungsträger und Kirche voraussetzt. Schließlich muss sich die Ein-

richtung nach der verfassungsrechtlichen Definition einer Religionsgemeinschaft in deren 

Organisationsstruktur einfügen und sie muss weiter vom religiösen Konsens der Glau-

bensgemeinschaft getragen sein. Um dies zu gewährleisten, muss eine rechtliche Verbin-

dung zwischen dem zuzuordnenden Einrichtungsträger und den Amtsträgern oder Autori-

täten der Religionsgemeinschaft bestehen. Erst diese Verbindung vermittelt der Einrich-

tung die Teilhabe am kirchlichen Selbstbestimmungsrecht und rechtfertigt so die privilegie-

rende Sonderstellung in der staatlichen Rechtsordnung. 

Die Befürworter eines notwendigen „ordnenden Einflusses“ stellen mit dem „Dissens in 

religiösen Angelegenheiten“ die entscheidende Frage in den Mittelpunkt der Überlegungen. 

Denn nur wenn eine Einrichtung die ihr übertragenen kirchlichen Aufgaben tatsächlich im 

Einklang mit den kirchlichen Rechtsvorschriften und der Glaubenslehre wahrnimmt, kann 

sie als Bestandteil der katholischen Kirche aufgefasst werden und den verfassungsrechtli-

chen Schutz der Religionsgemeinschaften beanspruchen. Das ergibt sich letztlich aus 

dem Konsensprinzip als kennzeichnendes Merkmal einer Religionsgemeinschaft im religi-

onsverfassungsrechtlichen Sinne644. Ein gemeinsamer religiöser Konsens ist danach das 

konstitutive und unverzichtbare Element einer Religionsgemeinschaft. Eine Einrichtung, 
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die infolge eines Dissenses in einer religiösen Angelegenheit nicht mehr vom religiösen 

Konsens getragen wird, kann einer Religionsgemeinschaft oder Kirche religionsverfas-

sungsrechtlich auch nicht zugeordnet werden. Die institutionelle Verbindung muss dem-

nach auf eine hinreichende Art und Weise sicherstellen, dass der notwendige religiöse 

Konsens zwischen der zuzuordnenden Einrichtung und der Kirche stets vorliegt. Für die 

Frage, ob hierzu ein „ordnender Einfluss“ der Kirche notwendig ist, kommt es demzufolge 

entscheidend darauf an, welche Anforderungen an die Sicherstellung des religiösen Kon-

senses zu stellen sind. 

Eine Einrichtung kann nicht ihr eigenes Verständnis von Kirchlichkeit anstelle desjenigen 

der Kirche setzen und sich auf ein eigenes religiöses Selbstbestimmungsrecht berufen645. 

Auch der Staat kann nicht über den Inhalt der religiösen Glaubenslehre befinden. Die Be-

urteilung, ob eine Einrichtung gegen Regeln der kirchlichen Glaubenslehre oder Rechts-

ordnung verstößt, liegt damit außerhalb seines Kompetenzbereiches und steht allein der 

Kirche bzw. ihren zuständigen Autoritäten zu. Damit der religiöse Konsens gewährleistet 

ist, muss das Wirken der zuzuordnenden Einrichtung folglich stets in Verbindung mit den 

kirchlichen Amtsträgern bzw. Autoritäten erfolgen646. Damit diese prüfen können, ob das 

Wirken der Einrichtung nach kirchlichem Verständnis tatsächlich vom religiösen Konsens 

getragen ist, benötigen sie zumindest entsprechende Auskunftsrechte gegenüber der Ein-

richtung, mithilfe derer sie sich umfassend über alle wesentlichen Geschäftsvorgänge in-

formieren können. Auskunftsrechte der Amtsträger bzw. Autoritäten der Kirche sind dem-

nach eine zwingende Mindestvoraussetzung für die religionsverfassungsrechtliche Zuord-

nung. Es schließt sich aber die Frage an, ob über bloße Auskunftsrechte hinaus mit der 

herrschenden Auffassung auch stets die abstrakte Möglichkeit einer „ordnenden Einfluss-

nahme“ der Kirche gegeben sein muss, das heißt, ob die Kirche sich im Falle eines Dis-

senses in religiösen Angelegenheiten stets gegenüber der Einrichtung durchsetzen kön-

nen muss. 

Fest steht, dass der Einrichtungsträger vom religiösen Konsens getragen wird, solange er 

die kirchlichen Autoritäten in sein Wirken hinreichend einbindet und seine ihm übertragene 

kirchliche Aufgabe ohne Beanstandungen von Seiten der kirchlichen Amtsträger gemäß 

der kirchlichen Rechtsordnung und Glaubenslehre erfüllt. Solange ein Einrichtungsträger 

diesen Vorgaben von sich aus nachkommt, bedarf es zur Sicherung des religiösen Kon-
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senses auch keiner „ordnenden Einflussnahme“ der Kirche. Erlangt die Kirche allerdings 

Kenntnis, dass die Einrichtung gegen Regeln der kirchlichen Glaubenslehre oder Rechts-

ordnung verstößt, indem sie sich beispielsweise weigert, die GrO anzuwenden647, wird die 

Kirche sie dazu anhalten, diese Aktivitäten einzustellen oder die erforderlichen Handlun-

gen vorzunehmen. Sollte der Einrichtungsträger den kirchlichen Forderungen nicht nach-

kommen und kann die Kirche mangels hinreichender Einflussrechte das gewünschte Ver-

halten der Einrichtung rechtlich nicht erzwingen, liegt ein Fall eines unauflösbaren religiö-

sen Dissenses vor. Das hat zur Folge, dass in diesem Moment der religiöse Konsens und 

damit zugleich auch die religionsverfassungsrechtliche Zuordnung der Einrichtung aufge-

hoben sind648. Zur Klarstellung dieser Rechtsfolge kann die Kirche die kirchliche Anerken-

nung gegenüber der Einrichtung jederzeit widerrufen649. Ein Widerruf der kirchlichen Aner-

kennung hat stets zur Folge, dass sich die Einrichtung nicht mehr als katholisch oder 

kirchlich bezeichnen und gerieren darf. Erforderlichenfalls könnte die Kirche mithilfe ihres 

Namensschutzes auch gerichtlich durchsetzen lassen, dass die betroffene Einrichtung 

nicht mehr als kirchliche auftreten darf650. Daneben hat die Kirche aber auch stets die 

Möglichkeit, einen zwischen ihr und der Einrichtung bestehenden religiösen Dissens durch 

ein eigenes Nachgeben aufzulösen, wenn und soweit die Regeln der kirchlichen Glau-

benslehre und Rechtsordnung den hierzu notwendigen Freiraum bieten. Es ist daher 

denkbar, dass die zuständige kirchliche Autorität für die betroffene Einrichtung eine Aus-

nahmeregelung trifft und sie beispielsweise von der Pflicht zur Anwendung der GrO oder 

von bestimmten Teilregelungen der GrO per Dispens freistellt. Der notwendige religiöse 

Konsens wäre auch auf diese Weise wieder hergestellt. 

Im Ergebnis ist aufgrund der eben geschilderten Rechtsfolgen – selbst wenn die Kirche 

keine Möglichkeit hat, ihre religiösen Vorstellungen im Wege einer „ordnenden Einfluss-

nahme“ gegenüber der Einrichtung durchzusetzen - stets gewährleistet, dass ihr eine Ein-

richtung nur dann religionsverfassungsrechtlich zugeordnet werden kann, wenn der not-

wendige religiöse Konsens gegeben ist. Der religiöse Konsens zwischen Einrichtungsträ-

ger und Kirche wird deshalb schon durch entsprechende Auskunftsrechte der kirchlichen 

Amtsträger hinreichend gewährleistet. 
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Erst im Falle eines permanenten Dissenses wird ein „ordnender Einfluss“ der Kirche not-

wendig, um den religiösen Konsens wieder herstellen bzw. gegebenenfalls auch zwangs-

weise durchsetzen zu können. Die Frage, ob die religionsverfassungsrechtliche Zuord-

nung mit der herrschenden Auffassung einen „ordnenden Einfluss“ der Kirche stets zwin-

gend voraussetzt, entscheidet sich vor diesem Hintergrund danach, ob unabhängig vom 

Vorliegen eines konkreten religiösen Dissenses die Kirche jederzeit die abstrakte Möglich-

keit haben muss, einen möglichen zukünftigen Dissens gegebenenfalls auch zwangsweise 

auflösen zu können. Um sich dieser Fragestellung zu nähern, müssen der Bedeutungsge-

halt eines „ordnenden Einflusses“ und die damit verbundenen Implikationen näher unter-

sucht werden. 

„Ordnender Einfluss“ im Sinne der herrschenden Auffassung bedeutet, dass sich die Kir-

che im Falle eines religiösen Dissenses stets gegenüber der Einrichtung durchsetzen kön-

nen muss651. Nach diesem Verständnis muss insbesondere auch der Fall impliziert sein, 

dass die Einrichtung ihre eigene kirchliche Zwecksetzung beispielsweise durch eine Sat-

zungsänderung einseitig aufhebt, da in einem solchen „Kirchenaustritt“ der vielleicht 

stärkste mögliche Dissens zwischen Einrichtung und Kirche zu sehen ist. Zudem wäre ein 

„ordnender Einfluss“ der Kirche im Sinne der herrschenden Auffassung praktisch nicht 

durchsetzbar, wenn die Einrichtung ihre kirchliche Zwecksetzung stets einseitig aufheben 

könnte. Wenn sich die Einrichtung im Falle eines Dissenses den kirchlichen Forderungen 

nicht beugen möchte, könnte sie schließlich als letztes Mittel stets ihre eigene Kirchlichkeit 

einseitig aufheben und sich auf diese Weise dem kirchlichen Einfluss vollständig und dau-

erhaft entziehen. Die Kirche kann demnach ihre religiösen Vorstellungen im Sinne eines 

„ordnenden Einflusses“ gegenüber einer Einrichtung nur dann mit Erfolg durchsetzen, 

wenn sie auch verhindern kann, dass die Einrichtung ihre kirchliche Zwecksetzung einsei-

tig aufhebt. Die Kirche müsste demzufolge auch auf die Satzungsgestaltung der Einrich-

tung bestimmenden Einfluss ausüben können, beispielsweise in Form von Zustimmungs-

vorbehalten bezüglich Satzungsänderungen. In der Konsequenz bedeutet „ordnender Ein-

fluss“ im Sinne einer stets gegebenen Durchsetzungsmacht der Kirche in religiösen Ange-

legenheiten, dass eine Einrichtung auf unbegrenzte Zeit satzungsgemäß an die Kirche 

und deren Glaubenslehre sowie Rechtsordnung gebunden sein muss. Aufgrund dieser 

Implikationen entscheidet sich die Frage, ob ein „ordnender Einfluss“ für die religionsver-

fassungsrechtliche Zuordnung zwingend notwendig ist, danach, ob die religionsverfas-
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sungsrechtliche Zuordnung stets zeitlich unbegrenzt sein muss, oder auch auf eine be-

stimmte Zeitspanne, namentlich solange der religiöse Konsens vorliegt, begrenzt sein 

kann. 

Die Verfassung schreibt nicht zwingend vor, dass eine Einrichtung der Kirche ausschließ-

lich zeitlich unbegrenzt zugeordnet werden kann. Solange die Einrichtung eine ihr übertra-

gene kirchliche Aufgabe gemäß der kirchlichen Rechtsordnung und Glaubenslehre und 

ohne Beanstandungen von Seiten der hinreichend eingebundenen kirchlichen Amtsträger 

erfüllt, liegen sowohl aus verfassungsrechtlicher als auch aus kirchlicher Sicht alle essen-

tialia negotii für eine religionsverfassungsrechtliche Zuordnung vor. An die institutionelle 

Verbindung zwischen der Amtskirche und den privatrechtlich organisierten karitativen Ein-

richtungsträgern dürfen zudem keine höheren Anforderungen gestellt werden, als an die-

jenige innere Organisationsstruktur einer Kirche bzw. Religionsgemeinschaft, die nach der 

religionsverfassungsrechtlichen Definition einer Religionsgemeinschaft mindestens not-

wendig ist. Die Verfassung verlangt für die Anerkennung einer Religionsgemeinschaft in-

soweit lediglich dasjenige Mindestmaß an innerer Organisation, das einen gemeinsamen 

religiösen Konsens sowie dessen Verkündigung und Verwirklichung ermöglicht 652. Das 

verfassungsrechtlich notwendige Mindestmaß an innerer Organisation setzt aber gerade 

nicht voraus, dass die kirchlichen Autoritäten stets in der Lage sein müssen, einen „ord-

nenden Einfluss“ auf die Angehörigen der Glaubensgemeinschaft auszuüben oder sie von 

ihren Glaubensvorstellungen gar überzeugen zu können. Wenn ein Glaubensangehöriger 

den religiösen Konsens der Gemeinschaft nicht mehr teilt oder vehement gegen ihn ver-

stößt, wird er entweder selbst austreten oder von der Glaubensgemeinschaft ausge-

schlossen werden. Gleichwohl war diese Person während der Dauer ihrer Mitgliedschaft 

auch aus verfassungsrechtlicher Sicht stets ein Teil der Religionsgemeinschaft. Die jeder-

zeit bestehende abstrakte Möglichkeit des Ausschlusses und des Austritts von Glaubens-

angehörigen kann der verfassungsrechtlichen Einstufung als Religionsgemeinschaft somit 

nicht entgegenstehen. Die Aufnahme in eine Religionsgemeinschaft erfordert dementspre-

chend regelmäßig die Absichtserklärung des Aufzunehmenden, sein Leben nach dem reli-

giösen Konsens dauerhaft ausrichten zu wollen. Diese Absichtserklärung kann allerdings 

keine Gewähr für Dauerhaftigkeit sein, denn das Mitglied behält stets seine verfassungs-

rechtlich garantierte Freiheit, seinen Glauben zu wechseln oder aus der Religionsgemein-

schaft auszutreten. Dementsprechend verlangt die Verfassung auch für eine Religionsge-
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meinschaft in organisatorischer Hinsicht keine Gewähr der Dauerhaftigkeit, sondern ledig-

lich, dass sie mit dem Ziel längeren Bestehens gegründet wurde653. Wenn die Verfassung 

allerdings schon innerhalb einer Religionsgemeinschaft keine „ordnende Einflussnah-

me“ im Sinne einer Durchsetzungsfähigkeit der Autoritäten verlangt und die abstrakte 

Möglichkeit des Ausschlusses und Austrittes und damit eine zeitlich begrenzte Mitglied-

schaft zulässt, kann – a majore ad minus – auch nichts anderes für die religionsverfas-

sungsrechtliche Zuordnung von privatrechtlich organisierten Einrichtungsträgern zur Kir-

che gelten. Auch sie müssen nicht zwingend auf Ewigkeit an die Kirche, ihre Glaubensleh-

re und ihre Rechtsordnung gebunden sein. Die theoretische Möglichkeit eines zukünftigen 

religiösen Dissenses zwischen Amtskirche und Einrichtung muss demnach nicht durch 

einen „ordnenden Einfluss“ der Kirche von vornherein unterbunden sein654. 

Dieses Ergebnis wird darüber hinaus auch vom verfassungsrechtlich garantierten Inhalt 

des Selbstbestimmungsrechts der Religionsgemeinschaften und Kirchen bestätigt. 

Schließlich gehört die rechtliche Organisation der Religionsgemeinschaft und ihrer Einrich-

tungen zum Kern des kirchlichen Selbstbestimmungsrechts. Dies gilt gerade auch für die 

Aufsicht über die ihr zugeordneten Einrichtungen und deren Organe. Diese Aufsicht ist ein 

untrennbarer und wesentlicher Bestandteil der Ordnung und Verwaltung kirchlicher Ange-

legenheiten im Sinne von Art. 137 Abs. 3 WRV und in erster Linie auf die Erreichung des 

mit der Einrichtung verfolgten kirchlichen Zwecks gerichtet655. Konkrete staatliche Vorga-

ben, wie die institutionelle Verbindung zwischen Einrichtung und Amtskirche auszugestal-

ten ist, würden demnach die verfassungsrechtlich garantierte Kirchenautonomie in diesem 

Punkt verletzen656. Dies gilt insbesondere auch für die von der herrschenden Meinung ge-

forderte Möglichkeit zur „ordnenden Einflussnahme“ der Amtskirche. Zwar schreiben die 

staatlichen Gerichte regelmäßig keine bestimmten kirchlichen Ingerenzrechte vor, gleich-

wohl oktroyieren sie der Kirche hierdurch eine stark hierarchische Organisationsstruktur 

auf, die von der Verfassung nicht zwingend vorausgesetzt wird. 

Für die religionsverfassungsrechtliche Zuordnung von Einrichtungen zur Kirche kommt es 

nach allem nicht entscheidend darauf an, dass die Kirche ihre Glaubensvorstellungen im 

Wege einer „ordnenden Einflussnahme“ gegenüber den ihr zugeordneten Einrichtungen 

                                            
653

 Pieroth/Görisch, ebd. 
654

 So aber ausdrücklich die ständige Rechtsprechung des BAG, s. nur BAG, NZA 2008, 653, 656 m. w. N. 
655

 Für eine kirchliche Stiftung: OVG Lüneburg, Beschluss vom 16.12.2010 - 8 ME 276/10. 
656

 So auch die Befürworter des „ordnenden Einflusses“, s. bspw. VGH Mannheim, Urteil vom 08.05.2009, 1 
S 2859/06 (BeckRS 2009, 42336)  m. w. N.; sowie ferner BAG, NZA 2008, 653. 



 
161 

 

stets erfolgreich durchsetzen kann, sondern vielmehr darauf, dass die Einrichtung ihre 

kirchlichen Aufgaben tatsächlich im Einklang mit der kirchlichen Glaubenslehre und 

Rechtsordnung sowie in Verbindung mit den kirchlichen Amtsträgern bzw. Autoritäten 

wahrnimmt. Um dies sicherzustellen, genügen reine Auskunftsrechte der Kirche, mit denen 

sich ihre Amtsträger über alle insoweit relevanten Geschäftsvorgänge informieren und die 

Einhaltung der kirchlichen Regeln kontrollieren können. Eine darüber hinausgehende 

staatliche Forderung nach einer „ordnenden Einflussnahme“ der Kirche im Sinne einer 

stets gegebenen Durchsetzungsmacht in religiösen Angelegenheiten bzw. einer gleichbe-

deutenden auf Ewigkeit angelegten Verbindung zwischen Kirche und Einrichtung ist zum 

einen verfassungsrechtlich nicht geboten und verletzt zum anderen das Selbstbestim-

mungsrecht der Kirche. Eine ordnende Einflussnahme der Kirche wird erst beim Auftreten 

eines permanenten religiösen Dissenses zwischen Einrichtungsträger und Kirche notwen-

dig. Kann die Kirche einen solchen Dissens mangels hinreichender Einflussrechte nicht 

unterbinden oder auflösen, ist die religionsverfassungsrechtliche Zuordnung der Einrich-

tung in diesem Moment zwar aufgehoben. Solange allerdings der religiöse Konsens und 

die weiteren Zuordnungsvoraussetzungen657 vorliegen, bleibt die Einrichtung der Kirche im 

religionsverfassungsrechtlichen Sinne zugeordnet. 

Im Rahmen der genannten verfassungsrechtlichen Mindestvoraussetzungen unterliegt die 

nähere Ausgestaltung der institutionellen Verbindung zwischen Einrichtung und Kirche 

somit der Privatautonomie der Einrichtung auf der einen Seite und dem Selbstbestim-

mungsrecht der Kirche auf der anderen Seite. Dies eröffnet einen gewissen Gestaltungs-

freiraum, den die Kirche und die zuzuordnende Einrichtung einvernehmlich mit eigenen 

Regelungen ausfüllen und beispielsweise in der Satzung des Einrichtungsträgers oder 

auch vertraglich festlegen können. Dies umfasst insbesondere auch das Maß an kirchli-

chen Einflussbefugnissen und die Dauer der Zuordnung658. Der Einrichtungsträgers muss 

sich demnach selbst verpflichten, die kirchliche Glaubenslehre und Rechtsordnung zu be-

folgen. Diese Selbstverpflichtung ergibt sich aber regelmäßig bereits aus der ohnehin not-

wendigerweise in der Satzung verankerten religiösen Zwecksetzung659. Daneben muss 

der Einrichtungsträger als weitere Mindestvoraussetzung den zuständigen Autoritäten der 

Kirche Auskunftsrechte hinsichtlich aller relevanten Geschäftsvorgänge einräumen. Zwar 

kann die Kirche ihre Anerkennung der Einrichtung freilich davon abhängig machen, dass 
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ihr weitergehende Einflussrechte bis zur Grenze des zulässigen Höchstmaßes an Fremd-

bestimmung660 eingeräumt werden. Aus religionsverfassungsrechtlicher Sicht ist dies für 

die Zuordnung allerdings nicht zwingend erforderlich. 

 

bb) Die Bedeutung einer Mitgliedschaft im DCV 

Im Rahmen der Zuordnungsdiskussion wird im Schrifttum aktuell thematisiert, ob die insti-

tutionelle Verbindung zwischen der zuzuordnenden Einrichtung und der Kirche auch über 

die Mitgliedschaft in kirchlichen Wohlfahrtsverbänden wie dem DCV, dem DW oder den 

jeweiligen Unterverbänden begründet werden kann661. Die Befürworter im Schrifttum ver-

weisen zur Begründung vor allem auf die kirchliche Grundfunktion dieser Verbände und 

ihre organisatorische Verbindung zur Amtskirche. 

Die karitativen und diakonischen Verbände sind rechtlich sowohl im Bereich der katholi-

schen als auch der evangelischen Kirche als eigenständige Vereine bürgerlichen Rechts 

jeweils außerhalb der verfassten Kirche organisiert662. Aus religionsverfassungsrechtlicher 

Sicht gelten die Caritas- und Diakonieverbände daher nicht als Kirche bzw. als verfas-

sungsrechtlich gleichgestellte Untergliederung der Kirche. Vielmehr handelt es sich um  

eingetragene Vereine, die der Kirche religionsverfassungsrechtlich zugeordnet sind. Als 

solche sind sie demnach auch nicht selbst Träger des kirchlichen Selbstbestimmungs-

rechts, sondern haben – vermittelt über ihre eigene religionsverfassungsrechtliche Zuord-

nung - lediglich am Selbstbestimmungsrecht der Kirche teil. Unmittelbar aus dem kirchli-

chen Selbstbestimmungsrecht berechtigt und bestimmungsbefugt ist und bleibt allein die 

verfasste Kirche als verfassungsrechtlich anerkannte Religionsgemeinschaft. Daraus folgt, 

dass allein sie es in der Hand hat, über die Teilhabe von Einrichtungen an ihrem Selbstbe-

stimmungsrecht zu bestimmen663. Aus diesem Grund setzt die religionsverfassungsrechtli-

che Zuordnung auch stets eine Verbindung zwischen dem Einrichtungsträger und der ver-
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 Die Grenze zum zulässigen Höchstmaß kirchlicher Einflussnahme ist dann überschritten, wenn Einrich-
tungsträger lediglich als Verwaltungsstelle oder Sondervermögen der Kirche erscheint, s. oben E) III. 1. d). 
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 Glawatz (-Wellert), Die Zuordnung privatrechtlich organisierter Diakonie zur evangelischen Kirche, S. 66. 
Bälz, Die verfassungsrechtliche Zuordnung der Diakonie zur Kirche, KuR 2008, S. 35, 46 ff.; Falterbaum, 
Caritas und Diakonie, Struktur- und Rechtsfragen, S. 34; Bauer, Die GmbH als Rechtsform karitativer Ein-
richtungen der katholischen Kirche, S. 47, 53. 
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 Der DCV und die Diözesancaritasverbände sind keine Untergliederungen der verfassten katholischen 
Kirche, sondern private Vereine von Gläubigen im Sinne der cann 299, 321 bis 326 CIC, s. oben B) III. 1. 
Dasselbe gilt entsprechend für das DW der EKD, hierzu Bälz, Die verfassungsrechtliche Zuordnung der Dia-
konie zur Kirche, KuR 2008, S. 35, 47. 
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 V. Campenhausen, Staatskirchenrecht, S. 175; so auch Peter Hanau/ Gregor Thüsing, Grenzen und Mög-
lichkeiten des Outsourcings aus dem kirchlichen Dienst, KuR 2002, S. 18, 24. 
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fassten Kirche bzw. deren Amtsträgern voraus. Erst diese Verbindung zur verfassten Kir-

che vermittelt der Einrichtung die Teilhabe am kirchlichen Selbstbestimmungsrecht. Die 

außerhalb der verfassten Kirche organisierten kirchlichen Wohlfahrtsverbände können 

demzufolge ihren Mitgliedseinrichtungen die Teilhabe am kirchlichen Selbstbestimmungs-

recht aus dogmatischen Gründen des Religionsverfassungsrechts selbst nicht vermitteln. 

Zudem liegt in der Mitgliedschaft in einem außerhalb der verfassten Kirche organisierten 

Verband für sich allein betrachtet keine hinreichende Verbindung zwischen der Einrichtung 

und den Amtsträgern der Kirche. 

Die Mitgliedschaft im DCV oder DW hat zwar zweifellos eine starke Indizwirkung dafür, 

dass die Einrichtung bestimmt ist, eine Grundfunktion der Kirche wahrzunehmen. Aus 

Gründen der hier vertretenen Zuordnungsmethodik lässt sich aber allein aus einer Mit-

gliedschaft in einem kirchlichen Wohlfahrtsverband keine Teilhabe am Selbstbestimmungs-

recht der Kirche herleiten. Demnach bleibt die Mitgliedschaft in einem außerhalb der ver-

fassten Kirche organisierten kirchlichen Wohlfahrtsverband für sich allein betrachtet für die 

religionsverfassungsrechtliche Zuordnung einer Einrichtung zu einer Kirche grundsätzlich 

irrelevant. Dieses Rechtsverständnis liegt offensichtlich auch der Verbandsordnung des 

DCV zugrunde, die ausdrücklich bestimmt, dass Einrichtungsträger „die Mitgliedschaft be-

antragen können, soweit sie im Rechtssinne der katholischen Kirche zugeordnet sind“664. 

Die religionsverfassungsrechtliche Zuordnung des Einrichtungsträgers wird demzufolge 

als Aufnahmekriterium betrachtet wird und nicht etwa durch die Verbandsaufnahme be-

gründet. 

Die erforderliche Verbindung zwischen Einrichtungsträger und Kirche kann aber durch ei-

ne entsprechende rechtliche Ausgestaltung des Mitgliedschaftsverhältnisses durchaus ge-

schaffen werden665. Dies würde aber voraussetzen, dass eine hinreichende rechtliche 

Verbindung – nach der hier vertretenen Auffassung folglich zumindest Auskunftsrechte – 

zwischen der Mitgliedseinrichtung und der verfassten Kirche ausdrücklich, beispielsweise 

in der Verbandssatzung, geregelt wird und weiterhin, dass der Verband von der verfassten 

Kirche ausdrücklich beauftragt und ermächtigt wurde, eine für die religionsverfassungs-

rechtliche Zuordnung relevante institutionelle Verbindung zwischen Mitgliedseinrichtung 
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 Verbandsordnung des Deutschen Caritasverbandes e. V. in der Fassung vom 18. Oktober 2006 und 17. 
Oktober 2007, unter Teil 1 Ziff. 7. 
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 Vgl. Bälz, Die verfassungsrechtliche Zuordnung der Diakonie zur Kirche, KuR 2008, S. 35. Nach Auffas-
sung des Verfassers entbehren die von Bälz a. a. O. angenommenen Beherrschungsrechte der Kirche aber 
einer hinreichenden vertraglichen Grundlage. 
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und Kirche zu schaffen. Eine solche Gestaltung wäre auch mit der jüngsten Recht-

sprechung des Bundesarbeitsgerichts zu vereinbaren, wonach eine Zuordnung zur Kirche 

jedenfalls dann möglich ist, wenn sich die Einflussmöglichkeiten der Kirche über die Ver-

bandssatzung auch gegenüber den Mitgliedseinrichtungen fortsetzen666. 

 

cc)  Die Bedeutung einer kanonischen Rechtspersönlichkeit 

Schließlich ist stets von einer hinreichenden institutionellen Verbindung auszugehen, wenn 

einem privatrechtlich organisierten Einrichtungsträger von der zuständigen kirchlichen Au-

torität eine Rechtspersönlichkeit nach kanonischem Recht verliehen wurde. 

Juristische Personen kanonischen Rechts sind in die Rechtsordnung der katholischen Kir-

che eingegliedert, dort rechts- und parteifähig und unterstehen nach Maßgabe des CIC 

außerdem dem Aufsichtsregime der jeweiligen kirchlichen Autoritäten, das jedenfalls auch 

den Vorgaben der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts an eine „ordnende Ein-

flussnahme“ gerecht werden dürfte. Im Übrigen greift auch hier die Regel des Bundesver-

fassungsgerichts, wonach Einrichtungen mit kanonischer bzw. kirchlicher Rechtspersön-

lichkeit im Zweifel stets auch kirchlich im Sinne der staatlichen Rechtsordnung sind667. 

 

 2. Zwischenergebnis 

Die religionsverfassungsrechtliche Zuordnung erfordert eine institutionelle Verbindung zwi-

schen privatrechtlich organisierten Einrichtungsträgern und der verfassten Kirche bzw. de-

ren Amtsträgern. Diese Verbindung muss zum einen sicherstellen können, dass der Ein-

richtungsträger und sein Wirken stets dem religiösen Konsens entsprechen, zum anderen 

vermittelt sie die Teilhabe am religiösen Selbstbestimmungsrecht der verfassten Kirche 

und begründet somit die privilegierende Sonderstellung in der staatlichen Rechtsordnung. 

Diese institutionelle Verbindung liegt stets vor, wenn die Kirche einen rechtlich abgesicher-

ten beherrschenden oder auch ordnenden Einfluss auf den Einrichtungsträger ausüben 

kann, etwa durch eine Mehrheitsbeteiligung oder weitreichende kirchlichen Ingerenzrech-

ten wie Zustimmungsvorbehalte, Bestimmungsrechte bezüglich der personellen Beset-

zung der Einrichtungsorgane, eigene Entsendungsrechte oder sonstige personelle Ver-
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 BAG, NZA 2008, 653. 
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 S. hierzu oben E) I. 1. b). 
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flechtungen. Sie liegt insbesondere auch dann vor, wenn dem Einrichtungsträger eine ka-

nonische Rechtspersönlichkeit verliehen wurde und er deshalb dem kanonischen Auf-

sichtsregime der kirchlichen Autorität unterliegt. 

Die nach dem staatlichen Gesellschaftsrecht zulässige Höchstgrenze an kirchlicher 

Fremdbestimmung über einen privatrechtlich organisierten Einrichtungsträger ist allerdings 

dann überschritten, wenn der Einrichtungsträger über keine eigene Autonomie mehr ver-

fügt und faktisch lediglich als Verwaltungsstelle oder Sondervermögen der verfassten Kir-

che fungiert. In der staatlichen Rechtsordnung könnte der Einrichtungsträger in diesem 

Fall nicht als rechtsfähige juristische Person anerkannt werden. 

Nach der hier vertretenen Auffassung genügen neben den vorgenannten kirchlichen Inge-

renzrechten aus religionsverfassungsrechtlicher Sicht aber auch schon reine Auskunfts-

rechte der verfassten Kirche, die sie in die Lage versetzen, die kirchliche Ausrichtung des 

Einrichtungsträgers und dessen Wirken regelmäßig zu überprüfen. 

Allein die Mitgliedschaft in einem kirchlichen Wohlfahrtsverband kann ohne Hinzutreten 

weiterer Regelungen die notwendige Verbindung zwischen dem zuzuordnenden Einrich-

tungsträger und der verfassten Kirche hingegen nicht begründen. 

 

 3. Der ordnende Einfluss der katholischen Kirche unter Berücksichtigung der rechtli-

chen Organisationsformen karitativer Einrichtungen und Dienste 

Nach dem Vorgesagten würden grundsätzlich bereits satzungsmäßig verankerte oder 

auch vertraglich vereinbarte Auskunftsrechte der katholischen Kirche genügen, um die für 

die religionsverfassungsrechtliche Zuordnung notwendige institutionelle Verbindung her-

zustellen. Ein Hauptanliegen der katholischen Kirche besteht aber darin, die Kirchlichkeit 

der organisierten Caritas zu fördern und allen Formen von Verweltlichungstendenzen ent-

gegenzutreten668. Allein mit Auskunftsrechten kann sie jedoch nicht verhindern, dass eine 

Einrichtung wider den kirchlichen Proprien handelt oder ihre kirchliche Identität und Zuord-

nung vollständig aufhebt. Im Falle eines permanenten religiösen Dissenses wäre die Ein-

richtung daher nicht mehr kirchlich im Sinne der staatlichen Rechtsordnung. Reine Aus-

kunftsrechte werden dem kirchlichen Kontroll- und Schutzinteresse im Falle eines religiö-

sen Dissenses daher nicht vollständig gerecht. 
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Diese Überlegungen gelten gerade auch für die vielgestaltigen rechtlichen Umstrukturie-

rungen innerhalb der organisierten Caritas. Allein mit Auskunftsrechten könnte die katholi-

sche Kirche auch hier keinen entscheidenden Einfluss auf die rechtliche Organisation der 

Einrichtung nehmen und beispielsweise Ausgliederungen in rein weltliche Tochtergesell-

schaften, beispielsweise zur Umgehung der kirchlichen Tarife669, nicht verhindern und 

auch den sonstigen Verweltlichungstendenzen nur schwer entgegentreten. Die Kirche ist 

daher darauf bedacht, auf allen rechtlichen Organisationsebenen einer konzernartig struk-

turierten karitativen Einrichtung über entsprechende Einflussrechte zu verfügen. 

Damit sich die Kirche im Fall eines religiösen Dissenses gegenüber der Einrichtung durch-

setzen kann, bedarf es jedenfalls solcher Einflussrechte, die auf der Ebene der Willensbil-

dung des Einrichtungsträgers zumindest mittelbar durchgreifen können. Ordnender Ein-

fluss bedeutet in der Konsequenz insbesondere, dass die Kirche gegebenenfalls verhin-

dern können muss, dass ein Einrichtungsträger seine religiöse Zwecksetzung aufhebt. 

Schließlich liegt darin der wohl stärkste anzunehmende Dissens zwischen Einrichtungs-

träger und Kirche. Die kirchlichen Einflussrechte sollten demnach bestenfalls die Möglich-

keit umfassen, auf die Satzungsgestaltung des Einrichtungsträgers einwirken zu können. 

Damit wäre auch im kirchlichen Interesse sichergestellt, dass ein Einrichtungsträger die 

kirchliche Bindung nicht ohne Zustimmung der Kirche einseitig aufheben kann und bei-

spielsweise durch Satzungsänderung die Geltung des kirchlichen Arbeitsrechts ausschlie-

ßen kann. 

Um die Satzungsgestaltung eines privatrechtlich organisierten Einrichtungsträgers maß-

geblich beeinflussen zu können, kommen grundsätzlich entweder entsprechende sat-

zungsmäßig festgelegte Zustimmungsvorbehalte der Kirche als präventives Aufsichtsmittel 

oder eine Stimmenmehrheit im willensbildenden Organ in Betracht. Solche Einflussmög-

lichkeiten betreffen unmittelbar die Binnenorganisation des Einrichtungsträgers. 

Um rechtliche Umstrukturierungen wie etwa Ausgliederungen, Zusammenschlüsse oder 

Betriebsübertragungen maßgeblich beeinflussen zu können, kommen ebenfalls entspre-

chende satzungsmäßig verankerte präventive Zustimmungsvorbehalte bezüglich der hier-

zu erforderlichen Rechtsgeschäfte, aber auch repressive Einflussrechte wie Weisungs- 

und Abberufungsrechte hinsichtlich der Geschäftsführung oder Selbstvornahme- bzw. 
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Selbsteintrittsrechte in Betracht. Diese Art des kirchlichen Einflusses betrifft vornehmlich 

das außenwirksame Handeln des Einrichtungsträgers. 

Unter der Prämisse, dass die katholische Kirche regelmäßig selbst einen ordnenden Ein-

fluss fordert, und sowohl in der Rechtsprechung als auch im Schrifttum die Auffassung 

vorherrscht, dass ein „ordnender Einfluss“ der Kirche für die religionsverfassungsrechtliche 

Zuordnung einer Einrichtung zwingend notwendig sei, soll im Rahmen der gesellschafts-

rechtlichen Vorgaben abschließend aufgezeigt werden, wie die vorstehend angeführten 

Einflussmöglichkeiten auf den verschiedenen rechtlichen Organisationsebenen karitativer 

Einrichtungen umgesetzt werden können. Bei der nachfolgenden Betrachtung müssen 

allerdings auch die aus der Satzungsautonomie und Verbandssouveränität der Einrich-

tungsträger resultierenden Grenzen der zulässigen kirchlichen Fremdbeherrschung mit 

einbezogen werden. Jedenfalls im Vereinsrecht ist diese Grenze im Falle kirchlicher Ein-

richtungsträger zugunsten stärkerer Einflussrechte der Kirche verschoben670. 

 

 a) Eigen- oder Regiebetriebe in Trägerschaft von Rechtspersonen der katholischen 

Kirche 

Einrichtungen in unmittelbarer Trägerschaft einer Rechtsperson der Kirchenverfassung 

sind zweifellos institutionell mit der Kirche verbunden und ihr zwingend zuzuordnen, wenn 

sie kirchliche Zwecke verfolgen und nicht etwa Unternehmen mit rein wirtschaftlicher 

Zwecksetzung sind. Hinreichende Einflussrechte ergeben sich hier regelmäßig schon aus 

dem kanonischen Recht671 und der Eigentümerstellung. Man kann hier mit guten Gründen 

die Auffassung vertreten, dass eine Zuordnung sich von vornherein erübrigt, da diese Ein-

richtungen im Eigentum der verfassten Kirche selbst stehen und somit unmittelbar von 

deren religiösen Selbstbestimmungsrecht mit umfasst sind672. 

 

 b) Einrichtungen in Trägerschaft rechtsfähiger kirchlicher Stiftungen privaten Rechts 

Eine rechtsfähige Stiftung hat weder Mitglieder noch Anteilsrechte, sondern ist eine ver-

selbständigte Vermögensmasse, die vom Stifter für einen bestimmten Zweck dauerhaft 
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 S. oben C) V. 3. 
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 Zu einigen Besonderheiten im Falle eines Orden päpstlichen Rechts, vgl. das Urteil des KAGH vom 
26.06.2009, Az. M 16/08, Rn. 24. 
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 So Bälz, Die verfassungsrechtliche Zuordnung der Diakonie zur Kirche, KuR 2008, S. 35, 36, für die 
evangelische Kirche. 
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gewidmet wurde. Stiftungen haben daher keine Mitglieder- oder Gesellschafterversamm-

lung, die aus eigenem Interesse die Zweckerfüllung durch die Geschäftsführung über-

wacht. Aufgrund dieser fehlenden internen Kontrolle unterstehen Stiftungen stets einer 

externen Kontrolle, die nach Maßgabe der landesstiftungs- und kirchenrechtlichen Vor-

schriften durch staatliche oder kirchliche Aufsichtsbehörden wahrgenommen wird. Diese 

Aufsichtsbehörden wachen in erster Linie über die Erfüllung des vom Stifter festgelegten 

Stiftungszweckes sowie über die Einhaltung der Rechtsordnung. 

Stiftungen müssen nach den gesetzlichen Vorgaben nur über ein obligatorisches Vor-

standsorgan verfügen, das die Stiftung nach außen vertritt und die laufenden Geschäfte 

führt673. Durch die Stiftungssatzung können daneben aber auch beliebig weitere fakultative 

Organe installiert werden. Verbreitet sehen Stiftungssatzungen neben dem Stiftungsvor-

stand einen Stiftungsrat vor, der neben der staatlichen oder kirchlichen Stiftungsaufsicht 

die Geschäfte des Vorstandsorgans auf ihre Vereinbarkeit mit dem Stifterwillen kontrolliert. 

Einrichtungen in unmittelbarer Trägerschaft einer rechtsfähigen kirchlichen Stiftung priva-

ten Rechts im Sinne der Landesstiftungsgesetze unterliegen nach den landesstiftungs-

rechtlichen Aufsichtsregelungen674 mit alleiniger Ausnahme des Landesstiftungsgesetzes 

Berlins der kirchenbehördlichen Stiftungsaufsicht nach Maßgabe der kirchlichen Aufsichts-

vorschriften. Die der katholischen Kirche zugeordneten Stiftungen unterliegen demzufolge 

den jeweiligen diözesanen Stiftungsordnungen. Diese beinhalten präventive Aufsichtsmit-

tel wie Anzeige- und Genehmigungspflichten für bestimmte Maßnahmen und Rechtsge-

schäfte, wozu insbesondere Satzungsänderungen und Auflösung, die Gründung von Toch-

tergesellschaften, der Erwerb von Gesellschaftsbeteiligungen sowie Rechtsgeschäfte ab 

einem gewissen Wertvolumen zählen. Ferner enthalten die Stiftungsordnungen repressive 

Aufsichtsmittel in Form von Beanstandungs- und Weisungsrechten oder Ersatzvornahme-

rechten, bis hin zu der Möglichkeit, Organmitglieder der Stiftung abzuberufen675. Die Kir-

che wird sich im Falle eines religiösen Dissenses mithilfe dieser weitreichenden Aufsichts- 

und Einflussrechte stets gegenüber der Stiftung durchsetzen können und somit einen dau-
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 S. § 81 Abs. 1 S. 3 Nr. 5 BGB. 
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 Vgl. Vgl. §§ 22 BWStiftG, Art. 21 ff BayStiftG, §§ 2 ff StiftGBbg, §§ 16 ff BremStiftG, § 2 Abs. 3 HbgStiftG, 
§§ 20 ff HessStiftG, § 11 MVStiftG, § 20 NdsStiftG, §§ 13 ff NRWStiftG, § 12 RPfStiftG, § 19 SaarStiftG, § 14 
SächsStiftG, § 26 f SAStiftG, § 18 SHStiftG, § 26 f ThürStiftG. Lediglich das Stiftungsgesetz Berlin kennt die 
Kategorie der kirchlichen Stiftung nicht. 
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 Vgl. bspw. §§ 9 – 11 StiftO Bistum Hildesheim; §§ 7 ff Stiftungsordnung in der Diözese Rottenburg-
Stuttgart; §§ 13 - 15 Stiftungsordnung für das Bistum Limburg; §§ 13 - 15 Stiftungsordnung für das Bistum 
Mainz; §§ 8, 9 Stiftungsordnung für das Erzbistum Köln; §§ 8, 9 Stiftungsordnung für das Erzbistum Pader-
born; ferner oben C) III. 1. c). 



 
169 

 

erhaften „ordnenden Einfluss“ im Sinne des Bundesarbeitsgerichts und der herrschenden 

Literaturauffassung ausüben können. Zusätzliche, beispielsweise in der Stiftungssatzung 

verankerte Einfluss- oder Aufsichtsrechte der Kirche, sind im Falle einer kirchlichen Stif-

tung privaten Rechts daher nicht zwingend notwendig. 

Die über die Landesstiftungsgesetze und diözesanen Stiftungsordnungen vermittelten 

kirchlichen Aufsichts- und Einflussrechte greifen allerdings erst, wenn es sich um eine 

kirchliche Stiftung im Sinne des staatlichen Stiftungsrechtes handelt, was sich – wie bereits 

festgestellt676 – in erster Linie wiederum nach den übergeordneten religionsverfassungs-

rechtlichen Zuordnungskriterien richtet. Die über die landesstiftungsrechtlichen und kir-

chenrechtlichen Aufsichtsregelungen hergestellte Verbindung zwischen Stiftung und Kirche 

ist somit erst die Rechtsfolge der religionsverfassungsrechtlichen Zuordnung. Nach der 

religionsverfassungsrechtlichen Zuordnungsmethodik ist die Verbindung zwischen Einrich-

tungsträger und Kirche allerdings ein zwingendes Zuordnungskriterium, das die Zuord-

nung neben der religiösen Zwecksetzung und der kirchlichen Anerkennung erst begründet. 

Als Rechtsfolge der religionsverfassungsrechtlichen Zuordnung stellt die Geltung der 

kirchlichen Stiftungsordnungen zwar dauerhaft den religiösen Konsens sicher, kann jedoch 

nicht zugleich den Zuordnungstatbestand erfüllen. Aufgrund dieser stiftungsrechtlichen 

Besonderheit muss bei der religionsverfassungsrechtlichen Zuordnung rechtsfähiger Stif-

tungen danach gefragt werden, ob der Stifter eine kirchliche Stiftung im Sinne des ein-

schlägigen Landesstiftungsgesetzes errichten wollte. Demzufolge muss zum Zeitpunkt der 

Errichtung der Stiftung nach dem in der Stiftungssatzung niedergelegten Stifterwillen eine 

kirchliche Zwecksetzung und eine Verbindung zur verfassten Kirche beabsichtigt gewesen 

sein. Hiervon ist beispielsweise auszugehen, wenn die Stiftung in der Satzung ausdrück-

lich als kirchliche Stiftung privaten Rechts bezeichnet wird, in der Stiftungssatzung die bi-

schöfliche oder oberhirtliche Aufsicht angeordnet wird oder die Stiftungsorgane aus-

schließlich oder überwiegend mit kirchlichen Vertretern zu besetzen sind. Eine vom Stifter 

gewollte Kirchlichkeit der Stiftung wäre auch dann hinreichend dokumentiert, wenn die Stif-

tung bei ihrer Errichtung auf Antrag des Stifters bischöflich approbiert oder auf sonstige 

Weise von der Kirche anerkannt wurde. Eine einmal vom Stifter auf diese Weise festgeleg-

te kirchliche Zweckbindung ist nach den stiftungsrechtlichen Ewigkeitsprinzip grundsätzlich 

auf immer bindend677 und kann nur in den sehr engen Grenzen des Stiftungsrechts aufge-
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 S. oben C) VI. 2. 
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 Kästner/Couzinet, Der Rechtsstatus kirchlicher Stiftungen staatlichen Rechts des 19. Jahrhunderts, S. 20. 
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hoben werden678. 

Bei nicht eindeutigen Fällen wird jedoch eine eingehende Auslegung des Stifterwillens an-

hand der bekannten und relevanten Dokumente notwendig, was insbesondere bei Altstif-

tungen, deren Errichtung bereits Jahrhunderte zurück liegen kann, regelmäßig zu erhebli-

chen Schwierigkeiten führt. Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ist 

in diesen Fällen bei der Auslegung des Stifterwillens außerdem das jeweilige historisch-

gesellschaftliche Milieu zur Zeit der Stiftungserrichtung zugrunde zu legen679. In diesen 

Fällen kann außerdem die vom Bundesverfassungsgericht entwickelte Zweifelsregelung 

entscheidungserheblich werden, wonach im Zweifel von einer kirchlichen Stiftung im Sinne 

der staatlichen Rechtsordnung auszugehen ist, wenn es sich um eine kirchliche Stiftung 

nach kanonischem Recht handelt680. 

Aufgrund der auf Ewigkeit angelegten kirchlichen Zweckbindung und der Möglichkeit, die 

Stiftungsaufsicht durch kirchliche Behörden ausüben zu lassen und auf diese Weise einen 

ordnenden Einfluss der Kirche sicherzustellen, stellt die kirchliche Stiftung bürgerlichen 

Rechts aus zuordnungsrechtlicher Sicht eine gut geeignete Rechtsform für karitativ-

kirchliche Einrichtungen dar. Aufgrund ihrer stiftungsaufsichtlichen Befugnisse kann die 

katholische Kirche auch im Rahmen rechtlicher Umstrukturierungen kirchlicher Stiftungen 

stets einen mitbestimmenden Einfluss geltend machen. 

 

 c) Einrichtungen in Trägerschaft eingetragener Vereine 

Ein eingetragener Verein nach §§ 21 ff. BGB ist mitgliedergetragen, kennt aber wie die 

Stiftung keine Anteilsrechte. Das willensbildende Organ eines Vereins ist dessen Mitglie-

derversammlung. Als weiteres obligatorisches Organ verfügt ein Verein stets über einen 

Vorstand, der den Verein nach außen rechtlich vertritt und in der Regel die laufenden Ge-

schäfte führt bzw. verantwortet. Darüber hinaus können in einer Vereinssatzung weitere 

fakultative Organe, wie etwa ein Verwaltungsrat oder bestimmte Ausschüsse und Gremien, 

mit unterschiedlichen Aufgaben und Befugnissen installiert werden. 

                                            
678

 Vgl. bspw. § 6 S. 2 BWStiftG: „Die Stiftungsbehörde kann die Satzung einschließlich der Bestimmungen 
über den Zweck der Stiftung ändern, soweit dies wegen wesentlicher Änderung der Verhältnisse geboten ist 
und wenn die zur Satzungsänderung befugten Stiftungsorgane die erforderliche Änderung nicht vornehmen 
oder die Stiftungsorgane nach der Stiftungssatzung zu Satzungsänderungen nicht befugt sind; die Änderung 
bedarf zu Lebzeiten des Stifters seiner Zustimmung.“; s. ferner bspw. § 5 NRWStiftG oder § 9 Abs. 2 HESS-
tiftG. 
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 BVerfGE 46, 73, 84 (Goch). 
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 BVerfGE 46, 73, 83; ferner oben E) III. 2. 
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Die Mitgliederversammlung ist das oberste Vereinsorgan681 und bestimmt stets über die 

Satzungsgestaltung und insbesondere über den Vereinszweck682. Sie kann demzufolge 

durch satzungsändernden Beschluss die kirchliche bzw. religiöse Zwecksetzung anordnen, 

aber auch aufheben. Außerdem kann sie den Vorstand bestellen und abberufen. Der Vor-

stand ist zudem an die Beschlüsse der Mitgliederversammlung gebunden. Ein ordnender 

Einfluss der katholischen Kirche ist im Falle eines eingetragen Vereins daher stets gege-

ben, solange sie die Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder durch ihre geistlichen 

Amtsträger (Kleriker)683 stellt. Tatsächlich dürfte dies jedoch nicht sehr häufig der Fall sein, 

da der eingetragene Verein eine gerade von privaten Initiativen bevorzugte Organisations-

form darstellt und demzufolge nicht selten Laien684 die Mehrheit in der Mitgliederschaft 

eines kirchennahen oder kirchlichen Vereins stellen. Es ist daher zu untersuchen, wie ne-

ben einer Stimmmehrheit in der Mitgliederversammlung alternativ ein ordnender Einfluss 

der Kirche gewährleistet werden kann. 

Handelt es sich bei einem eingetragenen Verein zugleich um eine rechtsfähige Vereini-

gung nach kanonischem Recht, greifen die besonderen Aufsichtsvorschriften des kanoni-

schen Rechts685. Diese kirchenrechtlichen Vorschriften zielen insbesondere darauf ab, die 

Übereinstimmung mit der kirchlichen Lehre sicherzustellen. Nach can. 299 § 3 CIC wird 

„kein privater Verein von Gläubigen in der Kirche anerkannt, wenn seine Statuten nicht von 

der zuständigen Autorität überprüft sind“. Weiter unterliegen nach can. 305 § 1 CIC „alle 

Vereine von Gläubigen der Aufsicht der zuständigen kirchlichen Autorität, die dafür zu sor-

gen hat, dass in ihnen die Unversehrtheit von Glaube und Sitte bewahrt wird, und die da-

rüber zu wachen hat, dass sich keine Missbräuche in die kirchliche Disziplin einschleichen; 

deshalb hat sie die Pflicht und das Recht, diese nach Maßgabe des Rechtes und der Sta-

tuten zu beaufsichtigen; sie unterstehen auch der Leitung eben dieser Autorität gemäß 

den Bestimmungen der folgenden Canones“. Schließlich kann ein kanonischer Verein 

nach can. 326 § 1 CIC „auch von der zuständigen Autorität aufgelöst werden, wenn seine 

Tätigkeit zu einem schweren Schaden für die kirchliche Lehre bzw. Disziplin wird oder den 

Gläubigen zum Ärgernis gereicht“. Diese kanonischen Vorschriften sollen gewährleisten, 

dass sich die kirchlichen Autoritäten im Falle eines religiösen Dissenses stets durchsetzen 

können. Ob sie die Kirche allerdings auch im staatlichen Rechtskreis in die Lage versetzen 
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 Weick, in: Staudinger, BGB, § 32 Rn. 1. 
682

 Vgl. § 33 BGB. 
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 S. can. 207 § 1 CIC. 
684

 S. can. 207 § 1 CIC. 
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 Vgl. cann. 298 ff CIC. 
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können, die Aufhebung der kirchlichen Zwecksetzung des weltlichen Einrichtungsträgers 

zu verhindern, ist fraglich. Schließlich kann die Mitgliederversammlung eines eingetrage-

nen Vereins, auch wenn dieser zugleich ein kanonischer Verein nach can. 298 ff. CIC ist, 

stets einen satzungsändernden Beschluss treffen und die kirchliche Zwecksetzung aufhe-

ben. Die staatlichen Amtsgerichte haben bei der Eintragung einer solchen Satzungsände-

rung in das Vereinsregister allein die Vorgaben der Vereinssatzung und des BGB zu be-

achten. Eine Intervention der kirchlichen Autoritäten auf Grundlage der kanonischen Auf-

sichtsvorschriften hindert sie daher nicht an der Eintragung einer nach staatlichem Recht 

ordnungsgemäßen Satzungsänderung. Gleichwohl dürften die kanonischen Aufsichtsvor-

schriften – auch wenn sie im weltlichen Rechtskreis eine Aufhebung der Kirchlichkeit letzt-

lich nicht verhindern können – in den meisten Fällen einen ordnenden Einfluss der Kirche 

in religiösen Angelegenheiten sicherstellen686. 

Soll jedoch stets gewährleistet sein, dass sich der Einfluss der Kirche auch in der staatli-

chen Rechtsordnung durchsetzen kann, müssen die kirchlichen Einfluss- und Aufsichts-

rechte auch in der beim staatlichen Vereinsregister hinterlegten Vereinssatzung verankert 

sein. Eine solche Implementierung der kirchlichen Einflussrechte in der Satzung ist außer-

dem dann unabdingbar, wenn es sich bei dem eingetragenen Verein nicht auch zugleich 

um eine Vereinigung nach kanonischem Recht handelt, da die kanonischen Aufsichtsrege-

lungen in diesem Fall nicht greifen687. Soll im Sinne eines ordnenden Einflusses der Kirche 

verhindert werden können, dass die Mitgliederversammlung die kirchliche Zwecksetzung 

aufhebt, den Verein auflöst oder Satzungsänderungen beschließt, die mit der kirchlichen 

Lehre nicht vereinbar sind, muss die Vereinssatzung Zustimmungsvorbehalte der Kirche 

hinsichtlich Satzungs- und Zweckänderungen und der Auflösung des Vereins enthalten. 

Zwar verstoßen Zustimmungsvorbehalte von Dritten bezüglich der Satzungsgestaltung 

grundsätzlich gegen die Satzungsautonomie eines eingetragenen Vereins und sind als 

unwirksam bzw. nicht eintragungsfähig zu betrachten. Nach ständiger Rechtsprechung 

sind – wie bereits erörtert688 – solche Zustimmungsvorbehalte allerdings ausnahmsweise 

im Falle kirchlicher oder religiöser Vereine zulässig und von den Vereinsregistergerichten 

zu beachten. 
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 So jedenfalls auch BAG, Beschluss vom 14.04.1988 - 6 ABR 36/86 (=AP BetrVG 1972, § 118, Nr. 36). 
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 Vgl. eingehend hierzu Künzel, die kirchliche Vereinsaufsicht, S. 125 ff. 
688

 S. oben C) V. 3. 
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Neben den Zustimmungsvorbehalten hinsichtlich der Satzungsgestaltung und Auflösung 

sollten außerdem bestimmte Rechtsgeschäfte des Vereins, insbesondere die Gründung 

weiterer Einrichtungsträger sowie die Übertragung von Einrichtungsbetrieben oder Be-

triebsteilen, in der Satzung unter dem Vorbehalt kirchlicher Zustimmung stehen, um einen 

ordnenden Einfluss der Kirche auch im Falle von rechtlichen Umstrukturierungen gewähr-

leisten zu können. Solche Zustimmungsvorbehalte sind vereinsrechtlich zulässig und 

schränken die Außenvertretungsmacht des Vereinsvorstands bezüglich der zustimmungs-

pflichtigen Rechtsgeschäfte entsprechend ein689. Neben den vorgenannten Zustimmungs-

vorbehalten kann außerdem der Vorstand des Vereins durch entsprechende Satzungsre-

gelung ganz oder teilweise mit kirchlichen Vertretern besetzt werden690. 

Die vorgenannten Satzungsregelungen gewährleisten einen dauerhaften ordnenden Ein-

fluss der Kirche und überschreiten dabei nicht die Grenze zur unzulässigen Fremdbe-

stimmung. Unter Zugrundelegung der einschlägigen Rechtsprechung genügt es, wenn im 

Falle eines religiösen oder kirchlichen Vereins der Mitgliederversammlung ein autonomer 

Bereich zur Regelung der Vereinsangelegenheiten verbleibt691. Nachdem die vorgenann-

ten Einflussrechte der Kirche nur die in der Satzung ausdrücklich bestimmten Vereinsan-

gelegenheiten bzw. die Binnenorganisation betreffen, ist diese Grenze hier gewahrt692. 

 

 d) Einrichtungen in Trägerschaft einer GmbH 

Die GmbH ist eine vollrechtsfähige Kapitalgesellschaft, die von einem oder mehreren Ge-

sellschaftern zu einem bestimmten Zweck durch Gesellschaftsvertrag gegründet wird. Ge-

sellschafter können sowohl natürliche als auch juristische Personen sein. Die Kapitaleinla-

gen der Gesellschafter bilden das Stammkapital der Gesellschaft. Die Haftung der Gesell-

schafter ist auf ihre eingebrachte Kapitaleinlage beschränkt. 

Die GmbH bietet ein hohes Maß an Flexibilität bei der Gestaltung der inneren Organisati-

on693. Es können beliebig fakultative Organe geschaffen und variabel mit Kompetenzen 

und Aufgaben ausgestattet werden. Obligatorische Organe sind allerdings der Geschäfts-

führer und die Gesellschafterversammlung als willensbildendes Organ einer GmbH. Letz-
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 S. oben C) III. 3. b) bb). 
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 OLG Köln, NJW 1992, 1048, 1050. 
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 OLG Köln, a. a. O. 
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 OLG Köln, a. a. O. 
693

 Glawatz (-Wellert), Die Zuordnung privatrechtlich organisierter Diakonie zur evangelischen Kirche, S. 79; 
Bauer, die GmbH als Rechtsform karitativer Einrichtungen der Kirche, S. 57. 
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tere kann nicht durch ein anderes Gremium ersetzt werden694. Eine Satzungsänderung 

kann ausschließlich durch einen Beschluss der Gesellschafterversammlung erfolgen, § 53 

Abs. 1 GmbHG. Aber auch die sonstigen Belange der Gesellschaft werden durch die Ge-

sellschafterversammlung bestimmt, wenn und soweit der Gesellschaftsvertrag diese Kom-

petenzen nicht auf andere Organe überträgt oder keine sonstigen abweichenden Rege-

lungen enthält695. Die Stimmrechtsverteilung in der Gesellschafterversammlung richtet sich 

gemäß § 47 Abs. 2 GmbHG grundsätzlich nach den Geschäftsanteilen. 

Eine Stimmenmehrheit in der Gesellschafterversammlung bzw. eine Mehrheitsbeteiligung 

ermöglicht einem Gesellschafter, einen bestimmenden Einfluss auf die Satzungsgestal-

tung und im Regelfall auch auf die Geschäftsführung und die sonstigen Belange der 

GmbH auszuüben, wenn und soweit keine vom gesetzlichen Regelfall abweichenden Re-

gelungen zur Stimmkraft oder Kompetenzverteilung im Gesellschaftsvertrag getroffen wur-

den. Eine kirchliche Mehrheitsbeteiligung stellt somit das wesentliche Instrument zur Her-

stellung eines ordnenden Einflusses der Kirche dar. Die mehrheitsbeteiligte Kirche kann 

demnach stets verhindern, dass die Gesellschaft ihre kirchliche Zwecksetzung im Wege 

der Satzungsänderung aufhebt oder sonstige Beschlüsse trifft, die mit dem kirchlichen 

Selbstverständnis nicht im Einklang stehen. In diesem Zusammenhang wird in der nach-

folgenden Betrachtung jedoch näher zu untersuchen sein, ob neben einer Mehrheitsbetei-

ligung der katholischen Kirche selbst auch die Mehrheitsbeteiligungen eines außerhalb der 

verfassten Kirche organisierten Gesellschafters, beispielsweise einer rechtsfähigen kirchli-

chen Stiftung oder eines eingetragenen Vereines, einen ordnenden Einfluss der verfassten 

Kirche gewährleisten kann. 

Unabhängig von der Möglichkeit einer ordnenden Einflussnahme im Rahmen der Mehr-

heitsbeteiligung stellt sich die Frage, ob kirchliche Einflussrechte analog zum Vereinsrecht 

wirksam im Gesellschaftsvertrag implementiert werden können. Wie bereits festgestellt696, 

bestehen hinsichtlich der Satzungs- und Verbandsautonomie im GmbH-Recht keine we-

sentlichen strukturellen Unterschiede zum Vereinsrecht697. Es sind weder zwingende ge-

sellschaftsrechtliche noch religionsverfassungsrechtliche Gründen erkennbar, die im Falle 

einer GmbH eine abweichende Beurteilung gebieten würden. Nach überzeugender Auf-

fassung in der Literatur können daher die nach ständiger Rechtsprechung im Vereinsrecht 
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 Bauer, die GmbH als Rechtsform karitativer Einrichtungen der Kirche, S. 98. 
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 Vgl. § 45 GmbHG. 
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 S. oben C) V. 3. 
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 So auch Bauer, die GmbH als Rechtsform karitativer Einrichtungen der Kirche, S. 83 ff., 85. 
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aufgrund des religiösen Selbstbestimmungsrechts zulässigen kirchlichen Einflussrechte 

auch wirksam in einem Gesellschaftsvertrag einer GmbH implementiert werden698. Die 

Kirche kann sich im Gesellschaftsvertrag einer GmbH demzufolge Zustimmungsvorbehalte 

hinsichtlich der Satzungsgestaltung699 und bestimmter Verfügungen700 sowie Bestellungs-, 

Abberufungs-701 und Weisungsrechte702 bezüglich der Geschäftsführung einräumen lassen, 

ohne dass sie zugleich Gesellschafter oder Organ der GmbH sein muss. Das Fehlen sol-

cher unmittelbaren Einflussrechte kann hingegen unter Umständen als Indiz gegen die 

Kirchlichkeit der Einrichtung zu werten sein703. Mithilfe der vorgenannten Ingerenzrechte 

wird sich die Kirche in religiösen Angelegenheiten gegen die übrigen Gesellschafter im 

Regelfall durchsetzen können. Sie kann mittels ihres Zustimmungsvorbehalts die Aufhe-

bung der kirchlichen Zwecksetzung oder sonstige unerwünschte Satzungsänderungen 

wirksam verhindern. Darüber hinaus kann sie mithilfe ihrer Weisungsrechte bzw. Bestel-

lungs- und Abberufungsrechte gegenüber der Geschäftsführung einen Dissens in religiö-

sen Angelegenheiten im Zusammenhang mit den laufenden Geschäften unterbinden704. 

Zu beachten ist allerdings, dass die Zustimmungsvorbehalte der Kirche allein im Innenver-

hältnis zwischen GmbH-Geschäftsführung und Kirche wirken. Im Außenverhältnis kann die 

Vertretungsmacht des GmbH-Geschäftsführers im Gegensatz zum Vereins- oder Stif-
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 Bauer, a. a. O. 
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 Bauer, a. a. O. 
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 Bauer, S. 94. 
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 Bauer, S. 91. 
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 Bauer, S. 94. 
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 So Hanau/Thüsing, Grenzen und Möglichkeiten des Outsourcings aus dem kirchlichen Dienst, KuR 2002, 
S. 135. 
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 Vgl. hierzu noch einmal beispielhaft die Mustersatzung einer gemeinnützigen GmbH der Diözese Rotten-
burg-Stuttgart (Stand 29.01.2007), die in § 24 folgende Aufsichtsregelung enthält: 

„(1) Die Gesellschaft untersteht der kirchlichen Aufsicht. Diese wird wahrgenommen durch den Diö-
zesanverwaltungsrat der Diözese Rottenburg-Stuttgart. 
Folgende Geschäfte bedürfen im Innenverhältnis der Genehmigung durch den Diözesanverwal-
tungsrat: 
a) Änderung des Gesellschaftsvertrages, 
b) Berufung und Abberufung der Organe gemäß § 7 Nr. 1 und gegebenenfalls Nr. 2, 
c) Auflösung der Gesellschaft, 
d) Gründung von neuen Gesellschaften sowie Beteiligungen an Gesellschaften, 
e) Errichtung, Erweiterung, Übernahme und Schließung von Einrichtungen sowie Erwerb, Veräuße-
rung, Abtretung, Verpfändung und Teilung von Gesellschaftsanteilen, 
f) Erwerb, Veräußerung, Belastung und Aufgabe von Grundstücken, grundstücksgleichen Rechten 
und sonstigen Rechten an Grundstücken sowie deren Änderung ab einem Gegenstandswert von 
200.000 €, 
g) Aufnahme langfristiger außerplanmäßiger Darlehen, Garantieerklärungen und Übernahme von 
Fremdverpflichtungen ab einem Gegenstandswert von 200.000 €, 
h) Aufnahme und Ausscheiden von Gesellschaftern, 
i) Umwandlung der Gesellschaft nach dem Umwandlungsgesetz. 
(2) Die Gesellschaft legt dem Diözesanverwaltungsrat den Jahresabschluss samt Erläuterung sowie 
den Wirtschaftsplan unverzüglich nach deren Feststellung zur Information vor. 
(3) [...]“. 
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tungsvorstand nicht eingeschränkt werden705. Verstöße des Geschäftsführers gegen ge-

sellschaftsvertragliche Zustimmungspflichten führen demnach nicht zur Unwirksamkeit des 

Rechtsgeschäftes, können aber als Pflichtverletzung entsprechend sanktioniert werden. 

Im Ergebnis kommen im Falle einer GmbH zur Herstellung eines ordnenden Einflusses 

der katholischen Kirche sowohl eine kirchliche Mehrheitsbeteiligung als auch unmittelbar 

im Gesellschaftsvertrag verankerte Einflussrechte der Kirche in Betracht. Die Mehrheitsbe-

teiligung hat gegenüber den gesellschaftsvertraglichen Einflussrechten den Vorteil, dass 

sie unmittelbar die Willensbildung der Tochter-GmbH bestimmt. Gleichwohl gewährleisten 

auch die unmittelbar im Gesellschaftsvertrag implementierten Einflussrechte stets einen 

ordnenden Einfluss der Kirche.  

Im Falle einer kirchlichen Mehrheitsbeteiligung muss hingegen weiterhin differenziert wer-

den, ob es sich bei dem Gesellschafter um eine Rechtsperson der katholischen Kirche 

oder um eine außerhalb der verfassten Kirche organisierte Rechtsperson des staatlichen 

Privatrechts handelt. Soweit die katholische Kirche selbst Mehrheitsgesellschafterin ist, 

kann sie die Stimmmehrheit in der Gesellschafterversammlung der Tochter-GmbH wahr-

nehmen und unmittelbar ordnenden Einfluss ausüben. Handelt es sich hingegen um einen 

privatrechtlich organisierten Gesellschafter, etwa um eine rechtsfähige kirchliche Stiftung 

oder um einen eingetragenen Verein, nimmt er das Stimmrecht in der Gesellschafterver-

sammlung wahr. Allerdings steht auch die Tochtergesellschaft eines außerhalb der ver-

fassten Kirche organisierten Einrichtungsträgers unter dem maßgeblichen Einfluss der 

katholischen Kirche, wenn sie aufgrund von Einflussrechten gegenüber dem Gesellschaf-

ter sein Stimmverhalten in der Gesellschafterversammlung maßgeblich bestimmen kann. 

Die Kirche muss daher aufgrund ihrer Einflussrechte die Möglichkeit haben, zumindest 

den privatrechtlich organisierten Einrichtungsträger in seiner Gesellschafterfunktion ent-

scheidend steuern zu können. 

Vor diesem Hintergrund ist nachstehend unter Berücksichtigung der verschiedenen Ge-

sellschafterkonstellationen zu untersuchen, ob eine Mehrheitsbeteiligung des jeweiligen 

Gesellschafters einen unmittelbaren oder mittelbaren ordnenden Einfluss der Kirche ge-

währleisten kann. Soweit dies der Fall ist, bedarf es keiner zusätzlichen kirchlichen Ein-

flussrechte im Gesellschaftsvertrag der Tochter-GmbH. 

 

                                            
705
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aa)  Rechtspersonen der katholischen Kirche als Gesellschafter 

Die Mehrheitsbeteiligung der katholischen Kirche ermöglicht ihr, die Satzungsgestaltung 

und die sonstigen Belange einer Tochter-GmbH unmittelbar und maßgeblich zu bestim-

men. Eine Mehrheitsbeteiligung der katholischen Kirche ist auch dann anzunehmen, wenn 

mehrere Rechtspersonen der verfassten Kirche Gesellschaftsanteile halten und diese Be-

teiligungen erst zusammengenommen eine Mehrheitsbeteiligung ergeben. Liegt hingegen 

lediglich eine Minderheitsbeteiligung der katholischen Kirche vor, verfügen gerade die an-

deren Gesellschafter über die vorgenannten maßgeblichen Bestimmungsrechte, weshalb 

ein ordnender Einfluss der Kirche in diesem Fall nur durch zusätzliche kirchliche Einfluss-

rechte im Gesellschaftsvertrag gewährleistet werden kann. Die herrschende Meinung geht 

deshalb zutreffend davon aus, dass im Falle einer GmbH eine kirchliche Mehrheitsbeteili-

gung im Regelfall eine notwendige, aber auch hinreichende Bedingung für eine ordnende 

Einflussnahme der Kirche ist706. 

Eine kirchliche Mehrheitsbeteiligung ermöglicht im Ergebnis auch Mischträgerschaften mit 

anderen Einrichtungsträgern der privaten oder öffentlichen Wohlfahrtspflege unter Beibe-

haltung der religionsverfassungsrechtlichen Zuordnung zur mehrheitsbeteiligten Kirche707. 

 

bb) Rechtsfähige kirchliche Stiftung privaten Rechts als Gesellschafterin 

Es stellt sich die Frage, ob die Stellung als Allein- oder Mehrheitsgesellschafter auch dann 

für die religionsverfassungsrechtliche Zuordnung einer Tochtergesellschaft genügt, wenn 

es sich nicht um eine Rechtsperson der Kirchenverfassung, sondern um eine rechtsfähige 

kirchliche Stiftung privaten Rechts handelt, und unmittelbare Einflussrechte der katholi-

schen Kirche im Gesellschaftsvertrag der GmbH-Tochter nicht ausdrücklich verankert sind. 

Der entscheidende Unterschied liegt hier darin, dass eben nicht die Kirche selbst Eigen-

tümerin der Tochtergesellschaft ist, sondern eine rechtlich selbständige Stiftung, die der 

Kirche zwar religionsverfassungsrechtlich zugeordnet ist, aber rechtlich dennoch außer-

halb der verfassten Kirche steht. Dies hat zur Folge, dass die Gesellschafterbeschlüsse 

nicht von der Amtskirche getroffen werden, sondern vom Vorstand der rechtlich selbstän-
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digen Stiftung. Eine unmittelbare Einflussnahme durch die Kirche selbst findet auf die 

Tochtergesellschaften rechtlich selbständiger Stiftungen folglich nicht statt, es sei denn, die 

Amtskirche wird in der Stiftungssatzung dazu ermächtigt, den Stiftungsvorstand durch die 

Entsendung eigener Vertreter zu besetzen. 

Soweit die Amtskirche aus vorgenannten Gründen keinen unmittelbaren Einfluss auf die 

Tochtergesellschaft einer kirchlichen Stiftung ausüben kann, stellt sich die Frage, ob die in 

den Stiftungsordnungen statuierten Einfluss- und Aufsichtsrechte der kirchenamtlichen Stif-

tungsaufsichtsbehörde eine hinreichende Einflussmöglichkeit auf das Tochterunternehmen 

der Stiftung vermitteln können. 

Die kirchliche Stiftungsaufsichtsbehörde kann nach Maßgabe der Landesstiftungsgesetze 

und diözesanen Stiftungsordnungen auf den Stiftungsvorstand entscheidend Einfluss 

nehmen. Ihr stehen neben zahlreichen Genehmigungsvorbehalten nach Maßgabe der diö-

zesanen Stiftungsordnungen auch Beanstandungs-, Weisungs- und Ersatzvornahmerech-

te zu708. Infolge dieser Einflussrechte kann die kirchliche Stiftungsaufsicht die Stiftung ver-

bindlich verpflichten, in ihrer Eigenschaft als Gesellschafterin einer Tochter-GmbH in deren 

Gesellschafterversammlung bestimmte Gesellschafterbeschlüsse zu treffen und umzuset-

zen. Im Falle einer Weigerung des Stiftungsvorstands kann die kirchliche Stiftungsaufsicht 

an dessen Stelle im Wege der Ersatzvornahme für die Stiftung einen entsprechenden Ge-

sellschafterbeschluss fassen. Die kirchenamtliche Stiftungsaufsichtsbehörde hat insoweit 

die Möglichkeit, mittelbar, im Ausnahmefall auch unmittelbar, auf die Tochtergesellschaft 

der Stiftung durch Wahrnehmung der Stimmmehrheit in der Gesellschafterversammlung 

ordnenden Einfluss auszuüben. Im Ergebnis kann man folglich davon ausgehen, dass 

auch die Tochtergesellschaften von rechtsfähigen kirchlichen Stiftungen des privaten 

Rechts hinreichend institutionell mit der Amtskirche verbunden sind, wenn die Stiftung 

mehrheitsbeteiligt ist. 

 

 cc) Eingetragener  Verein als Gesellschafter einer GmbH 

Im Gegensatz zu kirchlichen Stiftungen bürgerlichen Rechts unterliegen eingetragene Ver-

eine nicht einer gesetzlich geregelten kirchlichen Aufsicht. Ein ordnender Einfluss der ka-

tholischen Kirche auf eine Tochter-GmbH eines eingetragenen Vereins über dessen Ge-

sellschafterfunktion setzt demnach geeignete Einflussrechte der Kirche in der Satzung des 
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Vereins voraus. In Betracht kommen zunächst Weisungs-, Anordnungs- oder Selbstein-

trittsrechte der Kirche, die jedoch häufig auf Widerstand in der Mitgliederversammlung 

stoßen dürften und sich möglicherweise deshalb auch in Vereinssatzungen vergleichswei-

se selten finden.  

Ein ordnender Einfluss der katholischen Kirche auf eine Tochter-GmbH eines Vereins ist 

aber dann anzunehmen, wenn entweder die Mitgliederversammlung oder zumindest der 

Vereinsvorstand mehrheitlich mit Vertretern der katholischen Kirche besetzt ist. In diesem 

Fall können die Vertreter der katholischen Kirche in den Vereinsorganen für den Verein in 

seiner Gesellschafterfunktion Beschlüsse fassen, die insoweit unmittelbar für die Tochter-

GmbH gelten. Gewährt die Vereinssatzung hingegen keine der vorgenannten Möglichkei-

ten, kann ein ordnender Einfluss der Kirche nur über Einflussrechte gewährleistet werden, 

die unmittelbar im Gesellschaftsvertrag der Tochter-GmbH selbst implementiert sind. 

 

dd)  GmbH als Gesellschafterin (Enkelgesellschaften) 

Im Falle von Enkelgesellschaften kann im Wesentlichen auf die bislang erzielten Ergebnis-

se verwiesen werden. Ein ordnender Einfluss der katholischen Kirche ist jedenfalls dann 

gegeben, wenn sie selbst aufgrund der gegebenen Gesamtbeteiligungsverhältnisse in der 

Gesellschafterversammlung die Stimmmehrheit wahrnehmen kann. 

Dasselbe gilt aber auch im Falle von Enkelgesellschaften kirchlicher Stiftungen oder einge-

tragener Vereine. Halten diese in der Gesellschafterversammlung der Enkel-GmbH auf-

grund der gegebenen Gesamtbeteiligungsverhältnisse die Stimmmehrheit und steht ihr 

Stimmverhalten wie in den vorgenannten Konstellationen unter dem Einfluss der katholi-

schen Kirche, kann diese auch die Gesellschafterbeschlüsse in einer Enkel-GmbH am 

Ende maßgeblich bestimmen. 

Abgesehen von diesen Konstellationen bedarf ein ordnender Einfluss der Kirche im Falle 

einer Enkel-GmbH jedoch stets ausdrücklicher Einflussrechte im betreffenden Gesell-

schaftsvertrag. 
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 F) Gesamtergebnis 

Die wesentlichen Erkenntnisse der vorliegenden Arbeit lassen sich abschließend wie folgt 

zusammenfassen: 

Einrichtungen der organisierten Caritas, die der Kirche religionsverfassungsrechtlich zu-

geordnet sind, sind Gegenstand des kirchlichen Selbstbestimmungsrechts und können in 

den durch einfachgesetzliche Berücksichtigungsklauseln und Richterrecht näher konkreti-

sierten Rechtsgebieten der staatlichen Rechtsordnung eine privilegierende Sonderstellung 

beanspruchen. Diese Zuordnung richtet sich nach den übergeordneten religionsverfas-

sungsrechtlichen Vorgaben der Art. 4, 140 GG i. V. m. 137 Abs. 3 WRV und beurteilt sich 

deshalb für alle Rechtsgebiete des einfachen Rechts einheitlich und umfasst schließlich 

alle rechtlichen Organisationsformen des staatlichen Privatrechts. 

Diese religionsverfassungsrechtliche Zuordnung setzt voraus, dass die Einrichtung vom 

religiösen Konsens getragen wird und dazu bestimmt ist, einen von der Glaubensgemein-

schaft geteilten religiösen Glaubenssatz zu verwirklichen. Das Wirken der Einrichtung  

muss einen nachvollziehbaren Bezug zum Schutzbereich des Art. 4 GG, d. h. zum Sinn 

und zur Bewältigung des menschlichen Lebens aufweisen. Eine darüber hinausgehende 

Beurteilungs- und Prüfungskompetenz steht dem religiös-weltanschaulich neutralen Staat 

nicht zu. Die kirchliche Zweckbestimmung bzw. der religiöse Bezug muss aber aus staatli-

cher Sicht zumindest anhand objektiver Merkmale nachvollziehbar sein und folglich im 

Gesellschaftsstatut des Einrichtungsträgers entsprechend verankert sein. Dieser Bezug 

zur verfassungsrechtlich geschützten Religionsausübung rechtfertigt die rechtliche Privile-

gierung der kirchlichen Einrichtung und die damit einhergehende Ungleichbehandlung sä-

kularer Einrichtungen, Institutionen und Unternehmen. Dieser Rechtfertigungszusammen-

hang liegt insbesondere bei gewinnorientiertem bzw. eigenwirtschaftlichem Handeln nicht 

mehr vor. 

Die karitative Diakonie ist sowohl aus Sicht der katholischen Kirche als auch aus Sicht der 

staatlichen Rechtsordnung eine religiöse Grundfunktion der Kirche und damit Gegenstand 

des religiösen Konsenses. Eine karitative Zweckbestimmung genügt somit grundsätzlich 

den Anforderungen einer religionsverfassungsrechtlichen Zuordnung, auch wenn die an-

gebotenen Dienste ganz oder zum Teil das Ergebnis wirtschaftlicher Erwägungen zur Ge-

schäftsfeldpolitik sein sollten. Dies gilt sowohl für die unmittelbar im Dienst am Menschen 
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und damit im karitativen Kernbereich operativ tätigen Einrichtungsträger als auch für dieje-

nigen, die durch ihre Hilfsdienste einen operativen Einrichtungsträger unterstützen und auf 

diese Weise mittelbar eine übergeordnete karitative Zielsetzung verfolgen. Demnach kön-

nen auch Servicegesellschaften, Holdinggesellschaften und reine Förderorganisationen 

der katholischen Kirche religionsverfassungsrechtlich zugeordnet werden. Bietet die Ein-

richtung ihre nicht zum karitativen Kernbereich zählenden Hilfsdienste jedoch auf dem 

freien Markt an, ist der notwendige religiöse Bezug aufgehoben. Solche Servicegesell-

schaften unterscheiden sich aus Sicht des staatlichen Rechts nicht mehr von weltlichen 

gewerblichen Anbietern, weshalb eine rechtliche Privilegierung hier nicht mehr gerechtfer-

tigt werden kann. 

Die religionsverfassungsrechtliche Zuordnung setzt neben der religiösen Zwecksetzung 

eine organisatorische bzw. institutionelle Verbindung der Einrichtung mit den Amtsträgern 

der Kirche voraus. Eine zuzuordnende Einrichtung muss stets die Regeln der Glaubens-

lehre und Rechtsordnung der katholischen Kirche beachten, anderenfalls wäre der not-

wendige religiöse Konsens aufgehoben. Die institutionelle Verbindung muss demnach si-

cherstellen können, dass das Wirken der Einrichtung stets vom religiösen Konsens getra-

gen ist. Nur unter diesen Voraussetzungen vermittelt die Verbindung der zugeordneten 

Einrichtung auch die Teilhabe am religiösen Selbstbestimmungsrecht der katholischen Kir-

che und die daraus resultierende privilegierende Sonderstellung in der staatlichen Rechts-

ordnung. Eine Mitgliedschaft in einem Caritasverband genügt für sich allein betrachtet 

nicht, da hierdurch keine Verbindung mit den Amtsträgern der katholischen Kirche ge-

schaffen wird. 

An diese notwendige institutionelle Verbindung zwischen Kirche und Einrichtung sind kei-

ne höheren Anforderungen zu stellen, als an das verfassungsrechtlich notwendige Maß an 

innerer Organisation einer Religionsgemeinschaft selbst. Die religionsverfassungsrechtli-

che Zuordnung einer Einrichtung setzt daher nicht zwingend voraus, dass sich die Kirche 

aufgrund der institutionellen Verbindung im Falle eines religiösen Dissenses stets gegen-

über der Einrichtung durchsetzen können muss. Dies würde in der Konsequenz bedeuten, 

dass eine religionsverfassungsrechtliche Zuordnung nur dann möglich wäre, wenn von 

vornherein ausgeschlossen ist, dass die Einrichtung ihre kirchliche Bindung einseitig auf-

heben kann. Ein solches Maß an Bindung verlangt das Verfassungsrecht jedoch weder für 

die innere Struktur einer Religionsgemeinschaft noch für die Zuordnung von Einrichtungen, 

die rechtlich außerhalb der Religionsgemeinschaft nach staatlichem Privatrecht organisiert 
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sind. Die Forderung nach einem ordnenden Einfluss im Sinne einer stets gegebenen 

Durchsetzungsmacht in religiösen Angelegenheiten zwingt der katholischen Kirche eine 

verfassungsrechtlich nicht notwendige, streng hierarchische Organisationsstruktur auf und 

verletzt damit im Ergebnis ihr Selbstbestimmungsrecht. 

Zur Sicherstellung des religiösen Konsenses genügen im Ergebnis umfassende Auskunfts-

rechte der katholischen Kirche gegenüber dem Einrichtungsträger hinsichtlich aller we-

sentlichen Geschäftsvorgänge. Auf diese Weise können sich die Amtsträger der katholi-

schen Kirche umfassend über das Wirken der Einrichtung informieren und im Falle kir-

chenwidrigen Handelns die kirchliche Anerkennung der Einrichtung widerrufen. In der 

Konsequenz wäre damit im Falle eines permanenten religiösen Dissenses die religionsver-

fassungsrechtliche Zuordnung allerdings stets aufgehoben. Allein mit Auskunftsrechten 

kann die katholische Kirche weder auf die religiöse Ausrichtung der Einrichtung noch auf 

rechtliche Umstrukturierungen entscheidenden Einfluss nehmen und kann auch eine 

Flucht der Einrichtung aus der Kirchlichkeit, etwa um das kirchliche Arbeitsrecht zu umge-

hen, nicht verhindern. Der religiöse Konsens und damit die religionsverfassungsrechtliche 

Zuordnung hängen in diesen Fällen vom Willen des Einrichtungsträgers ab. Die katholi-

sche Kirche kann ihr religiöses Selbstverständnis demgegenüber in den in dieser Arbeit 

abschließend aufgezeigten Organisationsformen709 durchsetzen. 

Das höchste Maß an Einfluss vermittelt stets eine unmittelbare Stimmmehrheit der katholi-

schen Kirche in den willensbildenden Organen des Einrichtungsträgers. Eine von der ka-

tholischen Kirche gesteuerte Stimmmehrheit kann unter den aufgezeigten Voraussetzun-

gen aber auch im Falle einer Tochter- oder Enkel-GmbH durch entsprechende Ingerenz-

rechte gegenüber einem privatrechtlich organisierten Gesellschafter angenommen werden. 

Liegt eine solche Stimmmehrheit der katholischen Kirche hingegen nicht vor, muss sie so-

wohl die Satzungsgestaltung des Einrichtungsträgers durch Zustimmungsvorbehalte mit-

bestimmen als auch die Geschäftsführung durch entsprechende Einflussrechte maßgeb-

lich beeinflussen können. Im Falle einer kirchlichen Stiftung im Sinne der Landesstiftungs-

gesetze genügen diesbezüglich grundsätzlich die gesetzlichen Aufsichts- und Einfluss-

rechte der kirchlichen Stiftungsaufsichtsbehörde. Im Falle eines eingetragenen Vereins 

oder einer GmbH müssen hingegen entsprechende kirchliche Ingerenzrechte in der Sat-

zung implementiert werden. Die Verbands- und Satzungsautonomie steht solchen weitge-

henden kirchlichen Ingerenzrechten aufgrund des verfassungsrechtlich garantierten 
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Selbstbestimmungsrechts der katholischen Kirche im Ergebnis nicht entgegen. Im Rah-

men von rechtlichen Umstrukturierungen karitativer Einrichtungen wäre daher gegebenen-

falls zu prüfen, ob das Ergebnis des Umstrukturierungsprozesses den hier aufgezeigten 

gesellschaftsrechtlichen Mindestvoraussetzungen eines ordnenden Einflusses der katholi-

schen Kirche genügt. 
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